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EDITORIAL/115: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)





Wochendruckausgabe 115 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
08.12.2018
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Liebe Leserin, lieber Leser,

mit der 115. Ausgabe vom 08.12.2018 werden wir das regelmäßige
Erscheinen unserer Schattenblick-Wochendruckausgabe als Printprodukt
anläßlich der Fest- und Brückentage und, davon nicht zu trennen, der
Urlaubszeiten für genau fünf Wochen unterbrechen.

Am Samstag, den 19.01.2019, können Sie wieder die fortlaufende
Zusendung der Wochendruckausgabe des Schattenblicks wie gewohnt
erwarten. Selbstverständlich werden in der Zwischenzeit dennoch alle
damit verbundenen Beiträge auf dem Portal der Online-Tageszeitung
Schattenblick ohne jede Unterbrechung im vertraut täglichen Rhythmus
zu finden sein.

Bleibt noch, Ihnen und uns eine erholsame Zeit, ganz besonders in
diesen Tagen der Feste und Resturlaube, zu wünschen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


7. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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INFOPOOL / UMWELT / TICKER





WALD/377: Hambacher Forst - Spaziergang gegen ... (Michael Zobel)


Wir machen weiter - der Wald und die Dörfer brauchen uns -
Spaziergänge und mehr... 

von Michael Zobel, 4. Dezember 2018



Liebe WaldschützerInnen, sehr geehrte PressevertreterInnen,

auf den großen Demonstrationen am vergangenen Samstag in Köln und Berlin
waren wir uns einig:

Wir machen weiter, wir kommen wieder... auch nach dem Rodungsstopp,
wir dürfen uns nicht einlullen lassen, der Wald ist nach wie vor massiv
bedroht, die Bagger baggern weiter Richtung Rodungskante, die Dörfer
werden weiter abgerissen, Natur- und Kulturlandschaft wird weiter
unwiederbringlich vernichtet...

Und seit gestern wachsen unsere Sorgen. Schon bald geht die juristische
Auseinandersetzung weiter.[1]

Um so wichtiger ist es jetzt, den Druck aufrecht zu erhalten und zu
vergrößern, auf der Straße, im Wald, in den Dörfern, vor Gericht und in
den Parlamenten, in ganz Deutschland, ganz Europa, weltweit...

In Kattowitz tagt der Klimagipfel, in Berlin die Kohlekommission. Und
wir lassen nicht locker, wir werden weiter unbeugsam für den Erhalt
unserer Lebensgrundlagen eintreten, auch mit den Spaziergängen im
Hambacher Wald und in den Dörfern rund um den Tagebau Garzweiler.

Hier die kommenden Termine:

Sonntag, 9. Dezember, Wald statt Kohle - Waldspaziergang im Hambacher
Wald - der 56. Monat

unter anderem hat sich BBC Schottland angekündigt

weitere Termine Sonntag, 6. Januar 2019, Sonntag, 10. Februar, Sonntag,
17. März, Sonntag, 14. April, Sonntag, 12. Mai...

Treffpunkt jeweils 11.30 Uhr am Kieswerk Collas zwischen Morschenich und
Buir.

Aktuelle Informationen jeweils auf der Webseite

www.naturfuehrung.com

Sollte es erneut eine Räumung im Wald geben, finden an den
darauffolgenden Sonntagen weitere Spaziergänge statt.

Und wir machen weiter in Keyenberg und Umgebung. Auch am Tagebau
Garzweiler wächst der Widerstand, wir werden die Anwohner in den Dörfern
unterstützen.

Sonntag, 16. Dezember, 12.00 Uhr, Dorf- und Waldspaziergang in
Keyenberg und Kuckum und bei den anderen Dörfern am Tagebau Garzweiler

Treffpunkt ist erneut die Grünfläche an der Kirche in Keyenberg.

Auch hier lassen wir nicht locker, nach Absprache mit den AnwohnerInnen
werden neue Termine zeitnah veröffentlicht.


Die gute Nachricht: Es gibt ein neues Bündnis. Alle Dörfer bleiben,
im Westen wie im Osten...

https://alle-doerfer-bleiben.de/

Erst im Februar soll es nun den Abschlussbericht der Kohlekommission in
Berlin geben, Daumen drücken, vielleicht bringt uns dieser Bericht
unserem gemeinsamen Ziel ein gute Stück weiter - dem IrRWEg ein Ende
machen - besser heute als morgen!

Weil so Vieles viel zu lange dauert, muss der Druck auf allen Ebenen
erhöht werden. Seit knapp zwei Wochen liegt nun die Verfassungsklage
gegen die unzureichende Klimapolitik beim Verfassungsgericht in
Karlsruhe, DANKE Solarenergieförderverein, DANKE BUND, DANKE an die
Einzelkläger. In Kürze bin ich auch dabei... 

https://klimaklage.com/

Weitere Informationen zu allen Terminen und zu meinem "normalen"
Naturführer-Programm wie immer auf:

www.naturfuehrung.com

Hambi und zur Braunkohle auf:

https://hambacherforst.org/

http://verheizte-heimat.de/

https://www.facebook.com/pg/BuirerFuerBuir/posts/

Und das war's auch schon wieder für den Moment,

eine möglichst harmonische Adventszeit wünscht

Michael Zobel


Anmerkung:

[1] https://www1.wdr.de/nachrichten/landespolitik/hambacher-forst-rodungsklage-gericht-100.html

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 4. Dezember 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Dezember 2018 
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/535: Klimakampf und Kohlefront - Eile geboten ... (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 3. Dezember 2018

Greenpeace-Schwarzbuch sieht Vattenfall noch wenige Monate in der
Haftung 

Sachsen und Brandenburg können Vattenfall noch für Milliardenrisiko der
Braunkohlesparte haften lassen



Berlin, 3.12.2018 - Wenige Monate bleiben den Landesregierungen von Sachsen
und Brandenburg, um die Steuerzahler vor zusätzlichen Braunkohlekosten in
Milliardenhöhe zu schützen.

Nur noch im Jahr 2019 kann der schwedische Energiekonzern Vattenfall für
die Renaturierungskosten seiner ehemaligen Braunkohlesparte haftbar gemacht
werden. Das geht aus einem vertraulichen Dokument der schwedischen
Regierung hervor, das Greenpeace heute zusammen mit anderen bisher geheimen
Details rund um den Verkauf der Tagebaue im Schwarzbuch "Vattenfall-Leaks"
veröffentlicht. Bislang war davon ausgegangen worden, dass alleine der neue
Betreiber LEAG für die Folgekosten einstehen muss. "Die Lausitz darf beim
anstehende Strukturwandel nicht von Altlasten der Braunkohle gebremst
werden", sagt Greenpeace-Energieexperte Karsten
Smid. "Vattenfall hat viele Jahre gut an der Braunkohle verdient, jetzt
müssen die Landesregierungen alles dafür tun, nicht auf den Folgekosten der
Tagebaue sitzen zu bleiben." Das Greenpeace Schwarzbuch "Vattenfall-Leaks"
und eine beglaubigte Übersetzung des Dokuments finden Sie online: 

https://act.gp/2znM4bz

Vattenfall nennt in dem bislang vertraulichen Regierungsdokument als eine
zentrale Bedingung des Kaufvertrages die "Übernahme sämtlicher Betriebs-
und Umweltrisiken (...) durch den Käufer, keine Verpflichtung des
Verkäufers zur Entschädigung für derartige Risiken". Zwei Absätze später
wird deutlich, dass das deutsche Gesellschaftsrecht Vattenfall keineswegs
aus der Haftung entlässt: "Auf Grund von Strukturveränderungen, die vor der
Transaktion vorgenommen wurden, haftet der Verkäufer nach deutschem Recht
(Umwandlungsgesetz) während eines Zeitraums von fünf Jahren
gesamtschuldnerisch für die Verbindlichkeiten der Zielgesellschaften
(einschließlich der Umwelthaftung für die zehn stillgelegten Anlagen)." Die
genannte Fünfjahresfrist endet 2019. "Der einzige sichere Weg, nicht
Steuerzahler für die Kosten von Konzernen zahlen zu lassen, ist die LEAG
und Vattenfall jetzt gemeinsam in die Pflicht zu nehmen", so Smid. "Die
Landesregierungen müssen die fünfjährige Haftungsklausel nutzen, bevor sie
verjährt."

Wirtschaftsausschuss diskutiert Mittwoch in Potsdam über Rückstellungen


Diesen Mittwoch diskutiert der Ausschuss für Wirtschaft und Energie der
brandenburgischen Landesregierung in Potsdam darüber, wie die
Verpflichtungen der LEAG von mindestens drei Milliarden Euro für die
Renaturierung sichergestellt werden können. Bislang plant die
Landesregierung dies über noch einzurichtende Zweckgesellschaften. Diese
sind nach Einschätzung von Greenpeace jedoch im Falle einer Insolvenz nicht
sicher. "Im Bergrecht gilt das Verursacherprinzip", so Smid.
"Es ist ein Grundsatz des Umweltschutzes, wonach Kosten zur Behebung der
Bergbauschäden demjenigen angelastet werden, der sie zu verantworten hat.
Dies muss auch für die Schäden gelten, die durch die Ausbeutung der
Braunkohle entstanden sind und noch entstehen werden."


Vattenfall-Leaks

Das Schwarzbuch geht der Frage nach, ob die von der LEAG gebildeten
Rückstellungen ausreichen, um für die Bergbaufolgeschäden und
Sanierungspflichten in der Lausitz
aufzukommen.

https://www.greenpeace.de/presse/publikationen/vattenfall-leaks

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 03.12.2018

Herausgeber: Greenpeace e.V., Pressestelle

Hongkongstraße 10, 20457 Hamburg
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E-Mail: presse@greenpeace.de; mail@greenpeace.de

Internet: www.greenpeace.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/534: Klimakampf und Kohlefront - mitgefangen, mitgehangen ... (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 2. Dezember 2018

Auch deutscher Klimaschützerin droht monatelange Haft

Zwölf Greenpeace-Aktivisten nach friedlichem Kohle-Protest in Slowakei
in Haft



Berlin, 2.12.2018 -Ein slowakisches Gericht hat heute untersagt, dass zwölf
festgenommene Greenpeace-Aktivisten auf Kaution freikommen.

Die Klimaschützer aus Deutschland, der Slowakei, der Tschechischen
Republik, Finnland und Belgien hatten in der vergangenen Woche friedlich
mit Bannern auf einem Förderturm eines slowakischen Kohlekonzerns
demonstriert. Sie sollen nun bis zu einer Gerichtsverhandlung in Haft
bleiben, was Monate dauern kann. Sie werden unbegründet krimineller
Aktivitäten beschuldigt, durch die ihnen bis zu fünf Jahre Haft drohen. Die
Aktivisten hatten im Vorfeld der UN-Klimakonferenz für einen raschen
Ausstieg aus der Kohle und für den Ausbau erneuerbarer Energien
demonstriert. Die Anwälte der Aktivisten gehen juristisch gegen die
Entscheidung vor.

"Die Klimakrise stellt uns vor unsere größte Herausforderung, und die
Menschen erwarten von ihren Regierungen bei der Weltklimakonferenz
entschlossenes Handeln", sagt Stefan Krug, Leiter der politischen
Vertretung. "Diese zwölf Aktivisten haben friedlich gegen Kohle, den
schmutzigsten aller Energieträger, demonstriert. Nicht sie sind eine
Bedrohung, sondern Konzerne, die unser Klima zerstören. Wir fordern
die slowakische Regierung auf, die Aktivisten umgehend freizulassen."

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 02.12.2018

Herausgeber: Greenpeace e.V., Pressestelle
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LESUNG/4201: Hannover - Sophie Rois mit Szenischer Lesung im Schauspielhaus, 12.01.2019


Schauspiel Hannover

Sophie Rois kehrt mit »Die Geschichte von der 1002. Nacht« zurück
ins Schauspielhaus



Die Schauspielerin liest aus dem Roman von Jospeh Roth. Es ist ihr
drittes Solo-Gastspiel am Schauspiel Hannover

Am 12. Januar um 19:30 Uhr gastiert Schauspielerin Sophie Rois mit der
szenischen Lesung »Die Geschichte der 1002. Nacht« im Schauspielhaus.

Der 1939 postum erschienene Roman »Die Geschichte der 1002. Nacht« von
Joseph Roth spielt trotz des suggestiven Titels nicht etwa im Orient,
sondern hauptsächlich im Wien der 1880er Jahre: Eine falsche Gräfin,
ein suizidaler Baron, ein gelangweilter Schah und eine
Ofensetzertocher sind die Helden in dieser Kolportage über die
Begegnung von aristokratischer Weltferne und prallem volkstümlichen
Leben.

Sophie Rois gibt den aus der Zeit gefallenen Figuren des Romans ihre
Stimme; die szenische Lesung wurde von Theater- und Filmregisseur
Clemens Schönborn eingerichtet.

»[...] sie konnte schließlich auch flüsternd ihre Zuhörer an sich
binden, um kurz vor Schluss in einem hinreißenden Schreianfall, der
sie fast vom Sofa riss, einen kleinen österreichischen Oberst zu
geben, der hässliche Nachrichten aus der Hauptstadt an einen
Untergebenen weitergeben muss. Das war großartig«, schreibt die taz
über Sophie Rois Lesung in der Volksbühne Berlin 2014.

Am Schauspiel Hannover gastiert Sophie Rois bereits das dritte Mal mit
einem Soloabend. In der Spielzeit 2016/2017 war sie mit »Sophie Rois
liest: Probleme, Probleme«, in der Spielzeit 2017/2018 mit »Sophie
Rois macht Theater: Ein Schauspielerroman« zu Gast.

Sophie Rois, geboren in Linz, gehörte 1993-2017 zum Ensemble der
Volksbühne am Rosa-Luxemburg-Platz Berlin. Mit den Regisseuren Frank
Castorf und René Pollesch verbindet sie eine langjährige
Zusammenarbeit. Sie drehte zahlreiche Kino- und Fernsehfilme, für die
Hauptrolle im Kinofilm Drei (Regie: Tom Tykwer) wurde sie mehrfach
ausgezeichnet. Sophie Rois ist Ensemblemitglied des Deutschen Theaters
Berlin.

Sophie Rois liest: »Die Geschichte von der 1002. Nacht«

von Jospeh Roth. Szenische Lesung, Regie: Clemens Schönborn

Samstag, 12. Januar, 19:30 Uhr, Schauspielhaus, 25 Euro

Karten unter Tel. 0511 9999 1111, www.schauspielhannover.de und an den
Kassen der Staatstheater

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 4.12.2018

Schauspiel Hannover

Nds. Staatstheater Hannover GmbH

Prinzenstr. 9, 30159 Hannover

Internet: www.schauspielhannover.de
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TREFF/1289: Wertheim - Adventliches Programm im Grafschaftsmuseum


Stadt Wertheim

Adventliches Programm im Grafschaftsmuseum 

Weihnachtswerkstatt, Konzert und Ausstellungen



Wertheim. Im Advent erwartet das Grafschaftsmuseum seine Gäste mit
vielen vorweihnachtlichen Aktivitäten. Sie reichen von Basteleien in
der Weihnachtswerkstatt über eine Aktion im Rahmen des Wertheimer
Adventskalenders bis hin zur neuen Sonderausstellung "Winterfreuden".

In einer Weihnachtswerkstatt bietet das Grafschaftsmuseum an zwei
Wochenenden Gelegenheit zum Basteln von kleinen Weihnachtsgeschenken
aus Holz, Stoff und Watte. Kinder können am 8. und 9. Dezember von
14.30 bis 16.30 Uhr unter Anleitung kreativ basteln. Am 15. und 16.
Dezember findet die Weihnachtswerkstatt von 14 bis 18 Uhr statt. Dann
können die Besucher beim Herstellen von Königsberger Marzipan
mitmachen oder einfach nur zugucken.

Konzert, Glühwein und Plätzchen

Am Freitag, 14. Dezember, öffnet das Grafschaftsmuseum ein Fenster des
Wertheimer Adventskalenders. Um 17 Uhr gibt Manuel Dahner im
Modersohnsaal ein kleines Entspannungskonzert. Der Saxofonist war
mehrfacher Preisträger von "Jugend musiziert" und ist Mitglied des
Ensembles "Sax mal anders". Vor dem Grafschaftsmuseum werden an diesem
Nachmittag selbstgebackene Plätzchen, Kinderpunsch und Glühwein
angeboten. Eine schöne Gelegenheit also, etwas Ruhe in der hektischen
Vorweihnachtszeit zu finden.

Ausstellung "Winterfreuden"

Mit der neuen Sonderausstellung "Winterfreuden" weckt das
Grafschaftsmuseum ab Samstag, 8. Dezember, Erinnerungen an den Winter
"wie er früher einmal war". Historische Schlitten, Skier und
Schlittschuhe aus der Museumssammlung sowie Fotos aus dem alten
Wertheim zeigen die schönen Seiten der kalten Jahreszeit, wenn man
endlich warme Strumpfhosen anziehen durfte und sich über neue
Handschuhe und Mützen freute. Die winterlichen Impressionen sind im
Grafschaftsmuseum bis zum 6. Januar zu sehen. Parallel können auch die
ständige Sammlung sowie die Sonderausstellung "Echt schräg" besucht
werden.

An den Wochenenden des Weihnachtsmarktes ist das Museum von 14 bis 18
Uhr geöffnet. In der Adventszeit lohnt sich auch ein Besuch des
Museumsshops. Hier gibt es handgefertigte Geschenkartikel aus Stoff,
Seifen, Bücher sowie den Wertheim-Kalender 2019 mit Fotoimpressionen
von Kurt Bauer.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 06.12.2108

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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VORTRAG/8430: Brandenburg - Künstlerische Forschung für Ingenieure, mit Tanzdarbietung, 17.12.2018


idw - Pressemitteilung: Technische Hochschule Brandenburg

Abendvorlesung mit Tanzdarbietung

Öffentliche Veranstaltung zur künstlerischen Forschung für Ingenieure



Eine ungewöhnliche öffentliche Vorlesung bietet die Technische
Hochschule Brandenburg (THB) am Montag, 17. Dezember 2018 an: Neben
dem Vortrag wird in einer Live-Performance ein Tänzerpaar Ideen von
Studierenden umsetzen und die Bewegungen werden wiederum in Klang und
Licht umgewandelt. Die Vorlesung "Erkenntnisgewinn durch Kunst?
Künstlerische Forschung für Ingenieure" von Prof. Dr.-Ing. Guido
Kramann und weiteren Beteiligten findet von 18:00 bis 20:00 Uhr im
Audimax der THB statt.

Wenn Luise und Michael Helbig im Rahmen ihrer Performance tanzen,
werden diese Bewegungen durch die Sensorik von Smartphones in Klänge
und Lichteffekte übersetzt. Studierende aus dem Masterstudiengang
Energieeffizienz Technischer Systeme haben gemeinsam eine Performance
entwickelt, die sich mit den Lebensaltern des Menschen
auseinandersetzt und sie haben sich an der Softwareentwicklung
beteiligt.

Die Abendvorlesungen richten sich an die interessierte Öffentlichkeit,
an Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, Studierende, Schülerinnen
und Schüler. In dieser Veranstaltungsreihe werden aktuelle Themen
allgemeinverständlich und wissenschaftlich fundiert vorgestellt. Eine
Anmeldung ist nicht erforderlich, die Veranstaltung ist kostenlos.

Technische Hochschule Brandenburg Die 1992 gegründete Technische
Hochschule Brandenburg ist eine moderne Campushochschule mit Sitz in
Brandenburg an der Havel. Das Lehrangebot der Hochschule erstreckt
sich über die Fachbereiche Informatik und Medien, Technik sowie
Wirtschaft - zunehmend auch in berufsbegleitenden und dualen Formaten.
Die THB fördert besonders die Möglichkeit eines Studiums ohne Abitur.
Die rund 2.600 Studierenden werden derzeit von 66 Professorinnen und
Professoren betreut. Alle Studiengänge werden mit den internationalen
Abschlüssen Bachelor oder Master angeboten. Mehr Informationen unter
www.th-brandenburg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution284

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Brandenburg, 06.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NAHOST/330: Friedensnobelpreis ist Aufforderung - Endlich die 3.000 verschleppten Yezidinnen befreien


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 7. Dezember 2018

Friedensnobelpreis für Nadia Murad ist Aufforderung zu handeln:

3.000 verschleppte Yezidinnen endlich aus IS-Gewalt befreien und
Rechte der Glaubensgemeinschaft im Irak durchsetzen!



Göttingen, den 07. Dezember 2018 - Anlässlich der Verleihung des
Friedensnobelpreises (10. 12.) an die Yezidin Nadia Murad am
kommenden Montag in Oslo, fordert die Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) ernsthafte Anstrengungen zur Befreiung der rund 3.000
Yezidinnen aus dem Irak, die noch immer in der Gewalt des Islamischen
Staates (IS) sind. "Nadia Murad legt Zeugnis ab über die unerhörten
Qualen, die diese verschleppten Frauen und Mädchen seit mehr als vier
Jahren erleiden müssen. Es muss jetzt endlich mit Hochtouren daran
gearbeitet werden, diese Opfer von Verbrechen gegen die
Menschlichkeit aufzuspüren. Deutschland und die internationale
Gemeinschaft sind dazu aufgerufen, alle Bemühungen zur Rettung dieser
Frauen tatkräftig zu unterstützen", erklärte der GfbV-Nahostreferent
Kamal Sido am Freitag in Göttingen.

Für die 280.000 der 430.000 Yeziden, die vor den Angriffen des IS im
August 2014 geflohen sind und noch immer in provisorischen Camps in
Irakisch-Kurdistan untergebracht sind, forderte Sido endlich
realistische Perspektiven. Ohne dies würde die meisten Yeziden den
Irak über kurz oder lang in Richtung Europa verlassen. Dann hätten
die radikalen Sunniten des IS ihr Ziel erreicht, alle Angehörigen der
yezidischen Glaubensgemeinschaft aus dem Irak zu vertreiben.
Sicherheitskräfte der irakischen Zentralregierung oder der Regierung
des Autonomen Kurdistans müssten die Yeziden jedoch in ihrem
Siedlungsgebiet, dem Sinjar, vor islamistischen Terrormilizen
schützen. Um die Yeziden langfristig im Land zu halten, sollte ihnen
dort Selbstverwaltung gewährt werden.

Der arabische Irak und Kurdistan streiten seit Jahren darüber, zu
welchem Landesteil der Sinjar gehören soll. "Es stünde der deutschen
Bundesregierung, der EU, den USA und anderen westlichen Regierungen
gut zu Gesicht, wenn sie im Interesse der Überlebenden schrecklicher
Verbrechen endlich die Initiative für Gespräche ergreifen würden und
Nadia Murad und andere Yeziden bei ihrem Einsatz für die Rechte ihrer
Religionsgemeinschaft zur Seit stünden", bekräftigte Sido die
Forderung der Yeziden. Seit Jahren fordert die GfbV für die Yeziden
im Sinjar, im äußersten Nordwesten des Irak, regionale Autonomie.

Im Hochsommer 2014 hat der IS die Yeziden im Sinjar angegriffen. Nach
Angaben der Vereinten Nationen wurden rund 5.000 von ihnen sofort
getötet und weit mehr entführt, unter ihnen mehr als 5.000 Frauen und
Mädchen. Die gefangenen Frauen wurden vergewaltigt, zwangsverheiratet
oder auf Sklavenmärkten verkauft. Nur 40.000 Yeziden sind in den
Sinjar zurückgekehrt. Die Region wurde durch die Kämpfe gegen den IS
vollständig zerstört wurde.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Dezember 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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ATTAC/1960: 70 Jahre Menschenrechte - Konzerne endlich in die Pflicht nehmen


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 7. Dezember 2018

70 Jahre Menschenrechte: Konzerne endlich in die Pflicht nehmen

Appelle an Unternehmen reichen nicht, Bundesregierung muss
UN-Verhandlungen endlich unterstützen / Dezentrale Aktionen von
Attac-Gruppen am 10. Dezember



Das globalisierungskritische Netzwerk Attac hat die Bundesregierung
aufgefordert, 70 Jahre nach Verabschiedung der Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte endlich auch die Wirtschaft in die Pflicht zu nehmen.
Appelle reichten nicht, nötig seien gesetzliche Regelungen.(*) Die
Bundesregierung und Außenminister Heiko Maas dürften sich zudem nicht
weiter gegen einen starken UN-Vertrag (Binding Treaty) sperren, der
transnationale Konzerne zur Einhaltung der Menschenrechte verpflichtet.

"Es ist beschämend, dass die deutsche Regierung nicht zu den Vorkämpfern
für den Schutz der Menschenrechte in der globalisierten Wirtschaft
gehört, sondern im Gegenteil die Initiative der Vereinten Nationen aktiv
bekämpft", sagt Marie-Sophie Keller von Attac. "Der Fall Kik ist nur ein
Beispiel von vielen, die zeigen, wie Konzerne direkt oder über ihre
Wertschöpfungsketten mit Gewalt und unmenschlichen Arbeitsbedingungen in
Verbindung stehen. Dagegen helfen nur Sanktionen, keine Appelle. Die
Bundesregierung kommt ihrer Pflicht, die Menschenrechte auch in der
Wirtschaft zu schützen, bei weitem nicht nach."

Inhumane Geschäftsmodelle werden durch Freihandels- und
Investitionsschutzabkommen wie CETA oder JEFTA, das am Mittwoch im
EU-Parlament zur Abstimmung steht, laut Attac sogar noch gefördert und
geschützt. Das Netzwerk setzt sich daher über den geforderten UN-Vertrag
hinaus dafür ein, den Menschenrechten unbedingten Vorrang vor
Vereinbarungen in Handelsabkommen zu geben. Zudem soll Deutschland ein
Gesetz beschließen, das Menschenrechtsverletzungen von Konzernen im In-
und im Ausland unter Strafe stellt.

Thomas Köller von Attac: "Die obersten Regeln einer multilateralen
Weltordnung haben nicht die Prinzipien des erbarmungslosen Weltmarktes
zu sein, sondern die Menschenrechte!"

Mit dezentralen Aktionen unter dem Motto "Menschenrechte vor Profit -
weltweit!" werden Attac-Gruppen am Wochenende und Montag, dem Tag der
Menschenrechte, auf ihr Engagement für Menschenrechte in der Wirtschaft
aufmerksam machen (www.attac.de/aktionstag-menschenrechte). Die Aktionen
sind Teil einer Kampagne, die Attac gemeinsam mit der Hilfs- und
Menschenrechtsorganisation Medico International gestartet hat. Der
Appell kann online unterzeichnet werden:

www.attac.de/menschenrechte-vor-profit


Anmerkung:

(*) Medienberichten zufolge haben 7000 Unternehmen kürzlich einen Brief
von Außenminister Maas und vier weiteren Ministern erhalten, in dem
diese an die Unternehmen appellieren, das "Engagement für Menschenrechte
(...) in den Grundsätzen und der Praxis ihrer Unternehmensführung" fest zu
verankern.


Weitere Informationen:

www.attac.de/aktionstag-menschenrechte

www.attac.de/menschenrechte-vor-profit

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M
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AKTION/170: Berlin - Kundgebung "Todesursache: Flucht - gegen die tödliche Gleichgültigkeit", 9.12.2018


IPPNW - Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Kundgebung "Todesursache: Flucht - gegen die tödliche Gleichgültigkeit"

Internationaler Tag der Menschenrechte



Am 9. Dezember 2018, einem Tag vor dem Internationalen Tag der
Menschenrechte, laden borderline-europe, IPPNW Deutschland, Gangway e.V.,
Seebrücke Berlin, Corasol und die Herausgeber*innen des Buches
"Todesursache Flucht" von 15-17 Uhr zu einer Veranstaltung auf dem
Hermannplatz ein. Dort möchten wir der Toten gedenken und ein politisches
Zeichen gegen die menschenverachtende Grenzpolitik der Europäischen Union
setzen.

Wir werden gemeinsam Namen, Todesdatum und -ursache derer, die 2018 dem
Grenzregime zum Opfer fielen, verlesen und die Allgemeine Erklärung der
Menschenrechte symbolisch zu Grabe tragen. Die Kundgebungsteilnehmer*innen
werden dazu eingeladen, vorgefertigte Karten mit den Namen von Todesopfern
an das Bundesministerium des Inneren zu verschicken.

Einleitende Worte von Bernd Mesociv von PRO ASYL

Das Buch "Todesursache: Flucht. Eine unvollständige Liste" wird erhältlich
sein.

"Dieses Europa, das sich gern für die 'Erfindung' der Menschenrechte
feiern lässt, hat es fertiggebracht, über lange Zeit hinweg dem Sterben auf
dem Mittelmeer ungerührt zuzusehen." (Bernd Mesovic, PRO ASYL)


"Uns ist nicht egal, was in unserem Namen an Europas Außengrenzen
passiert. Wir schauen nicht weg. Wir werden nicht schweigend zusehen, wie
die Liste wächst, Tag um Tag." (Julia Winkler, borderline-europe)

"Totenlisten sind ein Versuch, Namen und die Erwähnung der unbekannt
gebliebenen Toten gegen das zu setzen, was man als politisch erwünschtes
Vergessen bezeichnen kann." (Bernd Mesovic, PRO ASYL)

Einen Kalender mit bundesweiten Aktionen rund um den 10.12. finden Sie
hier: 

flucht.hirnkost.de/terminkalender/




Weitere Informationen zum Buch:

Das europaweite Netzwerk UNITED for Intercultural Action mit Sitz in
Amsterdam führt die Liste der belegten Fälle seit 1993. Zum Internationalen
Tag der Menschenrechte 2018 kommt die Liste der Toten nun in Buchform
heraus. Dokumentiert sind nur die belegten Fälle, die meisten Toten sind
namenlos verzeichnet. Überlebende der Flucht haben den Herausgeberinnen
einige Namen ihrer Toten genannt, andere sind recherchiert. Die Liste wurde
durch Porträts und Fotos der Menschen ergänzt. So sollen diese Menschen dem
Vergessen entrissen werden und die Debatte um Opferzahlen, Flucht und
Migration wieder ein menschliches Antlitz bekommen.

Die mehr als 300 Buchseiten umfassende Liste wird ergänzt durch Berichte
von Überlebenden sowie Beiträge von Heribert Prantl, Mitglied der
Chefredaktion der Süddeutschen Zeitung, Rolf Gössner, Kuratoriumsmitglied
der Internationalen Liga für Menschenrechte, Stephan Lessenich, Professor
für Soziologie der Ludwig-Maximilians-Universität München, Bernd Mesovic,
Pro Asyl, u. a.

Initiatorinnen und Herausgeberinnen sind Kristina Milz und Anja Tuckermann.
Das Buch erscheint im Hirnkost Verlag.

flucht.hirnkost.de

 * 

Quelle:

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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AUFRUF/097: Hannover - Helfer*innen nicht im Regen stehen lassen!, Mahnwache am 11.12.18


Flüchtlingshilfe Wolfsburg und des Flüchtlingsrat Niedersachsen

Stichwort: "Verpflichtungserklärung"

Aufruf zur Mahnwache am Dienstag, 11.12.2018, 10:45 Uhr - 11 Uhr vor dem
Landtag



Vor einem Jahr versprach uns die Landesregierung eine politische Lösung für
die Menschen, die Flüchtlingen in der Not geholfen haben - und nun mit
horrenden Kostenforderungen der Jobcenter konfrontiert sind: Humanitäres
Reden in die Tat umzusetzen, soll viele Tausend Euro "Strafe" kosten!
Eindringlich haben wir der Politik nahe zu bringen versucht, was das für
die Betroffenen bedeutet: Mehrere hundert Menschen sind in ihrer Existenz
bedroht und können ihre Zukunft nicht planen. Eine Lösung ist noch immer
nicht in Sicht.

Die Unterstützer_innen praktizierten Menschlichkeit und verpflichteten
sich, anderen Menschen in einer Notsituation (Krieg!) zu helfen. Sie
versorgten diese Kriegsopfer zunächst aus eigener Tasche, um ihnen so die
Flucht aus dem syrischen Kriegsgebiet zu ermöglichen. Nicht nur die
Unterstützer_innen, auch die Beamten im niedersächsischen Innenministerium
gingen davon aus, dass diese Verpflichtung endet, wenn auch formell
festgestellt wird, dass den Geflüchteten das Asylrecht zusteht. Das
JobCenter fordert nun für spätere Unterstützungsleistungen hohe Summen von
Unterstützer*innen zurück, obwohl diese längst als Flüchtlinge anerkannt
wurden.

Helfer*innen werden hier alleine gelassen, obwohl der niedersächsischen
Landtag bereits vor einem Jahr festgestellt hat, dass diese offensichtlich
untragbare Ungerechtigkeit nach einer politischen Lösung schreit.

Wo bleibt diese Lösung?

Wir sind empört darüber, dass Menschen, die schnelle und unbürokratische
Hilfe im Notfall geleistet haben, nun in den finanziellen Ruin gestürzt
werden. Warum haben die seit einem Jahr andauernden Gespräche zwischen Bund
und Ländern bis heute zu keinem Ergebnis geführt? Wo bleibt die schnelle
unbürokratische Hilfe des Landes Niedersachsen? Wie kann es sein, dass all
die Helfer*innen nun um ihre eigene Existenz bangen müssen? Wie kann es
sein, dass diese Menschen ihre Zukunftspläne "auf Eis" legen müssen, weil
immer noch unklar ist, ob sie teilweise sechsstellige Beträge an das
JobCenter erstatten müssen?

Was für eine Stimmung tragen wir in die Gesellschaft, wenn Zivilcourage und
das Vertrauen auf das schützende Netz eines Rechtsstaates derart bestraft
werden?

Es ist eines Rechts- und Sozialstaates unwürdig, tatenlos dabei zuzusehen,
wie Menschen, die nichts weiter getan haben, als anderen Menschen beim
Überleben zu helfen, nun im Regen stehen gelassen werden.

Wir fordern unverzüglich die Einrichtung eines Hilfsfonds!!!

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org

Internet: www.nds-fluerat.org
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TREFF/1148: Theater Lübeck - 14. Lübecker Literaturtreffen am 26.01.2019


Theater Lübeck

14. Lübecker Literaturtreffen

In Kooperation mit dem Günter Grass-Haus



Seit 2005 treffen sich auf Initiative von Günter Grass Autoren in
Lübeck, um miteinander über ihre aktuellen Arbeiten zu diskutieren.
Diese Werkstattgespräche finden unter Ausschluss der Öffentlichkeit im
Günter Grass-Haus statt. Dennoch hat auch die Allgemeinheit etwas
davon: Traditionell lesen die teilnehmenden Autoren aus ihren Werken
auch öffentlich vor.

Mit Z. del Buono, I. Fargo Cole, J. Haslinger, T. Hettche, A. Lehner,
E. Menasse, R. Schindel, I. Schulze, T. Spengler, F. Zaimoglu

Eintritt 15 Euro (ermäßigt 10 Euro; 5 Euro für Schüler im
Klassenverbund)

Termin 26/01, 19.00 Uhr, Kammerspiele

Weitere Infos www.grass-haus.de

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformationen Januar 2019

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Internet: www.theaterluebeck.de
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TREFF/1147: Leverkusener Literaturgespräche - Polizisten und "ihre" Leichen, 13.12.2018


Stadt Leverkusen

Polizisten und "ihre" Leichen - Leverkusener Literaturgespräche



Unter dem Motto "Über die seltsame Kunst des Bücherschreibens" bietet
die Kölner Autorengruppe FAUST in Form von Podiumsgesprächen Einblicke
in die Freuden und Tücken der literarischen Arbeit. Am 13. Dezember
lautet das Thema "Kriminalroman".

Regina Schleheck spricht mit dem Kriminalkommissar und -autor Klaus
Stickelbroeck über den kriminellen Spagat zwischen Ermittlung und
Erfindung. Den leistet der Gast seit über 30 Jahren als Düsseldorfer
Polizist, der insbesondere die gefürchteten Altstadtstraßen sicher
macht. Wie viel von den beruflichen Erfahrungen verpackt er in seine
Kriminalromane und Kurzkrimis? Wie kriegt er es neben Beruf und
Familie und eigener Schriftstellerei hin, mit vier - ursprünglich
fünf! - Kollegen darüber hinaus gemeinsame Krimis zu schreiben - in
Kurz- und Langform? Gehen die "Krimi-Cops" sich früher oder später auf
der Wache oder auf der Streife gegenseitig an die Gurgel? Klaus
Stickelbroecks Romane sind humorig und mit viel Herz geschrieben.
Gegenprogramm zur Altstadt-Realität, die von Alkoholexzessen,
Aggressionen und Antanz-Tricksern geprägt ist? Flucht aus der brutalen
Wirklichkeit? Oder ist die ganz anders als ihr Ruf? Regina Schleheck,
im Hauptberuf Lehrerin und selbst Krimiautorin, ist Klaus
Stickelbroeck durch gemeinsame Veröffentlichungen, Lesungen, Krimi-
AutorInnen-Vereins-Mitgliedschaft und als Herausgeberin verbunden.
Die Veranstaltung wird unterstützt durch den Förderverein "Literatur
in Leverkusen e.V.".

Termin: 

13. Dezember 2018, 19.00 Uhr, Stadtbibliothek Leverkusen, Hauptstelle
(Rathaus-Galerie), Friedrich-Ebert-Platz 3d, 51373 Leverkusen-Wiesdorf

Eintritt: 5 Euro

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 05.12.2018

Stadt Leverkusen

http://www.leverkusen.de

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]

INFOPOOL / DIENSTE / KALENDER



ADVENT/104: Adventskalender - für den 08. Dezember 2018 (SB)

Adventskalender für Samstag, den 8. Dezember

[image: Adventskalender 8. Tür - Foto: © 2018 by Schattenblick ]

Dann plötzlich die Enge

von Kunden im Laden,

fast riß in der Menge

der Abverkaufsfaden.

zum 8. Dezember 2018
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AUSSICHTEN/8481: Und morgen, den 8. Dezember 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 08.12.2018 bis zum 09.12.2018 +++






[image: Jean-Luc 8481 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Heut' trifft auf die Felder

als sternkalter Segen

laut Jean-Luc, dem Melder,

ergiebiger Regen.
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AUSSTELLUNG/420: Kassel - "Kassel im Zweiten Weltkrieg", bis 10.01.2019


documenta-Stadt Kassel

Ausstellung "Kassel im Zweiten Weltkrieg" jetzt im Rathaus zu
sehen



Im Zusammenhang mit dem Gedenken an die fast vollständige Zerstörung
Kassel vor 75 Jahren entstand in Kooperation der Stadt Kassel mit den
Freunden des Stadtmuseums und der Kasseler Sparkasse die Ausstellung
"Kassel im Zweiten Weltkrieg". Sie erinnert an die Bombenangriffe, bei
denen rund 10.000 Menschen ihr Leben verloren und an die Gründe, die
das verursacht haben. Bislang war die Ausstellung in der Kasseler
Sparkasse aufgestellt.

Ab sofort bis 10. Januar 2019 ist die Ausstellung im Kasseler Rathaus
vor den Sitzungssälen, 2. Stock Hauptgebäude, zu den Öffnungszeiten zu
sehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 05.12.2018

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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TREFF/715: Kassel - "1918. Zwischen Niederlage und Neubeginn", Führung im Stadtmuseum 12.12.2018


documenta-Stadt Kassel

Führung im Stadtmuseum 



Eine Führung durch die neue Sonderausstellung "Das Leben an der Front
und an der Heimatfront" mit der Kunsthistorikerin Dr. Barbara
Richarz-Riedl findet am Mittwoch, 12. Dezember, 17 Uhr, im
Stadtmuseum, Ständeplatz 16, statt.

Ausgehend vom Ende des Ersten Weltkriegs widmet sich die Ausstellung
"1918. Zwischen Niederlage und Neubeginn" neben der unmittelbaren
Nachkriegszeit vor allem den zukunftsweisenden kulturellen,
gesellschaftlichen und politischen Entwicklungen in der Weimarer
Republik und präsentiert diese turbulente Zeit in all ihren Facetten.
In ihrer Führung geht Barbara Richarz-Riedl auch auf das Leben der
Menschen zuhause in Kassel ein, während die Söhne, Väter und Ehemänner
an der Front kämpfen mussten. Wie sah es in der Heimat aus?
Der Eintritt ins Museum beträgt vier Euro, ermäßigt drei Euro. Die
eigentliche Führung ist kostenfrei. Die Teilnehmerzahl ist begrenzt
und eine verbindliche Anmeldung erforderlich unter 0561 787-4405.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 05.12.2018

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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VORTRAG/779: Hanau - "Die deutsche Frau trägt ein deutsches Korsett!", 12.12.2018


Stadt Hanau

"Die deutsche Frau trägt ein deutsches Korsett!"

Vortrag von Sabrina Rutner im Rahmen der Sonderausstellung "Hanau in
feldgrauer Zeit" im Schloss Philippsruhe



Im Rahmen der Sonderausstellung "Hanau in feldgrauer Zeit -
Zusammenbruch und Revolution 1918" findet am kommenden Mittwoch, 12.
Dezember 2018 um 19 Uhr ein Vortrag mit Sabrina Rutner statt. Rutner,
die an der Goethe-Universität in Frankfurt Geschichte, Deutsch und
Englisch studierte, untersuchte in Ihrer Staatsexamensarbeit, aus der
auch ein Buch hervorging, die Anzeigenwerbung im Hanauer Anzeiger
während des Ersten Weltkriegs.

Dabei entdeckte sie einen deutlichen Wandel der Zeitungswerbung in den
Kriegsjahren von 1914 bis 1918: Der Erste Weltkrieg hatte große
Auswirkungen auf die Gestaltung der Werbung, das beworbene
Produktangebot und die Konsumgewohnheiten der Menschen. Besonders
beliebte Werbeargumente waren Appelle an den Patriotismus der
deutschen Kundschaft, sowie Hinweise auf die Preisgünstigkeit und die
lange Haltbarkeit der angebotenen Waren. Im Laufe des Krieges ging die
Zahl der Anzeigen infolge der Papierknappheit und des zunehmend
eingeschränkten Warenangebots stark zurück. Qualitätsvolle
Markenprodukte wurden immer seltener angeboten. Stattdessen warben die
Anzeigen zunehmend für minderwertige Ersatzprodukte, wobei man sich
bemühte, die Kunden von deren Qualität zu überzeugen. Der Vortrag
zielt darauf ab, einen anschaulichen Eindruck von der Entwicklung der
Anzeigenwerbung vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen,
gesellschaftlichen und sozialen Umwälzungen während des Ersten
Weltkriegs zu vermitteln.

Die Veranstaltung ist kostenfrei und kann ohne Anmeldung besucht
werden. Besucherinnen und Besucher sind eingeladen an diesem
Mittwochabend eine Stunde länger als gewöhnlich im Historischen Museum
zu bleiben und sich zuvor die Sonderausstellung anzuschauen, die noch
bis zum 27. Januar 2019 in den Galerieräumen von Schloss Philippsruhe
präsentiert wird. Die emotionale Ausstellung umrahmt ein umfangreiches
Vortrags- und Führungsprogramm.

Termine stehen im Veranstaltungskalender der Stadt Hanau unter
www.museen-hanau.de

Historisches Museum Hanau Schloss Philippsruhe 

Philippsruher Allee 45, 63454 Hanau, Telefon: 06181 / 295 1718

E-Mail: museen@hanau.de, www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 05.12.2018

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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FILM/108: Das Erste - Der Alltag im All mit Alexander Gerst, Maus und Elefant, 9.12.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Die Sendung mit der Maus - Der Alltag im All

mit Alexander Gerst, Maus und Elefant

Die Sendung mit der Maus

Das Erste, Sonntag, 09.12.2018, 08.20 - 08.50 Uhr

KiKA, Sonntag, 9.12.2018, 11.30 - 12.00 Uhr



Ein Tag im All mit Alexander, der Maus und dem Elefanten - Alexander
Gerst gibt einen außergewöhnlichen Einblick in das Leben oben auf der
ISS: Er zeigt, wie sein All-Tag mit Maus und Elefant aussieht. Nach
dem Aufstehen und dem gemeinsamen Frühstück rasiert sich Alex mit dem
Saugrasierer und auch Maus und Elefant machen sich frisch. Dann
beginnt für die drei die Arbeit auf der internationalen Raumstation.

Außerdem in der Sendung: Lach- und Sachgeschichten, Bärenkinder beim
Schlafen, Lauras Weihnachtsdruckerei, Shaun als Küchenchef - und
natürlich mit der Maus, dem Elefanten und der Ente.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 6. Dezember 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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HÖRFUNK/470: KiRaKa/WDR 5 - Typisch Junge, typisch Mädchen? 9.12.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Typisch Junge, typisch Mädchen?

Eine KiRaKa-Radiogeschichte über Geschlechterklischees

Von Katalin Vales

WDR 5 KiRaKa. Radio für Kinder

Sonntag, 9. Dezember 2018, 19.04 - 20.00 Uhr, KiRaKa / WDR 5



Feen-Tee und Prinzessinnen-Radiergummi für die Mädchen,
Piratenschaumbad und Helden-Rucksack für die Jungs. Viele Unternehmen,
die Produkte für Kinder herstellen, vermitteln ein ganz bestimmtes
Bild von Geschlechtern. Auf der einen Seite erobern sich starke und
mutige Abenteurer die Welt, auf der anderen Seite versuchen süße
Prinzessinnen anderen zu gefallen und hübsch zu sein. Wozu machen die
Hersteller das? Was wollen die Kinder? Und was ist dran an den
Klischees?

 * 

Quelle:

Programmtip vom 6. Dezember 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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THEATER/1388: Lübeck - "Der fliegende Holländer" für Kinder am 27. und 29.01.2019


Theater Lübeck

Der fliegende Holländer für Kinder

Oper nach Richard Wagner für Kinder ab 6 Jahren

Eine Kooperation des Theater Lübeck mit der Taschenoper Lübeck



Mit zwei »Schifferklavieren«, vier Sängern und ihrer großen Tasche
voller Ideen spielt die Taschenoper Lübeck für Kinder zwischen 6 und
12 Jahren eine fantastische Geschichte nach Richard Wagners Oper »Der
fliegende Holländer«: Das Mädchen Senta möchte den verzauberten
Seemann, den »Fliegenden Holländer« erlösen. Doch ihr Freund Erik ist
damit gar nicht einverstanden. Mitmachen ist wie immer erwünscht!

Musikalische Leitung C. Augustin

Inszenierung M. v. Reth

Szenische Einrichtung S. Mink

Ausstattung K. Diegmann

Mit N. Dwulecki; J. Ahles, V. Nietzke, T. Witt Akkordeon M. Thon; D.
Rave

Wiederaufnahme 27/01, 14.00 Uhr, Junges Studio

Weitere Termine 27/01, 16.00 Uhr · 29/01, 09.00 und 11.00 Uhr, u.a.

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformationen Januar 2019

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Internet: www.theaterluebeck.de
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THEATER/1387: Unna - "Der kleine Rabe Socke feiert Weihnachten", 11.12.2018


Kreisstadt Unna

Kindertheater: Der kleine Rabe Socke feiert Weihnachten



Kreisstadt Unna. Manche stellen vor Weihnachten ihre Schuhe raus,
manche hängen aber auch Socken bereit. Letzteres scheint der kleine
Rabe Socke nicht zu wissen. Er ist verzweifelt, er hat ja keine Schuh.

Als er seinen Freunden erzählt, dass er traurig sei, weil ihm was
fehlt, ist jeder gerne bereit ihm etwas zu leihen. Abends fliegt der
kleine Rabe Socke seine Runde und sieht überall leere Schuhe vor den
Türen stehen, - "prima, dass alle an mich gedacht haben und mir Ihre
Schuhe leihen" -begeistert eingesammelt, bei sich postiert, früh
morgens die Füllung freudig ausgeräumt und die Schuhe gleich
zurückgestellt.

Oh, was machen die Freunde für Gesichter, als sie beim Aufwachen die
Schuhe leer vorfinden! Das ist schon seltsam - noch nie da gewesen.
 Der kleine Rabe Socke hingegen, in seiner Freude, schenkt etwas her
von "seinen" leckeren Sachen - auch seltsam weil nicht die Regel.

Das Wittener Kindertheater inszeniert diese Geschichte nach dem
Bilderbuch von Nele Moost und Annet Rudolph für Menschen ab 3 Jahren.
Rest-Karten für die Aufführung sind im i-Punkt des Zentrums für
Information und Bildung für 5 Euro (Kinder) und 5,50 Euro (Erwachsene)
erhältlich. Info: Bereich Kultur, Tel. 02303/ 103-722

Termin: Dienstag | 11. Dezember 2018 | 15 Uhr 

Ort: Erich Göpfert Stadthalle | Parkstraße 44 | 59425 Unna

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 05.12.2018

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister - Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9616: Wertheim - "Down the Rabbit Hole", 14.12.2018 - 10.01.2019


Stadt Wertheim

Gefühle in fantasievolle Kunst verwandelt

Vernissage der "Tartort Wertheim" im Café Hahn



Wertheim. Unter dem Titel "Down the Rabbit Hole" zeigt die
Künstlergruppe "Tartort Wertheim" im Kunstcafé eine Ausstellung der
Künstlerin Elisabeth Marques Paulo. Eröffnet wird die Schau am
Freitag, 14. Dezember, um 19 Uhr im Café Hahn (erster Stock) am
Wertheimer Marktplatz. Der Eintritt ist frei. Die Ausstellung kann
anschließend bis 10. Januar zu den Öffnungszeiten des Cafés besucht
werden.

Für ihre fantasievollen, teils abstrakten Werke nutzt Elisabeth
Marques Paulo Techniken wie "Fluid Painting". Bei dieser Technik
werden mit Silikon versetzte, meist acrylbasierte flüssige Farben zu
psychedelischen Bildkompositionen. Ebenso wie ihre "Neon-Bilder", die
erst unter Schwarzlicht ihre ganze Struktur zeigen, fällt dieser Stil
unter den Trend der "Psyart" ("Psychedelic Art"). Zudem arbeitet die
Künstlerin mit Videosequenzen, die oft traumartige Situationen
darstellen, dabei aber Raum für Interpretation lassen.

Elisabeth Marques Paulo wurde 1985 in Wertheim geboren, ihre Eltern
stammen aus Portugal. Nach ihrer Ausbildung zur Hotelfachfrau mit
mehreren Stationen, etwa in der Schweiz, lebt sie heute in einer
Künstler-WG in Marktheidenfeld. Grundlage ihres Schaffens ist die
Verarbeitung von Emotionen, die die gesamte Skala der Gefühle von
Trauma bis Glück abdecken.

Die Ausstellung, deren Titel auf Deutsch "Hinunter in den
Kaninchenbau" bedeutet, spielt auf die Geschichte "Alice im
Wunderland" an. Neben den Gemälden gibt es eine Video-Installation zu
sehen und die Möglichkeit, mit der Künstlerin selbst über ihre Werke
zu sprechen. Die musikalische Umrahmung der Vernissage übernimmt Ralf
Schmid aus Kreuzwertheim.

Künstlergruppe "Tartort Wertheim"

Künstler aus verschiedenen Bereichen wie Malerei, Skulptur,
Fotografie, Musik und Literatur haben sich in der Gruppe "Tartort
Wertheim" zusammengefunden, um frischen Wind in die hiesige
Kulturszene zu bringen. Besonders am Herzen liegen ihnen interaktive
und genreübergreifende Projekte, die es auch jungen und unbekannteren
Künstlern ermöglichen ein Publikum zu finden. Im ersten Stock des Café
Hahn am Wertheimer Marktplatz haben sie mit dem "Kunstcafé" einen
idealen Ort für ihre Ausstellungen, Kunstaktionen und Konzerte
gefunden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 6.12.2018

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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DA/634: Arbeitskampf am Uni-Klinikum Jena


DA - Direkte Aktion 

anarchosyndikalistische Zeitung der Freien ArbeiterInnen Union (FAU-IAA)

Arbeitskampf am Uni-Klinikum Jena

von Konstantin Behrends, 28. November 2018



In letzter Zeit ist nicht nur ständig die Rede vom sogenannten
Pflegenotstand, sondern es finden in ganz Deutschland vermehrt Kämpfe und
Streiks statt, die sich nicht mehr (nur) um das Lohnniveau drehen, sondern
in erster Linie um die personelle Entlastung der Gesundheitsarbeiter*innen,
also auf mehr Personal drängen. Diese Bewegung ist seit diesem Jahr auch am
Uniklinikum in Jena angekommen.

Hintergrund all dessen ist die systematische personelle Unterbesetzung im
Gesundheitswesen. Laut einer ver.di-Erhebung von 2018 fehlen in den
Krankenhäusern bundesweit ca. 80.000 Stellen und in den Pflegeheimen ca.
63.000 Stellen.[1] Diese Personalpolitik lässt sich auf den Sparzwang oder
den Sparwillen zurückführen, der in der Managementriege von Krankenhäusern
herrscht. Die Personalnot wirkt sich sowohl auf das Personal als auch auf
die Patient*innen negativ aus. Während die Beschäftigten einem extrem hohen
körperlichen wie geistigen Druck unterliegen und massiv Überstunden
schieben, leidet die Betreuungsqualität, was zum Beispiel über sinkende
Hygiene-Standards und die Zunahme von Krankenhausinfektionen für
Patient*innen schlimme bis tödliche Folgen haben kann.

Seit diesem Jahr ist die Bewegung für personelle Entlastung im
Gesundheitssektor nun auch in Jena angekommen. Im Mai 2018 stellten die
Pflegekräfte der Intermediate Care 1 Station (IMC1), einer Übergangsstation
von der Intensiv- auf die Normalstation, am Uniklinikum Jena die Forderung
nach einem Betreuungsschlüssel von 1:4, beziehungsweise nach der
Einstellung von acht zusätzlichen Fachkräften, auf. Derzeit betreut eine
Fachkraft sieben Patient*innen. Gemeinsam mit ver.di stellten sie dem
Uniklinikum zur Erfüllung der Forderung ein Ultimatum bis zum 1. Oktober
2018. Neben den Verhandlungen und der Öffentlichkeitsarbeit gab es am 17.
Juli auch eine Aktion. Die Arbeiter*innen der IMC1 verteilten während der
Arbeitszeit Süßigkeiten und ein Informationsblatt über die Pausenregelungen
im Uniklinikum und machten so darauf aufmerksam, dass sie während ihres
Arbeitstages kaum Zeit für eine richtige Pause hätten. Im September 2018
setzten sie und ver.di das Ultimatum dann vorerst aus, da das Uniklinikum
mittlerweile 7,5 mehr Vollzeitstellen in den Dienstplan eingetragen hatte.

Demonstration "Pflegekräfte in Not"

Am 22. September 2018 fand in Jena wie auch in anderen Städten eine von
ver.di organisierte Demonstration, unter dem Slogan "Pflegekräfte in Not",
statt. Laut Meldungen des MDR nahmen daran 500 Menschen teil. Die Demo
wurde u.a. vom Bündnis gegen Pflegenotstand Mansfeld-Südharz und der FAU
Jena unterstützt. Unter den Teilnehmer*innen befanden sich außerdem
zahlreiche Pflegekräfte, von denen einige auch Redebeiträge hielten. So
berichtete eine Gesundheitsheitsarbeiterin und Gewerkschafterin über den
Streik an der Celenus Klinik in Bad Langensalza, wo die Klinikleitung sich
gegenüber den Forderungen der Belegschaft sperrt und stattdessen
kompromisslos gegen die Gewerkschaft ver.di und gegen die streikenden
Arbeiter*innen vorgeht. Im April 2018 wurden zwei Gewerkschafterinnen,
Carmen Laue und Heike Schmidt, aufgrund der Unterstützung des Streiks
fristlos gekündigt. Im Oktober bekamen sie nach einer breiten
Solidaritätskampagne letztlich vor dem Arbeitsgericht Nordhausen recht.

Die Demo wirft dennoch gewisse Fragen auf. Neben streikenden Arbeiter*innen
und Gewerkschafter*innen hatte ver.di auch zahlreiche Politiker*innen
eingeladen, um Reden zu halten. Es sprachen der neue FDP-Oberbürgermeister
Jenas Thomas Nitzsche, die Thüringer Gesundheitsministerin Heike Werner
(DIE LINKE) und weitere Stadträte und Landtagsabgeordnete. Darüber hinaus
durfte die FDP neben der Linkspartei und der SPD bei der
Abschlusskundgebung sogar einen Infostand machen. Damit hatte ver.di eben
die politischen Kräfte eingeladen, die auf Bundes- wie Landesebene für den
Pflegenotstand direkt verantwortlich sind. Entsprechend kam es während der
Abschlusskundgebung von Seiten einiger Arbeiter*innen zu Unmutsbekundungen
und Zwischenrufen. Geht die ver.di-Strategie hier auf, durch das enge
Bündnis mit der herrschenden Politik Verbesserungen durchzuklüngeln, oder
führt die Beteiligung von Politiker*innen nicht eher zu einer
Beschwichtigung, dazu, dass den Arbeiter*innen falsche Hoffnungen gemacht
werden und diese sich auf genau jene Politiker*innen
verlassen, die an der ganzen Misere schuld sind?

Mitte Oktober schlossen sich die Kolleg*innen der IMC2 dem Arbeitskampf an.
Sie fordern ebenfalls einen 1:4-Betreuungsschlüssel, d.h. die Einstellung
von 9 Vollzeitpflegekräften auf der IMC2. Zur Erfüllung der Forderung
setzten sie ein Ultimatum bis zum 1. März 2019. Kurz darauf, in der Nacht
vom 22. zum 23. Oktober 2018, machten sie eine erste Aktion. Da
entsprechend der Ergebnisse aus der bundesweiten Krankenhausbefragung von
ver.di schon am 22. Oktober die reguläre Jahresarbeitszeit des
Klinikpersonals in Deutschland aufgebraucht sei, feierten die Pflegekräfte
Silvester. Sie verteilten Glückskekse im Klinikum und wiesen daraufhin,
dass sie nun bis Jahresende Überstunden leisteten oder für lau arbeiteten.

Parallel zum Einstieg der IMC2 in den Arbeitskampf kündigte das Uniklinikum
Jena aufgrund der angeblichen Diskrepanz zwischen Erlös und Kosten einen
generellen Einstellungsstopp an. Es werde keine neuen Einstellungen
vornehmen und alle befristeten Verträge auslaufen lassen. Damit sind die
Weichen für einen harten Arbeitskampf gestellt. Der zuständige
ver.di-Sekretär, Philipp Motzke, kommentierte die Entscheidung des
Uniklinikums: "Das Schreiben zeigt uns, dass es nur um Zahlen, nicht um die
Menschen geht. Egal ob Patientinnen und Patienten oder um Angestellte. Es
zählt nur der Profit." In derselben Pressemitteilung kündigte ver.di
"stürmische Zeiten" an.

"Stürmische Zeiten" lässt auch die Haltung der Belegschaft der IMC1
erhoffen, die Anfang November ihr Ultimatum wieder in Kraft gesetzt hat, da
die Klinikleitung ihre Versprechungen nicht eingehalten hatte. Wenn sie den
Forderungen nach personeller Entlastung nun nicht bis zum 31. Dezember 2018
nachkommt, werden die Pflegekräfte der IMC1 Arbeitskampfmaßnahmen
ergreifen, unter anderem den Dienst nach Vorschrift.

Das Uniklinikum gehört zur Friedrich-Schiller-Universität Jena und ist mit
über 4600 Arbeiter*innen das größte Unternehmen in der Region. Damit dreht
sich der Kampf der Gesundheitsarbeiter*innen der IMC1 und IMC2 nicht nur um
bessere Arbeitsbedingungen in der Pflege, sondern könnte für Jena und ganz
Ostthüringen ein wichtiges Zeichen setzen. Angesichts dessen lohnt es sich,
zu diskutieren, inwiefern die Bewegung für personelle Entlastung am
Uniklinikum Jena auch von anderen Gewerkschaften und Gruppen aus der Stadt
und der Region, zum Beispiel von den Studierenden und Beschäftigten der Uni
Jena, unterstützt werden kann. So haben sich die Ausweitungen
gewerkschaftlicher Kämpfe auf die Gesellschaft sowie die Beteiligung der
Kund*innen beziehungsweise Patient*innen in die Arbeitskämpfe in den
letzten Jahrzehnten aufgrund der Schwäche der Gewerkschaften doch zunehmend
als Notwendigkeit erwiesen.


Anmerkung:

[1] Das Soll ist voll

https://gesundheit-soziales.verdi.de/themen/entlastung/++co++74e9e2e2-5be7-11e7-bf57-525400423e78
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GEGENWIND/781: Buch - Einblicke in Georgien. Nachbarn kennen lernen


Gegenwind Nr. 363 - Dezember 2018

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

BUCH

Einblicke in Georgien: Nachbarn kennen lernen

von Reinhard Pohl



Drei Nachbarschafts-Programme hat die EU: Der "Regionale
Kooperationsrat" soll die Westbalkan-Länder zur Mitgliedschaft führen.
In der "Östlichen Partnerschaft" geht es um die Zusammenarbeit mit
sechs ehemaligen Mitgliedern der UdSSR. Die "Mittelmeer-Union"
schließlich funktioniert zur Zeit gar nicht.


Georgien gehört zur "Östlichen Partnerschaft", und dort zu den
drei Staaten, die mit der EU assoziiert sind. Wie Moldau und die
Ukraine können die Einwohnerinnen und Einwohner also visumfrei reisen,
und nach und nach sollen die Regelungen der Gemeinschaft übernommen
werden.

Während hier in Deutschland über Tourismus oder Asyl diskutiert wird,
wenn von Georgien die Rede ist, wird in Georgien über Demokratie,
Korruption und Bekämpfung der Diskriminierung diskutiert. Dort setzt
sich die Kirche mit Macht für die Aufrechterhaltung eines
traditionellen Familienbildes ein, die Jugend will Veränderung,
einzeln sieht man sich nach Auswanderungsmöglichkeiten um.

Dieser Sammelband stellt das Land mit 14 Beiträgen von 16 georgischen
Autorinnen und Autoren vor. Es geht zumeist um die letzten 25 Jahre
der Geschichte des Landes, das nur im Hochmittelalter unter der
legendären Königin Tamar vereinigt und unabhängig war, danach nur noch
einmal kurz nach dem Zusammenbruch Russlands von 1918 bis 1921.
Insofern hat 1991 wirklich eine neue Phase der Geschichte begonnen,
wenn auch gleich negativ mit Nationalismus und Bürgerkrieg.

Die Transformation Georgiens ab 1993 unter Präsident Schewardnadze
verlief chaotisch und führte zu einer spürbaren Verarmung der Masse
der Bevölkerung, der Wunsch nach Auswanderung hält bis heute an.
Stabilisiert wurde das Land von Präsident Saakaschvili, der allerdings
mit dem Krieg 2008 gegen Russland und einem zunehmend autoritären
Regierungsstil seinen Kredit verspielte. Zur Zeit wird das Land nach
einer Verfassungsänderung vom Parlament und dem Ministerpräsidenten
regiert und steuert auf einem neoliberalen Kurs Richtung
EU-Mitgliedschaft, die aber noch in weiter Ferne liegt.

Beleuchtet wird in dem Buch das Geschlechterverhältnis, die Rechte
sexueller Minderheiten, Stadtplanung und Umweltschutz und das
Parteiensystem. In einem Rückblick wird der "Sozialstaat" von 1918
vorgestellt, war doch Georgien das einzige Land des Russischen
Reiches, wo sich nach dem Sturz des Zaren die Menschewiki, die
Sozialdemokraten durchsetzen konnten.

Das Buch bietet interessante Einblicke in ein Land, der gerne als
europäisches Land gelten will und gerne in Europa bekannter wäre. Es
wäre Georgien zu wünschen, wenn auch an seiner politischen Entwicklung
mehr Anteil genommen würde - nicht nur von den Regierungen, sondern
vor allem von Nicht-Regierungs-Organisationen hierzulande.


Luka Nakhutsrishvili, Heinrich-Böll-Stiftung (Hg.):

Georgien, neu buchstabiert.

Politik und Kultur eines Landes auf dem Weg nach Europa.

Transcript Verlag, Bielefeld 2018. 202 Seiten, 23,99 Euro
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2322: The long Goodbye - Die CDU steht vor einer Richtungsentscheidung


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 12 · Dezember 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

The long Goodbye

Die CDU steht vor einer Richtungsentscheidung

von Paul B. Kleiser



Die massiven und in der Höhe unerwarteten Stimmenverluste der Union in
Bayern und Hessen haben die beiden Parteien stark aufgewühlt. Dabei
polemisierte die CSU in vielen Punkten, besonders der
Flüchtlingspolitik, gegen die Politik der Bundeskanzlerin; die
hessische CDU unter Volker Bouffier hingegen unterstützte sie - das
Ergebnis war in beiden Fällen dasselbe.

Während die CDU bei den Wahlen im Frühjahr 2017 (Saarland,
Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfalen) noch deutlich zulegen konnte,
änderte sich der Trend mit den Bundestagswahlen im September 2017
(also keineswegs mit der Aufnahme der syrischen Flüchtlinge!); die
Union verlor 7,4 Prozentpunkte. Seitdem ging es bei allen Wahlen nach
unten. Es musste also etwas geschehen.

Schließlich erklärte Angela Merkel - trotz ihrer Überzeugung, dass die
Kanzlerin gleichzeitig auch Parteivorsitzende sein sollte - ihren
Verzicht auf die Parteiführung. Nach 18 Jahren im Amt soll auf dem
kommenden CDU-Parteitag in Hamburg ein neuer Parteivorsitzender (oder
eine Parteivorsitzende) gewählt werden.

Neben einem Dutzend chancenlosen Profilneurotikern haben drei
ernsthafte Kandidaten ihren Hut in den Ring geworfen: die
Generalsekretärin Annegret Kramp-Karrenbauer (AKK) aus dem Saarland,
der frühere Fraktionsvorsitzende Friedrich Merz aus dem Sauerland und
Gesundheitsminister Jens Spahn aus dem Münsterland. Es ist nicht
ausgeschlossen, dass sich noch weitere Kandidaten aufstellen lassen.
Je nachdem, welcher Kandidat sich durchsetzen wird, erfährt der Kurs
der Partei eine Fortsetzung der konservativ-liberalen Linie von Angela
Merkel - oder aber es wird sich vor dem Hintergrund des gewendeten
Zeitgeistes - also massiver Wählerwanderungen in Richtung AfD, ein
deutlich konservativerer Kandidat durchsetzen. Diese Hoffnung hegen
auch zahlreiche Führungspersonen der bayerischen CSU, einschließlich
Markus Söder.

Die Grundfrage, die sich dem Parteitag stellt, lautet demnach: Soll
die Union durch Zurückgewinnung der Mehrheit der Wähler der AfD
mittels Europaskepsis und Migrationsverhinderung versuchen, zusammen
mit der FDP eine bürgerliche Mehrheit zu gewinnen - oder aber soll sie
neben der wirtschaftlichen auch eine gesellschaftliche und kulturelle
Modernisierung betreiben und dazu eine Koalition mit den Grünen
anstreben, die auf dem Weg zur "Volkspartei" scheinen (gegebenenfalls
mit der FDP als "Jamaika")? Soll sie auf jene zugehen, die sich vor
der Zukunft und allem Neuen ängstigen - oder es aber mit den
weltoffenen Optimisten halten, die "der Zukunft zugewandt" sind.


AKK

Es ist schwer einzuschätzen, wie die Stimmungslage auf dem Parteitag
sein wird. Denn aufgrund der Überalterung der Partei und den
Rachegefühlen der Wessis, die von der ostdeutschen Protestantin Merkel
im Jahr 2000 in einem Coup ausgebootet wurden, weil alle Kontrahenten
mehr oder weniger in den Sumpf der Parteispendenaffäre verstrickt
waren, könnte das Fossil Friedrich Merz gegen die konservativ-liberale
und Merkeltreue AKK durchaus Chancen haben.

Es scheint, dass das Orakel Wolfgang Schäuble, der Vorgänger von
Merkel im Parteivorsitz, dessen Karriere wegen der Annahme von 125000
Mark vom Augsburger Waffenhändler Schreiber einen deutlichen Knick
erfuhr, die Seiten gewechselt hat und nun Merz unterstützt; doch der
Landesverband Baden-Württemberg unter Thomas Strobl, der mit Schäubles
Tochter verheiratet ist, zeigt sich zerrissener denn je.

Entscheidend wird sein, was in NRW passiert, denn Ministerpräsident
Armin Laschet gilt als "Merkelianer". AKK ist ja mit Unterstützung von
Angela Merkel und Laschet Generalsekretärin geworden und dürfte die
klare Unterstützung des Merkelflügels und der Frauenunion finden.
Kulturell ist sie konservativ und lehnt die "Ehe für alle" ab;
sozialpolitisch orientiert sie sich aber wie Norbert Blüm an der
katholischen Soziallehre.

Sie kennt die Parteigliederungen und Ortsverbände weit besser als
Merz, der fast zehn Jahre für die Basis unsichtbar war. Sie hat vor
knapp zwei Jahren die Wahlen im Saarland deutlich gewonnen und ist
damit dem Wahlkampfzug von Martin Schulz heftig in die Parade
gefahren. Und sie hat ihr sicheres Amt aufgegeben, um sich als
Generalsekretärin ganz in den Dienst der Partei zu stellen; dieses Amt
wird sie nach dem Parteitag aufgeben.

Die Entscheidung über den Parteivorsitz bedeutet nicht unbedingt, dass
damit bereits die Weichen gestellt sind, wer Merkel im Amt der
Bundeskanzlerin beerben wird. Doch sie wird sicherlich als starkes
Signal gelten.


Kandidat der Finanzindustrie

In der Ära Merkel ist die CDU um fast 200.000 auf 426.000 Mitglieder
geschrumpft; von diesen sind 19 Prozent über 50, 20 Prozent über 60,
21 Prozent über 70 und 10 Prozent sogar über 80 Jahre alt. Man kann
also, da zudem 74 Prozent der Mitglieder Männer sind, von einer
tendenziell vergreisenden Rentnerpartei sprechen.

Ob ein Friedrich Merz, der nur zwei Jahre jünger ist als Merkel, eine
"Erneuerung und Verjüngung" der Partei bewerkstelligen kann, ist mehr
als zweifelhaft. (Der Frauenanteil in der SPD ist mit einem Drittel
zwar höher, aber die Altersstruktur unterscheidet sich kaum von der
der CDU!)

Fast ein Drittel der Mitglieder der CDU sind in Nordrhein-Westfalen
beheimatet, doch es könnte zu einer Aufspaltung der eher konservativen
Stimmen in die Anhänger von Merz und Spahn kommen, die beide aus
diesem Bundesland stammen. Beide gelten als "proamerikanisch" und
haben über die Lobbyorganisation "Atlantikbrücke" gute Verbindungen in
die USA.

Merz' Nachteil ist, dass er neun lange Jahre nicht mehr dem Bundestag
angehörte und außerdem Aufsichtsratsvorsitzender der deutschen
Abteilung der "Heuschrecke" Blackrock ist - mit 6,3 Billionen Euro der
weitaus größte Vermögensverwalter der Erde. Blackrock ist an allen
deutschen DAX-Konzernen beteiligt. Diese enge Verbindung von
Wirtschaft und Politik stößt einigen sauer auf.

Unklar ist, ob sich Blackrock an den Cum-Ex- und Cum-Cum-Geschäften
beteiligt hat, die europaweit zu einem Schaden für den Fiskus im
Umfang von mindestens 55 Mrd. Euro geführt haben. Die
Staatsanwaltschaft hat bereits die Zentrale in München durchsucht
(Süddeutsche Zeitung vom 9. November). Sollte sich der
Multimillionär und Flugjetbesitzer, der in fünf Aufsichtsräten sitzt,
durchsetzen, wäre das ein gefundenes Fressen für die SPD und DIE
LINKE.

Merz gehört außerdem - wen wundert's - zur marktradikalen "Initiative
soziale Marktwirtschaft" und ist ein in der Wolle gefärbter
Neoliberaler. Seine zusammen mit Paul Kirchhoff entwickelte
Steuersenkungsideologie für Reiche, gemäß der absurden Logik, die
Steuererklärung müsse "auf einen Bierdeckel" passen, ist noch in
unguter Erinnerung.

Den Begriff "deutsche Leitkultur" hat er nicht erfunden, aber in die
politische Auseinandersetzung eingeführt. Er redet gerne von
"traditionellen Werten" und "nationaler Identität", die unbedingt zum
"Markenkern" der Union gehören müssten.

Der Finanzexperte der Grünen im Bundestag, Gerhard Schick, erklärte
dazu: "Merz ist der Kandidat der Finanzindustrie. Die CDU muss sich
gut überlegen, ob sie dieses Signal an die Wähler senden möchte."
Jedenfalls dürfte es die letzte Chance eines Mitglieds der Seilschaft
"Andenpakt" (Roland Koch, Christian Wulff und Günther Oettinger) sein,
die CDU zu führen.

Beim nicht weniger konservativen Jens Spahn stellt sich die Frage, ob
eine mehrheitlich katholische Partei einen Schwulen zu ihrem
Vorsitzenden machen möchte.


Die Rückkehr der Katholiken

Der bemerkenswerteste Unterschied zwischen den beiden Parteien der
GroKo liegt in der Konfessionszugehörigkeit: In der deutschen
Gesamtgesellschaft liegt nach den Massenaustritten in den letzten 20
Jahren der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung bei etwa 28
Prozent und der der Protestanten bei 26 Prozent - in der CDU jedoch
bei 53 bzw. 38 Prozent! 35 Prozent der Bundesdeutschen geben an, ohne
Bekenntnis zu sein - in der CDU sind es nur 9 Prozent. (In der SPD
lauten die Zahlen 23 Prozent Katholiken, 48 Prozent Protestanten und
26 Prozent ohne Bekenntnis!) Würde man die bayerische CSU (76 Prozent
Katholiken gegenüber 19 Prozent Protestanten) bei der CDU mitrechnen,
wäre der Vorrang der Katholiken noch ausgeprägter.

Nach der Abwahl des (eher evangelikalen) schwäbischen Protestanten
Volker Kauder vom Fraktionsvorsitz und seiner Ersetzung durch den
Katholiken (und Ökonomen) Ralph Brinkhaus aus "Ostwestfalen" lässt
sich eine deutliche Bewegung in Richtung "Rekatholisierung" der Union
erkennen: Alle drei Kandidaten für den Parteivorsitz sind Katholiken!

Damit einher geht ein Bedeutungsverlust der ostdeutschen
Landesverbände, die viele Mitglieder an die AfD verloren haben. Ob
sich der fränkische Protestant Markus Söder in Bayern lange halten
können wird, steht in den Sternen.

Ursula von der Leyen, die lange als Merkels Wunschnachfolgerin galt,
war bis heute nicht in der Lage, das Chaos in der Bundeswehr zu
ordnen, geschweige denn die politische Frage zu klären, welche Aufgabe
eine deutsche Armee überhaupt haben solle. Ihre Karriere dürfte über
kurz oder lang enden. Außerdem gibt es viele Parteimitglieder,
darunter wohl auch Merz, die die Aufgabe der Wehrpflicht durch Merkel
für einen Fehler halten und von der Leyen vorwerfen, nicht dagegen
angekämpft zu haben. Damit ist eine weitere Protestantin außen vor.

 * 
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FILM/034: Bowling for Columbine - Annie, get your gun (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Bowling for Columbine: Annie, get your gun

Von Ulrich Behrens, Untergrund-Blättle, 5. Dezember 2018






[image: Der Regisseur in einer Gruppe von Menschen - Bild: Josh Jensen from Toronto, Ontario, Canada [CC BY-SA 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0)], via Wikimedia Commons]
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Zwei Bemerkungen möchte ich zu Michael Moores satirischer
Dokumentations-Collage vorausschicken. "Bowling for Columbine" (1)
sollte man keinesfalls zum Anlass nehmen, anti-amerikanische
Vorurteile und Klischees zu fördern. Der Film handelt sicherlich in
gewissem Sinn von spezifischen US-amerikanischen Problemen, allein die
Vereinigten Staaten sind keine ausserirdische Insel, auf der alles
ganz anders ist als bei uns.

Das Bild vom hochgerüsteten amerikanischen Weltpolizisten, der
blutrünstig über den Erdball zieht, hat wie jedes Bild zwei Seiten:
eine, die in der Realität verwurzelt ist, und eine des Trügerischen,
des Feindbildes, beispielsweise einer dem Wahn vermeintlicher
Gewaltlosigkeit verfallenen Intelligenz, die sich bei uns längst zum
selbst erklärten moralischen Apostel erhoben hat und in gleichem
Atemzug doch so äusserst ungern über die Ursachen und Zusammenhänge
von Gewalt (übrigens vor allem: struktureller Gewalt) kommuniziert -
wie der Teufel, der das Weihwasser fürchtet.

Ausdruck dieser Geisteshaltung ist die, insbesondere von Politikern
und "Medienexperten" interessiert vorgebrachte Meinung,
Gewalttätigkeit entstehe nicht in sozialen Netzwerken, sondern werde
von "gewalttätigen Filmen" oder/und Video-/Internet-Spielen à la
Counterstrike in Bewegung gesetzt - ein bewusstes Ablenkungsmanöver.

Moore selbst führt in seinem Film ein schlagendes Beispiel für den
Irrsinn und die Gefährlichkeit dieser Behauptungen an: In Kanada
konsumieren die Jugendlichen genauso viel Horrorfilme oder spielen
genauso oft Counterstrike & Co. wie in den USA. Die Zahl der
Gewaltverbrechen jedoch ist auf eine untrügerische Weise wesentlich
niedriger als im Nachbarland. Es bleibt dabei: Gewalt entsteht durch
Frustration, Frustration durch Wünsche, wie David Lynch einmal gesagt
hat. Wie sich dies konkret abspielt, davon müsste gehandelt werden.
Als es noch keine Filme gab, wurden Werke der Literatur für
Gewalttaten in die Verantwortung gezogen. Von Goethes Werther wurde
z.B. behauptet, er sei für Selbstmorde verantwortlich zu machen. Der
erste "Kinomörder" wurde 1907 "entdeckt", und es ist erstaunlich, wie
heute vor allem das visuelle Medium par excellence, das Fernsehen, an
dieser Schraube des behaupteten Zusammenhangs von Kino und Gewalt
dreht (2).

Moore - meine zweite Vorbemerkung - ist Satiriker, plakativer
Collage-Künstler und realistischer Dokumentarfilmer in einem. Zuweilen
schlägt ihm das ins Kreuz, etwa wenn er Armut im wesentlichen auf
Arbeitslosigkeit verkürzt und nicht als strukturelles und komplexes
Phänomen darstellt, in dem aus struktureller Gewalt physische Gewalt
werden kann. Zum Glück für den Betrachter sind die plakativen
Statements visueller und verbaler Art in "Bowling for Columbine"
jedoch sparsam gesät, so dass der Film insgesamt darunter nicht
leidet.

Ausgangspunkt für den hartnäckigen, im positiven Sinn skrupellosen
Michael Moore ist die Frage, wie es zu der mit Abstand weltweit
höchsten Todesrate von mehr als 10.000 "gun deaths" pro Jahr in den
USA kommt (wobei die Zahl der Gewaltverbrechen insgesamt in den
Vereinigten Staaten seit einigen Jahren rückläufig ist!). Moore hat
vordergründig kein Konzept.

Er rennt einfach los, nach Littleton, an die Columbine High School, an
der dieses schreckliche Massaker stattfand, an die kanadische Grenze,
nach Toronto, zu Charlton Heston, prominentes Mitglied und
Vorsitzender der National Rifle Association, die das Recht jedes
Amerikaners auf Besitz, Tragen, Laden und Einsatz von Waffen aller Art
propagiert und sich nicht scheute, kurz nach dem Columbine-Massaker in
der Nähe eine waffenklirrende und Feindbild-orientierte Versammlung
abzuhalten, in seine Heimat, nach Flint, in der ein sechsjähriger
Junge ein gleichaltriges Mädchen erschossen hatte, zum Bruder des
Oklahoma-City-Attentäters Terry Nichols, James Nichols.

Moore interviewt Leute aus Littleton, u.a. einen Mann, der sich über
diese schreckliche, alles überwältigende, erschreckende Normalität der
Leute beklagt, die Kinder von Beginn an in ein bestimmtes Fahrwasser
des Lebens führen; er spricht mit Goth-Rocker Marilyn Manson, der bei
stockkonservativen Amerikanern für das Blutbad in Columbine mit
verantwortlich gemacht wurde, usw.

Moore ist auf Spurensuche. Er klopft Argumente ab. Ist es allein die
erschreckende Zahl der Waffen, die Jugendliche von früh auf die
Möglichkeit eröffnen, selbst einmal damit ihrer Wut Ausdruck zu
verleihen? 250 Millionen Waffen lagern in amerikanischen
Privathaushalten. Munition ist in Supermärkten so gut wie frei
verkäuflich, bei K-Mart zum Beispiel.

Ist es die amerikanische Geschichte, die eine Blutspur hinter sich her
zieht - von der Ausrottung der Indianer, der Versklavung der
Schwarzen, über die Kriege der vergangenen Jahrzehnte bis hin zur
Bush-Politik der Weltpolizei-Macht? Moore zeigt einen rasant gedrehten
Comic, in dem dies satirisch dargestellt wird. Sind es die
katastrophengeilen Medien, die Tag für Tag über Mord, Totschlag,
Gewaltverbrechen anderer Art Angst und Schrecken verbreiten, der mit
der Realität wenig zu tun hat?

"Ich hätte diesen Film auch schon vor zehn Jahren machen können,
 denn es geht nur vordergründig um Columbine oder etwa um Waffen.
 Amerika war vor zehn Jahren genau so wie heute. Der Film handelt
 von unserer Kultur der Angst und wie unsere Angst uns zu
 Gewaltakten auf häuslicher und internationaler Ebene führt."
 (Michael Moore) 



Bei der Spurensuche Moores kann man nie sicher sein, ob das, was er
zeigt, nun wahr oder gestellt ist. Wenn er in Kanada von einem Haus
zum anderen geht und alle Türen sind offen - wurde das vorher
abgesprochen? Oder haben die Kanadier deutlich weniger Angst vor
Verbrechen als ihre amerikanischen Nachbarn? Moore eröffnet bei einer
Bank ein Konto. Die Bank verspricht jedem, der das tut, die kostenlose
Übergabe einer Waffe. Gestellt oder echt?

Es ist dieses Spiel zwischen Sicherheit und Angst, Realität und
Phantasie, brutalen Fakten und satirischer Überspitzung, das die
Spurensuche Moores erschreckend und belustigend zugleich werden lässt.
Moore findet keine unumstösslichen Antworten auf seine zentrale Frage,
aber einen Ausgangspunkt für eine Antwort: die unglaubliche und von
den Medien unglaublich geförderte Angst und das damit
korrespondierende übertriebene Sicherheitsbedürfnis vieler Amerikaner,
Opfer von Gewalttaten zu werden. Für beides gibt es Spuren der
Erklärung in der amerikanischen Geschichte wie in der politischen und
sozialen Gegenwart.

Gerade nach dem Terroranschlag des 11. September 2001 ist Moore eine
mutige Collage gelungen, in der er genau diesen Zusammenhang von
(panischer) Angst und (extremem) Sicherheitsbedürfnis im wesentlichen
exzellent verfolgt. Dabei ist Moore nicht etwa ein Revolutionär, ein
anti-amerikanischer Amerikaner, sondern vielleicht der bissigste
Sozialkritiker und Patriot in einer Person - immerhin auch Mitglied
der waffenstarrenden NRA. Gerade weil er amerikanische Geschichte
nicht in einem verwissenschaftlichtem Trockenkurs, sondern in einem
vielleicht zwei, drei Minuten dauernden Comic auf satirische Art nahe
bringt, ist seine Aussage überzeugend - überzeugend nicht als
letztgültige Antwort, sondern als Katalysator, um über die Momente
dieser Geschichte nachzudenken, die Angst, Paranoia und
Sicherheitswahn beflügeln. Die Geschichte der amerikanischen Siedler
ist eben auch eine des Gefühls der permanenten Gefahrenlage. Die
Ausrottung der Indianer verkehrt sich so in einem Akt der Herstellung
öffentlichen Bewusstseins zur chronischen Angstpsychose von einer
stets allgegenwärtigen Bedrohungssituation. (3)

Hinzu kommt der Rassismus gegenüber den aus Afrika "importierten"
Sklaven, die Entstehung des Ku Klux Clan und der NRA, fast zur
gleichen Zeit, - und damit eine neue Bedrohungssituation. Es ist
bezeichnend, wie sich auch hier das Täter-Opfer-Verhältnis ins
Gegenteil verkehrt. Bis in die heutige Medienlandschaft hinein hält
sich - auch das zeigt Moore - das ideologisch gefärbte und verkehrte
Bild von einer schwarzen kriminellen Bevölkerung vor allem in den
Grossstädten, die die Weissen zwang in die Vorstädte auszuweichen, um
dort - abgeschottet und verschlossen in ihren Einfamilienhäusern und
mit der geladenen Waffe unter dem Kopfkissen - der Gefahr harren und
trotzen.

Last but not least führt Moore die amerikanische Aussenpolitik der
"absoluten" Stärke und der "absoluten" Sicherheit vor, eine Politik,
die - man kann schon sagen: masslos - den Schmetterlingsschlag in
irgendeinem Zipfel der Welt zu einer Bedrohung der eigenen Sicherheit
deklariert (4).

Man mag an einzelnen Aussagen Moores zweifeln, seine politische
Grundhaltung nicht teilen. Eines jedoch ist sicher: "Bowling for
Columbine" ist eine zweistündige Achterbahnfahrt, die zum Nachdenken
genug Anlass gibt und zudem - angesichts solcher Ereignisse wie in
Erfurt - weder eine inneramerikanische Angelegenheit ist, noch zu
anti-amerikanischen Ressentiments Anlass gibt. Es ist immer einfach
und letztlich folgenlos zu sagen: "Die Amis, die spinnen." Warum sie
"spinnen" und warum auch bei uns daheim viele "spinnen" - das sind die
Fragen, die einen bewegen sollten. Moores Film ist für alle, die das
tun wollen, ein absolutes Muss.


Bowling for Columbine
USA 2002 - 114 min.
 
Regie: Michael Moore

Drehbuch: Michael Moore

Darsteller: Charlton Heston, Marilyn Manson, Michael Moore

Produktion: Charles Bishop

Musik: Jeff Gibbs

Kamera: Brian Danitz, Michael McDonough

Schnitt: Kurt Engfehr
 
Trailer zum Film:
https://youtu.be/CgpyaUVivkA


Fussnoten:

(1) Der Titel bezieht sich auf die Tatsache, dass die beiden
Jugendlichen Dylan Klebold und Eric Harris wenige Stunden vor dem von
ihnen verübten Massaker an der Columbine High School, bei dem zwölf
Schüler und ein Lehrer getötet und viele andere schwer verletzt
wurden, ihren Bowling-Kurs besuchten.

(2) Ich empfehle in diesem Zusammenhang einen Artikel von Thorsten
Lorenz in der "Frankfurter Rundschau", "Wenn das Kino töten könnte.
Medien-Mörder: Über den Ursprung eines pädagogischen Wahns" (FR vom
2.11.2002):

(3) In dem Zeichentrickfilm heisst es: "Das Erste, das man als Kind
über die amerikanische Geschichte lernt, ist: 'Die Pilger kamen nach
Amerika, weil sie Angst vor Verfolgung hatten.' Sie hatten Angst. Und
was geschah dann? Die Pilger kamen, voller Angst, begegneten den
Indianern und hatten noch mehr Angst vor ihnen, also brachten sie sie
um. Dann bekamen sie Angst voreinander, begannen Hexen zu sehen und
verbrannten sie; dann gewannen sie die Revolution, aber sie hatten
Angst, dass die Briten zurückkämen. Also verfasst jemand das Second
Amendment (beinhaltet das per Verfassung verbriefte Recht auf das
Tragen von Waffen), das sagt: 'Lasst uns unsere Waffen behalten, weil
die Engländer zurückkommen könnten.' Was passiert? Die Briten kommen
zurück! Was ist das Schlimmste, was einem Paranoiker zustossen kann?
Wenn seine Ängste wahr werden!" "Mittlerweile sagen alle: 'Verdammt
gut, dass wir die Waffen behalten haben!' Whoaaaa, Second Amendment,
gute Idee!"

(4) Vgl Moores Buch "Stupid White Men. Eine Abrechnung mit dem Amerika
unter George W. Bush", 329 Seiten (Piper-Verlag, EUR 12,-, seit dem
1.10.2002 auf in deutscher Übersetzung auf dem Markt), sowie die hier
als PDF-Datei erhältliche Pressedokumentation (25 Seiten).

Erstveröffentlicht bei:

http://www.xn--untergrund-blttle-2qb.ch/kultur/film/bowling_for_columbine_michael_moore_5159.html


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MELDUNG/960: Neue maßstäbe - Ein Heft über die Revolution bei Kilogramm, Kelvin und Co. (idw)


Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB) - 06.12.2018

Neue maßstäbe

Ein Heft über die Revolution bei Kilogramm, Kelvin und Co.



In der Welt des Messens ist ein neues Kapitel aufgeschlagen worden. Die
Hauptdarsteller in diesem Kapitel: Naturkonstanten. Das aktuelle Heft der
maßstäbe, das wissenschaftsjournalistische Magazin der
Physikalisch-Technischen Bundesanstalt (PTB), widmet sich dieser
"Revolution im Einheitensystem" auf 64 Seiten - mit Berichten und
Reportagen aus den Laboren der Messkünstler, einem Interview mit einem
Nobelpreisträger, einem Schulexperiment mit einer 11. Klasse und mit
fiktiven Briefen. Insgesamt laden die maßstäbe zu einer Lesereise mit
Überraschungsmomenten ein.

Am 16. November 2018 war es soweit. An diesem Tag haben sich die 60
Mitgliedsstaaten der sogenannten Meterkonvention einstimmig für einen
grundlegenden Wandel im Internationalen
Einheitensystem (SI) ausgesprochen. In Zukunft werden sich alle
Maßeinheiten auf das Stabilste beziehen, was die Natur zu bieten hat,
denn: Alle Einheiten lassen sich in Zukunft als Kombination von
Naturkonstanten darstellen. Dieses neu formulierte Einheitensystem ist
eine wissenschaftliche Meisterleistung. In diesem System wird das
Kilogramm von seinem Thron gestoßen, bekommt das Ampere eine sehr
naheliegende Definition und befreit sich das Kelvin von seiner speziellen
Abhängigkeit einer Wasserzusammensetzung. Die jahrzehntelangen Arbeiten in
den metrologischen Laboren führen in der Welt des Messens nunmehr zu einer
universellen Sprache, auf die sich die Weltgemeinschaft nun verständigt
hat. Eine Sprache, die schon Max Planck favorisiertt hat, als er an ein
Maßsystem "für alle Zeiten und Culturen" dachte.

Die Redakteure dieser maßstäbe-Ausgabe berichten jetzt vom Weg zu diesen
neuen Definitionen, sie haben dabei auch skurrile Details und unerwartete
Einsichten aufgesammelt, und sie haben sich umgehört, welche Auswirkungen
diese Neuerungen gerade auch jenseits der Wissenschaft haben. In Technik
und Industrie werden die Folgen als positive Langzeitwirkung spürbar sein.
Denn ein Clou am neuen Einheitensystem ist, dass in ihm keinerlei
technische Barrieren mehr eingebaut sind. Und auch für alle Bürger hat das
neue Einheitensystem eine gute Nachricht parat: Niemand muss umdenken. Die
Messungen am Tag nach der Verabschiedung der Neudefinitionen fallen nicht
anders aus als die Messungen am Tag zuvor. Anders sieht es schon im
Schulbetrieb aus. Das neue Einheitensystem wird deutlich abstrakter und
intellektuell anspruchsvoller als das bisherige System - eine
Herausforderung nicht nur an jeden Schüler, sondern auch an die
didaktischen Konzepte jedes Lehrers (was übrigens ganz ähnlich auch für
die maßstäbe-Redakteure bei ihrer Arbeit galt).

Die maßstäbe können als Print-Ausgabe über die Pressestelle der PTB
bezogen werden. Zugleich finden sich die maßstäbe (alle Ausgaben) auf der
PTB-Webseite unter www.ptb.de (Rubrik: Presse & Aktuelles >
Zeitschriften & Magazine). Schulklassen können das aktuelle Heft gerne
auch in Klassenstärke bestellen. /PTB


maßstäbe im Internet:

https://www.ptb.de/cms/presseaktuelles/zeitschriften-magazine/massstaebe/massstaebe-archiv/fruehere-ausgaben-der-massstaebe/massstaebe-heft-14-masse-fuer-alle.html

Weiterführende Informationen:

- "Das neue Internationale Einheitensystem (SI)", PTB-Infoblatt,
November 2017,

https://www.ptb.de/cms/forschung-entwicklung/forschung-zum-neuen-si/ptb-infoblatt.html

- "Forschung zum neuen SI", ein ganzes Kapitel im PTB-Internet mit
Veröffentlichungen, u. a. den PTB-Mitteilungen, einzelnen Bildern und
Texten sowie vielen weiteren Infos zum neuen SI:

https://www.ptb.de/cms /forschung-entwicklung/forschung-zum-neuen-si.html

Decisions of the 26th meeting of the General Conference of Weights
and Measures, Versailles, 13-16 November 2018, wird veröffentlicht auf

https://www.bipm.org/en/CGPM

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution395

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB), 06.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/959: Wirtschaftsplan 2019 genehmigt - ARD-Strukturprojekte führen zu weiteren Einsparungen (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 6. Dezember 2018

BR Rundfunkrat

Wirtschaftsplan 2019 genehmigt - ARD-Strukturprojekte führen zu
weiteren Einsparungen



Der Rundfunkrat des Bayerischen Rundfunks hat in seiner Sitzung am 6.
Dezember 2018 den zuvor vom Verwaltungsrat geprüften Wirtschaftsplan
2019 genehmigt. Im Finanzergebnis ergibt sich ein planerisches Defizit
in Höhe von 21,3 Mio. EUR, das durch eine Entnahme aus der
Beitragsrücklage ausgeglichen werden kann. Der Vorsitzende des
Rundfunkrats macht jedoch darauf aufmerksam, dass es sich dabei um
eine Sondersituation handelt.

Der Haushalt des Senders sieht im kommenden Jahr Aufwendungen in Höhe
von 1.123,5 Mio. EUR vor. Ihnen stehen erwartete Erträge im Umfang von
rund 1.045,1 Mio. EUR gegenüber. Handelsrechtlich ergibt sich für 2019
damit ein Fehlbetrag von 78 Mio. EUR, von dem nach Berücksichtigung
von Investitionen, Abschreibungen und Pensionsrückstellungen in der
Finanzrechnung ein Fehlbetrag von 21,3 Mio. EUR verbleibt. Dieser
Fehlbetrag kann mit den Mitteln aus der sogenannten Beitragsrücklage
ausgeglichen werden, welche die Rundfunkanstalten seit der Umstellung
von der gerätebezogenen Rundfunkgebühr auf die Haushaltsabgabe bilden
mussten.

Der Vorsitzende des Rundfunkrats, Dr. Lorenz Wolf, macht in diesem
Zusammenhang auf eine Sondersituation aufmerksam:

"Die aktuelle Höhe des Rundfunkbeitrags von 17,50 Euro entspricht
 längst nicht mehr dem realen Aufwand. Dieser kann nur durch eine
 Entnahme aus den Ansparungen aufgefangen werden, die zwischen 2013
 bis 2016 gebildet worden sind. Dies geschah im Zuge der Umstellung
 des Finanzierungssystems, als vorübergehend Einnahmen oberhalb des
 anerkannten Bedarfs erzielt wurden. Legt man die derzeitige
 Rücklagenentnahme auf die Höhe des monatlichen Beitrags um, dann
 werden heute real 18,35 Euro verausgabt. Diese Rücklage wird bis
 2020 gänzlich erschöpft sein. Mit 17,50 Euro wäre der vorgelegte
 Wirtschaftsplan 2019 nicht realisierbar."

 Vorsitzender des Rundfunkrats, Dr. Lorenz Wolf



Überdies erhält der Sender seit Jahren keinen vollen Ausgleich der
allgemeinen Teuerung. Daher waren bereits in den vergangenen Jahren
massive Einsparungen erforderlich, die auch im Wirtschaftsplan 2019
unvermindert fortwirken.

Neben diese Einsparungen treten im neuen Budget zusätzlich Absenkungen
bei den ARD-Kosten. Ermöglicht werden diese durch einen 2017
eingeleiteten ARD-weiten Strukturoptimierungsprozess. Die ARD hatte
den Bundesländern im September 2017 ihren Bericht zu "Auftrag und
Strukturoptimierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks im digitalen
Zeitalter" vorgelegt. Darin hatte der Senderverbund dargelegt, wie er
die Chancen der Digitalisierung langfristig und strategisch nutzen
wird, um seinen Auftrag im digitalen Zeitalter bestmöglich zu
erfüllen. Gleichzeitig zeigt der Bericht, welche Einsparungen durch
strukturelle Reformen umgesetzt werden können. Die zwischenzeitlich
eingeleiteten Maßnahmen betreffen die Bereiche Verwaltung, Technik, IT
und Produktion und heben Potenziale, die den Finanzbedarf der
Anstalten mindern.

Auch der von der Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs (KEF)
vorgegebene Stellenabbau wird im kommenden Jahr wieder konsequent
umgesetzt. So werden im Wirtschaftsplan 2019 gegenüber dem Vorjahr
weitere 17 Planstellen abgebaut.

Durch interne Mittelumschichtungen werden auch neue programmliche
Vorhaben budgetiert. So wird künftig ein größerer Schwerpunkt auf die
Berichterstattung aus den Regionen gelegt und das bayernweite
Reporternetz trimedial ausgebaut. Durch die Fortentwicklung seines
digitalen Angebotsspektrums will der BR angesichts des rasanten
digitalen Wandels auf der Höhe der Zeit bleiben.

Auf der Einnahmeseite bilden die Beitragserträge die mit Abstand
größte Position. In den Planungen für 2019 sind jedoch die
Auswirkungen aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom
18.07.2018 zur Befreiung von Nebenwohnungen von der Beitragspflicht
noch nicht enthalten, da sie zum Planungszeitpunkt noch nicht
berechnet werden konnten.

"Trotz großen Spardrucks steht der Bayerische Rundfunk für hohe
 Qualität und regionale Vielfalt aus ganz Bayern in seinen
 Programmen. Dieser Kurs wird auch im Jahr 2019 fortgesetzt, die
 Berichterstattung aus Bayern für Bayern sogar spürbar ausgebaut.
 Der Rundfunkrat wird große Anstrengungen unternehmen, damit die
 Menschen in Bayern weiter darauf vertrauen können, dass der Sender
 mit den Beitragsgeldern verantwortungsvoll und sparsam umgeht und
 seinem Auftrag gerecht wird."

 Vorsitzender des Rundfunkrats, Dr. Lorenz Wolf



 * 

Quelle:

Presseinformation vom 6. Dezember 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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FILM/1604: ZDF - Harz-Thriller "Schattengrund" am 10.12.2018 (ZDF)


Schattengrund

Ein Harz-Thriller nach dem gleichnamigen Roman von Elisabeth Hermann

Montag, 10. Dezember 2018, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Stab, Inhalt, Rollen und Darsteller

– Elisabeth Herrmann zu "Schattengrund"



Stab

Romanvorlage und Drehbuch: Elisabeth Herrmann
Regie: Dror Zahavi
Schnitt: Fritz Busse
Kamera: Gero Steffen
Kostüme: Katja Pothmann
Musik: Stefan Hansen
Szenenbild: Gabriele Wolff
Ton: Oliver Jergis
Produktionsleitung: Roman Gustke
Herstellungsleitung: Steffen Günther, Lutz Weidlich
Produzentin: Kerstin Schmidbauer, Constantin Television
Executive Producer: Oliver Berben


Die Rollen und ihre Darsteller

Nicola Wagner – Josefine Preuß
Leon Urban – Steve Windolf
Zach Urban – Oliver Stokowski
Trixi Urban – Tanja Schleiff
Maik – Daniel Zillmann
Zita Urban – Marie Anne Fliegel
Pfarrer Gero – Oliver Stritzel
Notar von Zanner – Rüdiger Vogler
Lars Urban – Peter Kremer
Susanne Wagner – Antje Schmidt
Valerie – Sylta Fee Wegmann
Fili – Charlotte Banholzer
Theo Wagner – Ben Posener
und andere


Inhalt

Ein Besen, ein Stein, eine Streichholzschachtel und das geheimnisvoll wirkende Haus "Schattengrund": Das ist die rätselhafte Erbschaft einer verstorbenen Tante, die die Studentin Nico in das entlegene Dorf Siebenlehen im Harz bringt. Nico hat als Kind ihre Ferien hier verbracht, bis das Unglück geschah: Nicos Freundin Fili Urban starb bei einem winterlichen Ausflug der beiden Mädchen in einem still gelegten Silberbergwerk. Nun schlägt Nico die geballte Feindschaft des Dorfes entgegen, wird sie doch für Filis Tod verantwortlich gemacht. Sie hat zunächst keine Erinnerung an das damalige Geschehen. Eigentlich sollte sie den Ort besser wieder verlassen, aber heftiger Schneefall hat ihn von der Außenwelt abgeschnitten. Nico überlebt einen Anschlag auf ihr Leben. Sie muss herausfinden, wer sie umbringen wollte und wirklich Schuld an Filis Tod hat. Filis Eltern (Oliver Stokowski und Tanja Schleiff), ein dörflicher Außenseiter (Daniel Zillman) und selbst der Pfarrer (Oliver Stritzel) verhalten sich in Nicos Augen verdächtig. Einzig Leon Urban (Steve Windolf), Filis Cousin, ist auf ihrer Seite. Mit seiner Hilfe begibt sich Nico auf eine gefährliche Spurensuche.

 * 

Elisabeth Herrmann zu "Schattengrund"

Der Harz: Sagen und Legenden. Dunkle Tannen, tiefe Klamm. Hexen. Kobolde. Silber und Salz. Goethe und Grimm. Tanz mit Teufeln und Waldgeistern. Das dunkle Herz Deutschlands, Märchenland – ich liebe den Harz, und vor allem das Bodetal. Diese verwunschene Schlucht war die Vorlage zu Siebenlehen, dem Dorf, in dem Nico ein altes Haus erbt und nicht ahnt, was sich dort vor langer Zeit abgespielt hat. "Schattengrund" sollte eine Rückkehr in das böse Märchenreich der Kindheit sein, in die tiefen Abgründe, die nie gesühnte Schuld in unsere Seelen gräbt, auch wenn das jetzt sehr pathetisch klingt. Aber ich habe diese düster-romantische Ader, und gleichzeitig das große Glück, sie literarisch ausleben zu können.

Dass "Schattengrund" trotzdem kein Daphne-du-Maurier-Revival wurde, liegt an seiner umwerfenden Hauptperson Nicola, kurz Nico genannt. Schon im Buch hat sie den Spagat zwischen frech und schüchtern mit traumwandlerischer Sicherheit gemeistert. Im Drehbuch durfte ich sie ein wenig "erwachsener" machen. Anfangs wusste ich nicht, ob die Geschichte auch für Leute funktioniert, die nicht jeden zweiten Satz mit "krass!" beenden. Es war eine große Herausforderung, aus einer Achtzehnjährigen im Buch eine Achtundzwanzigjährige im Drehbuch zu machen. Schließlich habe ich es davon abhängig gemacht, ob die Geschichte funktioniert. Ob sie "alterslos" ist, gültig bleibt, ob ihre Konsequenzen auch eine fünfundsiebzigjährige Nico nach Schattengrund bringen würde. Erst als ich alle Fragen mit Ja beantworten konnte, fing die eigentliche Arbeit an. Ich bin sehr glücklich mit dem Ergebnis. Josefine Preuß ist meine Nico, Dror Zahavi hat mit seiner Regie die Grenzen zwischen Thriller, Fantasy und Heimatfilm einfach aufgehoben. Ich liebe "Schattengrund" als Film genauso wie als Buch. Ich hoffe von Herzen, dass es vielen Zuschauern genauso gehen wird.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 
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FILM/1603: ZDF - Dokumentarfilme im Kleinen Fernsehspiel, 10. und 17.12.2018 (ZDF)


Dokumentarfilme im Kleinen Fernsehspiel

Global Family / Die Frist

Ab Montag, 10. Dezember 2018, 0.05 Uhr

Inhalt:

– Global Family

– Die Frist



Montag, 10. Dezember 2018, 0.00 Uhr
Global Family
Dokumentarfilm, Deutschland 2018
Das kleine Fernsehspiel

Buch: Andreas Köhler
Regie: Andreas Köhler, Melanie Andernach
Kamera: Andreas Köhler
Schnitt: Nicole Kortlüke, Carina Mergens
Musik: Stefan Will
Ton: Matthias Schwab
Sounddesign: Manuel Laval
Produzenten: Melanie Andernach, Knut Losen
Produktion: MADE IN GERMANY Filmproduktion in Koproduktion mit ZDF/Das kleine Fernsehspiel in Zusammenarbeit mit ARTE Förderer Film- und Medienstiftung NRW und Filmförderung Hamburg Schleswig-Holstein
Redaktion: Christian Cloos (ZDF/Das kleine Fernsehspiel) Susanne Mertens (ZDF/ARTE)
Länge: 88'51''


Inhalt

Die somalische Familie Shaash ist in alle Himmelsrichtungen verstreut. Der brutale Bürgerkrieg in ihrem Heimatland hat sie ins Exil getrieben. So auch Captan Shaash. Jeder Somali kennt ihn, jeder liebt ihn. Der 60-Jährige war einst legendärer Kapitän der Fußballnationalmannschaft und steht bis heute für eine Zeit, als noch alles gut war. Nach seiner Fußballkarriere engagierte er sich in Somalia politisch. Er kämpfte für die Gleichberechtigung von Clans und gründete eine Partei. Kurz vor Ausbruch des Bürgerkriegs 1990 floh er. Seitdem lebt er in Deutschland. Doch hier ist er ein Niemand, ein Asylant, dessen Vorgeschichte keinen interessiert. Das Einzige, was ihm blieb, war seine Familie, deren Flucht er ermöglichte. Heute leben sie fast alle in Sicherheit, allerdings tausende Kilometer voneinander entfernt. Nach Jahrzehnten kann Captan Shaash endlich seine Mutter wiedersehen – in einem äthiopischen Flüchtlingslager. Imra ist fast 90, aber darf nicht länger im Lager bleiben. Es muss dringend eine Lösung gefunden werden für die betagte Dame. Captan Shaash muss seiner Mutter offenbaren, dass seine Versuche, sie nach Deutschland zu holen, bei den Behörden gescheitert sind. Auch seine engagierte Tochter Yasmin und deren Kinder begleiten ihn. Zusammen beraten sie mit Imra über ihr Schicksal. Können sie noch mal eine gemeinsame Heimat finden?

"Global Family" ist das Regiedebüt von Melanie Andernach und Andreas Köhler. Sie haben die Familie Shaash über Jahre hinweg begleitet und dabei ihr Vertrauen gewonnen. Dadurch konnte dieser Dokumentarfilm entstehen, der ihre Geschichte nachzeichnet.

Der mehrfach preisgekrönte Film ist ein Beitrag zur aktuellen politischen Debatte zum Thema Familiennachzug. Er bietet einen Ausblick in das zukünftige Schicksal vieler Menschen, die ihre Heimat verlassen, aus welchen Gründen auch immer. Sie hoffen auf ein gemeinsames Leben mit ihrer Familie, müssen aber stattdessen getrennt voneinander auf der Welt verteilt leben. Womöglich für immer.

 * 

Preise und Auszeichnungen


	Max Ophüls Preis für den Besten Dokumentarfilm beim Filmfestival Max Ophüls Preis Saarbrücken 2018

	Top Audience Pick/Publikumspreis beim Filmfestival Hot Docs Toronto 2018

	Preis für den besten Dokumentarfilm auf dem Zimbabwe Internatioanl Film Festival (ZIFF)



 * 

Statement der Regisseure Melanie Andernach und Andreas Köhler

Unsere Familie im Film steht stellvertretend für viele Familien, die zur Diaspora gezwungen wurden, wegen Krieg, Vertreibung, Hunger. Aber es gibt auch viele Familien, die aus freien Stücken aufgrund der Globalisierung in verschiedenen Ländern, gar auf unterschiedlichen Kontinenten leben. Auch mit ihnen beschäftigt sich dieser Film.

Es geht um den Kampf, eine Familie zu bleiben, auch wenn tausende Kilometer zwischen einem liegen. Dies wollten wir anhand der universellen, aber existentiellen Frage "Wer kümmert sich um die Ältesten in der Familie?" auf nachvollziehbare Weise zeigen. Diese Frage kennt jeder von uns bzw. wird diese früher oder später erleben. Unsere Familie muss sich stellvertretend für Millionen anderer Familien dieser Herausforderung stellen.

Doch unsere Familie ist nicht nur einer hohen emotionalen Belastung ausgesetzt, wie jede andere Familie auch. Sie müssen diese über große Entfernung überwinden. Weil sie bereits über lange Jahre getrennt voneinander leben, spielen nun die Kulturen eine Rolle, in denen die einzelnen ein Zuhause gefunden haben. Wo sie oft noch Fremde sind, während sie in ihrer Heimat zu Fremden werden. Denn ihre Sehnsüchte, Träume und Erwartungen ans eigene Leben haben sich verändert. Jeder einzelne in unserem Film kämpft: mit sich, mit den anderen, aber vor allem darum, dass sie eine Familie bleiben. Sie müssen dies tun, weil sie in die Mühlen der Welt geraten sind. Das, was in unserer Welt gerade passiert, wird viele Menschen über Generationen hinweg verändern und letztendlich zu einer neuen Deutung von Heimat und Familie führen.

 * 

Biografien

Andreas Köhler (Buch, Regie und Produktion)
Andreas Köhler wurde 1974 in Wernigerode geboren. Er absolvierte ein Studium der Film- und Fernsehkamera an der Fachhochschule Dortmund. Seit 2002 arbeitet er als Kameramann zahlreicher preisgekrönter Dokumentar- und Spielfilme, unter anderen "NoBody’s Perfect", "Schnee von gestern", "One Day…". Er war für die Bildgestaltung von Debütfilmen wie "Das letzte halbe Jahr", "Wir Monster" und "1000 Arten Regen zu beschreiben" verantwortlich, aber auch für die des ZDF-Krimis "Friesland". Andreas Köhler wurde mehrfach nominiert für den Deutschen Kamerapreis und den Camerimage-Preis in Lodz. Er arbeitet auch als Fotograf und nahm mit seinen Fotoarbeiten an zahlreichen internationalen Ausstellungen teil. "Global Family" ist sein Regiedebüt.

Melanie Andernach (Buch, Regie und Kamera)
Melanie Andernach studierte Jura und promovierte in Filmrecht. Danach studierte sie Kreatives Produzieren an der ifs/internationale filmschule Köln. Anschließend arbeitete Melanie Andernach als freie Autorin, Regisseurin und Producerin für Werbung und Spielfilme. Anfang 2007 rief sie mit Knut Losen die MADE IN GERMANY Filmproduktion ins Leben, mit der sie Dokumentar- und Spielfilme entwickelt und (ko-)produziert. Diese wurden auf zahlreichen Festivals wie Cannes, Sundance, Berlinale, Locarno, Rotterdam, IDFA, Hot Docs, DOK Leipzig gezeigt und prämiert. Der von ihr produzierte Dokumentarfilm "Global Family" ist auch ihr Regiedebüt.

 * 

Montag, 17. Dezember 2018, 0.15 Uhr
Die FristDokumentarfilm, Deutschland 2018
Das kleine Fernsehspiel

Buch: Karin Becker, Silvia Wolkan
Regie: Karin Becker
Kamera: Franz Kastner, Fabio Stoll, Carla Muresan
Schnitt: Elisabeth Raßbach
Musik: Sebastian Fillenberg, Dimitrios Ntontis
Ton: Daniel Bärschneider, Cornelia Böhm, Stefan Postavka, Daniel Samer, Hagen von Sayn-Wittgenstein 
Sounddesign: Andrew Mottl
Produzenten: Philipp Schall, Johanna Teichmann, Lena Karbe
Produktion: Tellux Next GmbH in Koproduktion mit ZDF/Das kleine Fernsehspiel, in Zusammenarbeit mit der HFF München, entwickelt in Zusammenarbeit mit CHR Filmproduktion, gefördert durch den FFF Bayern
Redaktion: Lucia Haslauer, Burkhard Althoff
Länge ca. 78'


Inhalt

Ihre Tage in Freiheit sind gezählt, der gefürchtete gelbe Brief ist da: Drei Verurteilte erfahren, dass sie schon in einer Woche ihre Haftstrafe antreten müssen. Was passiert mit der Wohnung? Wem sagen sie die Wahrheit? Von wem verabschieden sie sich? Und wer bringt sie am letzten Tag in die Anstalt? Der Dokumentarfilm von Karin Becker begleitet eine Frau und zwei Männer kurz vor ihrem Weg ins Gefängnis.

Für den früheren Rotlichtkönig Jürgen, den Familienvater Vitali und die Buddhistin Guang läuft der Countdown. Während Vitali versucht, dem Gefängnis mannhaft entgegenzutreten, obwohl er weiß, dass er am Ende seine Familie verlassen muss, bleibt der knasterfahrene Jürgen renitent: Bis zur letzten Sekunde wehrt er sich gegen den Zugriff des Staats. Zu angeschlagen fühlt er sich, und zu gut weiß er, was Haft bedeutet. Wie lange kann er die Vollstreckung seines Urteils verzögern? Und liegt im Verzögern überhaupt Erleichterung? Guang hingegen sucht in den letzten Tagen immer wieder den Beistand ihres buddhistischen Meisters in Taiwan. Das Gefängnis könnte Teil eines göttlichen Plans sein. Doch erweist sich Guangs Glaube im Angesicht der Gefängnisstrafe wirklich als tragfähig? Je näher der Antritt der Haftstrafe für die drei Verurteilten rückt, umso realer tritt das Gefängnis als Institution in ihr Leben, als Ort der erbarmungslosen Bürokratie. Gemeinsam ist den dreien das Bewusstsein: Was sie jetzt tun, tun sie für lange Zeit zum letzten Mal.

 * 

Kommentar von Regisseurin Karin Becker

Die Idee zu "Die Frist" entstand, als ich Richard Fords tragikomische Kurzgeschichte "Sweethearts" aus seiner Sammlung "Rock Springs" las. Ford erzählt vom letzten Morgen des angehenden Häftlings Bobby, der von seiner Ex-Frau und ihrem neuen Freund ins Gefängnis gebracht wird. Es war die erste Gefängnis-Geschichte, die ich je gelesen (oder gesehen) habe, die zum Zeitpunkt vor der Haft spielt. Das hat mich beeindruckt.

Mich interessieren Menschen in Extremsituationen, weil Extremsituationen vieles deutlicher zum Vorschein bringen. Und ich glaube, dass das Warten auf eine Strafe eine fast noch extremere Situation ist, als die Strafe selbst. Mein Film "Die Frist" erzählt von drei Menschen am Abgrund. Die Protagonisten in meinem Film versuchen, sich innerhalb kürzester Zeit gedanklich und organisatorisch auf das Gefängnis vorzubereiten – wie auch immer das gehen soll. Was fängt man an mit der gnadenlos verrinnenden Zeit? Unter solchen Bedingungen kommt zum Vorschein, was einen Menschen im Inneren ausmacht und bewegt. Pragmatik, Galgenhumor, Auflehnung, Verzweiflung. Jeder der drei Verurteilten reagiert anders auf die Demütigung, von der Gesellschaft ausgestoßen und sozial kaltgestellt zu werden.

Ich möchte mit meinem Film nicht generell die Angemessenheit von Haftstrafen zur Diskussion stellen. Dass jedoch Verurteilte oft nur eine oder zwei Wochen Zeit haben, sich auf den konkreten Termin ihres Strafantritts vorzubereiten, das erscheint mir als ein unmenschlicher wie vermeidbarer Zustand. Die heftigen Auswirkungen dieser bürokratischen Regelung für das einzelne Leben zu zeigen, war etwas, was mich angetrieben hat, seit ich von diesem Zustand erfahren habe.

Es war schwierig, Protagonisten für dieses Projekt zu finden. Mehrere Jahre lang waren wir bei Gericht, über Strafverteidiger, über Bewährungshelfer und Vereine auf der Suche nach Menschen, die mit mir drehen wollten. Ihre Verurteilung vor laufender Kamera öffentlich einzuräumen – schon dagegen wehrten sich die meisten, die ich im Zuge der Recherchen traf. Endgültig unmöglich schien es dann lange, Menschen zu finden, die sich von mir und meinem Team ausgerechnet in ihrer letzten Woche in Freiheit auf Schritt und Tritt begleiten lassen wollten. Dazu kam obendrein, dass auch ich als Regisseurin einen Zugang zu jedem Protagonisten finden muss.

In meinen Augen hat sich die lange Suche sehr gelohnt. Ich glaube fest daran, dass eine große, auch politische Wirkmacht im Erzählen ergreifender Geschichten liegt.

"Die Frist" zeigt, wie tief eine Freiheitsstrafe in ein Leben einschlägt, schon bevor sie begonnen hat – und welche Möglichkeiten es gibt, nicht daran zu zerbrechen. Diesen Kampf miterleben zu können, das macht die drei Menschen und ihre Geschichten für mich so berührend.

 * 

Biografie von Regisseurin Karin Becker

Karin Becker wurde in Tirschenreuth geboren und absolvierte ihr Abitur in Regensburg. Nach einem Magister-Abschluss mit Auszeichnung in Germanistik (2005) und einer Journalistenausbildung beim ifp (dort ausgezeichnet mit dem Wolfgang-Seibel-Preis) besuchte sie seit 2006 die Hochschule für Fernsehen und Film München in der Dokumentarfilmklasse. "Die Frist" ist ihr Abschlussfilm. 
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Dezember 2018

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





REPORTAGE/549: ZDF.reportage "Zu alt zum Fahren? – Senioren am Steuer" am 09.12.2018 (ZDF)


ZDF.reportage

Zu alt zum Fahren? – Senioren am Steuer

Sonntag, 9. Dezember 2018, 18.00 Uhr / sonntags 18.00 Uhr

Inhalt:

– Sendetermine und Stab

– Zu alt zum Fahren? – Senioren am Steuer

– Kein Geld für'n Supermarkt – Der schwere Gang zur Tafel

– Christkind ahoi – Flusskreuzfahrt zum Weihnachtsmarkt

– Infos zur "ZDF.reportage"



Sonntag, 9. Dezember 2018, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Zu alt zum Fahren?
Senioren am Steuer
Film von Enrico Demurray und Saara von Alten

Produktion: Wilde Bilder
Redaktion: Heike Schnaar
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 16. Dezember 2018, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Kein Geld für'n Supermarkt
Der schwere Gang zur Tafel
Film von Michael Beck

Produktion: 99pro Media
Redaktion: Mike Stagneth
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 23. Dezember 2018, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Christkind ahoi
Flusskreuzfahrt zum Weihnachtsmarkt
Film von Sören Folkens

Produktion: Good Times
Redaktion: Heike Schnaar
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

Zu alt zum Fahren? – Senioren am Steuer

Der Führerschein kennt keine Altersgrenze nach oben. Wer den "Lappen" mit 18 Jahren erwirbt, hat eine Fahrerlaubnis auf Lebenszeit – selbst wenn es im Alter gesundheitlich bergab geht.

Rasen, Lichthupe, dichtes Auffahren – vor allem jüngere Autofahrer führen durch aggressives Fahren die Unfall-Statistiken an. Bei den Senioren knallt es dagegen häufiger in Situationen wie Abbiegen, Wenden, Rückwärtsfahren oder Einparken. Walter M. ist 91 Jahre alt und ein geübter Fahrer. Auch längere Autofahrten – zum Beispiel Urlaubsreisen bis nach Italien – traut er sich immer noch zu. Seine Sehstärke und Fahrtauglichkeit lässt er regelmäßig überprüfen. Doch dies macht er ganz freiwillig – ohne Druck des Gesetzgebers. Denn verpflichtende Fahrtauglichkeitstests oder Gesundheitschecks, wie es sie in anderen EU-Ländern längst gibt, möchte das Verkehrsministerium in Deutschland nicht einführen. Auch der ADAC und der Auto Club Europa sprechen sich dagegen aus und setzen auf Freiwilligkeit.

Hilde S. aus Neuwied ist 90 Jahre alt. Aus der Garage holt sie ihren Rollator, den sie ins Auto stellt. Für längere Besorgungen in der Stadt braucht sie ihn. Das Auto macht ihr das Leben leichter, nur sehen kann sie nicht mehr ganz so gut. Doch mit einer Spezialbrille kriege sie das noch hin, meint sie. Ihr Sohn sieht das etwas anders, mit 90 könne man doch aufhören.

Warum muss man in Deutschland zur Führerscheinprüfung seine Augen untersuchen lassen und danach nie wieder? Diese Frage stellt sich Optiker Uli Herzog aus dem schwäbischen Biberach öfter. Seiner Kundin, der 87-jährigen Adelheid B., rät er deshalb, lieber nicht mehr mit dem Auto zu fahren. Adelheid ist einsichtig und entscheidet sich, ihren Führerschein ganz abzugeben. Die Stadt Biberach fördert diesen Schritt. Im Seniorenbüro erhält sie dafür im Gegenzug ein kostenloses Jahresticket für den öffentlichen Nahverkehr. "Ich war nie eine Autonärrin, und zum Glück bin ich noch sehr gut zu Fuß", sagt sie.

Wie wird eine zunehmend alternde Gesellschaft in Zukunft mit dem Thema Mobilität umgehen? Wie gehen Angehörige von Demenzkranken damit um, wenn ihre Eltern partout nicht auf das Autofahren verzichten wollen? Die "ZDF.reportage" taucht ein in den Lebensalltag unterschiedlicher Senioren, die alle noch mobil sein möchten.

 * 

Kein Geld für'n Supermarkt – Der schwere Gang zur Tafel

Fast 1,5 Millionen Menschen sind in Deutschland auf Lebensmittelspenden angewiesen. Arme, Alte, Männer, Frauen, Kinder holen sich regelmäßig Essen bei der Tafel ab, um satt zu werden. Bedürftige bekommen dort Lebensmittel kostenlos – oder für wenige Euro.

Auch Rentnerin Bärbel Kappus war lange auf die Tafel angewiesen. 700 Euro Rente waren einfach zu wenig, um monatlich über die Runden zu kommen. Zwischenzeitlich schlug sie sich mit Putz-Jobs durch und hat sich mit dem Thema Armut im Alter intensiv beschäftigt. Mittlerweile hilft sie anderen Bedürftigen bei Problemen und rechtlichen Fragen. Bremerhaven gilt als eine der ärmsten Städte Deutschlands – 11.000 Kunden zählt die Tafel dort. Ihr Chef Reiner Giese versucht mit entspannter norddeutscher Gelassenheit, sich von den vielen Problemen nicht entmutigen zu lassen, und unterstützt, wo es geht.

Deutschlandweit werden etwa 1,5 Millionen Tafelkunden von etwa 60 000 ehrenamtlichen Mitarbeitern in mehr als 2000 Läden und Ausgabestellen versorgt. Doch spätestens, seit die Essener Tafel zeitweise keine Ausländer mehr aufnahm und in Bremerhaven gegen Tafelmitarbeiter wegen Unterschlagung ermittelt wurde, wird auch Kritik an der Tafel lauter. Die Tafeln seien weder sozial noch nachhaltig, sagt Soziologe Prof. Dr. Stefan Selke. Der Staat werde durch sie aus seiner sozialen Verantwortung gelassen.

Wie gehen die Tafeln mit solchem Gegenwind um? Wie sieht ihr Konzept für die nächsten Jahre aus? Die "ZDF.reportage" befragt Tafel-Mitarbeiter und ihre Kunden in West und Ost, in der Stadt und auf dem Land.

 * 

Christkind ahoi – Flusskreuzfahrt zum Weihnachtsmarkt

Jedes Jahr im Dezember beginnt für viele die schönste Zeit des Jahres: die Advents-, oder wie manche auch sagen: die "Weihnachtsmarktzeit". Es gibt tatsächlich regelrechte "Weihnachtsmarkt-Fans". Die besuchen verschiedene Märkte in unterschiedlichen Städten, haben den Kennerblick für Deko wie Ware und ein feines Näschen für den richtigen Glühwein.

Auch Reiseveranstalter sind auf den Geschmack gekommen. Weihnachtsmarkttouren boomen. Meist mit dem Reisebus, neuerdings aber auch mit dem Flusskreuzfahrtschiff. Und so wird für die Kreuzfahrer der Weihnachtsmarkt gleich im doppelten Sinne zum wärmenden Hafen der Geselligkeit.

Doch was sind das für Menschen, die sich auf die Reise machen, um die Adventszeit auf diese Weise zu begehen? Und wer sind all diejenigen, die es möglich machen, dass dieser Weihnachtsmarktzauber während der Adventswochen glänzen kann?

Die 30-minütige "ZDF.reportage: Christkind ahoi" wirft einen Blick auf Menschen, die tagelang auf Reisen gehen, um die Vielfalt der Weihnachtsmärkte zu erleben. Der Film begleitet eine mehrtägige Flusskreuzfahrt zu den großen Weihnachtsmärkten entlang des Rheins. Die Kreuzfahrtteilnehmer lassen sich auf ein intensives Adventserlebnis ein. Auf dem Programm steht nicht nur der Besuch traumhafter Weihnachtsmärkte wie der in Heidelberg oder der des "Christkindlsmärik" in Straßburg. Die ganze Flussfahrt wird zu einer einzigen großen Adventsfeier mit adventlich geschmücktem Rheindampfer und abendlichem Weihnachtsliedersingen.

Neben den Gästen kommen auch die Menschen zu Wort, die das alles möglich machen: Das Schiffspersonal steht dieses Jahr vor besonderen Herausforderungen. Seit Wochen herrscht niedriger Pegelstand im Rhein. Der Steuermann muss präzise durch die Fahrrinne lenken, sonst findet die Flussfahrt ein jähes Ende.

Darüber hinaus schildert "Christkind ahoi" den Geschäftsalltag von Betreibern der Weihnachtsmarktstände, welche die Kreuzfahrtgäste bei ihren Landgängen besuchen. Werden sie das Geschäft des Jahres machen oder am Ende draufzahlen?

 * 

Infos zur "ZDF.reportage"

Die "ZDF.reportage" berichtet immer sonntags, 18.00 Uhr, aus der Alltagswirklichkeit der Zuschauer. Sie greift Themen auf, die aktuell und brisant sind und setzt sie spannend und emotional um. Dabei erzählt die "ZDF.reportage" immer aus der Perspektive der Betroffenen, von Menschen, ihren Lebenswegen und Schicksalen, ihren Konflikten, ihren Hoffnungen und Träumen. Die meisten Reportagen spielen in Deutschland, bei Auslandsthemen ist stets ein deutscher Bezug vorhanden.

Die Redaktion der "ZDF.reportage" wird geleitet von Heike Schnaar.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 
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FEATURE/1157: WDR 5 - Lumumbas Erben. Ein Lobbyist kämpft für Afrika, 9. + 10.12.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Lumumbas Erben

Ein Lobbyist kämpft für Afrika

Von Johanna Bentz und Veronica Frenzel

Aufnahme des WDR 2018

Dok 5 - Das Feature

Sonntag, 9. Dezember 2018, 11.04 - 12.00 Uhr, WDR 5

Wiederholung: 10.12., 20.04-21.00 Uhr



Der Deutsch-Kongolese Boniface Mabanza ist fest überzeugt: Die
Lösungen für Afrika liegen in Afrika selbst. Nur in Europa und im
Westen weiß niemand davon. Als Lobbyist für seinen Kontinent ist er
angetreten, das zu ändern.

Nicht Charity oder Entwicklungshilfe sind die Lösung für Afrika,
sondern Empowerment und radikales Umdenken - das ist Boniface Mabanzas
Mission. Dafür ist er dauernd unterwegs, in Deutschland, Europa,
Afrika. Regelmäßig fliegt er zu Treffen, in denen die
Zivilgesellschaft auf dem südlichen Kontinent unterstützt, informiert
und vernetzt werden soll. Unermüdlich kämpft er für gerechte
Arbeitsbedingungen und faire Chancen. Und immer ist er auf der Suche
nach leuchtenden Vorbildern, nach eigenen Ansätzen, die funktionieren.
Vor der Küste Senegals, am westlichsten Zipfel des Kontinents, liegt
die kleine Insel Ngor. Dort gibt es eine Dorfgemeinschaft mit eigenem
Parlament, die solidarisch organisiert ist. Daran denkt Boniface
Mabanza, wenn er zwischen Berlin und Brüssel seine nächsten Termine
koordiniert.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 6. Dezember 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln
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HÖRSPIEL/1856: Deutschlandfunk - "Die Hit-Maschine", 9.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Hit-Maschine

Über Klickerfolge im Zeitalter der verkürzten Aufmerksamkeitsspanne

Von Ina Plodroch und Simon Kamphans
Deutschlandfunk 2018
Freistil
Sonntag, 9. Dezember 2018, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Im Internet kann jeder ein Star werden. So geht das Märchen des
demokratischen Netzes. Doch die Nutzer haben viel weniger Macht, als
es scheint. In den Digitalagenturen hocken die Social-Media-Fachleute
vor ihren Bildschirmen, träumen vom großen viralen Hit und haben Angst
vorm nächsten Shitstorm. Doch wie landen Werbeagenturen,
Fernsehproduktionsfirmen und Musiklabels Hits in Zeiten der kurzen
Aufmerksamkeitsspanne? Ein Blick hinter die Mechanismen der Hits im
Netz.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. November 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





HÖRSPIEL/1855: WDR 3 - "Levins Abschied" von Tim Staffel, 8.12.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Levins Abschied

Von Tim Staffel

Technische Realisation: Dirk Hülsenbusch und Jens Peter Hamacher

Regie: der Autor

Produktion: WDR 2015

Samstag, 8. Dezember 2018, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3

Sonntag, 9. Dezember 2018, 17.04 - 18.00 Uhr | WDR 5



Levin, 18, ist verschwunden. In einer Verhörsituation berichten seine
Familie und Freunde von ihren letzten Begegnungen mit ihm.
Es entsteht ein widersprüchliches Bild, in dem sich abzeichnet, wie
zerrüttet die Atmosphäre im Elternhaus ist, wie belastet Levins
Verhältnis zu seinen Altersgenossen und Bezugspersonen war, wie schwer
er greifbar war für alle Nahestehenden. Verschiedene Verdachtsmomente
kristallisieren und verlieren sich wieder im Laufe der Verhöre. Aber
einen wirklichen Hinweis auf seinen Aufenthalt gibt all das nicht.
Lebt Levin überhaupt noch? Die Aussagen zeichnen ein politisches und
soziales Alltagsbild, in dessen Facetten sich die aktuelle
Vorurteilsstruktur spiegelt.

Besetzung:

Thomas: Daniel Fries

Ines: Katharina Schmalenberg

Niklas: Robert Alexander Baer

Alice: Elisa Schlott

Kenny: Gregor Löbel

Yaqub: Hüseyin Ekici

Robert: Trystan Pütter

Torsten: Dirk Borchardt

Emma: Bibiana Beglau

Das Hörspiel steht nach der Sendung befristet zum Download zur
Verfügung.

Redaktion: Martina Müller-Wallraf
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LESUNG/855: WDR 5 - "Mit der Flut" von Agenes Krup, 8.12.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

"Mit der Flut" 

von Agenes Krup

gelesen von Nina Petri

Bearbeitung: Renate Naber

Ohrclip

8. Dezember 2018, 21.05 - 23.00 Uhr | WDR 5



Agnes Krup erzählt in ihrem biografisch geprägten Roman "Mit der Flut"
eine außergewöhnliche Liebesgeschichte und ein beeindruckendes
Familienepos, das drei Generationen und zwei Kontinente miteinander
verbindet.

Alles beginnt in Finkenwerder bei Hamburg im Jahr 1923: Der junge Paul
schleicht sich als blinder Passagier auf einen Überseedampfer nach New
York. In der neuen Welt will er sein Glück suchen, denn der elterliche
Obsthof ist ihm schon lange zu klein und zu eng.

Die Autorin Agnes Krup erzählt, inspiriert vom Leben ihres Großonkels,
eine dramatische und faszinierende deutsche Familiengeschichte.

In Brooklyn angekommen findet Paul Arbeit und begegnet seiner großen
Liebe, einer jungen Frau, die ebenfalls Tochter von Einwanderern ist.
Doch sein Traum, Arzt zu werden, treibt Paul zurück zu seiner Familie
nach Deutschland - wo er im Jahr 1937 ein Land betritt, das sich
völlig verändert hat.

Ohrclip - der Literaturabend präsentiert die einfühlsame und packende
Lesung der Schauspielerin Nina Petri.

Redaktion: Sefa Inci Suvak

Literaturangaben:

Agnes Krup: Mit der Flut

Gekürzte Lesung mit Nina Petri

Hörbuch Hamburg, 8 CDs, 659 Minuten Laufzeit, 22 Euro

Buchausgabe erschienen bei Piper, 544 Seiten, 22 Euro

 * 
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MUSIK/2776: BR-KLASSIK - Paradisi gloria. Musikalische Brückenschläge über die Zeiten, 9.12.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 20. Oktober 2018

Paradisi gloria

Musikalische Brückenschläge über die Zeiten

Annika Schlicht, Sopran

Münchner Rundfunkorchester

Madrigalchor der Hochschule Musik und Theater München

Ivan Repusic, Leitung

Sonntag, 9. Dezember 2018, um 19.05 Uhr



Ivan Repusic, Chefdirigent des Münchner Rundfunkorchesters, führt sein
Motto "Brücken schlagen" auch in der neuen Konzertsaison fort. Wurden
in der vergangenen Spielzeit eher andere Sprachräume verbunden, sind
es in der Spielzeit 2018/2019 Brücken in verschiedene Zeiträume.

Am Freitag, 16. November, schlagen in der Herz-Jesu-Kirche München
zwei Schlüsselwerke des 20. Jahrhunderts musikalische Brücken in die
Vergangenheit: Neben den beiden "De Profundis"-Vertonungen der 1918
verstorbenen Lili Boulanger und Arthur Honeggers (komponiert 1946)
kommen Werke von Josquin Desprez (1497) und Johann Sebastian Bach, in
einer Orchestrierung aus dem 19. Jahrhundert, zur Aufführung. Die
Leitung hat Chefdirigent Ivan Repusic, die Aufzeichnung des Konzerts
wird am Sonntag, 9. Dezember 2018 um 19.05 Uhr in BR-KLASSIK gesendet.

Ausgehend von der Todesthematik des Monats November und im Gedenken an
den 100. Jahrestag des Endes des Ersten Weltkriegs am 11. November
stehen Werke auf dem Programm, die dieses Thema mit Vertonungen u.a.
des 130. Psalms, dem "De profundis" aus der Requiem-Liturgie,
aufnehmen. Neben den "De Profundis"-Vertonungen der 1918 verstorbenen
Lili Boulanger und Arthur Honeggers werden Werke von Josquin Desprez
(15. Jh.) und Johann Sebastian Bach zur aufgeführt.

Zur meditativen Einstimmung wird die Chaconne aus Bachs Partita für
Solo-Violine d-Moll 4 in einer Orchestrierung von Joseph Joachim Raff
aufgeführt - ein Werk, das in seiner Ausdruckstiefe und den
vielschichtigen Variationen nicht nur J.J. Raff zur Bearbeitung und
Orchestrierung angeregt hat.

"Nymphes des bois", die berühmte Trauermusik von Josquin Desprez
(1450-1521) auf den Tod des Komponistenkollegen Johannes Ockeghem anno
1497, verbindet weltliche Trauerverse mit dem gregorianischen
Introitus "Requiem aeterna". Damit ist Desprez der Mitbegründer einer
bis in die Gegenwart reichenden Tradition: die der Trauermusiken auf
verstorbene Musiker.

Über 400 Jahre später greift die Komponistin Lili Boulanger eine
andere Passage der Requiem-Liturgie auf: Psalm 130, das "De
profundis". 1917 komponiert die bereits schwer kranke Komponistin
unter den schrecklichen Eindrücken des Ersten Weltkriegs "Du fond de
l'abîme" für Soli, Chor, Orchester und Orgel und findet in dem Werk zu
einem ausgesprochen expressiven und eindringlichen Ausdruck. 1913
konnte sich Lili Boulanger als erste Frau bei dem renommierten Grand
Prix de Rome durchsetzen und wurde damit als Komponistin international
berühmt. Sie stirbt 1918 im Alter von nur 24 Jahren.

Nach Ende des Zweiten Weltkriegs verleiht Arthur Honegger (1892-1955)
demselben Psalm 130, dem "De profundis", einen nonverbalen, aber nicht
minder eindringlichen Ausdruck im 2. Satz seiner "Symphonie
liturgique", in der Honegger den Frieden nach dem Zweiten Weltkrieg
beschwört.

Nach Ende des Zweiten Weltkriegs verleiht Arthur Honegger (1892-1955)
demselben Psalm 130, dem "De profundis", einen nonverbalen, aber nicht
minder eindringlichen Ausdruck im 2. Satz seiner "Symphonie
liturgique", in der Honegger den Frieden nach dem Zweiten Weltkrieg
beschwört.


Programm

Johann Sebastian Bach

Chaconne aus der Partita für Violine d-Moll BWV 1004, Orchestrierung
von Joseph Joachim Raff

Josquin Desprez

"Nymphes des bois" ("La déploration de Johannes Ockeghem")

Arthur Honegger

"De profundis clamavi", 2. Satz aus der "Symphonie liturgique", H 186

Lili Boulanger

"Du fond de l'abîme" für Soli, Chor, Orchester und Orgel

Einführung

Um 19.00 Uhr bietet BR-Redakteur Matthias Keller in der
Herz-Jesu-Kirche eine Einführung in das Konzert an, Chefdirigent Ivan
Repusic wird dabei zu Gast sein.

Ausstrahlung

BR-KLASSIK strahlt den Mitschnitt des Konzerts am
Sonntag, 9. Dezember 2018, um 19.05 Uhr aus. Es ist parallel online
auf www.br-klassik.de zu hören und anschließend 7 Tage lang
aufzurufen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 20. Oktober 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München
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BILDUNG/1136: Dr. Marzellus Hofmann über den neuen Modellstudiengang Humanmedizin (idw)


Universität Witten/Herdecke - 06.12.2018

Dr. Marzellus Hofmann über den neuen Modellstudiengang Humanmedizin



Zum Wintersemester 2018/19 hat die Universität Witten/Herdecke einen neuen
Modellstudiengang Humanmedizin eingeführt. Über Neuerungen, Schwerpunkte
und Zielsetzungen spricht nun der Prodekan für Lehre der Fakultät für
Gesundheit, Dr. Marzellus Hofmann, im Interview.


Frage: Was ist neu am Studiengang?

Hofmann: Es ist nicht alles grundsätzlich neu. Allerdings war es uns
besonders wichtig, sechs von uns identifizierte Themenschwerpunkte noch
sichtbarer zu machen und deutlicher zu positionieren. Dadurch bekommt der
Studiengang eine neue Ausrichtung.


Frage: Um welche Schwerpunkte handelt es sich?

Hofmann: Der erste ist die ambulante Gesundheitsversorgung. Unser
Gesundheitssystem entwickelt sich immer mehr in diese Richtung. Dabei geht
es insbesondere auch darum, den Patienten in den Mittelpunkt zu rücken und
seine Perspektive widerzuspiegeln. Wir möchten unsere Studierenden so
ausbilden, dass sie in der Lage sind, die Gesundheit des Patienten mit
diesem gemeinsam zu entwickeln. Letztlich geht es darum, den Impuls, den
die meisten Medizinstudierenden am Anfang ihres Studiums haben, zu
bewahren. Viele sagen: "Ich möchte Menschen helfen können", wenn sie nach
dem Grund für ihre Studienwahl gefragt werden. Im Studium wird die
Perspektive dann aber leider mehr und mehr Ich-zentrierter, wenn es darum
geht, viel theoretischen Lernstoff zu verinnerlichen und eine Vielzahl von
Prüfungen zu bestehen. Uns ist es wichtig, das Bewusstsein dafür
wachzuhalten, dass es im Kern immer um den Menschen gehen muss - nicht nur
mit Blick auf den Patienten, sondern auch auf die eigene Gesunderhaltung.


Frage: Wie kann das gelingen?

Hofmann: Bei schwereren Erkrankungen gehen die Patienten in der Regel
durch verschiedene Gesundheits-Professionen. Oft wissen dabei die
unterschiedlichen Behandler nicht oder nur ungenau, was die Kollegen aus
anderen Fachdisziplinen machen. Sie fokussieren oft nur auf ihren
Behandlungsabschnitt, aber nicht auf das Gesamtbild. Ein Großteil der
Ursachen für Gesundheit und Krankheit liegt außerhalb dessen, was wir in
ambulanter und stationärer Behandlung sehen, nämlich im Verhalten, in
Lebens- und Arbeitsbedingungen, in Umweltfaktoren, im sozialen Gefüge. Da
muss die Brille unbedingt weiter werden. Es geht uns in dieser Hinsicht um
die Perspektive und Mitgestaltung einer integrierten Gesundheitsversorgung
und Gesundheitsförderung.


Frage: Wie kann man das im Studium lernen?

Hofmann: Um diese Lerninhalte zu vermitteln, werden wir unter anderem auf
Patientenbegleitung setzen. Bereits ab dem zweiten Semester bekommt jeder
Studierende einen Patienten zugewiesen, den er zwei Mal im Semester
besucht und das gesamte Studium - gemeinsam mit dem Hausarzt - begleitet.
Dabei sollen sich die Studierenden mit den Fragen der Patienten, mit den
Prozessabläufen im Gesundheitswesen, mit dem Gesundheitsverhalten der
Patienten und mit der Evidenzbasierung einer sektorenübergreifenden
Gesundheitsversorgung auseinandersetzen. Daneben begleiten die
Studierenden "ihre" Patienten auch zu Facharztterminen, Therapien oder
stationären Aufenthalten.


Frage: Welche ärztlichen Kompetenzen sollen auf diese Weise vermittelt werden?

Hofmann: Es geht darum, den ganzen Patienten zu sehen. Nicht nur ein
Symptom, nicht nur eine Krankheit, sondern einen Menschen. Es geht aber
auch darum, die Patienten in ihren eigenen Gesundungsbemühungen zu
unterstützen. Und die beschäftigt bei Krankheit oder Gesundheit mehr, als
in der Praxis besprochen werden kann. Es gibt viele Fragen, die oft auch
erst später auftauchen. Die besprechen unsere Studierenden dann mit den
Patienten. Sie können über Unterstützungsangebote aufklären und
Ansprechpartner sein. Es geht also auch darum, intersektorale Übergänge zu
gestalten. Da die Gesundheitsversorgung immer ambulanter, aber auch
spezialisierter wird, wird auch die Frage der Übergänge und der
sektorübergreifenden Kommunikation immer entscheidender.


Frage: Um solche Kompetenzen aufzubauen, müssen doch sicherlich auch andere Lehrinhalte im Studium vermittelt werden?

Hofmann: Das ist richtig. Wir haben das "Innere Arbeit/ Berufliche
Persönlichkeitsentwicklung" genannt. Im Kern geht es dabei um die
Entwicklung von Fähigkeiten, Fertigkeiten und Haltungen, die notwendig
sind, um mit berufsbezogenen, individuellen, interpersonellen und
institutionellen Herausforderungen adäquat und entwicklungsförderlich
umgehen zu können. Eine Frage, die sich die meisten Mediziner irgendwann
im Studium stellen, lautet: Wann erlebe ich mich zum ersten Mal als Ärztin
oder Arzt? Die Antwort lautet für die meisten: wenn ich im Sinne des
Patienten wirklich Verantwortung übernehme. Die professionsbezogene
Persönlichkeitsentwicklung ist aber bisher noch kaum im Studium
abgebildet. Unser Ziel ist es, diese Inhalte ins Studium hereinzuholen.
Dabei sollen die Studierenden die Möglichkeit bekommen, ihre Eindrücke und
Erlebnisse aus dem Studium zu reflektieren. Letztlich geht es um die
Vermittlung von Fertigkeiten, Werten und Haltungen wie Empathie,
Reflexionsfähigkeit, Wahrnehmung, Kommunikation, Teamfähigkeit,
Entscheidungsfähigkeit, Leadership.


Frage: Was ist der Hintergrund der Entscheidung, dieses Themenspektrum
bereits im Studium zu behandeln?

Hofmann: In Publikationen wie dem jährlich erscheinenden Krankenhausreport
des Wissenschaftlichen Instituts der AOK kann man regelmäßig nachlesen,
dass die größten Probleme im Gesundheitswesen meist an den Schnittstellen
und Übergängen zwischen den Disziplinen und Professionen entstehen. Dabei
geht es oft um mangelnde Kommunikation oder fehlende Teamfähigkeit. Die
meisten Fehler passieren nicht in der Fachlichkeit, also durch mangelndes
theoretisches Wissen, sondern durch persönlichkeitseigene Faktoren. Da
möchten wir ansetzen.


Frage: Das Gesundheitssystem wird immer digitaler und
miteinander vernetzter. Wie wird dies im Studium abgebildet und welche
Kompetenzen müssen Absolventen hier mitbringen?

Hofmann: Das ist der Bereich Interprofessionelles Lernen und Arbeiten. Er
schließt sich ein bisschen an die vorherigen Überlegungen an. Ziel ist es,
dass unsere Studierenden mit anderen Gesundheitsberufen in Verbindung
treten, andere Professionen verstehen und die Zusammenarbeit mit ihnen
üben. Es geht darum, gemeinsam ein Gesamtverständnis des
Gesundheitssystems zu entwickeln und es zu verbessern. Auch dies sind
Bereiche, die in der Regel auf die Zeit nach dem Studium verlagert werden.
Das möchten wir anders machen! Deshalb werden unsere angehenden Ärztinnen
und Ärzte auch bereits im Studium gemeinsame Fälle mit Physiotherapeuten,
Pflegekräften, Logopäden, Ergotherapeuten und Hebammen bearbeiten.


Frage: Welche weiteren Schwerpunkte werden im Studium gesetzt?

Hofmann: Zum Beispiel das wissenschaftliche Arbeiten. Hier geht es
insbesondere um die Entwicklung von Kenntnissen, Fähigkeiten und Haltungen
für das Verstehen, Bewerten und Anwenden von wissenschaftlichen Konzepten
und Methoden in der Praxis. Darüber hinaus geht es um die Erarbeitung
eins Handwerkszeug, das die Studierenden in die Lage versetzt,
eigenständig wissenschaftlichen Fragestellungen nachzugehen, zwei
verpflichtende wissenschaftliche Arbeiten während des Studiums
anzufertigen und diese zu präsentieren.


Frage: Was können Sie noch zu den Lehrinhalten sagen?

Hofmann: Ein weiterer Schwerpunkt lautet "Gesundheitssystem und
Versorgungsstrukturen". Wir sind der Überzeugung, dass es grundsätzliche
Änderungen im Gesundheitssystem geben muss. Aktuell besteht Anlass zur
Sorge, dass die Medizin sich weiter in eine Richtung entwickelt, die nicht
die Bedürfnisse der Patienten, sondern eher ökonomische Gesichtspunkte in
den Mittelpunkt rückt. Wir möchten Ärztinnen und Ärzte ausbilden, die sich
Gedanken machen über die Zukunft des Gesundheitswesens. Dazu werden sie
alle zunächst den Status quo kennenlernen. In interprofessionellen Teams
werden sie sich Best Practice Beispiele anschauen, in denen neue
Gesundheitskonzepte ausprobiert und umgesetzt werden. Im Anschluss sollen
sich die Studierenden nicht nur gegenseitig die Ergebnisse vorstellen,
sondern sich auch eigenständige Gedanken darüber machen, wie das
Gesundheitssystem der Zukunft aussehen könnte. Unsere Ärzte sollen
natürlich in der Lage sein, im bestehenden System zu arbeiten. Aber wir
möchten, dass sie darüber hinaus in der Lage sind, weiterzudenken und
mitzuhelfen, das Gesundheitswesen sinnvoll zu überarbeiten.


Frage: Wird es die Möglichkeit zu individuellen Schwerpunkten im Studium geben?

Hofmann: Ja, durch die sogenannten Tracks, die Wahlbereiche. Die Tracks
sollen den Studierenden im neuen Modellstudiengang die Möglichkeit zur
individuellen Schwerpunktsetzung und einen ersten Erprobungsraum für die
selbstständige Wissenserweiterung und -vertiefung als Grundlage für
lebenslanges Lernen bieten. Unseren Studierenden möchten wir mit den
Wahlbereichen früh die Möglichkeit geben, Verantwortung für ihr eigenes
Studium zu übernehmen. Spezialisieren können sie sich dann zum Beispiel,
je nach Interesse, auf Themen wie Klinische Medizin, ambulante
Gesundheitsversorgung, Forschung, Digitalisierung oder Integrative
Medizin. Später können noch weitere Themenbereiche hinzukommen.


Frage: Das Thema Hausärztemangel ist seit einigen Jahren in
aller Munde. Warum werden eigentlich vergleichsweise so wenige
Medizinstudierende Allgemeinmediziner? Und warum ist das an der UW/H
anders?

Hofmann: Um sich für das Fachgebiet zu interessieren, müssen die
Studierenden einen Erlebnisraum haben, um ggf. feststellen zu können, dass
sie das Gebiet interessiert. Wenn im Studium die Allgemeinmedizin aber
kaum eine Rolle spielt, können die Studierenden auch nicht entdecken, dass
die Hausarztmedizin attraktiv und ihre Sache ist.
An der UW/H spielt die Allgemeinmedizin schon seit langer Zeit eine
prominente Rolle. Wir waren die erste Fakultät in Deutschland, die einen
eigenen Lehrstuhl dafür eingerichtet hat. Durch unser Netzwerk an
kooperierenden Lehrpraxen ist der konkrete Begegnungsraum da, den die
Studierenden benötigen, um sich mit dem Thema auseinander zu setzten. Auch
deshalb werden fast doppelt so viele unserer Absolventen niedergelassene
bzw. Hausärzte wie im Bundesschnitt. Mit dem Themenschwerpunkt ambulante
Gesundheitsversorgung wollen wir dieses Profil ausbauen und weiter
schärfen.


Frage: Zum Schluss noch ein Ausblick: Wie sieht die Medizin der Zukunft aus? Und was kann die UW/H dazu beitragen?

Hofmann: Die Medizin der Zukunft ist kaum zu trennen von der
Digitalisierung. Das ist ein komplexes und schwieriges Thema. Die Treiber
der Entwicklung kommen gegenwärtig hauptsächlich aus der Industrie, aber
die Möglichkeiten im Anwendungsfeld der Medizin sind immens. Das Thema ist
in der Medizin angekommen, es gibt aber noch zu wenige Kompetenzen dazu
bei den Ärzten. Ihre Aufgabe wird es sein, diese Möglichkeiten bewerten,
vernünftig anwenden und auch weiterentwickeln zu können.

Dinge wie zum Beispiel die elektronische Patientenakte sind eine sehr
sinnvolle Entwicklung. Da braucht es manchmal noch ein Umdenken bei den
Ärzten, denn solche Modelle wie zum Beispiel OpenNotes sind für Arzt und
Patient ein Gewinn. Letztlich wird es zu massiven Veränderungen im
Gesundheitssystem kommen. Gerade mit Blick auf das Versorgungsproblem in
der Fläche ergeben sich dadurch auch neue Chancen. Mit Hilfe der
Digitalisierung, der Tele-Medizin, Smartphones als Diagnostikgeräten oder
mobilen Versorgungsteams kann man sich schon fragen, ob man in fünf Jahren
noch einen Landarzt klassischen Zuschnitts zum Beispiel in Hemer brauchen
wird. Auch kann es gut sein, dass es die Radiologie, wie wir sie kennen,
in fünf bis acht Jahren so nicht mehr geben wird. MRT und CT-Geräte der
kommenden Generation erstellen selbstständig Befunde, die sie mit
Millionen vergleichbarer Bilder abgleichen, auch in der Chirurgie kommen
vermehrt Roboter zum Einsatz. Wichtig wird sein, dass die Ärzte diese
Techniken und Möglichkeiten kritisch einschätzen und damit umgehen können.
Das ist ein Prozess, der bereits ins Studium integriert werden sollte.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution226

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Witten/Herdecke - 06.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ERNÄHRUNG/1465: Reduktionsstrategie - Experten fordern 50 Prozent weniger Zucker in Softdrinks (DANK)


Deutsche Allianz Nichtübertragbare Krankheiten DANK - 5. Dezember 2018

Reduktionsstrategie:

Experten fordern 50 Prozent weniger Zucker in Softdrinks - und keine Kinderwerbung für ungesunde Produkte



Berlin - Zum kürzlich bekannt gewordenen Entwurf des
Bundesernährungsministeriums für eine Nationale Reduktions- und
Innovationsstrategie für Zucker, Fette und Salz in Fertigprodukten
erklärt Barbara Bitzer, Sprecherin der Deutschen Allianz
Nichtübertragbare Krankheiten (DANK):

"Die Reduktionsstrategie schwächelt ausgerechnet bei den
entscheidenden Themen Softdrinks und Kindermarketing. Bei Softdrinks
reicht es nicht, wenn Bundesernährungsministerin Julia Klöckner eine
'deutlich zweistellige Zuckerreduktion' fordert - darunter kann die
Industrie auch eine verhältnismäßig geringe Reduktion von 15 oder 20
Prozent verstehen. Notwendig ist für herkömmlich süße Cola und
Limonade eine Zuckerreduktion um 50 Prozent. Dass sich diese technisch
schnell umsetzen lässt, beweist das Beispiel Großbritannien."

Als unzureichend kritisiert DANK auch das Ziel, dass Produkte mit
Kinderoptik "keine ungünstigere Nährstoffzusammensetzung aufweisen
sollen als solche, die sich nicht speziell an Kinder wenden": "Es ist
kein Fortschritt, wenn Kinderprodukte genauso ungesund wie normale
Produkte sind", sagt Bitzer: "Hier wird ausgerechnet eine besonders
vulnerable Gruppe nicht geschützt, vermutlich um Absatzinteressen der
Industrie nicht zu beschränken." DANK fordert, an Kinder und
Jugendliche gerichtetes Marketing ganz zu verbieten, wenn das Produkt
nicht nach den Maßstäben der Weltgesundheitsorganisation als gesund
eingestuft werden kann (Nutrient Profiling Tool).

Die Experten begrüßen die Ankündigung der Ministerin, die Umsetzung
der Reduktion engmaschig zu überprüfen und bei "fehlender Bereitschaft
zur Zusammenarbeit regulatorische Maßnahmen zu prüfen". "Wir hoffen
sehr, dass die Industrie jetzt diese letzte Chance nutzt", sagt
Bitzer: "Die in DANK zusammengeschlossenen medizinischen
Fachgesellschaften werden den Prozess genau verfolgen und Frau
Klöckner beim Wort nehmen."


Über die Deutsche Allianz Nichtübertragbare Krankheiten (DANK)

Die Deutsche Allianz Nichtübertragbare Krankheiten (DANK) ist ein
Zusammenschluss von 22 medizinisch-wissenschaftlichen
Fachgesellschaften, Verbänden und Forschungseinrichtungen, der sich
für nachhaltige und bundesweite Primärprävention in Deutschland
einsetzt. Denn nichtübertragbare Krankheiten sind weltweit
Todesursache Nummer eins. In Deutschland gehen rund zwei Drittel der
vorzeitigen Todesfälle darauf zurück, z.B. auf Krebs,
Herz-Kreislauferkrankungen, Diabetes und chronische
Atemwegserkrankungen (COPD). Nichtübertragbare Krankheiten bürden
PatientInnen und Familien viel Leid und der Gesellschaft enorme Kosten
auf. Mit geeigneten Präventionsmaßnahmen sind diese Krankheiten häufig
vermeidbar.

DANK fokussiert dabei auf folgende Ziele und Maßnahmen aus dem WHO
Global Action Plan for the Prevention and Control of NCDs 2013-2020,
da diese besonders wirksam sind:


	Reduzierung des Tabakkonsums (u.a. durch regelmäßige, spürbare Tabaksteuererhöhungen)

	Verringerung des schädlichen Alkoholkonsums (u.a. durch Erhöhung der Alkoholsteuer und Erhebung nach Alkoholgehalt)

	Verhinderung der Zunahme von Diabetes und Adipositas (u.a. durch eine Zucker-Fett-Salzsteuer)

	Steigerung der körperlichen Aktivität (u.a. durch eine tägliche Sportstunde in Kita und Schule)



 * 

Quelle:

Deutsche Allianz Nichtübertragbare Krankheiten DANK

c/o Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG)

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2018

Albrechtstraße 9, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 3 11 69 37-0, Fax: 030 / 3 11 69 37-20

E-Mail: info@ddg.de

Internet: www.dank-allianz.de
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GESUNDHEIT/1348: Gesundheitschecks für ältere Autofahrerinnen und Autofahrer (DVR)


Deutscher Verkehrssicherheitsrat (DVR) - 4. Dezember 2018

Gesundheitschecks für ältere Autofahrerinnen und Autofahrer

Auto-Mobilität erhalten durch Aufklärung und Sensibilisierung



4. Dezember 2018 (DVR) - Die Hausärztin oder der Hausarzt ist für
viele ältere Autofahrer und Autofahrerinnen eine wichtige
Bezugsperson, wenn es um das Thema Fahrtüchtigkeit geht. Oft wird
befürchtet, nach einem Gesundheitscheck den Führerschein und damit
Mobilität und Unabhängigkeit zu verlieren. Die "Aktion Schulterblick",
die der Deutsche Verkehrssicherheitsrat (DVR) mit Unterstützung des
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) und
der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) durchführt, weist
darauf hin, dass eine freiwillige Untersuchung beim Hausarzt oder der
Hausärztin einen niedrigschwelligen Ansatz zur Ermittlung der
Fahrtüchtigkeit darstellt, der sich in der Praxis bewährt hat. Wichtig
ist es, Defizite möglichst früh zu erkennen, um gemeinsam
gegenzusteuern oder Alternativen zum eigenen Auto zu besprechen. Ziel
der Bemühungen sollte es sein, dass Patientinnen und Patienten
möglichst lange und sicher auto-mobil bleiben.

Hausarzt ist erster Ansprechperson

"Für Viele ist die Hürde, Probleme offenzulegen, beim Hausarzt
niedriger als zum Beispiel bei einer Fahrerlaubnisbehörde", weiß
Jacqueline Lacroix, Referatsleiterin Verkehrsmedizin im DVR. Der
Hausarzt oder die Hausärztin kennt die medizinische Vorgeschichte der
Patientinnen und Patienten und genießt einen hohen
Vertrauensvorschuss. Da die Hauptverantwortung bei den
Verkehrsteilnehmenden selbst liegt, sollten sie dazu ermuntert werden,
zwar regelmäßig aktiv am Straßenverkehr teilzunehmen, sich aber auch
selbstkritisch zu hinterfragen sowie auf den Arzt Ihres Vertrauens
zuzugehen und sich bezüglich ihrer Verkehrstauglichkeit beraten zu
lassen.

Welche Untersuchungen sollten durchgeführt werden?

Für einen freiwilligen Gesundheitscheck gibt es bisher keine
einheitlichen Standards. Die Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) (in ihren
Anlagen 4 und 6) sowie die "Begutachtungsleitlinien zur
Kraftfahreignung" der Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) führen
aus, welche Voraussetzungen bei Krankheiten und Beeinträchtigungen
vorliegen müssen, um Kraftfahrzeuge (wieder) sicher führen zu können.

Verschiedene Anbieter bieten speziell auf die Fahrtüchtigkeit von
Seniorinnen und Senioren ausgerichtete "Fahrfitness-" oder
"Mobilitäts-"Tests an. Die Ergebnisse werden nur mit den Betroffenen
besprochen und nicht an die Fahrerlaubnisbehörde gegeben. Weiterhin
werden spezielle Sicherheitstrainings für ältere Autofahrende
angeboten. Eine Übersicht der Anbieter finden Sie unter
www.dvr.de/sht.

Was ist bei Medikation besonders zu beachten?

Der Hausarzt oder die Hausärztin hat einen Überblick über die bereits
verordneten Präparate und über Unverträglichkeiten. Werden neue
Medikamente verschrieben, müssen dabei vom Arzt oder der Ärztin
aufklärend auch das Thema Fahrtüchtigkeit und mögliche
medikamentenbedingte Einschränkungen angesprochen werden. Da bei
älteren Menschen eine Multimedikation sehr wahrscheinlich ist, muss
der Arzt oder die Ärztin eventuelle Wechselwirkungen der Präparate
beachten und mögliche Folgen mit den Behandelten besprechen.

Wie können Ärzte gefährdete Patienten überzeugen, sich nicht mehr ans Steuer zu setzen?

Eine anschauliche Darstellung der Risiken für sich selbst und andere
Verkehrsteilnehmende, die aus einer beeinträchtigten Fahrtüchtigkeit
hervorgehen, kann selbstkritisches Verhalten bei den Betroffenen
fördern und die Akzeptanz für weitere Maßnahmen erhöhen. Wichtig ist
es auch, dass der Arzt oder die Ärztin Alternativen zur Automobilität
aufzeigt oder über die Situationen spricht, in denen das Auto besser
stehen gelassen wird - etwa bei Regen oder Dunkelheit.

Kann es rechtliche Konsequenzen haben, wenn der Arzt seinen Patienten nicht über mangelnde Fahrtüchtigkeit aufklärt?

Der Deutsche Verkehrsgerichtstag (2005) wies darauf hin, dass der Arzt
oder die Ärtzin aus dem Behandlungsvertrag die Pflicht habe, seinen
Patienten auch über mögliche Fahreignungsmängel aufzuklären und
nachdrücklich auf daraus resultierende Gefahren für ihn selbst und für
andere hinzuweisen.

Dem behandelnden Arzt oder der Ärztin kommt somit die Aufgabe der
Sicherheitsaufklärung zu: Ist zum Beispiel eine Beeinträchtigung durch
Krankheiten oder Medikamente vorübergehend oder andauernd? Ist vom
Autofahren zu bestimmten Zeiten nach Medikamenteneinnahme oder nach
einer Behandlung abzuraten?

Erfolgt keine Aufklärung, könnten bei einem Unfall
Schadenersatzforderungen auf den Arzt oder die Ärztin zukommen. Um
dies zu vermeiden, sollten Untersuchung und Beratung dokumentiert und
vom Behandelten unterzeichnet werden.

Welche Fortbildungsmöglichkeiten gibt es zum Thema Fahrtüchtigkeit? 

Die Landesärztekammern bieten verkehrsmedizinische
Fortbildungsmöglichkeiten an. Einen Überblick der Veranstaltungen
finden sie auf der Seite der Bundesärztekammer
www.baek-fortbildungssuche.de. Diagnosecomputerprogramme können zudem
dabei helfen, die Symptome der Patientinnen und Patienten auf ihre
verkehrsmedizinische Relevanz zu prüfen.

Die "Aktion Schulterblick" des DVR liefert Infomaterial in Printform
zum freiwilligen Gesundheitscheck für Ärztinnen und Ärzte. Es kann
kostenfrei unter schulterblick@dvr.de angefordert oder unter
www.dvr.de/schulterblick/aerzte heruntergeladen werden.

Die "Aktion Schulterblick"

Mit der Aktion Schulterblick informiert der DVR über die Notwendigkeit
freiwilliger Gesundheitschecks zum Erhalt der Fahrtüchtigkeit. Die
"Aktion Schulterblick" wird vom Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur (BMVI) und der Deutschen Gesetzlichen
Unfallversicherung (DGUV) gefördert. Unter www.dvr.de/schulterblick
finden sich zahlreiche Informationen rund um den Erhalt der Mobilität
im Alter.

 * 

Quelle:

Deutscher Verkehrssicherheitsrat (DVR)

Pressemitteilung vom 4. Dezember 2018

Auguststraße 29, 53229 Bonn

Telefon: 0228-40001-0, Fax: 0228-40001-67

E-Mail: info@dvr.de

Internet: www.dvr.de
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FORSCHUNG/773: Neue Ursache für das "Restless Legs Syndrom" gefunden (Uni Innsbruck)


Medizinische Universität Innsbruck - 5. Dezember 2018

Innsbrucker Forschungsteam findet neue Ursache für das "Restless Legs Syndrom" (RLS)

- RLS-PatientInnen zeigen Eisendefizit in Mitochondrien (Energiekraftwerke der Zelle)

- Dopamin verbessert Eisenverfügbarkeit in den Zellen

- Erfolg durch interdisziplinäre Zusammenarbeit



Wer am Restless Legs Syndrom (RLS) leidet - in Österreich sind das
rund zehn Prozent - kommt im wahrsten Sinne des Wortes nicht zur Ruhe.
Zunehmender und unkontrollierbarer Bewegungsdrang in Ruhelage raubt
den Schlaf und mindert die Leistungsfähigkeit der Betroffenen. Ein
interdisziplinäres Team um den Internisten Günter Weiss von der
Medizin Uni Innsbruck konnte nun erstmals jene pathophysiologischen
Mechanismen entlarven, die dieser neurologischen Schlafstörung
zugrunde liegen.

Innsbruck, am 5.12.2018: Die Ursachen des Restless-Legs-Syndroms sind
bis heute nicht eindeutig geklärt. Gesichert ist die zentrale Rolle
des Dopaminsystems. Der Nervenbotenstoff Dopamin bzw. seine Vorläufer
L-Dopa und sog. Dopaminagonisten werden bereits therapeutisch
eingesetzt, um spezifische RLS-Symptome wie Ziehen, Spannen, Kribbeln,
Schmerzen oder andere als unangenehm empfundene Gefühle in Zuständen
der Ruhe bzw. während des Schlafs und dem damit verbundenen
Bewegungsdrang zu beseitigen.

Gestörter Eisenstoffwechsel in den Mitochondrien

Innsbrucker ForscherInnen können in ihrer im Fachjournal Movement
Disorders veröffentlichten Untersuchung nun erstmals eindrucksvoll
belegen, dass eine durch Eisenmangel bedingte Fehlfunktion der
Mitochondrien - die Energiekraftwerke der Zelle - der idiopathischen,
also nicht mit anderen Erkrankungen zusammenhängenden Form des RLS
zugrunde liegt. In Zusammenarbeit mit dem von Birgit Högl geleiteten
Schlaflabor an der Univ.-Klinik für Neurologie wurde in den
Immunzellen von 287 PatientInnen des Innsbrucker Schlaflabors - davon
168 RLS-PatientInnen - die für die Energiegewinnung notwendige
Eisenverfügbarkeit untersucht. "Der Vergleich systemischer
Eisenmangelparameter wie Ferritin, Eisen oder Hämoglobin zeigte keine
Unterschiede zwischen diesen Gruppen. In den Mitochondrien konnten
wir jedoch feststellen, dass all jene Gene, die mit dem
Eisenstoffwechsel in Zusammenhang stehen, herunterreguliert waren. Die
Aktivität der Mitochondrien und deren Energieproduktion waren somit
aufgrund des dort herrschenden Eisenmangels beeinträchtigt", berichtet
Weiss, der an der von ihm geführten Univ.-Klinik für Innere Medizin II
auch das Christian Doppler-Labor für Eisenstoffwechsel und
Anämieforschung leitet. Dass es sich bei der mitochondrialen
Dysfunktion um keinen genetischen, sondern um einen funktionellen
Defekt handelt, konnte von Florian Kronenberg, Leiter der Sektion für
Genetische Epidemiologie der Medizin Uni Innsbruck, nachgewiesen
werden. Die auf den drei Schwerpunkten Immunologie, Neurologie und
Genetik basierende Forschungsarbeit wurde aus Mitteln des Tiroler
Wissenschaftsfonds gefördert.

Gezieltere RLS-Therapie

"Eine weitere Erkenntnis unserer Untersuchungen zum Thema
Eisenstoffwechsel und Dopamin ist, dass die Verabreichung dopaminerger
Substanzen die Verfügbarkeit von Eisen in Zellen und damit die
Funktion der Mitochondrien und deren Energieproduktion signifikant
verbessert", spricht Erstautor David Haschka die mit den neuen
Erkenntnissen ermöglichte gezieltere Therapie von idiopathischen
RLS-PatientInnen an. Weitere Untersuchungen des Innsbrucker Teams
sollen klären, welche funktionellen Mechanismen zu einer verminderten
mitochondrialen Eisenverfügbarkeit führen.

Zum besseren Verständnis der Pathophysiologie sowie zur Diagnostik
und Therapie des RLS wird an der Medizinischen Universität Innsbruck
seit vielen Jahren intensiv geforscht. Das seit 1995 an der
Innsbrucker Univ.-Klinik für Neurologie bestehende Schlaflabor unter
der Leitung der Neurologin Birgit Högl, eines der modernsten
Einrichtungen dieser Art in Europa, das 2014 als erstes Zentrum
außerhalb der USA als Quality Care Center (QCC) ausgezeichnet wurde,
konnte mit der Erforschung des RLS bereits international beachtete
Akzente setzen. Mitbeteiligt an dieser Studie war auch Erich Gnaiger
von der Univ.-Klinik für Visceral-, Transplantations- und
Thoraxchirurgie, der sich seit vielen Jahren mit der Physiologie von
Mitochondrien beschäftigt und auch spezielle Geräte entwickelt hat
(Oxygraph-2k von der Tiroler Firma OROBOROS INSTRUMENTS GmbH), mit
denen die Funktionalität und der Energiestoffwechsel von Mitochondrien
in lebenden Zellen gemessen werden kann.


Weiterführende Links: 

Association of mitochondrial iron deficiency and dysfunction with
idiopathic restless legs syndrome. Haschka D, Volani C, Stefani A,
Tymoszuk P, Mitterling T, Holzknecht E, Heidbreder A, Coassin S,
Sumbalova Z, Seifert M, Dichtl S, Theurl I, Gnaiger E, Kronenberg F,
Frauscher B, Högl B, Weiss G. Mov Disord. 2018 Oct 11. [Epub ahead of
print]

https://dx.org/10.1002/mds.27482

Dopamine promotes cellular iron accumulation and oxidative stress
responses in macrophages. Dichtl S, Haschka D, Nairz M, Seifert M,
Volani C, Lutz O, Weiss G.

Biochem Pharmacol. 2018 Feb;148:193-201.

https://doi.org/10.1016/j.bcp.2017.12.001

 * 

Quelle:

Medizinische Universität Innsbruck
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KREBS/1203: Dickdarm-Krebs - Fatale Zweier-Kombi (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 03.12.2018

Dickdarm-Krebs - Fatale Zweier-Kombi



Bei gesunden Menschen arbeiten zwei Gene zusammen, um das Entstehen von
Dickdarm-Krebs zu verhindern. Ist diese Kooperation jedoch gestört,
schreitet das Karzinom voran und bildet Metastasen.

Wer an Dickdarm-Krebs erkrankt, hat Glück, wenn dieser möglichst
frühzeitig erkannt wird. Denn im Frühstadium lässt sich diese Krebsart,
auch Kolonkarzinom genannt, operativ entfernen. Gefährlich sind die
Metastasen, die bei Fortschreiten des Dickdarm-Krebses entstehen. Sie sind
die häufigste Todesursache bei Patientinnen und Patienten.

Bei der Entstehung und dem Voranschreiten von Dickdarm-Krebs spielen
Veränderungen in bestimmten Genen eine wesentliche Rolle. Bei jedem
zweiten Dickdarm-Krebs, in dessen Folge sich Metastasen entwickeln, sind
sowohl das Gen Tp53 inaktiv, als auch das Gen Mir34a. Forscher um Heiko
Hermeking, Professor für Experimentelle und Molekulare Pathologie (auch
Deutsches Konsortium für translationale Krebsforschung), haben nun im
Mausmodell die Folgen dieser fatalen Kombination untersucht und Signalwege
aufgezeigt, die therapeutische Ansatzpunkte sein könnten. Über ihre
Ergebnisse berichten sie aktuell im Fachjournal Gastroenterology. "Der
Verlust beider Gene verstärkt die Häufigkeit und Entwicklung von
Darmtumoren, sowie deren Invasion ins umgebende Gewebe und die
anschließende Bildung von Metastasen beim Dickdarm-Krebs", sagt Heiko
Hermeking.

Bei Gesunden arbeiten die beiden untersuchten Gene zusammen, um genau dies
zu verhindern. Die beiden Gene unterdrücken Signalwege, die das Überleben
und die Invasivität von Krebszellen fördern. So inhibiert die MikroRNA
miR-34a zum Beispiel direkt den IL-6 Rezeptor IL-6R, der auf den
Botenstoff Interleukin 6 (IL-6) reagiert, der von der Tumorumgebung
produziert wird, und die sogenannnte epithelial-mesenchymale Transition
(EMT) auslöst. EMT ist ein wesentlicher Vermittler der Metastasierung.
Zudem aktiviert der gleichzeitige Verlust von p53 und miR-34a insbesondere
das Protein Pai-1, welches ebenfalls zum Fortschreiten des Primärtumors
beiträgt. In Mausmodellen konnten die Forscher zeigen, dass eine
therapeutische Inaktivierung des IL-6R und der PAI-1 Signalweges die
Ausbildung von Metastasen in p53 und miR-34a-negativen Darmtumoren
verhindert. Diese Signalwege sind daher der Studie zufolge interessante
Ansatzpunkte für die Therapie bei Dickdarm-Krebs beim Menschen, was aus
Sicht der Forscher in weiteren Studien verfolgt werden sollte.

Für die Studie wurden zudem 628 Fälle von Dickdarm-Krebs in
Online-Datenbänken ausgewertet und Proben von 61 Patienten immunhistochemisch
untersucht. Der Analyse zufolge sind die Ergebnisse aus dem präklinischen
Mausmodell auf den Menschen übertragbar.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution114

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung
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SCHLAGANFALL/427: Schlaganfall - und dann Demenz? Experten empfehlen Rauchstopp, Bewegung, gesunde Ernährung (DSG)


Deutsche Schlaganfall-Gesellschaft (DSG) - 7. Dezember 2016

Schlaganfall - und dann Demenz? Experten empfehlen Rauchstopp, Bewegung und gesunde Ernährung zur Prävention



Berlin - Wer bereits einen Schlaganfall erlitten hat, besitzt
gegenüber Gleichaltrigen ohne Vorbelastung ein viel höheres Risiko,
erneut daran zu erkranken. Nach mehreren Hirninfarkten steigt auch die
Wahrscheinlichkeit an einer vaskulären, also an einer gefäßbedingten
Demenz zu erkranken auf bis zu 40 Prozent an. Die Deutsche
Schlaganfall-Gesellschaft (DSG) klärt auf, wie beide Krankheiten
zusammenhängen - und wie eine Prävention gelingen kann.

Mehr als 260 000 Menschen erleiden jährlich in Deutschland einen
Schlaganfall. "Dabei werden Nervenzellen in einem bestimmten Areal des
Gehirns durch ein verstopftes oder geplatztes Gefäß geschädigt",
erläutert Professor Dr. med. Wolf-Rüdiger Schäbitz, Pressesprecher der
DSG. "Die Patienten zeigen Symptome wie beispielsweise eine
halbseitige Lähmung der Gesichts- oder Körpermuskulatur und können
möglicherweise nicht mehr richtig sprechen." Neueste Untersuchungen
bestätigen, dass bereits einzelne Schlaganfälle in strategisch
wichtigen Hirnregionen zu Gedächtnisstörungen und in seltenen Fällen
zu einem dementiellen Syndrom führen können. Diese Form der
sogenannten vaskulären Demenz entsteht durch eine gestörte
Blutversorgung des Hirngewebes, vor allem, wenn sich mehrere
Schlaganfälle ereignen. "Während ein Schlaganfall diesbezüglich
meistens noch nicht so kritisch ist, steigt das Risiko eine vaskuläre
Demenz zu erleiden nach mehreren Ereignissen stufenweise an",
erläutert Schäbitz. Im Gegensatz dazu entwickelt sich die
Alzheimer-Demenz chronisch fortlaufend. Hier wird die
Gedächtnisstörung durch das langsame Absterben von Nervenzellen
ausgelöst. Während bei der Alzheimer Demenz das Kurzzeitgedächtnis
sowie die zeitliche und räumliche Orientierung früh gestört sind,
stehen bei Patienten mit vaskulärer Demenz Konzentrations- und
Denkstörungen aber auch Störungen in Abläufen von Alltagsfunktionen
sowie Gangstörungen im Vordergrund.

Bei Schlaganfall und vaskulärer Demenz bestehen die identischen
Risikofaktoren. "Hierzu zählen ein zu hoher Blutdruck, bestimmte
Herzerkrankungen wie Vorhofflimmern und Diabetes Mellitus. Und auch
Fettstoffwechselstörungen, Übergewicht, Rauchen und mangelnde Bewegung
erhöhen die Gefahr für einen Schlaganfall und damit für eine vaskuläre
Demenz", sagt Professor Dr. med. Martin Dichgans, 2. Vorsitzender der
DSG. Maßnahmen, die einem Schlaganfall vorbeugen können, wirken auch
dieser Form der Demenz entgegen. Besonders Menschen, die bereits einen
oder mehrere Hirninfarkte hatten und Personen, die ein erhöhtes Risiko
dafür haben, sollten nach Ansicht des Experten eine gezielte
Prävention betreiben. Professor Schäbitz rät: "Mit ausreichender
Bewegung - etwa einer halben Stunde pro Tag - und einer gesunden
Ernährung mit viel Obst, Gemüse, Salaten, Hülsenfrüchten und Fisch
kann einem Schlaganfall gezielt vorgebeugt werden." Rauchern empfiehlt
er zudem dringend, sich den Griff zur Zigarette abzugewöhnen. Menschen
mit Bluthochdruck sollten diesen medikamentös richtig einstellen
lassen. Aktuelle Studien zeigen einmal mehr, dass Vorhofflimmern als
mögliche Schlaganfallursache ein wichtiger Risikofaktor für Demenz
ist. "Daher muss nach einem Schlaganfall intensiv danach gesucht
werden und wenn das Vorhofflimmern festgestellt wird, müssen Patienten
unbedingt mit der Einnahme von Medikamenten zur Blutverdünnung - also
mit einer oralen Antikoagulation - behandelt werden. "Wer nach dem
ersten Schlaganfall seinen Lebensstil umstellt und seine
Risikofaktoren konsequent behandelt, kann nicht nur das Risiko
erheblich reduzieren, einen weiteren Schlaganfall zu erleiden, sondern
beugt effektiv der Entwicklung einer vaskulären Demenz vor", meint
Schäbitz abschließend.


Literatur:

Puy L, Barbay M, Roussel M, Canaple S, Lamy C, Arnoux A, Leclercq C,
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Stroke. 2018 Nov;49(11):2666-2673.

Ding M, Fratiglioni L, Johnell K, Santoni G, Fastbom J, Ljungman P,
Marengoni A, Qiu C.

Neurology. 2018 Nov 6;91(19):e1732-e1740.

Zonneveld TP, Richard E, Vergouwen MD, Nederkoorn PJ, de Haan R, Roos
YB, Kruyt ND. Blood pressure-lowering treatment for preventing
recurrent stroke, major vascular events, and dementia in patients with
a history of stroke or transient ischaemic attack.

Cochrane Database Syst Rev. 2018 Jul 19;7:CD007858.

 * 

Quelle:

Deutsche Schlaganfall-Gesellschaft

Pressemitteilung vom 7. Dezember 2016

Reinhardtstraße 27C, 10117 Berlin

Telefon: Tel.: 030 / 531 43 79 31, Fax: 030 / 531 43 79 39

E-Mail: info@dsg-berlin.org

Internet: www.dsg-info.de
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VORTRAG/844: Stuttgart - Macht das Internet gesund, krank oder die Psychiater verrückt?, 11.12.2018


Daimler und Benz Stiftung - 05.12.2018

Was macht das Internet: gesund, krank - oder einfach nur die Psychiater verrückt?

Vortrag von Dr. Jan Kalbitzer im Mercedes-Benz Museum



Die Veranstaltung findet im Rahmen der Reihe "Dialog im Museum" statt.

11. Dezember 2018 um 19 Uhr

im Mercedes-Benz Museum, Großer Saal

Mercedesstraße 100, 70372 Stuttgart

Nun ist es amtlich: Das Spielen im Internet kann süchtig machen. So steht
es zumindest in der allerneusten Version der Internationalen statistischen
Klassifikation der Krankheiten. Doch die Einführung des weltweit
definierten Krankheitsbildes "Internet-Spielsucht" ist nicht nur ein
Erfolg derer, denen die Gesundheit besonders von Kindern im Umgang mit
neuen Technologien ein ernsthaftes Anliegen ist - sondern ebenso ein
Erfolg jener, die voreilig und irrational sind.

Psychiater haben immer wieder Diagnosen erfunden, die rückblickend falsch
waren - allerdings zum Zeitpunkt ihres Entstehens gut für die eigene
wissenschaftliche oder klinische Karriere. Im Zuge der Digitalisierung,
die für viele Menschen mit großer Verunsicherung einhergeht, besteht die
Gefahr, dass das Entstehen neuer Krankheitsbilder exponentiell zunimmt.
Diesen Auswüchsen stellt sich der Psychiater Jan Kalbitzer entgegen: Er
plädiert dafür, wesentliche menschliche Grundfertigkeiten zu fördern,
statt bei jedem neuen Fortschritt kollektiv in Panik zu verfallen.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.daimler-benz-stiftung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution671

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Daimler und Benz Stiftung - 05.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/5030: Sony Music Press Relations Newsletter - KW49/2018 (Sony Music)


SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW49/2018

München, 7. Dezember 2018



Selbstreflexion als Kunstform - Earl Sweatshirt veröffentlicht am
14. Dezember sein neues Album "Some Rap Songs"

Earl Sweatshirt legt am 14. Dezember sein neues Album "Some Rap
Songs" vor. Ähnlich wie das Vorgängerwerk "I Dont Like Shit, I Don't
Go Outside" liegt der Fokus auf den Texten und der Präzision. Es
verzichtet auf Weisheiten und Plattitüden und setzt auf nüchterne
Ehrlichkeit und Perspektive. Es ist das Album eines MC, der in seiner
Jugend die Latte bereits ziemlich hochgelegt hat und im Alter von 24
Jahren in der Lage ist, über sein eigenes Dasein nachzudenken. Er ist
ein Künstler, dem bewusst ist, was er mit seiner Kunst
hervorzubringen in der Lage ist und was ihm zuvor nicht möglich
gewesen war. "Ich nehme diesen Scheiß ernst", sagt Earl.
"Und ich nehme meine Selbst-Verbesserung ernst, weil ich weiß,
dass ich eine Plattform habe. Ich versuche, durch tatsächliches
Handeln ein besserer Mensch zu sein und will nicht nur darüber
reden".


Kommende Alben-Veröffentlichungen

07.12. Justin Jesso - Leit It Be Me (EP)

07.12. Fantasy - Das Beste von Fantasy (Live)

07.12. Namika - Que Walou (Deluxe)

07.12. Matthias Reim - Meteor (Bonus Hit Edition)

14.12. Bruce Springsteen - Springsteen On Broadway

14.12. Mitchell Tenpenny - Telling All My Secrets

14.12. Credibil - Semikolon

14.12. Alan Walker - Different World

14.12. Zayn - Icarus Falls

14.12. Earl Sweatshirt - Some Rap Songs

11.01.2019 Melissa Naschenweng - Wirbelwind

25.01.2019 Bring Me The Horizon - Amo

25.01.2019 Backstreet Boys - DNA

25.01.2019 Meghan Trainor - Treat Myself

01.02.2019 Ward Thomas - Restless Minds

08.02.2019 Joanne Shaw Taylor - Reckless Heart

01.03.2019 Tom Walker - What A Time To Be Alive


On Tour

Die Fantastischen Vier

19.12. Würzburg - S.-Oliver-Stadion

21.12. Neu-Ulm - Ratiopharm-Arena

22.12. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

23.12. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

05.01.2019 Freiburg - Sick-Arena

07.01.2019 Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherungen

11.01.2019 Leipzig - Arena

13.01.2019 Berlin - Max-Schmeling-Halle

14.01.2019 Hamburg - Barclaycard-Arena

15.01.2019 Köln - Lanxess-Arena

17.01.2019 Frankfurt - Festhalle

20.01.2019 München - Olympiahalle

22.01.2019 Hannover - TUI-Arena

23.01.2019 Bremen - ÖVB-Arena

24.01.2019 Oberhausen - König-Pilsener-Arena

Ozzy Osbourne

Support: Judas Priest

13.02.2019 München - Olympiahalle

15.02.2019 Frankfurt am Main - Festhalle

17.02.2019 Hamburg - Barclaycard-Arena

19.02.2019 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

Nicki Minaj & Future

21.02.2019 München - Olympiahalle

28.02.2019 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

22.03.2019 Frankfurt - Festhalle

23.03.2019 Köln - Lanxess-Arena

Joanne Shaw Taylor

26.02.2019 Köln - Yard Club

27.02.2019 Aschaffenburg, Colos-Saal

28.02.2019 München - Ampere

02.03.2019 Reichenbach - Die Halle

03.03.2019 Dortmund - Piano

04.03.2019 Berlin - Frannz-Club

06.03.2019 Bremen - Lagerhaus

07.03.2019 Osnabrück - Rosenhof

08.03.2019 Hamburg - Markthalle

Nao

11.03.2019 Köln - Luxor

14.03.2019 Hamburg - Mojo

15.03.2019 Berlin Kesselhaus

Revolverheld

14.03.2019 Emden - Nordseehalle

15.03.2019 Hannover - TUI-Arena

16.03.2019 Hamburg - Barclaycard-Arena

18.03.2019 Bremen - ÖVB-Arena

19.03.2019 Leipzig - Arena

20.03.2019 Frankfurt - Festhalle

22.03.2019 Stuttgart - Schleyer-Halle

23.03.2019 Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherung

24.03.2019 München - Olympiahalle

27.03.2019 Köln - Lanxess-Arena

29.03.2019 Oberhausen - König-Pilsener-Arena

30.03.2019 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

Backstreet Boys

21.05.2019 Hannover - TUI-Arena

25.05.2019 Mannheim - SAP-Arena

27.05.2019 München - Olympiahalle

29.05.2019 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

20.06.2019 Köln - Lanxess-Arena

Tash Sultana

24.07.2019 München - Zenith

26.07.2019 Köln - Tanzbrunnen

27.07.2019 Berlin - Zitadelle

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Telefon: 089 - 54 02 22-0

E-Mail: kontakt@sonymusic.com

Internet: www.sonymusic.de
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LABEL/5029: Warner Music Klassik News - 7. Dezember 2018 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 7. Dezember 2018



Verliebt, doch eben nicht in dich: Diana Damrau und Jonas
Kaufmann singen Hugo Wolf

Millionen lieben ihre Auftritte auf den großen Opernbühnen der Welt,
doch ihre Kunst liegt auch in den intimen Momenten des Liedes: Diana
Damrau und Jonas Kaufmann, zwei deutsche Superstars der
internationalen Opernszene, finden in ihrem neuesten Projekt in einem
der spannendsten Liederzyklen der Romantik zusammen. An der Seite des
großen Klavierpartners Helmut Deutsch gingen sie mit Hugo Wolfs
Italienischem Liederbuch auf Tournee. In ihrer ganz eigenen
Interpretation - die die fast vier Dutzend Momentaufnahmen der vielen
Facetten der Liebe neu gruppiert - wurde der Zyklus zum
Zwei-Personen-Drama. Jetzt erscheint der Mitschnitt aus dem Alfried
Krupp Saal der Philharmonie Essen als Live-Album.

VÖ: 11. Januar 2019 - CD 0190295658663


Claudio Abbado - DVD-Edition

• Die luxuriöse DVD Edition gibt einen umfassenden Überblick
über sein musikalisches Wirken und die fünf Dokumentationen die in
der Box enthalten sind, beschreiben sein musikalisches Leben und
viele seiner Projekte

• Eines dieser für Maestro Claudio Abbado wichtigen Projekte,
das in der bisher unveröffentlichten Dokumentation "Shalom"
vorgestellt wird ist der von ihm 2011 gegründete Coro Papagano , bei
dem Inhaftierte miteinander singen. Gemeinsames Singen bedarf des
gegenseitigen Zuhörens und Respektierens - der Grundgedanke Claudio
Abbados hinter diesem Projekt

• Die DVDs beinhalten Konzerte mit den Berliner Philharmonikern,
Gustav Mahler Jugendorchester, dem Luzern Festival Orchester und dem
Orchestra Mozart

VÖ: 21. Dezember 2018 - 25 DVDs 0880242574787


Mozart - DVD-Box

• Claus Guths gefeierte Da Ponte Opern Trilogie von den
Festspielen Salzburg ist hochgelobt und hat seine Reputation als
einer der gefragtesten und renommiertesten Theaterregisseure
bestätigt

• Diese DVD Box beinhaltet alle drei Opern des Da Ponte Zyklus:
Così fan tutte - Don Giovanni - Le nozze di Figaro vom Salzburg
Festivals 2006 - 2009 mit einer herausragenden Besetzung Anna
Netrebko und Ildebrando D'Arcangelo - Patricia Petibon und Bo Skovhus
- Christopher Maltman und Erwin Schrott.

• Die Wiener Philharmoniker dirigiert von Adam Fischer, Bertrand
de Billy und Nikolaus Harnoncourt.

VÖ: 14. Dezember 2018 - 6 DVDs 0880242588173




Hinweise


100 Jahre Helmut Schmidt

Am 23. Dezember 2018 wäre Helmut Schmidt 100 Jahre alt geworden.
"Ohne Musik wäre mein Leben sicher anders verlaufen", sagte er einst.
Schmidt spielte selbst Orgel und Klavier und war ein großer Verehrer
von Johann Sebastian Bachs Werken.

Als Justus Frantz und Christoph Eschenbach 1981 EMI-Chef Peter Andry
vorschlugen, Mozarts Konzert für drei Klaviere einzuspielen, sprachen
sie von einer "mysteriösen Persönlichkeit" am dritten Flügel. Die
Plattenfirma ließ sich darauf ein - wir können uns die Überraschung
der Crew in den Abbey Road Studios vorstellen, als kein Geringerer
als der amtierende deutsche Kanlzer am dritten Steinway Platz nahm.

Der Opera Rara Katalog bei Warner Classics

Nach der erfolgreichen Veröffentlichung von Rossinis Semiramide im
September 2018, wird nun gemeinsam mit Warner Classics Ausgewähltes
aus dem exquisiten Katalog wieder verfügbar gemacht. Zu entdecken
gibt es preisgekrönte Aufnahmen wie Offenbachs Fantasio, Donizettis
Les Martyrs, Verdis Les Vêpres Siciliennes oder Rossinis Otello.

Vergessene und verlorene Opernwerke aus dem 19. Jahrhundert zu
entdecken, wiederherzustellen und wieder zum Leben zu erwecken - das
hat sich Opera Rara zur Aufgabe gemacht. Der besondere Fokus gilt dem
Belcanto. Seit kurzem wird das renommierte Label von Warner Classics
vertrieben.

Henry Little, Geschäftsführer von Opera Rara, über die neue
Zusammenarbeit mit Warner Classics: "Das sind sichtlich aufregende
Neuigkeiten für Opera Rara. Für unsere kleine, aber feine
Opern-Company markiert dies den Start einer neuen Ära, in der wir auf
unsere lange Erfolgsgeschichte aufbauen. Wir freuen uns auf unsere
neue Exklusivpartnerschaft mit Warner Classics, welche Opernfans auf
der ganzen Welt die Möglichkeit gibt, unsere preisgekrönten Aufnahmen
von zu Unrecht vergessenen Opernmeisterwerken zu hören."

Im Frühjahr 2019 folgt die Veröffentlichung von Donizettis L'Ange de
Nisida als Opera Rara & Covent Garden-Kollaboration unter der Leitung
von Sir Mark Elder.

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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LABEL/5028: Warner Music Medien Newsletter KW 49 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 49

Hamburg, 6. Dezember 2018



Mit 18 Jahren hat Mike Singer das geschafft, wovon andere nur
träumen: zwei Jahre, zwei #1-Alben, drei ausverkaufte Tourneen durch
vier Länder, hochkarätige Auszeichnungen wie der MTV EMA als "Best
German Act", zahlreiche Festivalgigs vor Tausenden von Fans, diverse
Markenkooperationen, Fotoshootings und vieles mehr. Nur zehn Monate
nach seinem letzten #1-Album "Deja Vu" hat der Überflieger nun sein
nächstes Album "Trip" angekündigt, das am 26.04.2019 erscheint.
"Auf 'Deja Vu'-Tour im Oktober habe ich noch einmal gemerkt wie
großartig meine Fans sind und wie viel mir mein #Teamsinger bedeutet.
Da wollte ich sie nicht warten lassen!", kommentiert er. Neben
der Album-Ankündigung enthüllte Mike Singer außerdem seine neue
Single "Taub", die mit einem neuartigen Sound überrascht und die von
einer Beziehung handelt, der man viel zu lange hinterher getrauert
hat - hier [1] im eindrucksvollen Video zu sehen.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

COLDPLAY

Begleitend zum neuen karriereumspannenden "A Head Full Of
Dreams"-Dokumentarfilm [2] - der am 14.11. weltweite Kino-Premiere
feierte und seit dem 16.11. weltweit exklusiv bei Amazon Prime Video
im Stream erhältlich ist - erscheint diesen Freitag das brandneue
Live-Album von Coldplay, samt Konzertfilm.

Das Live-Album "Live In Buenos Aires" wurde im November 2017 am
Abschlussabend der "A Head Full Of Dreams Tour" aufgenommen und
umfasst 24 Tracks. Es ist das erste Mal, dass ein Coldplay-Konzert in
seiner Gänze veröffentlicht wird.

Der dazugehörige, zweistündige Konzertfilm "Live In São Paulo" wurde
eine Woche früher gefilmt. Hier [3] gibt es den Titeltrack vorab zu
sehen. Insgesamt wurde die Tour weltweit von mehr als 5,5 Mio.
Menschen besucht und ist damit die dritterfolgreichste Tour aller
Zeiten.


FABRICE NOEL

Der 21-jährige Berliner Sänger Fabrice Noel legt in Folge seiner
Warner-Debüt-Single "Eigentlich Nein" erneut einen Song vor, der
textlichen Tiefgang mit großen Melodien und progressiven Beats
vereint.

"Alles verändert sich" [4] nennt sich die hymnische neue
Piano-Ballade, in der ein junger Mann mit beeindruckender Reife auf
das Leben blickt: "Jedes Jahr, wenn ich jemanden von früher treff'
/ Fällt mir auf, dass man sich nicht mehr kennt / Alles verändert
sich, verändert sich", singt er darin.

"Ich würde sagen, dass ich versuche, da sehr intensiv mit mir
selbst umzugehen. Dass ich true zu mir selbst bleibe", so Fabrice
dazu. "Trotzdem: keiner kann dir sagen, was wird. Und das macht
mir natürlich in einigen Momenten Angst. Ich versuche jedoch, mich
sehr proaktiv damit zu beschäftigen."


RITA ORA

Am kommenden Sonntag (09.12.) wird Weltstar Rita Ora das "The
Voice"-Halbfinale (ab 20:15 Uhr auf Sat.1) eröffnen, wo sie gemeinsam
mit den zwölf besten Stimmen Deutschlands ihre aktuelle Hit-Single
"Let You Love Me" [5] präsentieren wird. Zuvor gibt sie am 07.12.
bereits ein exklusives Konzert im Berliner Tempodrom im Rahmen von
"ProSieben IN CONCERT", das in der Nacht vom 14.12. auf den 15.12.
(ab 01:40 Uhr) im TV ausgestrahlt wird.

Ende November hatte Rita Ora ihr neues Album "Phoenix"
veröffentlicht. Das Album chartete hierzulande auf Platz #13: "Ich
wollte schon immer ein Album aufnehmen, das den Leuten Spaß macht.
Die Geschichten sollten zwar persönlich sein, das Publikum aber auch
zum Tanzen bringen."

Im Frühjahr performt Rita Ora im Rahmen ihrer "Phoenix World Tour
2019" live in Deutschland: 26.04. Köln, Palladium | 27.04. München,
Zenith.


CLEAN BANDIT

Letzten Freitag veröffentlichte das britische Elektropop-Trio Clean
Bandit sein neues Album "What Is Love?" und damit den Nachfolger
seines 2014er Debüts "New Eyes" (Top 3 im UK | weltweit zwei Mio. Mal
verkauft).

"Das Album befasst sich mit vielen verschiedenen Arten und Stufen
der Liebe", so Grace Chatto über das Projekt, an dem Clean Bandit
insgesamt drei Jahre arbeiteten und das unter anderem auch die
bereits veröffentlichten Singles "Rockabye (feat. Anne-Marie & Sean
Paul)", "Symphony (feat. Zara Larsson)" und "Solo (feat. Demi
Lovato)" enthält.

Erst kürzlich hatten Clean Bandit daraus ihre aktuelle Single "Baby
(feat. Marina & Luis Fonsi)" [6] vorgelegt. "What Is Love?" wartet
erneut mit einer erfindungsreichen, genreübergreifenden musikalischen
Mischung und zahlreichen hochkarätigen Gästen auf.


ELDERBROOK

Nachdem er für seine CamelPhat-Kollabo "Cola" für einen Grammy und
einen Ivor Novello nominiert war, veröffentlichte der britische
Producer Elderbrook Ende November seine neue Single "Old Friend", die
auf seiner gleichnamigen neuen, vier Tracks starken EP zu finden ist.

"'Old Friend' ist ein recht lebhafter Song darüber, frühere
Bekannte wiederzusehen und mit ihnen Zeit zu verbringen", sagt
Elderbrook über die süchtig machende Produktion, die mit ihrer
eindringlichen Melodie und charismatischen Lyrics überzeugt - hier
[7] im Visualizer zu hören.

Ebenfalls auf der EP enthalten sind die jüngst veröffentlichten
Tracks "Sleepwalking" und "Capricorn" (je knapp 10 Mio. Streams).
Seine erste Show des Jahres 2019 wird beim ESNS stattfinden, dem
führenden europäischen Showcase-Festival für neue Musik.


DEATH CAB FOR CUTIE

Seit über 20 Jahren versehen uns Death Cab For Cutie mit neuer Musik
und bauen auch auf ihrem aktuellen Studioalbum "Thank You For Today"
ihren Sound weiter aus.

Nun hat die Formation daraus den Track "Summer Years" in ein neues
Gewand tauchen lassen und zwar von Jimmy Tamborello, DCFC-Frontmann
Ben Gibbards Partner bei den Indie-Ikonen schlechthin: The Postal
Service.

Tatsächlich verkörpert der Remix genau den Sound, den Gibbard und
Tamborello damals (2003) ins Leben riefen. Das grenzt schon fast an
eine Reunion. Der "Summer Years"-Remix - hier [8] zu hören -
verkündet zudem die anstehende US-Tour der Band im Frühjahr 2019.
Doch auch hierzulande machen sie im Februar Halt: 06.02. Köln, Live
Music Hall | 07.02. Berlin (ausverkauft) | 09.02. Hamburg
(ausverkauft).


TRACK OF THE WEEK • Los Unidades & Pharrell Williams -
"E-Lo (feat. Jozzy)"

Am vergangenen Wochenende fand im südafrikanischen Johannesburg das
"Global Citizen Festival: Mandela 100" statt, das von keinem
Geringeren als Coldplay-Frontmann Chris Martin kuratiert wird. Kurz
zuvor hatte die internationale Interessenorganisation ihre "Global
Citizen EP 1" veröffentlicht, unter Beteiligung von Künstlern wie
Stormzy, David Guetta, Cassper Nyovest, Stargate, Wizkid, Tiwa
Savage, Jess Kent und Danny Ocean, allem voran die kürzlich
veröffentlichte Single "E-Lo (feat. Jozzy)" von Los Unidades und
Pharrell Williams, die es hier [9] im begleitenden Musikvideo zu
sehen gibt. Die Erlöse aus der EP und des jährlichen Festivals kommen
den Kampagnen und Bemühungen der Global Citizen Organisation zugute,
die sich u.a. vorgenommen hat bis 2030 extreme Armut besiegt und die
UN-Ziele für nachhaltige Entwicklung erreicht zu haben.


WARNER MUSIC ON STAGE - Anderson .Paak

Vor Kurzem erst veröffentlichte der 32-jährige amerikanische Rapper,
Sänger, Drummer und Producer Anderson .Paak sein neues Album
"Oxnard", darunter auch die großartige Single "TINTS" mit Feature von
Kendrick Lamar - hier [10] im kinowürdigen Musikvideo. Diesen Freitag
erscheint "Oxnard" offiziell als CD.

Nun hat Anderson .Paak die Termine seiner kommenden Welttournee
angekündigt, alias "Andy's Beach Club". Tickets sind ab sofort im
Pre-Sale über MagentaMusik 360 erhältlich.

Gemeinsam mit seiner Liveband, den Free Nationals, bringt
Anderson .Paak "Oxnard" 2019 auch live nach Deutschland und
Österreich:

22.03.2019 Berlin, Columbiahalle

23.03.2019 Frankfurt, Jahrhunderthalle

26.03.2019 München, Tonhalle

27.03.2019 Wien (AT), Gasometer


WEITERE VERÖFFENTLICHUNGEN


	
ALBUM 



	
VÖ

07.12.2018

07.12.2018

07.12.2018

07.12.2018

07.12.2018

07.12.2018

14.12.2018

14.12.2018

14.12.2018

21.12.2018

18.01.2019

25.01.2019

25.01.2019

15.02.2019

22.02.2019

08.03.2019

10.05.2019


	
KONFIGURATION

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital


	
ARTIST

Grateful Dead

Jools Holland & Marc Almond

Tina Turner

Anderson.Paak

Clean Bandit

Coldplay

Neil Young

Udo Lindenberg

Hans Zimmer

A Boogie Wit Hoodie

Fever 333

Rudimental

Rival Sons

Disarstar

Adia Victoria

FiNCH ASOZiAL

Alexa Feser


	
TITEL

Long Strange Trip: The Untold Story Of The Grateful Dead (2DVD & BR)

Lovely Life To Live

All The Best (Musical Edition)

Oxnard

What Is Love? (Vinyl)

Live Album

Songs For Judy (Vinyl)

MTV Unplugged 2 - Live vom Atlantik

OST Widows

Hoodie SZN

Strength In Numb333rs

Toast To Our Differences

Feral Roots

Bohemien

Silences

Dorfdisko

A!









  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=02b950bc31d5f86e7e6302f7dbf5c86f583d2093ddf4bf632e66a56a8f9af9a429e892082de8de31684e5b486a3d87bb

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=02b950bc31d5f86e0fed46b4f57fc12c83c0ca9e273df9c3dc550092fce70663b9040df913e9a6074617de088a3a2da0

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=02b950bc31d5f86e6c03cb4f242302e0e2a9c81453a8b1613e3c07d496f0ecf66870b091c8bc633901656146ef920841

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=02b950bc31d5f86e8659e8254b1a8aefad1e06f81a0e74950eab4a81a5d373aa87bb95257f50a68caa2f9428e1c96f71

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=02b950bc31d5f86e693e1452c9b2cd45ad99f599f867d0343614ffaee5cc55fecb433a973c25e53eacf6bf3d7fb4d9e2

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=02b950bc31d5f86e0df75507e4be695f5817239ee579750a68685f650b4a670dbdad947a3dd40524d1b9ff9b7ae4bc40

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=02b950bc31d5f86e13d2303c133c66e61d0c3dea31f86cf8005190cd3b0f8e41ea0e0bbbc3b4d5a64a13e6763a023ddd

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=02b950bc31d5f86e3ac887f491e95c4978cfed952e60b87081e28d5c9ebdbb0e4e0f9b36028ba59c0f989e53f5f0efdf

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=02b950bc31d5f86ea6ebc1c7a7688b3aab388fc9761a07f96d15ee13e0ab610696197e4271712bcfe9b28e13a8dce4f5

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=9bbc220f394ee73e76c0a480b830ce548668ee17c3f33db7bedc9082a08fd855031bd341063ae9b88521aac073dcb478

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2736: Lübeck - »Symphonic Mob« - Ihr spielt die Musik! am 26.01.2019


Theater Lübeck

»Symphonic Mob« in Lübeck - Ihr spielt die Musik!

Lübecks größtes Spontankonzert



Die Philharmonische Gesellschaft Lübeck/Lübecker Philharmoniker e. V.
lädt herzlich zu Lübecks erstem »Symphonic Mob« ein, dem größten
Spontanorchester der Stadt. r der Stadt. Wer Spaß an Musik hat und
schon immer mal gemeinsam mit den Musikern eines professionellen
Orchesters auftreten wollte, kann am 26. Januar ab 14.00 Uhr in der
Musik-und Kongresshalle Lübeck gemeinsam mit dem Philharmonischen
Orchester der Hansestadt Lübeck musizieren. Egal ob Anfänger oder
schon mit Konzerterfahrung, beim »Symphonic Mob« kann jeder mitmachen.
Alles, was man mitbringen muss, ist das eigene Instrument, die Noten,
einen Notenständer und viel Begeisterung. Gespielt werden Stücke von
Georges Bizet, Edward Elgar und Giuseppe Verdi. Die Noten können im
Original oder in einer vereinfachten Version für die verschiedenen
Instrumente heruntergeladen werden unter www.symphonic-mob.de. Der
»Symphonic Mob« ist Deutschlands größtes Spontanorchester und fand
Der »Symphonic Mob« ist Deutschlands größtes Spontanorchester und fand
schon in mehreren Städten Deutschlands statt, unter anderem in Berlin,
Bremen, Köln, Rostock und Frankfurt/Oder. Er bietet allen, die ein
Instrument spielen oder gern singen, die Chance, gemeinsam mit den
Musikern eines professionellen Klangkörpers zu musizieren. Jetzt
anmelden und mitmachen!

Termin 26/01, ab 14.00 Uhr, Musik- und Kongresshalle, Eingang
Wasserseite.

Das große Finale ist um 17.00 Uhr, alle Freunde und Interessierte sind
zum Zuhören und Mitsingen eingeladen.

Eintritt Der Eintritt ist frei; Anmeldung bis zum 15. Januar über das
Anmeldeformular auf www.symphonic-mob.de

Weitere Infos www.symphonic-mob.de

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformationen Januar 2019

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Internet: www.theaterluebeck.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10163: Lübeck - Neujahrskonzert "Überm Sternenzelt", Musik- und Kongresshalle 1.1.2019


Lübeck

Neujahrskonzert: Überm Sternenzelt



Erhofft - erwartet - erwünscht. Die Faszination für die Sinfonie Nr. 9
von Ludwig van Beethoven ist ungebrochen. Besonders zum Jahreswechsel
ist es für unzählige Menschen zur Tradition geworden, sich von dem
weltweit gespielten Stück inspirieren zu lassen. Seit der Uraufführung
am 7. Mai 1824 in Wien sind bereits über 190 Jahre vergangen - was
macht die Begeisterung für diese außergewöhnliche Sinfonie aus? Zum
einen die zur Entstehungszeit Grenzen der instrumentalen Gattung
sprengende Anlage des Stückes. Nach einem ausgedehnten ersten Satz
folgt bei Beethoven erstmals das Scherzo. Wild und rauschhaft geht es
weiter im Trio, verdeutlicht in Beethovens Notiz darüber: »Feier des
Bacchus«. Das folgende Adagio ist von friedvollem Charakter und
vermittelt ein Gefühl von Zufriedenheit und Wohlbefinden. Mit
Orchesterrezitativen und Themenzitaten aus den vorangehenden Sätzen
wird das fulminante Finale eingeleitet. Die Streicher beginnen zuerst
mit der freudig durchbrechenden »Freude schöner Götterfunken«-Melodie,
bevor der Chor einsetzt. Eine berauschende Steigerung, die dem Werk
eine ungeheure Popularität einbringt.

Elf Jahre ließ Beethoven sich nach der Vollendung der 8. Sinfonie
Zeit, um sein letztes sinfonisches Werk zu schreiben. Die Sinfonie Nr.
9 krönt die Reihe seiner bekenntnishaften Sinfonien, in der sie
gemeinsam mit der 3. »Eroica« und der 5. steht. Die Unvergänglichkeit
und Zeitlosigkeit der Sinfonie liegt besonders auch an Beethovens
Wahl, Schillers »Ode an die Freude« zu vertonen. Am treffendsten
fasste vielleicht der Komponist Aribert Reimann das Wesen des Werkes
zusammen, das zugleich auch seine Faszination in der heutigen Zeit
erklärt: »Nach all dem politischen Wirrwarr und den Schrecknissen der
Zeit, die auch Beethoven selbst erlebt hat, ist dieses Werk am Ende
ein Appell, eine Sehnsucht nach Verbrüderung, nach Freude und Jubel,
nach der Utopie eines Weltfriedens, nach einer Welt ohne Kriege und
Zerstörung.«

Ludwig van Beethoven (1770-1827)

Sinfonie Nr. 9 d-Moll op. 125

Dirigent A. Schüller

Solisten M. F. Castillo, W. Hebrowska, Y. Baek, J. H. Choi
Chöre Chor des Theater Lübeck, Lübecker Singakademie,
Carl-Philipp-Emanuel-Bach-Chor Hamburg

Konzert 01/01/19, 18.00 Uhr, Musik- und Kongresshalle

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformationen Januar 2019

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Internet: www.theaterluebeck.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





LIEDER/1813: Lübeck - Liederabend mit Texten aus »Undine geht« von Ingeborg Bachmann, 20.01.2019


Theater Lübeck

Actor's Studio

Mehr Meer?

Ein Liederabend mit Texten aus »Undine geht« von Ingeborg Bachmann



Ein Liederabend über die Liebe, verpasste Chancen, ewige Verbundenheit
und lange Abschiede. Über einsame Momente, in denen die Gier nach
Liebesglück endlos ist, abgelöst von der Selbstaufgabe für einen
Geliebten. Fernweh als Hoffnung. Mehr Meer.

Von und mit A. Mann; J. Winde

Termin 20/01, 18.30 Uhr, Junges Studio

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformationen Januar 2019

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Internet: www.theaterluebeck.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8908: Aus aller Welt - 07.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Keine Mehrheit für Resolution gegen Hamas in UN-Vollversammlung

Die UN-Vollversammlung in New York hat sich gegen eine Resolution
entschieden, in der die Palästinenserorganisation Hamas für ihre
Raketenangriffe auf Israel verurteilt werden sollte. Zwar
unterstützte eine Mehrheit von 87 Staaten, darunter auch Deutschland,
am Donnerstag den von den USA eingebrachten Entwurf, die
erforderliche Zweidrittelmehrheit wurde aber verfehlt. Vor der
Abstimmung forderte Kuwait im Namen der arabischen Staaten, daß die
Resolution eine Zweidrittelmehrheit benötige. Diesem Antrag hatte das
Gremium mit knapper Mehrheit zugestimmt. Israels UN-Botschafter Danny
Danon beklagte, die von den USA initiierte Resolution sei durch
Verfahrenstricks zum Scheitern gebracht worden. Die Hamas bezeichnete
das Abstimmungsergebnis als Ohrfeige für die Trump-Administration.

7. Dezember 2018
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JUSTIZ/8908: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Räuber mit Axt überfallen Kiosk

Am Freitagmorgen haben zwei Männer, einer davon mit einer Axt
bewaffnet, einen Kiosk am Bahnhof in Vilsbiburg im Landkreis Landshut
ausgeraubt. Die Männer erbeuteten laut Behördenangaben etwa 900 Euro
und flüchteten anschließend zu Fuß in unbekannte Richtung. Die
Fahndung nach den Tätern verlief bisher erfolglos. Die bayerische
Polizei warnt dringend davor, verdächtige Personen anzusprechen oder
Anhalter im Fahrzeug mitzunehmen.

7. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8905: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mehr Panzer für die Bundeswehr

Um ihre Landes- und Bündnisverteidigung zu erhöhen, will die
Bundeswehr ihre Panzertruppe verstärken. Wie Verteidigungsministerin
Ursula von der Leyen (CDU) am Donnerstag auf dem Truppenübungsplatz
Munster (Niedersachsen) mitteilte, soll im kommenden Jahr ein 500
Mann starkes Bataillon bestehend aus vier Kompanien im
baden-württembergischen Hardheim stationiert werden. Dafür wird der
Bund demnach 20 Millionen Euro in den Standort investieren. Aktuell
verfügt das Heer über fünf Panzerbataillone mit jeweils 44
Kampfpanzern des Typs Leopard 2. Vor der Wiedervereinigung besaß die
Bundeswehr 70 Panzerbataillone.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8907: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Boos verzichtet im SPD-Streit um Europaliste auf günstigen Platz

Im parteiinternen Streit um die Europawahlliste der Sozialdemokraten
hat die frühere Generalsekretärin der baden-württembergischen SPD,
Luisa Boos, ihren Verzicht auf einen günstigen Listenplatz
angekündigt. Boos begründete ihre Entscheidung damit, daß sie nicht
gegen eine geschätzte Genossin antreten wolle. Boos schlug vor, sie
am kommenden Sonntag beim Bundesdelegiertentreffen in Berlin für
Platz 25 statt 15 vorzuschlagen. Sie reagierte damit auf die
Ankündigung von Evelyne Gebhardt, SPD-Europaabgeordnete und
Vizepräsidentin des Europäischen Parlaments, ihren aussichtslosen
Platz 25 nicht hinzunehmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8906: Tragisches und Kurioses - 07.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Havarierte Weltumseglerin gerettet

Die britische Einhandseglerin Susie Goodall ist vor zwei Tagen
während eines Rennens rund um die Welt in Seenot geraten. Ihr elf
Meter langes Segelboot wurde 2.000 Seemeilen westlich von Kap Horn
schwer beschädigt, als es in einem Sturm mit Windgeschwindigkeiten
von bis zu 60 Knoten über den Bug kenterte. Dabei verlor die "DHL
Starlight" den Mast und die Spinnerakerbäume, so daß das Boot mit der
verletzten Weltumseglerin manövrierunfähig im Ozean trieb. Ein
chinesischer Frachter, der im Südpazifik von China nach Puerto Madryn
im südlichen Argentinien unterwegs war, nahm daraufhin Kurs auf die
Havarieposition und konnte die 29jährige Seglerin heute nachmittag in
einer dramatischen Aktion aus der tobenden See bergen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7991: Aus Forschung und Technik - 07.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Zwei neue Erderkundungssatelliten für Saudi-Arabien

Saudi-Arabien hat vom chinesischen Raketenstartplatz Jiuquan in der
Wüste Gobi zwei Fernerkundungssatelliten in den erdnahen Weltraum
gebracht. Ein chinesischer Nutzlastträger vom Typ Langer Marsch-2D
transportierte die jeweils 425 Kilogramm schweren Satelliten
SaudiSat-5A und SaudiSat-5B, die Regierungsbehörden mit
hochauflösenden Bildern der Planetenoberfläche aus niedrigen
Erdumlaufbahnen versorgen sollen, in einen Orbit. Neben den beiden
vom King Abdulaziz City for Science and Technology (KACST) in Riad
entwickelten Hightech-Geräten befanden sich auch noch zehn
Kleinsatelliten an Bord der Trägerrakete, die ebenfalls erfolgreich
im All ausgesetzt wurden. Nach Informationen der Nachrichtenagentur
Xinhua war dies die 293. Mission einer Rakete aus der Serie Langer
Marsch.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8004: Aus aller Welt - 07.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Uno-Vollversammlung lehnt Verurteilung der Hamas ab

Die Uno-Vollversammlung hat am Donnerstag einen Resolutionsentwurf
zurückgewiesen, mit dem die US-Botschafterin Nikki Haley zum Abschluß
ihrer Dienstzeit die im Gazastreifen regierende Hamas verurteilen
wollte. Zunächst hatte die Vollversammlung auf Antrag Kuwaits mit
einfacher Mehrheit beschlossen, daß für die Verabschiedung der
Resolution eine Zweidrittelmehrheit erforderlich sein sollte. Dann
stimmten 87 Mitgliedstaaten für das Papier, 58 votierten dagegen und
32 enthielten sich. Deutschland hatte sich den USA angeschlossen. Mit
der rechtlich nicht verbindlichen Resolution hätte die Hamas unter
anderem für die aus dem Gazastreifen auf israelisches Gebiet
abgeschossenen Raketen und auch die Brandsätze, welche
palästinensische Aktivisten an Flugdrachen und Ballons über den Zaun
des Gazastreifens treiben lassen, verurteilt werden sollen. Derartige
Provokationen und Gewalthandlungen müßten eingestellt werden, heißt
es im Resolutionsentwurf.
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GESUNDHEIT/7963: Medizin und Gesundheitswesen - 07.12.2018 (SB)




VOM TAGE



600.000 Krankenhausinfektionen im Jahr

Krankenhausinfektionen bleiben ein großes Problem der Medizin. Wie
das Deutsche Ärzteblatt berichtete, kommt es in Deutschland nach 
Hochrechnungen des Nationalen Referenzzentrums (NRZ) jedes Jahr zu 
400.000 bis 600.000 Krankenhausinfektionen, von denen 6000 bis 15000 
pro Jahr für Patienten tödlich sind. Die häufigsten 
Krankenhausinfektionen sind untere Atemwegsinfektionen (24 Prozent), 
postoperative Wundinfektionen (22,4 Prozent) und Harnwegsinfektionen 
(21,6 Prozent). Die häufigsten Erreger, die zu einer 
Krankenhausinfektion führen, sind Escherichia Coli (16,6 Prozent), 
Clostridium difficile (13,6 Prozent) und Staphylococcus aureus (12,0 
Prozent).
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7992: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Hinrichtung in Tennessee

In einem Gefängnis in Nashville im US-Bundesstaat Tennessee ist am
Donnerstag David Earl Miller im Alter von 61 Jahren durch
elektrischen Strom getötet worden. Er war erstmals 1982 wegen Mordes
zum Tode verurteilt worden und hatte 36 Jahre im Todestrakt
verbracht. Tennessee setzt seit fünf Wochen wieder den elektrischen
Stuhl bei Hinrichtungen ein. Seit 1999 war die Tötungsmaschine nicht
mehr verwendet worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7915: Sprache, Kunst und Medium - 07.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Regisseur Costa-Gavras erhält in Sevilla den Ehrenpreis

Der 85jährige Filmregisseur und Drehbuchautor Constantin Costa-Gavras
wird bei der Verleihung des 31. Europäischen Filmpreises mit einem
Ehrenpreis für sein Lebenswerk geehrt. Die Auszeichnung des
griechisch-französische Filmemachers ist während der Gala der
Europäischen Filmakademie (EFA) am 15. Dezember im spanischen Sevilla
vorgesehen.

Mit dem Preis wolle man einer Persönlichkeit Respekt zollen, die sich
stets mit eindeutiger politischer Stimme gemeldet hat und nicht nur
von Kollegen zutiefst respektiert, sondern weltweit vom Publikum
gefeiert wurde und wird. Costa-Gavras schuf aufrüttelnde Filme wie
"Z", "Der Stellvertreter", "Das Geständnis", "Vermißt", "Music Box -
Die ganze Wahrheit", "Mad City" und viele weitere bedeutende Streifen.

7. Dezember 2018
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MILITÄR/7982: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Pentagon läßt Aufklärungsmaschine über der Ukraine fliegen

Das US-Verteidigungsministerium hat auf Bitten des ukrainischen
Generalstabs eine Aufklärungsmaschine die Ukraine überfliegen lassen.
An Bord befanden sich Vertreter unter anderem der USA, Deutschlands,
Kanadas und der Ukraine.

Der Flug der unbewaffneten Boeing OC-135B Open Skies erfolgte im
Rahmen des Vertrags Offener Himmel (Open Skies) aus dem Jahr 1992,
der NATO-Staaten und Staaten des früheren Warschauer Pakts erlaubt,
alljährlich mehrere Beobachtungsflüge auf festen Routen im Luftraum
der Gegenseite durchzuführen und dabei Aufnahmen zu machen. Das soll
Vertrauen und Frieden sichern.

Bei dem aktuellen Beobachtungsflug ging es aber nach Angaben des
Pentagons darum, die Unterstützung der USA gegenüber der Ukraine und
anderen Partnerländern zu unterstreichen. Als Anlaß der Aktion diente
der als grundlos bezeichnete Angriff Rußlands auf ukrainische
Marineschiffe im Schwarzen Meer nahe der Straße von Kertsch. Das
Verteidigungsministerium sieht darin einen Teil eines Musters von 
zunehmend provokativen und gefährlichen Handlungen.

Am vorvorigen Wochenende waren drei ukrainische Patrouillenboote in
der von Rußland als eigenes Hoheitsgebiet beanspruchten Meerenge von
Kertsch zwischen der Krim und dem russischen Festland eingefahren und
hatten sich von der russischen Küstenwache nicht kontrollieren
lassen. Die Boote wurde aufgebracht, und ihre Besatzungen wurden
inhaftiert.

7. Dezember 2018
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POLITIK/7996: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.12.2018 (SB)




VOM TAGE



EU-Justizminister wollen digitale Strafverfolgung ausweiten

Die Justizminister der EU-Staaten haben sich im Rahmen ihrer
Beratungen in Brüssel am Donnerstag mehrheitlich für eine erweiterte
länderübergreifende Datenfreigabe ausgesprochen. Den Plänen der
EU-Kommission zufolge sollen Dienstanbieter Anträge von Ermittlern
auf Zugriff auf z. B. E-Mails oder App-Kommunikationen innerhalb von
zehn Tagen beantworten müssen. In dringlichen Fällen beträgt die
Frist sechs Stunden. Bundesjustizministerin Barley stellte sich
hinter das Vorhaben, die grenzüberschreitenden Ermittlungsverfahren
zu beschleunigen, wandte sich jedoch gegen den aktuell
eingeschlagenen Weg. Unter anderem gilt in Deutschland als
problematisch, daß in der EU Straftaten nicht einheitlich geregelt
sind.

7. Dezember 2018
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SONSTIGES/7965: Tragisches und Kurioses - 07.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Franzosen rechnen mit weiterem "heißen" Wochenende

Auch am inzwischen vierten Wochenende in Folge rechnet Frankreich mit
zahlreichen Protestaktionen und Konfrontationen der sogenannten
Gelbwesten. Nach der Verhaftung Hunderter Schüler in Paris diese Woche
und angekündigter Bauernproteste mobilisiert der Innenminister für die
kommenden Tage fast 90.000 Polizisten und andere Sicherheitskräfte.

Wegen der unsicheren Lage in Paris und anderen Städten werden
offenbar zahlreiche Sport- und Kulturveranstaltungen verlegt,
verschoben oder abgesagt. So bleiben der Eifelturm, etliche Museen,
Theater und Konzerthallen geschlossen.

Wegen des Drucks von der Straße hat Frankreichs Präsident Macron
angekündigt, die geplanten Steuererhöhungen für Benzin und Diesel
vorerst außer Kraft zu setzen. Ansonsten ist er bemerkenswert
wortkarg.
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SOZIALES/7993: Arbeit, Soziales und Familie - 07.12.2018 (SB)




VOM TAGE



1,35 Millionen Opfer des Individualverkehrs in einem Jahr

Weltweit starben im Jahr 2016 rund 1,35 Millionen Menschen im
Straßenverkehr. Das war gegenüber der Erhebung drei Jahre zuvor eine
Zunahme um rund 100.000, wie der WHO-Generaldirektor Ghebreyesus
am Freitag in Genf meldete. Der Weltgesundheitsorganisation zufolge
ist der Straßenverkehr in den ärmeren Ländern dreimal so tödlich wie
in den reicheren. Z. B. starben in Europa statistisch pro Jahr von
100.000 Einwohnern 9,3 bei Verkehrsunfällen. In Afrika waren es 26,6.
Die WHO schlägt als Maßnahme gegen das Sterben im Straßenverkehr den
Regierungen unter anderem Geschwindigkeitsbegrenzungen, Gurt- und
Helmzwang, sichere Bürgersteige und Wege für Zweiradfahrer,
Alkoholverbot am Steuer sowie Sicherheitsstandards für Autos
einschließlich effektiver Kontrollen und Risikoaufklärung unter
Verkehrsteilnehmern vor.
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UMWELT/7974: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 07.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Landbevölkerung in Sorge wegen Zunahme der Wolfszahlen

Viele Städter können es nicht verstehen, daß Landbewohner Furcht vor
Wölfen haben. Allerdings ist es bislang auch nicht vorgekommen, daß
sie einem Wolf Aug-in-Aug gegenüberstanden. Die Wahrscheinlichkeit
einer solchen Begegnung ist auf dem Lande fraglos sehr viel größer.
Laut dpa soll jeder vierte Bewohner sehr dünn besiedelter Gebiete
der wachsenden Zahl der Wölfe in Deutschland skeptisch 
gegenüberstehen. Das Meinungsforschungsinstitut Civey hatte im 
Auftrag von t-online.de vom 29. November bis 4. Dezember 5029 Menschen 
online gefragt, ob sie die wachsende Zahl frei lebender Wölfe in 
Deutschland als Gefahr für sich persönlich wahrnehmen.
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WIRTSCHAFT/7981: Märkte und Finanzen - 07.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Euroländer wollen sich vom Dollar emanzipieren

Der US-Dollar als Leitwährung im Welthandel ermöglicht den USA den
Export ihrer Landeswährung, ohne das Risiko von
Wechselkursschwankungen einzugehen. Außerdem kann Washington über die
Finanzmärkte Druck auf andere Länder ausüben, sich an das eigene
Sanktionsregime etwa gegenüber dem Iran zu halten. Die Euroländer
können bislang weder bedenkenlos Anleihen auf ihre Währung ausgeben
noch sich im Handel mit dem Iran von den USA frei machen. Unter
anderem deswegen plant die EU-Kommission eine schrittweise Stärkung
der europäischen Gemeinschaftswährung im internationalen
Zahlungsverkehr und als Reservewährung. Dazu werden die Euroländer
systematisch aufgerufen, Öl- und Gasgeschäfte in Euro abzuwickeln.
Bislang werden nur 15 Prozent der jährlichen Energieimporte im Umfang
von 300 Milliarden Euro tatsächlich in Euro bezahlt. Mehr als
Anregungen geben, kann die EU-Kommission nicht. Letztlich entschieden
sich die Marktteilnehmer für eine Währung, sagte der
Vizekommissionspräsident Dombrovskis am Mittwoch. Neben
Energielieferungen sollen nach und nach möglichst auch
Rohstoffimporte, Flugzeug- und Autoexporte auf Euro-Basis umgestellt
werden. Bevor der Euro mit dem Dollar gleichziehen kann, muß die
Wirtschafts- und Währungsunion umgebaut und die Bankenunion
geschaffen werden. Nicht nur in Deutschland gilt die Einführung von
Euro-Bonds als problematisch. Die Staats- und Regierungschefs der EU
werden sich beim Gipfel kommende Woche in Brüssel voraussichtlich
auch mit der Bedeutung des Euro auf internationaler Ebene befassen.
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WISSENSCHAFT/7997: Aus Forschung und Technik - 07.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Erste Stufe der Falcon-9-Rakete stürzt ab

Die Serie ist eindrucksvoll. Dieses Jahr kann SpaceX auf nicht
weniger als 19 erfolgreiche Raketenstarts zurückblicken. Auch 
diesmal konnte das private US-Raumfahrtunternehmen eine
Dragon-Kapsel mit Nachschub zur Internationalen Raumstation ISS
schicken. Allerdings ist die erste Stufe der Falcon-9-Rakete, anders
als geplant, nach dem Start nicht wieder gelandet, sondern laut heise
online kontrolliert ins Meer gestürzt. Der Grund: Ein Motor zur
Steuerung der kleinen Flügel war ausgefallen. Dieses Malheur hält
SpaceX jedoch nicht davon ab, die Stufe nach der Bergung für eine
Wiederverwendung vorzubereiten. Vor dem Mißgeschick war es SpaceX
2018 insgesamt zehn Mal gelungen, die erste Raketenstufe nach dem
Start sicher zu landen.
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INSTRUMENTE/448: First Light für SPECULOOS (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network -
05.12.2018

First Light für SPECULOOS



Das Projekt SPECULOOS hat seine ersten Beobachtungen am
Paranal-Observatorium der Europäischen Südsternwarte in Nordchile
durchgeführt. SPECULOOS wird sich auf die Detektion von erdgroßen
Planeten konzentrieren, die sich um benachbarte ultrakühle Sterne und
Braune Zwerge drehen.




[image: Bild: © ESO / P. Horálek]

Die Teleskope des SPECULOOS Southern Observatory blicken in den
atemberaubenden Nachthimmel über der Atacama-Wüste, Chile.

Bild: © ESO / P. Horálek



Die SPECULOOS-Südsternwarte (SSO) wurde erfolgreich am Paranal-Observatorium
installiert und hat die ersten Test- und
Kalibrierungsaufnahmen gemacht - ein Vorgang, der als First Light
bezeichnet wird. Nach Abschluss dieser Phase der Inbetriebnahme wird diese
neue Familie von Planetensuchern den wissenschaftlichen Betrieb aufnehmen,
der im Januar 2019 beginnt.

Das SSO ist das Herzstück eines neuen Exoplaneten-Jagdprojekts namens
"Search for habitable Planets EClipsing ULtra-cOOOl Stars (SPECULOOS)" [1]
und besteht aus vier Teleskopen, die mit 1-Meter-Hauptspiegeln
ausgestattet sind. Die Teleskope - benannt nach den vier galileischen
Monden des Jupiter: Io, Europa, Ganymed und Callisto - genießen makellose
Beobachtungsbedingungen auf dem Paranalgelände, das auch das Flaggschiff,
das Very Large Telescope (VLT) der ESO beherbergt. Der Paranal bietet
einen nahezu perfekten Standort für die Astronomie, mit dunklem Himmel und
einem stabilen, trockenen Klima.

Diese Teleskope haben eine gewaltige Aufgabe - SPECULOOS will nach
potentiell bewohnbaren Planeten in Erdgröße suchen, die ultrakühle Sterne
oder Braune Zwerge umkreisen, deren Planetensysteme noch weitgehend
unerforscht sind. Bislang wurden nur wenige Exoplaneten gefunden, die
solche Sterne umkreisen, und noch weniger liegen innerhalb der habitablen
Zone ihres Muttersterns. Auch wenn diese leuchtschwachen Sterne schwer zu
beobachten sind, so gibt es sie doch im Überfluss - sie machen etwa 15%
der Sterne im nahen Universum aus. SPECULOOS wurde entwickelt, um 1000
solcher Sterne auf der Suche nach erdgroßen bewohnbaren Planeten zu
erforschen, darunter die nächstgelegenen, hellsten und kleinsten dieser
Art von Sternen.

"SPECULOOS ermöglicht es uns, erdähnliche Planeten zu entdecken, die
regelmäßig einige unserer kleinsten und kühlsten Nachbarsterne bedecken",
erklärte Michaël Gillon von der Universität Lüttich und Forschungsleiter
des Projekts SPECULOOS. "Das ist eine einzigartige Gelegenheit, die
Geheimnisse dieser nahen Welten zu ergründen."

SPECULOOS wird mit Hilfe der Transitmethode [2] nach Exoplaneten suchen.
Sein Vorbild ist auch sein Prototyp, das Teleskop TRAPPIST-Süd am La
Silla-Observatorium der ESO. Dieses Teleskop ist seit 2011 in Betrieb und
hat das berühmte Planetensystem TRAPPIST-1 entdeckt. Wenn ein Planet vor
seinem Stern vorbeizieht, blockiert er einen Teil des Sternenlichts - im
Grunde genommen verursacht er eine kleine partielle Sonnenfinsternis - was
zu einer geringen aber erkennbaren Abdunklung des Sterns führt.
Exoplaneten von kleineren Sternen blockieren während eines Vorbeizugs
einen größeren Anteil des Sternlichts, so dass diese periodischen
Finsternisse viel leichter zu erkennen sind als die von größeren Sternen.

Bisher hatte nur ein kleiner Bruchteil der mit dieser Methode
nachgewiesenen Exoplaneten Erdgröße oder weniger. Durch die geringen
Durchmesser der untersuchten Sterne im SPECULOOS-Programm in Kombination
mit der hohen Empfindlichkeit der Teleskope können jedoch Exoplaneten von
der Größe der Erde innerhalb der habitablen Zone dieser Sterne
nachgewiesen werden. Diese Planeten eignen sich besonders gut für
Folgebeobachtungen mit großen boden- oder weltraumgestützten Teleskopen.

"Die Teleskope sind mit Kameras ausgestattet, die im nahen Infrarot
hochempfindlich sind", erklärt Laetitia Delrez vom Cavendish Laboratory,
Cambridge, einer Co-Verantwortlichen im SPECULOOS-Team. "Diese Strahlung
liegt ein wenig jenseits dessen, was das menschliche Auge erkennen kann.
Die leuchtschwachen Sterne, die SPECULOOS anvisieren wird, strahlen primär
in diesem Bereich."

Die Teleskope und ihre farbenfrohen Montierungen wurden von der deutschen
Firma ASTELCO gebaut und sind durch Kuppeln des italienischen Herstellers
Gambato geschützt. Das Projekt wird von den beiden TRAPPIST 60-cm-Teleskopen
unterstützt, eines am ESO-Observatorium La Silla und das andere
in Marokko [3]. Das Projekt wird zu absehbarer Zeit auch die Sternwarte
SPECULOOS-Nord und SAINT-Ex umfassen, die sich derzeit auf Teneriffa,
Spanien, bzw. in San Pedro Mártir, Mexiko, im Bau befinden.

Es besteht auch Potenzial für eine spannende zukünftige Zusammenarbeit mit
dem Extremely Large Telescope (ELT), dem zukünftigen Flaggschiffteleskop
der ESO, das derzeit auf dem Cerro Armazones gebaut wird. Das ELT wird in
der Lage sein, die von SPECULOOS entdeckten Planeten in noch nie
dagewesener Detailgenauigkeit zu beobachten - vielleicht sogar ihre
Atmosphäre zu analysieren.

"Diese neuen Teleskope werden es uns ermöglichen, die nahegelegenen
erdähnlichen Welten im Universum genauer zu erforschen, als wir es uns
noch vor zehn Jahren hätten vorstellen können", schloss Gillon. "Das sind
ungeheuer aufregende Zeiten für die Exoplanetenforschung."


Endnoten

[1] Spéculoos, oder auch Spekulatius, ist eine köstliche Sorte von
gewürzten Keksen, die traditionell in Belgien und anderen Ländern zum
Nikolaustag am 6. Dezember gebacken werden. Der Name mit seinen süßen
Anklängen spiegelt die belgische Herkunft des Projekts SPECULOOS wider.
Das TRAPPIST-Projekt hat auch einen ähnlichen belgischen Namensvetter - es
wurde nach Trappistenbieren benannt, von denen die meisten in Belgien
gebraut werden.

[2] Die Transitmethode ist eine von mehreren Möglichkeiten, Exoplaneten zu
entdecken. Eine Vielzahl von Instrumenten, darunter der
Planetenspektrograph HARPS der ESO am La Silla Observatorium, verwendet
die Radialgeschwindigkeitsmethode, um Exoplaneten zu erkennen und
Veränderungen in der Sterngeschwindigkeit durch einen umlaufenden
Exoplaneten zu messen.

[3] Das Projekt wurde auch vom Europäischen Forschungsrat im Rahmen des
Siebten Rahmenprogramms der Europäischen Union (RP7/2007-2013) /
ERC-Fördervereinbarung Nr. 336480 mitfinanziert.

Weitere Informationen

Die Europäische Südsternwarte (engl. European Southern Observatory, kurz
ESO) ist die führende europäische Organisation für astronomische Forschung
und das wissenschaftlich produktivste Observatorium der Welt. Die
Organisation hat 16 Mitgliedsländer: Belgien, Dänemark, Deutschland,
Finnland, Frankreich, Großbritannien, Irland, Italien, die Niederlande,
Österreich, Polen, Portugal, Spanien, Schweden, die Schweiz und die
Tschechische Republik. Hinzu kommen das Gastland Chile und Australien als
strategischer Partner. Die ESO ermöglicht astronomische Spitzenforschung,
indem sie leistungsfähige bodengebundene Teleskope entwirft, konstruiert
und betreibt. Auch bei der Förderung internationaler Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Astronomie spielt die Organisation eine maßgebliche Rolle.
Die ESO verfügt über drei weltweit einzigartige Beobachtungsstandorte in
Chile: La Silla, Paranal und Chajnantor. Auf dem Paranal betreibt die ESO
mit dem Very Large Telescope (VLT) das weltweit leistungsfähigste
Observatorium für Beobachtungen im Bereich des sichtbaren Lichts und zwei
Teleskope für Himmelsdurchmusterungen: VISTA, das größte
Durchmusterungsteleskop der Welt, arbeitet im Infraroten, während das VLT
Survey Telescope (VST) für Himmelsdurchmusterungen ausschließlich im
sichtbaren Licht konzipiert ist. Die ESO ist außerdem einer der
Hauptpartner bei zwei Projekten auf Chajnantor, APEX und ALMA, dem größten
astronomischen Projekt überhaupt. Auf dem Cerro Armazones unweit des
Paranal errichtet die ESO zur Zeit das Extremely Large Telescope (ELT) mit
39 Metern Durchmesser, das einmal das größte optische Teleskop der Welt
werden wird.

Das SPECULOOS Southern Observatory (SSO) ist ein Projekt der Universität
Lüttich (Belgien), des Cavendish Laboratory, Cambridge (Großbritannien)
und der King Abdulaziz University (Saudi-Arabien) unter der Leitung von
Michaël Gillon, Wissenschafter und Leiter der Gruppe "EXOplanets in
Transit: Identification and Characterization (EXOTIC)" am Institut für
Astrophysik, Geophysik und Ozeanographie (AGO) der Universität Lüttich. Am
SSO sind auch Wissenschaftler der Universitäten Bern, Birmingham und
Warwick beteiligt. ESO unterstützt SSO und betreibt es am
Paranal-Observatorium in der chilenischen Atacama-Wüste.

Die Übersetzungen von englischsprachigen ESO-Pressemitteilungen sind ein
Service des ESO Science Outreach Network (ESON), eines internationalen
Netzwerks für astronomische Öffentlichkeitsarbeit, in dem Wissenschaftler
und Wissenschaftskommunikatoren aus allen ESO-Mitgliedsländern (und
einigen weiteren Staaten) vertreten sind. Deutscher Knoten des Netzwerks
ist das Haus der Astronomie in Heidelberg.


Weitere Informationen unter:

https://www.eso.org/public/germany/news/eso1839

- Webversion der Pressemitteilung mit weiteren Bildern 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network, 05.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Dezember 2018 
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FORSCHUNG/523: Getreidepflanzen nutzen ihre Abwehrstoffe multifunktional gegen verschiedene Schädlinge (idw)


Max-Planck-Institut für chemische Ökologie - 05.12.2018

Getreidepflanzen nutzen ihre Abwehrstoffe multifunktional gegen
verschiedene Schädlinge



Ein Team von Wissenschaftlern der Universität Bern (Schweiz), des
Max-Planck-Instituts für chemische Ökologie und ihren Partnern hat die
Multifunktionalität von Benzoxazinoiden in Weizen charakterisiert.
Benzoxazinoide wirken einerseits als Giftstoffe gegen
Schmetterlingsraupen, regulieren aber auch Abwehrprozesse gegen
Blattläuse. Als Schalter zwischen diesen unterschiedlichen Funktionen
identifizierten die Forscher ein Methyltransferase-Enzym, das über
Raupenfraß aktiviert wird und das es Weizenpflanzen ermöglicht, ihre
Abwehr auf den jeweiligen Befall einzustellen. Der Vergleich mit Mais
zeigt, dass auch dort eine Methyltransferase die Abwehr gegen verschiedene
Schädlinge steuert. Die verantwortlichen Methyltransferasen sind in Weizen
und Mais jedoch unabhängig voneinander entstanden

(Science Advances, DOI: 10.1126/sciadv.aat6797, 5. Dezember 2018).

Pflanzen sind in der Natur vielen Feinden ausgesetzt, die an ihren
Blättern, Stängeln und Wurzeln fressen oder sich an ihrem Pflanzensaft
laben möchten. Sie bilden daher sekundäre Inhaltsstoffe, deren Aufgabe es
unter anderem ist, Schädlinge am Fressen zu hindern. Solche Abwehrstoffe
können von Pflanzen multifunktional verwendet werden. Forscherinnen und
Forschern um Tobias Köllner vom Max-Planck-Institut für chemische Ökologie
und Matthias Erb von der Universität Bern ist es nun gelungen, die
Funktion von Benzoxazinoiden in Weizen genauer zu charakterisieren. Sie
nutzten dafür detaillierte Kenntnisse über deren Abwehrfunktion in
Maispflanzen, in denen ein bestimmtes Methyltransferase-Enzym eine Art
Schalterfunktion einnimmt: Es entscheidet, ob Benzoxazinoide als wirksame
Gifte vor Raupenfraß schützen, oder aber indirekt die Bildung von Kallose
herbeiführen, die dazu beiträgt, Leitgefäße abzudichten, und daher
Blattläusen das Saugen erschwert. "Unser Ansatz war es, diesen Schalter
aus dem Mais in den Weizen einzubringen und ihn permanent zu aktivieren.
Mit Hilfe unserer Kollegen am Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und
Kulturpflanzenforschung stellten wir transgene Weizenpflanzen her, die
nicht mehr zwischen Giftstoffproduktion und Abwehrregulation wählen
können, sondern permanent den Giftstoff produzieren. So konnten wir die
Funktion der Benzoxazinoide im Weizen im Detail aufklären", erläutert
Tobias Köllner.

Dieser Ansatz ermöglichte eine gründliche Analyse, wie sich das Umschalten
zwischen Giftstoff und Abwehrregulator auf die Resistenz des Weizens gegen
Befall durch Schmetterlingsraupen und Blattläuse auswirkt. Außerdem
konnten die Wissenschaftler den entsprechenden Schalter im Weizen
identifizieren und biochemisch sowie stammesgeschichtlich genauer
bestimmen. Obwohl Mais und Weizen ihre wichtigsten Abwehrstoffe, die
Benzoxazinoide, über die gleichen Biosynthesewege produzieren, sind die
Gene, die das Hin- und Herschalten zwischen der giftigen und der
regulativen Form steuern, in Mais und Weizen kaum miteinander verwandt.
Beide Getreidearten haben diesen Schalter im Laufe der Evolution also
unabhängig voneinander entwickelt. Dieses Phänomen nennen Forscher
konvergente Evolution. "Konvergente Evolution ist in der Natur weit
verbreitet und kommt dadurch zu Stande, dass verschiedene Arten für
dasselbe Problem, also denselben Selektionsdruck, unabhängig voneinander
dieselbe Lösung entwickeln. Dass zwei Gräser, die den gleichen
spezialisierten Abwehrstoff produzieren, den entsprechenden Schalter für
dessen Nutzung aber unabhängig hervorbrachten, ist bemerkenswert. Dies
deutet einerseits darauf hin, dass die Fähigkeit, Benzoxazinoide für
verschiedene Funktionen zu nutzen, relativ jung ist. Andererseits scheint
die Fähigkeit, die Abwehr spezifisch an verschiedene Fraßfeinde
anzupassen, für Pflanzen von großer Bedeutung zu sein. Unserer Meinung
nach beobachten wir hier die Entstehung von neuen Regulationsmechanismen
weg vom konservierten Kanon der Phytohormone hin zu spezialisierteren
Systemen", sagt Matthias Erb. "Interessanterweise nutzen auch Kreuzblütler
ihre Abwehrstoffe zur Kalloseregulation, was darauf hindeutet, dass diese
Art der Multifunktionalität von Abwehrstoffen weit verbreitet ist."

Die Wissenschaftler wollen nun klären, durch welche Mechanismen
Benzoxazinoide andere Abwehrprozesse steuern. Sie sind insbesondere an
einer Antwort auf die spannende Frage interessiert, ob es für
Benzoxazinoide Rezeptoren gibt, womit man sie auch als Hormone
klassifizieren und die Grenze zwischen Pflanzengiften und
Abwehrregulatoren ganz aufheben könnte. Dadurch hoffen die Forscher, auch
der Antwort auf die Frage, warum die Pflanzen überhaupt Gifte verwenden,
um Abwehrmechanismen zu regulieren, wenn dies doch eigentlich die Aufgabe
von Pflanzenhormonen wäre, ein Stück näherzukommen.


Originalpublikation:

Li, B., Förster, C., Robert, C. A. M., Züst, T., Hu, L., Machado, R. A.
R., Berset, J.-D., Handrick, V., Knauer, T., Hensel, G., Chen, W.,
Kumlehn, J., Yang, P., Keller, B., Gershenzon, J., Jander, G., Köllner, T.
G., Erb, M. (2018).

Convergent evolution of a metabolic switch between aphid and caterpillar
resistance in cereals.

Science Advances 4:eaat6797,

DOI: 10.1126/sciadv.aat6797

https://doi.org/10.1126/sciadv.aat6797

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1258
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FORSCHUNG/417: Warum sich Teheran gefährlich absenkt (idw)


Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ - 06.12.2018

Warum sich Teheran gefährlich absenkt



Mahdi Motagh und Mahmud Haghshenas Haghighi aus der Sektion Fernerkundung
des Deutschen GeoForschungsZentrums GFZ in Potsdam berichten im
Fachjournal "Remote Sensing of Environment" über die Absenkungen der
Erdoberfläche in der Region Teheran. Sie fanden heraus, dass sich dort
zwischen 2003 und 2017 drei Gebiete mit Geschwindigkeiten von teils über
25 Zentimetern pro Jahr insgesamt um mehrere Meter abgesenkt haben. Die
Studie zeichnet damit erstmals detailliert und mit präzisen Messungen den
zeitlichen Verlauf der Absenkungen in der Region über einen längeren
Zeitraum nach.

Der Iran hat ein Wasserproblem. Die Reserven in vielen Grundwasserbecken
sind stark erschöpft. Das Land investiert seit etwa vierzig Jahren viel
Geld in die Entwicklung der Landwirtschaft und strebt an, bei der
Lebensmittelversorgung unabhängig zu sein. Um den erhöhten Wasserbedarf zu
decken, werden in erheblichem Maß und staatlich kaum reguliert
Grundwasserbecken ausgebeutet.

Zudem hat die Regierung viele Staudämme errichten lassen, um Wasser für
bestimmte Zwecke, insbesondere in der Landwirtschaft, zu speichern. Diese
schränkten jedoch den natürlichen Zufluss in die Grundwasserbecken in den
stromabwärts liegenden Gebieten ein und trugen damit zu Wüstenbildung und
zu ernsten Umweltproblemen bei. Dazu gehören die voranschreitende
Austrocknung des Urmiasees im Nordwesten des Iran, des zweitgrößten
Salzsees der Welt, und häufige Staub- und Sandstürme in den vergangenen
Jahren in der Provinz Khuzestan im Südwesten.

In der Region um die Hauptstadt Teheran mit ihren etwa acht Millionen
Menschen nahm der Wasserbedarf außerdem durch den Zuzug vieler Einwohner
in den letzten vierzig Jahren stark zu. Die Zahl der Brunnen dort stieg
von knapp 4000 im Jahr 1968 auf mehr als 32.000 Wasserentnahmestellen im
Jahr 2012. Hinzu kommen ausbleibender Regen in Dürreperioden, die es in
den letzten Jahren immer häufiger gegeben hat. Das alles führte zu einem
starken Rückgang des Grundwasserspiegels - in Teheran beispielsweise um
zwölf Meter zwischen 1984 und 2011.

Teile Teherans haben sich um mehrere Meter abgesenkt

Daraus folgt ein weiteres Problem: Der Boden über den Grundwasserbecken
senkt sich. Wie groß dieser Effekt ist, berichten Mahdi Motagh und Mahmud
Haghshenas Haghighi aus der Sektion Fernerkundung des Deutschen
GeoForschungsZentrums GFZ in Potsdam in einer Studie im Fachjournal
"Remote Sensing of Environment". In Daten von vier verschiedenen
Radarsatelliten-Systemen haben die beiden Forscher die Absenkungen der
Erdoberfläche in der Region Teheran vermessen. Sie fanden heraus, dass
sich dort zwischen 2003 und 2017 drei Gebiete mit Geschwindigkeiten von
teils über 25 Zentimetern pro Jahr insgesamt um mehrere Meter abgesenkt
haben. Die Studie zeichnet damit erstmals detailliert und mit präzisen
Messungen den zeitlichen Verlauf der Absenkungen in der Region über einen
längeren Zeitraum nach.




[image: Bild: © Haghshenas Haghighi und Motagh, 2018 (GFZ)]

Durchschnittliche Absenkungsrate im Großraum Teheran in den Jahren
2015 bis 2017 basierend auf Daten des Sentinel-Satellitensystems.

Bild: © Haghshenas Haghighi und Motagh, 2018 (GFZ)



Spalten im Grund und Risse in Gebäudewänden seien beispielsweise Folgen
der Verformungen, sagen Haghshenas Haghighi und Motagh. Sie fanden auch
heraus, dass die Grundwasserbecken in bestimmten Bereichen durch die
Ausbeutung irreversibel geschädigt wurden. Sie können in Zukunft nicht
mehr so viel Wasser speichern wie früher. Wissenschaftlich fundierte Pläne
für die Wasserwirtschaft könnten die Situation jedoch entschärfen helfen,
sagen die beiden Forscher. "Für eine nachhaltige Entwicklung können
Wissenschaft und Forschung die iranischen Verwaltungen und Regierungen
dabei unterstützen, ihre Wasserbewirtschaftungspolitik zu überarbeiten",
sagt Motagh.

Echtzeit-Daten für Georisiken

Für ihre Analyse verwendeten Haghshenas Haghighi und Motagh die
Radarinterferometrie-Methode InSAR (Interferometric Synthetic Aperture
Radar). Mit diesem Messverfahren lässt sich aus von Satelliten
aufgezeichneten hochpräzisen Radarsignalen im Mikrowellenbereich ein
Abbild der Topografie der Erdoberfläche erstellen. Um Veränderungen der
Oberfläche zu dokumentieren, nutzten die Forschenden neun Datensätze der
Satellitensysteme Envisat ASAR, ALOS PALSAR, TerraSAR-X und Sentinel-1 aus
den Jahren 2003 bis 2017. Sie kombinierten die Datensätze, um die kurz-
und langfristigen Reaktionen der Erdoberfläche auf Veränderungen beim
Grundwasserniveau zu untersuchen.

Von besonderer Bedeutung waren die Satellitenbilder der Mission
Sentinel-1, die seit 2014 alle 24 Tage und seit 2016 alle 12 Tage
hochaufgelöste Radarbilder mit einer Kantenlänge von 250 Kilometern aus
der Region Teheran liefert. "Dadurch ist es möglich, Georisiken wie etwa
Landabsenkungen nahezu in Echtzeit zu analysieren", sagt Motagh.

Als nächstes wollen die beiden Forscher das untersuchte Gebiet erweitern
und die Absenkung des Landes auch außerhalb Teherans mit Sentinel-1
messen. "Solche Daten von Senkungen in großen Gebieten bringen neue
Herausforderungen mit sich. Wir entwickeln Softwaretools, um die riesigen
Mengen an Radardaten analysieren zu können", sagt Haghshenas Haghighi.

Unterstützt wurde diese Forschung durch den Impuls- und Vernetzungsfonds
der Helmholtz-Gemeinschaft in der Helmholtz-Allianz "Remote Sensing and
Earth System Dynamics".


Originalpublikation:

Haghshenas Haghighi, M. & Motagh M., 2018.

Ground surface response to continuous compaction of aquifer system in
Tehran, Iran: Results from a long-term multi-sensor InSAR analysis.

Remote Sensing of Environment.

DOI: 10.1016/j.rse.2018.11.003 (im Druck)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution42
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AUSSEN/2114: Jemen - Wohl und Wehe von 20 Millionen Menschen stehen auf dem Spiel


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Dezember 2018

Jemen: Wohl und Wehe von 20 Millionen Menschen stehen auf dem Spiel



Zu den Friedensgesprächen im Jemen erklärt Omid Nouripour, Sprecher
für Außenpolitik:

Bei den Friedensgesprächen im Jemen steht das Wohl und Wehe von mehr
als zwanzig Millionen Menschen auf dem Spiel. Der Krieg im Jemen hat
Zehntausende das Leben gekostet und Millionen Menschen in Elend und
Verzweiflung getrieben. Er wird von allen Seiten ohne Rücksicht auf
Menschenleben und das humanitäre Völkerrecht geführt.

Die Einigung über einen Gefangenenaustausch ist ein erstes gutes
Zeichen. Es ist jetzt dringend nötig, zu einer Feuerpause zu kommen,
die die Versorgung der hungernden Menschen im Land ermöglicht. Dazu
gehört auch ein Ende der Seeblockade durch die saudisch-emiratische
Koalition und eine Öffnung des Flughafens in Sana'a für den zivilen
Luftverkehr.

Die dramatische Situation im Land ist seit Jahren allen Beteiligten
bekannt. Es ist auch ein Versagen der internationalen Gemeinschaft,
dass es so weit kommen konnte. Europa und die USA haben mit ihrer
einseitigen Politik zugunsten der saudisch-emiratischen Koalition im
Jemen ihre Werte verraten. Auch die Bundesregierung hat sich seit
Beginn des Krieges vor ihrer Verantwortung gedrückt. Obwohl es seit
Jahren handfeste Hinweise auf den Einsatz deutscher Waffen im
Jemenkrieg gibt, hat sie Saudi-Arabien immer weiter mit Rüstungsgütern
beliefert. Mit dem Bruch des Koalitionsvertrages, der den Stopp der
Lieferungen an die Kriegsparteien versprach, hat sie ihre
Glaubwürdigkeit im Jemen schwer beschädigt. Die jetzt bekannt
gewordenen Exporte von Munition über Südafrika und Italien sind ein
weiterer Beleg für die Unglaubwürdigkeit der deutschen Politik
gegenüber Saudi-Arabien. Deshalb ist es dringend nötig, dass die
Bundesregierung die verbliebenen Handlungsspielräume wesentlich
engagierter als bisher nutzt. Dazu zählt es, jetzt konkrete Pläne für
die Behandlung des Themas im UN-Sicherheitsrat vorzulegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Dezember 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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GESUNDHEIT/1022: Verbraucherschutz statt Cannabisschmutz


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. Dezember 2018

Verbraucherschutz statt Cannabisschmutz



Zum heute veröffentlichten Jahresbericht zur Situation illegaler
Drogen erklärt Dr. Kirsten Kappert-Gonther, Sprecherin für
Drogenpolitik:

Die Bundesregierung trägt die Verantwortung dafür, dass der Konsum von
Cannabis unter den Bedingungen des Schwarzmarktes stattfindet. Der
Schwarzmarkt verhindert den Gesundheits- und Jugendschutz. Die
organisierte Drogenkriminalität hat ein Interesse daran, Kinder und
Jugendliche über Cannabis auch an schädlichere Drogen zu bringen. Es
wird Zeit, dass der Markt endlich in staatliche Hände kommt. Den
organisierten Drogenkartellen muss der Markt entzogen werden. Nur wenn
es eine kontrollierte Abgabe von Cannabis gibt, können Regeln für den
Jugendschutz umgesetzt werden.

Konsumierende brauchen Sicherheit über die Qualität der Drogen, die
sie nehmen. Auf dem illegalen Markt steigt der Wirkstoffgehalt von
Cannabisblüten. Die Konsumierenden wissen oft nicht, welche Intensität
das gekaufte Cannabis hat und ob es mit Streckmitteln versetzt wird.
Synthetische Cannabinoide, die heimlich Cannabisblüten hinzugefügt
werden, können im Gegensatz zum pflanzlichen Cannabis sogar tödlich
sein. Eine Abgabe in Cannabisfachgeschäften mit einer klaren
Deklaration der Produkte würde die Verbraucherinnen und Verbraucher
schützen. Der Jahresbericht zur Situation illegaler Drogen liefert
gute Argumente für eine Umkehr der Drogenpolitik der Bundesregierung.
Prävention, Gesundheitsschutz und Jugendschutz müssen endlich Vorrang
bekommen vor der Kriminalisierung der Konsumierenden.

 * 
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VERKEHR/797: Missmanagement bei der Bahn beenden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. Dezember 2018

Missmanagement bei der Bahn beenden



Zur Kritik des Bundesrechnungshofes an den Verhandlungen zwischen dem
Bund und der DB AG an der Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung III
erklärt Sven-Christian Kindler, Sprecher für Haushaltspolitik:

Die Kritik des Rechnungshofes an der Leistungs- und
Finanzierungsvereinbarung (LuFV) ist berechtigt. Bei der
Bahnfinanzierung gibt es schwerwiegende Mängel und das seit vielen
Jahren. Dem Verkehrsministerium ist das lange bekannt, gehandelt hat
es trotzdem nicht. Große Intransparenz, keine wirksame Kontrolle und
Fehlanreize führen dazu, dass das Schienennetz und die
Eisenbahnbrücken auf Verschleiß gefahren werden. Die Bahn handelt zu
sehr als Aktiengesellschaft nach kurzfristigen wirtschaftlichen
Interessen und zu wenig als Bundesunternehmen im Sinne des
Gemeinwohls.

Andreas Scheuer darf sich nicht nur um die Wünsche der Autobosse
kümmern, sondern muss endlich der Eisenbahn in Deutschland oberste
Priorität einräumen. Wir brauchen keinen Minister für VW, BMW und
Daimler, sondern einen Verkehrsminister, der sich für die
Bahnfahrerinnen und Bahnfahrer stark macht. Der Verkehrsminister darf
sich nicht weiter drücken, sondern muss endlich seiner Verantwortung
bei der Bahn gerecht werden. Der Zerfall der Schieneninfrastruktur und
das Chaos bei der Bahn sind auch das Ergebnis von neun Jahren falscher
CSU-Verkehrspolitik.

Der Bund überweist seit Jahren Milliarden und weiß nicht, ob die Bahn
die zusätzlichen Gelder auch wirklich für die dringend notwendigen
Investitionen in die Schienen einsetzt. Die Möglichkeiten zur
Zweckentfremdung der Bundesmittel durch die Bahn sollen auch bei der
neuen LuFV III weiter bestehen bleiben. So wird der Verschleiß der
Infrastruktur weitergehen und der Sanierungsstau immer weiter
ansteigen. Das ist inakzeptabel.

Das Verkehrsministerium muss die Vorschläge des Rechnungshofes jetzt
umsetzen. Bei der neuen LuFV III muss Verkehrsminister Scheuer endlich
eine richtige Kontrolle, wirksame Sanktionen und ein funktionierendes
Kennzahlensystem einrichten und die Anzahl der zu sanierenden Brücken
deutlich erhöhen.

Das wird aber nicht reichen, um die Mängel abzustellen. Es braucht
eine grundlegende Reform der Bahn. Das darf die Bundesregierung nicht
weiter verschleppen. Das Chaos und das Missmanagement muss jetzt
abgestellt werden. Die Deutsche Bahn Aktiengesellschaft mit ihren
unzähligen Tochtergesellschaften ist ein riesiger Moloch, der nicht
gesteuert und kontrolliert werden kann. Die unzähligen
Tochtergesellschaften müssen zusammengelegt werden. Die Interessen des
Allgemeinwohls und nicht kurzfristige wirtschaftliche Interessen
müssen bei der Bahn wieder im Mittelpunkt stehen.

 * 
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VERKEHR/796: Anton Hofreiter zur Kritik des Bundesrechnungshofs an der Deutschen Bahn


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. Dezember 2018

Zur heutigen Kritik des Bundesrechnungshofes an der mangelnden Kontrolle der Bahn durch den Bund erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:



"Der Bericht des Bundesrechnungshof bestätigt: Die Deutsche Bahn ist
eine intransparente Black Box und ein ineffizienter Apparat. Ein
Weiter-So kann es nicht geben. Chaotische Strukturen und
Missmanagement gehören abgeschafft. Es braucht dringend einen Neustart
auf der Schiene, damit jeder Euro, den der Bund in die Bahn steckt,
auch bei den Fahrgästen ankommt. Bahnfahren muss wieder bequem,
verlässlich und bezahlbar werden. Es braucht eine grundlegende Reform
statt an Einzelbaustellen rumzufrickeln. Das zersplitterte
Zuständigkeits-Chaos von zu vielen kleinen Gesellschaften gehört
aufgelöst, damit die Bahn sich schlagkräftiger um ihre Kunden kümmern
kann. Wir fordern Bahnvorstand und Bundesregierung auf, die Kritik des
Bundesrechnungshofes ernst zu nehmen und die Probleme bei der Bahn
endlich grundlegend anzupacken."

 * 
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SOZIALES/2566: Kindergrundsicherung muss schnell kommen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. Dezember 2018

Kindergrundsicherung muss schnell kommen



Die Konferenz der Arbeits- und Sozialminister/innen der Bundesländer
hat mit großer Mehrheit beschlossen, ein Konzept für eine
Kindergrundsicherung zu entwickeln. Dabei sollen das Kindergeld, der
Kinderzuschlag, die Regelleistungen des SGB II und SGB XII und die
Kosten der Unterkunft für die Kinder ebenso wie die pauschalen
Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets, Mehrbedarfe für
Alleinerziehende und der Kinderfreibetrag in der Kindergrundsicherung
zusammengefasst werden. Ziel ist eine Absicherung, die alle Kinder und
Jugendlichen sicher vor Armut schützt und alle Familien gleichermaßen
gut erreicht.

Dazu erklärt Katja Kipping, Ko-Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

"Armut und Ausgrenzung von Kindern sind unerträglich. DIE LINKE hat
deswegen schon lange eine eigenständige Kindergrundsicherung gefordert
und mit Bündnispartnern diskutiert. LINKE Sozialministerinnen in den
Ländern und verschiedene Sozialverbände haben den politischen Prozess
energisch vorangetrieben. Die Kindergrundsicherung muss schnell
kommen. Wir haben keine Zeit zu verlieren."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. Dezember 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin
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BUNDESTAG/7811: Heute im Bundestag Nr. 963 - 07.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 963

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 7. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 13.57 Uhr

1. Schutz der Nutztiere in Deutschland

2. Europäische Arbeitslosenrückversicherung

3. Haushaltsführung 2018

4. CO2-Emissionen im Luftverkehr

5. Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie

6. Vogeljagd im Wattenmeer

7. Lösung von Emissionszertifikaten

8. Zuständigkeiten in der Digitalpolitik



1. Schutz der Nutztiere in Deutschland

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion kritisiert, dass die
Tierschutzüberwachung in der Nutztierhaltungen in Deutschland weder
einheitlich noch regelmäßig erfolgt. In einem Antrag (19/6285) fordern
die Abgeordneten die Bundesregierung auf, ab dem Jahr 2020
verbindliche Kontrollintervalle von mindestens drei Jahren für
Nutztierhaltungsbetriebe im Rahmen des Tierschutzgesetzes (TierSchG)
festzulegen. Dazu sollen mit den Bundesländern
Verwaltungsvereinbarungen zu Art und Umfang der Kontrollen nach
bundeseinheitlichen Standards getroffen werden. Die an den Kontrollen
beteiligten Behörden sollen außerdem durch finanzielle Unterstützung
des Bundes von bis zu 140 Millionen Euro mit ausreichend Personal
ausgestattet werden, um den Verpflichtungen nachkommen zu können. Den
Tierhaltern dürfen allerdings keine zusätzlichen Kosten entstehen.

 * 

2. Europäische Arbeitslosenrückversicherung

Haushalt/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung kann zu diversen Fragen zur Idee
einer europäischen Arbeitslosenrückversicherung noch keine Angaben
machen. Die Ressortabstimmung zur "Prüfung des Europäischen
Stabilisierungsfonds für nationale Arbeitslosenversicherungen" dauere
noch an. Es gebe noch keine abgestimmte Position der Bundesregierung,
heißt es in einer Antwort der Bundesregierung (19/6033) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/5685).

 * 

3. Haushaltsführung 2018

Haushalt/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Das Bundesministerium für Finanzen hat im dritten
Quartal 2018 außer- und überplanmäßige Ausgaben in Höhe von 315
Millionen Euro genehmigt. Im selben Zeitraum bewilligte das
Ministerium außer- und überplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen in
Höhe von 957,577 Millionen Euro. Dies geht aus einer Unterrichtung der
Bundesregierung über die Haushaltsführung 2018 (19/6016) hervor.

 * 

4. CO2-Emissionen im Luftverkehr

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) CO2-freies Fliegen ist nach Ansicht der
Bundesregierung auf absehbare Zeit nur begrenzt möglich. Aktuell seien
beispielsweise noch keine größeren Mengen von aus erneuerbaren
Energien generierten, strombasierten Treibstoffen verfügbar, schreibt
die Bundesregierung in einer Antwort (19/5784) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/5175). Die Bundesregierung unterstütze solche
Pilotvorhaben zur Herstellung synthetischen Kerosins.

Die Einbeziehung des innereuropäischen Flugverkehrs in den
europäischen Emissionshandel (ETS) bewertet die Bundesregierung
positiv. Es seien "wertvolle Erfahrungen im Bereich Überwachung,
Berichterstattung und Verifizierung" gesammelt worden. Diese
Erfahrungen hätten international eine Vorbildfunktion, heißt es in der
Antwort.

 * 

5. Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) hat sich nach
Auffassung der Bundesregierung "als zentrales Instrument einer
integrierten und flussgebietzsbezogenen Gewässerbewirtschaftung"
bewährt. Die Kenntnisse über die Belastung und den Zustand der
Gewässer in Europa hätten sich erheblich verbessert, schreibt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/5812) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4778) mit Verweis auf die
Einschätzung der Europäischen Umweltagentur.

Die Bundesregierung hebt zudem hervor, dass sich auch die
Vergleichbarkeit der biologischen Bewertungsverfahren der
EU-Mitgliedsstaaten inzwischen verbessert habe. Es bestünden aber
weiterhin Unterschiede "bei der Anzahl der tatsächlich bewerteten
biologischen Qualitätskomponenten", heißt es in der Antwort.

 * 

6. Vogeljagd im Wattenmeer

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung sieht beim Thema Vogeljagd im
niedersächsischen Wattenmeer keinen eigenen Handlungsbedarf.
Stattdessen verweist sie bei Fragen zu Jagdstatistik, Verlängerung von
Pachtverträgen und vogelschutzspezifischen Schutzregimen auf die
Zuständigkeit des Landes. Dies geht aus einer Antwort (19/5814) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/die Grünen (19/5022)
hervor.

 * 

7. Lösung von Emissionszertifikaten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Zum quantitativen Wirkungszusammenhang zwischen
einer Löschung von Emissionsberechtigungen aus dem nationalen
Auktionsanteil und der an die Marktstabilitätsreserve (MSR)
überführten Emissionsberechtigungen lässt sich keine allgemeingültige
Aussage treffen. Dass eine nationale Löschung zu einer Minderung der
an die MSR überführten Zertifikate führe, treffe nur dann zu, wenn die
EU-weite Überschussmenge einen bestimmten Schwellenwert überschreite,
"sodass Auktionsmengen gekürzt und in die MSR überführt werden",
schreibt die Bundesregierung in einer Antwort (19/5865) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/5434). Die Liberalen hatten darin
diesen Wirkungszusammenhang im Kontext einer möglichen Löschung von
Emissionszertifikaten aufgrund einer Stilllegung von Kohlekraftwerken
aufgegriffen.

 * 

8. Zuständigkeiten in der Digitalpolitik

Ausschuss Digitale Agenda/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Im Bundeskanzleramt in der Gruppe 62
(Digitalpolitik, Strategische IT-Steuerung) sind derzeit 14 Stellen
unbesetzt. Vier der Stellen würden bis zum 2. Januar 2019 besetzt, für
die verbleibenden Stellen werde eine Besetzung "im ersten Quartal 2019
erwartet", schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/6227) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/5707).

Wie die Fraktion in ihrer Vorbemerkung ausführte, sei kaum
ersichtlich, inwieweit die Staatsministerin für Digitalisierung, der
Digitalrat, das Digitalkabinett, die Datenethikkommission und die
Kommission Wettbewerbsrecht 4.0 inhaltlich und von den Zuständigkeiten
voneinander abzugrenzen sind oder sich ergänzen und überschneiden.

In ihrer Antwort verweist die Bundesregierung darauf, dass die
eingesetzten Gremien und Institutionen unterschiedliche Funktionen
haben. Während der Kabinettsausschuss Digitalisierung
("Digitalkabinett") Entscheidungen der Bundesregierung vorbereite,
berate der Digitalrat die Bundesregierung bei "der Gestaltung des
digitalen Wandels in Gesellschaft, Arbeitswelt, Wirtschaft und
Verwaltung". Die Datenethikkommission soll hingegen "auf der Basis
wissenschaftlicher und technischer Expertise ethische Leitlinien für
den Schutz des Einzelnen, die Wahrung des gesellschaftlichen
Zusammenlebens und die Sicherung des Wohlstands" entwickeln und
konkrete Regelungsvorschläge unterbreiten. Die Kommission
Wettbewerbsrecht 4.0 im Bundeswirtschaftsministerium arbeite an
Handlungsempfehlungen zur Modernisierung insbesondere des europäischen
Wettbewerbsrechts.

Weiter schreibt die Bundesregierung, das Digitalkabinett trete im
ersten Quartal 2019 zusammen, "einen vorab feststehenden
Sitzungsturnus" gebe es nicht. Die nächste Sitzung des Digitalrats
werde am 28. März 2019 stattfinden. Die Umsetzungsstrategie
"Digitalisierung gestalten" habe die Bundesregierung unter
digital-made-in.de veröffentlicht. Dort finden sich aktuelle Planungen
zur Blockchain-Strategie und weiteren Vorhaben, wie etwa ein
Ideenwettbewerb Blockchain des Bundesministeriums für Gesundheit,
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort weiter.

 * 
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BUNDESTAG/7810: Heute im Bundestag Nr. 962 - 07.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 962

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 7. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 13.29 Uhr

1. Einführung der Bau-Methode BIM

2. ICE-Anschlüsse für Dessau-Roßlau erfragt

3. AfD fragt nach Diesel-Fahrverboten

4. Fernbahntunnel in Frankfurt am Main

5. Deutschland-Takt in Süddeutschland

6. Mittelabfluss bei Breitbandförderung

7. Linke fragt nach Brandschutz in Zügen

8. Grüne fragen nach ÖPP-Projekten



1. Einführung der Bau-Methode BIM

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung bekennt sich nach eigener
Aussage weiterhin zur Einführung der Methode BIM (Building Information
Modeling) im Bundeshochbau und Bundesinfrastrukturbau. Das geht aus
der Antwort (19/6028) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/5066) hervor. BIM beschreibt eine Methode der optimierten Planung,
Ausführung und Bewirtschaftung von Gebäuden und anderen Bauwerken mit
Hilfe von Software. Dabei werden alle relevanten Bauwerksdaten digital
modelliert, kombiniert und erfasst. Mit Hilfe der konsequenten
Anwendung von BIM in allen Phasen des Lebenszyklusses eines Bauwerks
sollen die Planungsgenauigkeit erhöht, Kostenrisiken minimiert und die
Gesamtkosten eines Bauwerks von der Planung über den Bau bis zum
Betrieb beziehungsweise der Instandhaltung optimiert werden, schreibt
die FDP-Fraktion in ihrer Anfrage.

In der Antwort der Bundesregierung heißt es, das Bundesministerium für
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) und das Bundesministerium
des Innern, für Bau und Heimat (BMI) seien sich einig, dass für eine
schnelle und erfolgreiche Unterstützung der Marktteilnehmer ein
gemeinsames BIM-Kompetenzzentrum sinnvoll ist und ein positives Signal
in die gesamte Baubranche darstellt. Bereits laufende Aktivitäten zur
Implementierung von digitalen Methoden in die Wertschöpfungskette Bau
würden mit dem Kompetenzzentrum abgestimmt und koordiniert. Hemmnisse
bei der Digitalisierung im Bauwesen könnten so gemeinsam und von
zentraler Stelle beseitigt werden, schreibt die Regierung.

Das Kompetenzzentrum diene der beschleunigten Einführung digitaler
Methoden und der damit einhergehenden Effizienzsteigerung in der
Bauwirtschaft. Ziel des Kompetenzzentrums sei es zudem, die
öffentlichen Auftraggeber, ihre Auftragnehmer und die gesamte
Wertschöpfungskette Bau im Transformationsprozess der Digitalisierung
zu unterstützen (Infrastrukturbereich und Hochbaubereich). "Durch das
Kompetenzzentrum erarbeitete Standards, Vorgaben, Wissen, gesammelte
Erfahrungen und Vorlagen sollen für alle Interessierten öffentlich
zugänglich sein", heißt es in der Vorlage.

 * 

2. ICE-Anschlüsse für Dessau-Roßlau erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Warum die kreisfreie Stadt Dessau-Roßlau noch keine
ICE-Anschlüsse zu den Großstädten Berlin, Magdeburg, Halle (Saale) und
Leipzig hat, möchte die AfD-Fraktion durch eine Kleine Anfrage
(19/6091) erfahren. Die Bundesregierung soll darüber Auskunft geben,
ob dies daran liegt, dass die Strecke zwischen Dessau-Roßlau und
Köthen (Anhalt) nur eingleisig ist, und ob die Deutsche Bahn AG (DB
AG) plant, diese Strecke zweigleisig auszubauen.

 * 

3. AfD fragt nach Diesel-Fahrverboten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Ob die Bundesregierung die in einer Kleinen Anfrage
(19/6082) aufgeführten Diesel-Fahrverbote, die in mehreren
EU-Mitgliedstaaten geplant seien, bestätigen kann, möchte die
AfD-Fraktion wissen. Die Abgeordneten fragen außerdem, ob die
geplanten Verbote nach Auffassung der Bundesregierung gegen den
europäischen Freihandel beziehungsweise gegen Freihandelsabkommen mit
europäischen Drittstaaten verstoßen.

 * 

4. Fernbahntunnel in Frankfurt am Main

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach Planungen für einen Fernbahntunnel in Frankfurt
am Main erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/6087). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter
anderem wissen, welche Prognosen für den künftigen Bahnverkehr in
Frankfurt am Main Hauptbahnhof den Planungen für den Umbau des Knotens
Frankfurt am Main zugrunde liegen und für welche Kapazitäten der
geplante Fernbahntunnel ausgelegt werden soll.

 * 

5. Deutschland-Takt in Süddeutschland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Umsetzung des Deutschland-Takts in
Süddeutschland steht im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/6113). Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, welche Bahnhöfe in Bayern,
Baden-Württemberg und Hessen als Knotenbahnhöfe definiert wurden.

 * 

6. Mittelabfluss bei Breitbandförderung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für den Mittelabfluss aus dem Bundesförderprogramm
Breitbandausbau interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
Durch eine Kleine Anfrage (19/6114) wollen die Angeordneten von der
Bundesregierung erfahren, wieviel Geld insgesamt in dem
Bundesförderprogramm zur Verfügung steht und wie viel davon bisher
abgeflossen ist. Gefragt wird auch, wie viele Schulen und wie viele
Gewerbegebiete bisher einen Antrag im Rahmen des
Bundesförderprogrammes Breitbandausbau gestellt haben.

 * 

7. Linke fragt nach Brandschutz in Zügen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den Brandschutz bei Fernverkehrszügen thematisiert
die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/6201). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, ob
sie einen Überarbeitungsbedarf beim Notfallmanagement der Deutschen
Bahn AG (DB AG) sieht. Gefragt wird auch, welche Konsequenzen die
Bundesregierung und die DB AG aus dem ICE-Brand am 12. Oktober 2018
ziehen und wie aus ihrer Sicht ein solcher Brand in dem
fertiggestellten Tunnelsystem von Stuttgart 21 ablaufen würde.

 * 

8. Grüne fragen nach ÖPP-Projekten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach den Vorstellungen der Bundesregierung für die
künftige Ausgestaltung von Öffentlich-Privaten-Partnerschaften (ÖPP)
erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. In einer Kleinen
Anfrage (19/6206) wollen die Abgeordneten unter anderem wissen, welche
konkreten Maßnahmen und Projekte die Bundesregierung seit 2013 auf den
Weg gebracht hat, um ihr Ziel einer mittelstandsfreundlichen
Ausgestaltung von Öffentlich-Privaten-Partnerschaften voranzutreiben.
Gefragt wird auch, welche ÖPP-Vergabeverfahren im Bereich der
Straßeninfrastruktur die Bundesregierung aus welchen Gründen seit 2013
abgebrochen hat.

 * 
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BUNDESTAG/7809: Heute im Bundestag Nr. 961 - 07.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 961

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 7. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 12.46 Uhr

1. Bundesregierung verteidigt Migrationspakt

2. Aufarbeitung der Ukraine-Krise 2014

3. Rückkehr der Rohingya nach Myanmar

4. Nebentätigkeiten in Bundesministerien

5. Entschädigung von Arbeitsunfällen

6. Wenig Wissen über Crowdworking

7. Überstunden in Deutschland

8. Schärfere Regeln für Medizinprodukte



1. Bundesregierung verteidigt Migrationspakt

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung unterstützt den Globalen Pakt
für eine sichere, geordnete und reguläre Migration als politisches
Grundsatzdokument, das dazu diene, die regelbasierte internationale
Zusammenarbeit und Ordnung in Migrationsfragen zu stärken. Das
schreibt sie in der Antwort (19/6050) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/5663). Der Pakt wahre und bekräftige ausdrücklich die
nationale Souveränität der Staaten. Er sehe ausdrücklich vor, illegale
Migration zu reduzieren und zu verhindern.

 * 

2. Aufarbeitung der Ukraine-Krise 2014

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke erkundigt sich in einer
Kleinen Anfrage (19/5961) nach der Ukraine-Krise im Jahr 2014. Die
Bundesregierung soll unter anderem Auskunft geben zum Stand der
Untersuchungen zu den gewaltsamen Auseinandersetzungen auf dem Maidan
und welche Punkte in der ukrainischen Verfassung zum Verfahren einer
Amtsenthebung sie im Falle des damaligen Präsidenten Viktor
Janukowitsch als erfüllt ansieht.

 * 

3. Rückkehr der Rohingya nach Myanmar

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach den "Aktivitäten der Bundesregierung angesichts
mutmaßlicher Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbrechen und
Völkermord an den Rohingya" erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/5997). Die Bundesregierung soll
unter anderem angeben, auf welchen Wegen sie sich für ein Ende der
Gewalt in Myanmar einsetzt und inwiefern unter den aktuellen Umständen
eine freiwillige und sichere Rückkehr von Angehörigen der Rohingya
nach Myanmar, wie zwischen den Regierungen Bangladeschs und Myanmars
ab Mitte November vereinbart, umsetzbar und zu rechtfertigen sei.

 * 

4. Nebentätigkeiten in Bundesministerien

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Nebentätigkeiten von Beschäftigten in
Bundesministerien und nachgeordneten Bereichen in den Jahren 2016 und
2017 sind Thema der Antwort der Bundesregierung (19/6042) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/4519). Die Angaben beziehen
sich unter anderem auf das Bundesfinanzministerium, das
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz, das
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, das Bundesministerium
des Innern, für Bau und Heimat sowie auf das
Bundesverteidigungsministerium. Dabei enthält die Vorlage zahlreiche
Aufstellungen zu den Nebentätigkeiten wie etwa wissenschaftliche
Arbeiten oder Vortragsaktivitäten.

 * 

5. Entschädigung von Arbeitsunfällen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Jahr 2017 haben die gewerblichen
Berufsgenossenschaften und die Unfallversicherungsträger der
öffentlichen Hand rund 1,1 Millionen meldepflichtige Arbeits- und
Wegeunfälle registriert. Diese Zahlen nennt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/6188) auf eine Kleine Anfrage (19/5698) der Fraktion
Die Linke. Die Leistungsfälle aufgrund von nicht-meldepflichtigen und
meldepflichtigen Arbeits- und Wegeunfällen zusammen summierten sich
demnach auf 2,2 Millionen.

 * 

6. Wenig Wissen über Crowdworking

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Wenn plattformbasierte Arbeit (Crowdworking,
Gig-Economy) weiter zunimmt, sollten die Rechte der Beschäftigten auf
den Prüfstand. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/6186) auf eine Kleine Anfrage (19/5701) der Fraktion Die Linke.
Darin verweist die Regierung zugleich darauf, über keine belastbaren
Daten zur Arbeitssituation der Crowdworker zu verfügen. Die
Auswirkungen von Crowdworking seien noch nicht ausreichend erforscht,
aber das Bundesministerium für Arbeit und Soziales arbeite daran,
diese Datenlage zu verbessern, heißt es in der Antwort.

 * 

7. Überstunden in Deutschland

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Beschäftigten in Deutschland haben im
vergangenen Jahr 1,1 Milliarden Überstunden gemacht, das entspricht
zwei Prozent der insgesamt geleisteten Arbeitsstunden (58,3
Milliarden). Das geht aus der Antwort (19/6187) der Bundesregierung
auf eine Kleine Anfrage (19/5174) der Linksfraktion hervor. Darin
heißt es weiter, von diesen geleisteten zwei Prozent Arbeitsstunden
seien 1,1 Prozent unbezahlte und 0,9 Prozent bezahlte Überstunden
gewesen.

 * 

8. Schärfere Regeln für Medizinprodukte

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Durch europaweit einheitliche Regularien sollen
Medizinprodukte besser kontrolliert und damit sicherer werden. So
seien 2017 EU-Verordnungen über Medizinprodukte (MDR) und
In-vitro-Diagnostika (IVDR) in Kraft getreten, die ab 2020
beziehungsweise 2022 gelten sollen, heißt es in der Antwort (19/6226)
der Bundesregierung über eine Kleine Anfrage (19/5660) der Fraktion
Die Linke.

Als Reaktion auf den Skandal um minderwertige Brustimplantate sei
bereits ein deutlich verbesserter Rechtsrahmen in Bezug auf Qualität
und Arbeitsweise der Benannten Stellen erreicht worden. In der Folge
sei die Zahl der Benannten Stellen von etwa 80 auf 55 gesunken. Die
Benannten Stellen sind für die Bewertung und Überwachung der
Medizinprodukte zuständig.

Mit der EU-Verordnung über Medizinprodukte sollen weitere
Verbesserungen erreicht werden, indem die Anforderungen an die
Organisation, Ausstattung und qualitätsgesicherte Arbeitsweise der
Benannten Stellen detaillierter und strenger geregelt werden. Dies
werde dazu führen, dass sich die Zahl der Benannten Stellen weiter
reduziert.

Einen zentralen Fortschritt brächten auch die klarer und schärfer
formulierten Vorschriften über die klinische Bewertung mit sich. So
soll künftig bei implantierbaren Produkten und solchen der
Risikoklasse III die Bezugnahme auf klinische Daten äquivalenter
Medizinprodukte mehr oder weniger gänzlich ausgeschlossen werden.

 * 
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BUNDESTAG/7808: Heute im Bundestag Nr. 960 - 07.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 960

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 7. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 12.04 Uhr

1. 20 Prozent arbeiten zum Niedriglohn

2. Integration von Flüchtlingen an Unis

3. Integra hilft Flüchtlingen an Unis

4. Rahmenprogramm Gesundheitsforschung



1. 20 Prozent arbeiten zum Niedriglohn

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Rund 20 Prozent (4,17 Millionen) der
sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten in Deutschland
arbeiteten 2017 für einen Lohn unterhalb der sogenannten
Niedriglohnschwelle. Diese lag für Deutschland in Anlehnung an eine
Definition der OECD bei 2.139 Euro, also bei zwei Drittel des
Medianeinkommens aller sozialversicherungspflichtig Beschäftigten der
"Kerngruppe" (Vollzeitbeschäftigte; ohne Auszubildende und
Beschäftigte mit Sonderregelungen). Das geht aus der Antwort (19/6067)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/5340) der Fraktion Die
Linke hervor.

Das Medianeinkommen der Vollzeitbeschäftigten der Kerngruppe lag
demnach 2017 bei 3.209 Euro. Unterschieden nach Ost und West lag das
Medianeinkommen im Westen des Landes bei 3.339 Euro und im Osten bei
2.600 Euro. Für Frauen lag es bei 2.920 Euro und für Männer bei 3.372
Euro. Das Medianeinkommen (das mittlere Einkommen) ist das Einkommen,
bei dem es genauso viele Menschen mit einem höheren wie mit einem
niedrigeren Einkommen gibt. Es ist nicht zu verwechseln mit dem
Durchschnittseinkommen.

 * 

2. Integration von Flüchtlingen an Unis

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Das Programm "Welcome" erreicht durch die gezielte
Ergänzung ehrenamtliche Engagements eine hohe Hebelwirkung und
Effizienz. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/6185)
auf die Kleine Anfrage der FDP (19/5716). Mit den Programm unterstützt
der Deutsche Akademische Austauschdienst (DAAD) Flüchtlinge bei der
Eingliederung an deutschen Hochschulen.

Das "Welcome-Programm" sei als lernendes und flexibles Programm
angelegt, welches durch ein Monitoring begleitet werde. Ungefähr zehn
Prozent der sich engagierenden Studenten hätten selbst einen
Fluchthintergrund und selbst Welcome-Initiativen durchlaufen. Nun
gäben sie ihre Erfahrungen an ihre deutschen und internationalen
Kommilitonen weiter. Dies vertiefe ihre Erfahrung sozialer Teilhabe
und mache sie zu Multiplikatoren und Vorbildern für eine gelingende
Integration. Internationale, interkulturelle und Praxiserfahrungen der
Studenten sowie die Internationalisierung und gesellschaftliche
Verantwortungsübernahme von Hochschulen seien durch das Programm
gestärkt worden.

Mittel des Programms "Welcome" dürfen für Personalmittel (studentische
Hilfskräfte im Bachelor- und Masterstudium) sowie Sachmittel zur
Projektdurchführung und -betreuung verausgabt werden. Die über 600
Welcome-Initiativen an rund 160 Hochschulen erreichten 2016 über
50.000, 2017 über 35.000 Geflüchtete. Dies sei teils über breit
angelegte Veranstaltungen, teils in personalintensiver Einzelbetreuung
geschehen. Die Verringerung im Jahr 2017 erkläre sich aus der Abnahme
großer einführender Informationsveranstaltungen sowie der verbesserten
Orientierung der Geflüchteten. Zudem verleihe das Bundesministerium
für Bildung und Forschung gemeinsam mit dem Deutschen Akademischen
Austauschdienst (DAAD) seit 2017 jährlich den Welcome-Preis an drei
besonders herausragende Initiativen. Dabei würden Preisgelder in Höhe
von 10.000, 5.000 und 3.000 Euro anfallen, die zusätzlich für Zwecke
der jeweils ausgezeichneten Initiative verausgabt werden können.

Anpassungen des Programms und seiner Zielgruppen seien in Abhängigkeit
von der weiteren Entwicklung des Flucht- und Migrationsgeschehens
möglich. Der Koalitionsvertrag für die 19. Legislaturperiode sehe
unter anderem vor, die Förderung deutscher Hochschulen für geflüchtete
Studenten fortzuführen. Über die künftige Ausrichtung und den Umfang
der Maßnahmen sei noch nicht abschließend entschieden worden.

 * 

3. Integra hilft Flüchtlingen an Unis

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, akademische
Potenziale Geflüchteter frühzeitig zu nutzen, ihre Talente zu
entwickeln und zwar unabhängig davon, ob sie dauerhaft in Deutschland
bleiben werden. Mit den Programmen "Integra" unterstützt der Deutsche
Akademische Austauschdienst (DAAD) Flüchtlinge bei der Eingliederung
an deutschen Hochschulen. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/6184) auf die Kleine Anfrage (19/5715) der FDP.

Das Programm "Integra" vermittle Sprach- und Fachkurse, um ein Studium
erfolgreich aufnehmen zu können. Die International Offices der
Hochschulen berieten und betreuten studieninteressierte Flüchtlinge
bei der Orientierung in einem Hochschulsystem, auf das sie sich anders
als andere internationale und deutsche Studierende nicht hätten
vorbereiten können, und stünden auch in Kontakt mit externen
Ansprechpartnern wie Ausländerbehörden und Jobcentern. Synergieeffekte
entstünden durch das "Welcome-Programm" des DAAD. Dieses fördere
studentische Initiativen, die das Ziel haben, Geflüchtete beim
Einstieg in die akademische Welt zu unterstützen. Das
"Welcome-Programm" sei damit eine zielführende Ergänzung zu "Integra".

Der Schwerpunkt der Maßnahmen des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung liege vor allem auf der Überprüfung ihrer Studierfähigkeit,
studienvorbereitenden und studienbegleitenden Sprach-, Fach- und
Methodenkursen an Hochschulen und Studienkollegs sowie auf der
Begleitung durch studentische Freiwillige. Die Angebote stünden allen
Asylbewerbern und Schutzberechtigten offen. Die
Hochschulzugangsgesetze der Länder ermöglichten Flüchtlingen einen
Hochschulzugang unabhängig von Herkunftsland und Stand des
Asylverfahrens. Geflüchtete, die ein Studium an einer deutschen
Hochschule aufnehmen wollen, müssen eine Hochschulzugangsberechtigung
(HZB) besitzen, sowie über akademische Deutschkenntnisse auf hohem
Niveau verfügen. Besitze eine Person keine direkte HZB, weil ihre
ausländische HZB nicht vollständig anerkannt werde, bestehe die
Möglichkeit, einen Vorbereitungskurs an einem Studienkolleg zu
besuchen. Ein Beschluss der Kultusministerkonferenz (KMK) vom 3.
Dezember 2015 ermögliche geflüchteten Studienbewerbern mit
unvollständigen Zeugnissen, ihre Studierfähigkeit in einem
dreistufigen Verfahren nachzuweisen.

Für geflüchtete Studieninteressierte stelle der Erwerb der
erforderlichen akademischen Deutschkenntnisse - in der Regel auf dem
hohen Niveau C1 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens (GER) -
die größte Hürde auf dem Weg in ein Studium an einer deutschen
Hochschule dar. Darüber hinaus berichten die Hochschulen von einem
hohen Beratungsbedarf aufgrund der Unkenntnis des deutschen
Hochschulsystems, sowie die Beseitigung verbleibender fachlicher
Lücken sowie Probleme bei der Finanzierung von Fahrtkosten und
Lebensunterhalt. Weitere Hürden bildeten die mangelnde Transparenz bei
Verfahren des Hochschulzugangs, Auflagen von Jobcentern,
aufenthaltsrechtliche Fragen und psychische Probleme.

 * 

4. Rahmenprogramm Gesundheitsforschung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Unterrichtung

Berlin: (hib/ROL) Mit Forschung und Innovation will die
Bundesregierung Gesundheit und die Lebensqualität der Menschen
verbessern. Der medizinische Fortschritt soll rascher zu den Patienten
gebracht werden und den Standort Deutschland in der
Gesundheitsforschung an die internationale Spitze führen. Das schreibt
die Bundesregierung in ihrer Unterrichtung zum "Rahmenprogramm
Gesundheitsforschung der Bundesregierung" (19/6221).

Gesund und lange leben, dafür seien in Deutschland die Voraussetzungen
besser als jemals zuvor: Die Lebenserwartung habe sich durch
verbesserte Lebensbedingungen und gute medizinische Versorgung in den
vergangenen hundert Jahren annähernd verdoppelt. Einst gefürchtete
Krankheiten, wie etwa die Kinderlähmung, seien dank umfassender
Impfprogramme in Deutschland ausgerottet. Bei anderen Erkrankungen sei
es gelungen, die Zahl der Todesfälle deutlich zu reduzieren.

Doch auch im 21. Jahrhundert stehe die Medizin vor zahlreichen
Herausforderungen. Altersassoziierte und lebensstilbedingte
Volkskrankheiten wie Krebs, Diabetes oder Demenz würden zunehmen.
Weltweit seien die Menschen mit neuen Krankheitserregern konfrontiert,
die häufig von Tier zu Mensch übertragen werden würden und sich
aufgrund der stetig wachsenden globalen Mobilität rasch verbreiten
können. Die Umwelt und ihre Belastung, etwa durch Feinstaub oder Lärm,
hätten großen Einfluss darauf, wie gesund, vital und zufrieden die
Menschen seien.

Mit dem neuen Rahmenprogramm will die Bundesregierung die
Gesundheitsforschung stärken, damit diese den großen gesundheitlichen
Herausforderungen der Zeit erfolgreich begegnen und den
Innovationsstandort Deutschland voranbringt. Die heutige
Gesundheitsforschung sei von einem enormen Wissenszuwachs, einer
kontinuierlichen Entwicklung neuer Technologien und immer kürzeren
Innovationszyklen geprägt. Durch Globalisierung, Digitalisierung und
die demografische Entwicklung befänden sich Gesellschaft und Forschung
inmitten eines tiefgreifenden gesellschaftlichen Wandels. Diese
stetigen und raschen Veränderungen machten es notwendig, das
Rahmenprogramm Gesundheitsforschung der Bundesregierung flexibel und
offen anzulegen - es könne heute nicht mehr über Jahre festgeschrieben
werden. Zugleich biete es die Möglichkeit, forschungspolitische
Schwerpunkte an aktuelle wissenschaftliche Gegebenheiten und relevante
gesellschaftliche Entwicklungen anzupassen.

Das Programm gliedere sich in zwei Leitlinien und drei
Handlungsfelder. Die Leitlinien "Der Mensch im Mittelpunkt" und
"Personalisierung und Digitalisierung als Schlüssel" seien eng
miteinander verwoben. Mit der Leitlinie "Der Mensch im Mittelpunkt"
soll der Zugang zu wirksamen Gesundheitsinnovationen für alle Menschen
zur Richtschnur der Forschungsförderung werden. Dabei sollen auch die
Bedürfnisse der Menschen in Entwicklungsländern berücksichtigt werden,
sowie die wachsenden grenzüberschreitenden Gesundheitsrisiken und die
enge Verknüpfung der Gesundheit von Mensch, Tier und Umwelt ("One
Health"-Ansatz). Mit dem Programm "Personalisierung und
Digitalisierung" sollen diese zum Schlüssel für den medizinischen
Fortschritt werden und es soll auf ihre Anwendung im Versorgungssystem
hingewirkt werden, ein gesellschaftlicher Dialog über die ethischen
und sozialen Dimensionen soll möglich werden.

In ihrer Unterrichtung beschreibt die Bundesregierung drei
Handlungsfelder. Mit dem ersten Handlungsfeld "Forschungsförderung -
Krankheiten vorbeugen und heilen" will die Bundesregierung
Volkskrankheiten entschlossen bekämpfen. Krebs und psychische
Erkrankungen sollen dabei einen Schwerpunkt bilden. In der
Public-Health-Forschung sollen Präventions- und Versorgungsmodelle auf
verschiedene Bevölkerungsgruppen ausgerichtet werden. Bei den globalen
medizinischen Forschungsaufgaben sollen internationale Kooperationen
eingegangen werden. Ebola oder Antibiotikaresistenzen kennen keine
Grenzen, betont die Bundesregierung. Beim Handlungsfeld
"Innovationsförderung" sollen Gesundheitsinnovationen vorangetrieben
werden. Mit der "Strukturförderung - Forschungsstandort stärken", will
die Bundesregierung die Vielfalt des deutschen Wissenschaftssystems
stärken.

 * 
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BUNDESTAG/7807: Heute im Bundestag Nr. 959 - 07.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 959

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 7. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 11.01 Uhr

1. Einflussnahme auf den Bundeshaushalt

2. Vermeidung von Fahrverboten

3. Bezugstemperatur des 2-Grad-Zieles

4. Umsetzung der Mantelverordnung

5. Einfluss auf Geo-Engineering-Gesetz

6. Regelungen zum Geo-Engineering

7. Einflussnahme auf ETS-Fortentwicklung

8. Gefahren durch Duftstoffe im Alltag



1. Einflussnahme auf den Bundeshaushalt

Haushalt/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Um die Einflussnahme von Interessenvertretern auf
den Regierungsentwurf des Bundeshaushaltes 2019 geht es in einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/5963). Die Abgeordneten
wollen unter anderem erfahren, welcher Regelungsvorschlag des
Gesetzentwurfs mit konkreten Vorschlägen von Dritten identisch oder
teilidentisch ist. Außerdem wird nach Gutachten und Studien gefragt,
die von Dritten erstellt wurden und dem Gesetzentwurf als
Erkenntnisquelle zugrunde lagen. Schließlich soll die Bundesregierung
auch Auskunft über dienstliche Kontakte mit Interessenvertretern im
Zusammenhang mit der Erstellung des Gesetzentwurfs geben.

 * 

2. Vermeidung von Fahrverboten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will in einer
Kleinen Anfrage (19/6198) wissen, was die Bundesregierung zur
Vermeidung von Fahrverboten tut. Konkret fragen die Abgeordneten unter
anderem, ob die Bundesregierung Alternativen zu ihrem Vorschlag
geprüft hat, das Bundes-Immissionsschutzgesetz zu ändern, um
Fahrverbote erst ab der Überschreitung bestimmer Werten zu
ermöglichen. Mit Bezug auf den Entwurf wollen die Grünen zudem wissen,
ob es einen Nachweis darüber gibt, dass der Entwurf im "Einklang mit
dem Vorsorgeprinzip steht und dem vorbeugenden Gesundheitsschutz
dient".

 * 

3. Bezugstemperatur des 2-Grad-Zieles

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/6019) die "genaue Bezugstemperatur des Pariser
2-Grad-Ziels und die Rolle des CO2". Die Fraktion will unter anderem
Auskunft über "die genaue [...] absolute globale Mitteltemperatur in
Kelvin und Celsius in vorindustrieller Zeit".

 * 

4. Umsetzung der Mantelverordnung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Der Entwurf der Bundesregierung für eine "Verordnung
zur Einführung einer Ersatzbaustoffverordnung, zur Neufassung der
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung und zur Änderung der
Deponieverordnung und der Gewerbeabfallverordnung" (Mantelverordnung)
ist Thema einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/5872). Von der
Bundesregierung will die Fraktion unter anderem wissen, wie sie
bestimmte Kritikpunkte bewertet und wie sie von den Liberalen
aufgeführte mögliche Fehlentwicklungen vermeiden will.

 * 

5. Einfluss auf Geo-Engineering-Gesetz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Um die Einflussnahme von Interessenvertretern auf
die Gesetzentwürfe der Bundesregierung zum marinen Geo-Engineerings
geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/5976). Die
Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, welcher Regelungsvorschlag
des Gesetzentwurfs mit konkreten Vorschlägen von Dritten identisch
oder teilidentisch ist. Außerdem wird nach Gutachten und Studien
gefragt, die von Dritten erstellt wurden und dem Gesetzentwurf als
Erkenntnisquelle zugrunde lagen. Schließlich soll die Bundesregierung
auch Auskunft über dienstliche Kontakte mit Interessenvertretern im
Zusammenhang mit der Erstellung des Gesetzentwurfs geben.

 * 

6. Regelungen zum Geo-Engineering

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Um die Einflussnahme von Interessenvertretern auf
die Gesetzentwürfe der Bundesregierung zum marinen Geo-Engineerings
geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/5968). Die
Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, welcher Regelungsvorschlag
des Gesetzentwurfs mit konkreten Vorschlägen von Dritten identisch
oder teilidentisch ist. Außerdem wird nach Gutachten und Studien
gefragt, die von Dritten erstellt wurden und dem Gesetzentwurf als
Erkenntnisquelle zugrunde lagen. Schließlich soll die Bundesregierung
auch Auskunft über dienstliche Kontakte mit Interessenvertretern im
Zusammenhang mit der Erstellung des Gesetzentwurfs geben.

 * 

7. Einflussnahme auf ETS-Fortentwicklung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Um die Einflussnahme von Interessenvertretern auf
den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Anpassung der
Rechtsgrundlage für die Fortentwicklung des Europäischen
Emissionshandels (ETS) geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion
Die Linke (19/5966). Die Abgeordneten wollen unter anderem erfahren,
welcher Regelungsvorschlag des Gesetzentwurfs mit konkreten
Vorschlägen von Dritten identisch oder teilidentisch ist. Außerdem
wird nach Gutachten und Studien gefragt, die von Dritten erstellt
wurden und dem Gesetzentwurf als Erkenntnisquelle zugrunde lagen.
Schließlich soll die Bundesregierung auch Auskunft über dienstliche
Kontakte mit Interessenvertretern im Zusammenhang mit der Erstellung
des Gesetzentwurfs geben.

 * 

8. Gefahren durch Duftstoffe im Alltag

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Schädliche Auswirkungen von Duftstoffen auf die
Menschen stellt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in den Mittelpunkt
einer Kleinen Anfrage (19/6217). Duftstoffe können Kontaktallergien
und andere Unverträglichkeiten auslösen, seien aber in vielen
Produkten wie Duftkerzen, Raumsprays, Kosmetikprodukten, Textilien
oder Wasch- und Reinigungsmitteln enthalten. Die Abgeordneten wollen
von der Bundesregierung deshalb wissen, wie hoch der Einsatz von
Duftstoffen in Alltagsprodukten ist. Auch soll eingeschätzt werden,
wie viele Personen in Deutschland nach Kenntnis der Regierung von
Unverträglichkeitsreaktionen auf luftgetragene Duftstoffe betroffen
sind.

 * 
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BUNDESTAG/7806: Heute im Bundestag Nr. 958 - 07.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 958

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 7. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 09.46 Uhr

1. Linke: Bleiberecht nach rechter Gewalt

2. Zahl der Einbürgerungen

3. Zahl offener Haftbefehle

4. AfD fragt nach Anschlag auf ICE

5. Einstufung als sichere Herkunftsstaaten

6. Medien mit Bezügen zu russischem Staat

7. Nach Visum-Erteilung eingereiste Personen

8. Straftaten von Asylbewerbern erfragt



1. Linke: Bleiberecht nach rechter Gewalt

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Ausländer, die in Deutschland Opfer rassistischer
oder vorurteilsmotivierter Gewalt werden, sollen nach dem Willen der
Fraktion Die Linke ein "unbedingtes Bleiberecht" in der Bundesrepublik
erhalten. Dies geht aus einem Gesetzentwurf der Fraktion zur Änderung
des Aufenthaltsgesetzes (19/6197) hervor.

Danach hält die Fraktion "eine gesetzliche Regelung zur Gewährung
eines sicheren Aufenthaltsstatus für Opfer rechter Gewalt" aus
mehreren Gründen für erforderlich. Zum einen sei es unerträglich, wenn
das Aufenthaltsrecht solcher Opfer "in Gefahr gerät, weil sie infolge
der Gewalttat ihre Beschäftigung oder Einkommensgrundlage verlieren",
etwa wegen Verletzungen und Beeinträchtigungen der Erwerbsfähigkeit.
Zum anderen könnten sich Täter "zumindest subjektiv bestätigt fühlen",
wenn "Opfer rechter Gewalt zur Ausreise aufgefordert oder gar
abgeschoben" werden. Eines sicheren Aufenthaltsstatus bedürfe es es
auch, damit die Opfer bei Bedarf den Wohnort wechseln können, um nicht
mehr Gefahr zu laufen, den Tätern erneut zu begegnen. Schließlich sei
"die aufenthaltsrechtliche Sicherheit eine wichtige Bedingung für das
Gelingen einer psychotherapeutischen Behandlung der oftmals schwer
traumatisierten Opfer rechter Gewalt".

 * 

2. Zahl der Einbürgerungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In den zurückliegenden drei Jahren sind in
Deutschland knapp 330.000 Ausländer eingebürgert worden. Dies geht aus
der Antwort der Bundesregierung (19/6216) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/5809) hervor. Danach wurden im Jahr 2015 insgesamt
107.317 Ausländer eingebürgert, im Folgejahr 110.383 und im
vergangenen Jahr 112.211.

 * 

3. Zahl offener Haftbefehle

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im Polizeilichen Informationssystem (Inpol-Z)
beziehungsweise im Schengener Informationssystem (SIS II) haben zum
Stichtag 28. September 2018 laut Bundesregierung 605 Fahndungen
aufgrund von Haftbefehlen im Phänomenbereich der politisch rechts
motivierten Kriminalität vorgelegen. "Abzüglich der Haftbefehle
ausländischer Behörden (sieben Fahndungen) richteten sich diese gegen
insgesamt 467 Personen", schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/6214) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/5228).
Diese seien aufgrund polizeilicher Erkenntnisse dem Phänomenbereich
der politisch rechts motivierten Kriminalität zugeordnet worden.

 * 

4. AfD fragt nach Anschlag auf ICE

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Anschlag auf ICE bei Allersberg" lautet der Titel
einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/6229). Wie die Fraktion
darin ausführt, ist es am 7. Oktober 2018 gegen 23:15 Uhr auf der
Eisenbahnstrecke von Nürnberg nach München in Höhe Allersberg zu einem
Anschlag auf einen ICE ohne schwerwiegende Folgen gekommen. Laut
Presseinformation der Generalstaatsanwaltschaft München und des
Bayerischen Landeskriminalamtes vom 29. Oktober 2018 habe der
Lokomotivführer zu diesem Zeitpunkt ein verdächtiges Geräusch bemerkt.
Bei einer Kontrolle im Hauptbahnhof München habe er daraufhin einen
Schaden an der Frontscheibe des Führerstands festgestellt.

Der Bericht erwähnt der Fraktion zufolge auch, dass seitens der
Deutschen Bahn AG ein Kurzschluss auf der Bahnstrecke bemerkt wurde.
"Es hätten sich dann aufgrund nachträglicher Untersuchungen der
Bundespolizei am 24. Oktober 2018 Anhaltspunkte dafür gefunden, dass
ein Unbekannter ein Stahlseil über die Gleise gespannt habe, dessen
Reste an der Strecke gefunden wurden. Ebenso seien danach Holz- und
Eisenteile sichergestellt worden, die möglicherweise auf die Gleise
aufgebracht waren", heißt es in der Vorlage weiter. Dem Bericht des
Landeskriminalamts zufolge seien in der Nähe des Tatorts ein
Drohschreiben und, an einem Brückenpfeiler, ein Graffito jeweils in
arabischer Sprache gefunden worden.

Wissen wollen die Abgeordneten unter anderem, weshalb die
Öffentlichkeit nach Kenntnis der Bundesregierung über die Medien
"erstmals kurz vor Mitternacht am 28. Oktober 2018 beziehungsweise
sogar erst durch eine offizielle Stellungnahme des Bayerischen
Landeskriminalamtes und der Generalstaatsanwaltschaft München am 29.
Oktober 2018" über den Vorfall informiert wurde.

 * 

5. Einstufung als sichere Herkunftsstaaten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um die Einstufung weiterer Länder als asylrechtlich
sichere Herkunftsstaaten geht es in einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/6203). Wie die Fraktion darin ausführt, haben sich
CDU, CSU und SPD in ihrem Koalitionsvertrag darauf verständigt, neben
Algerien, Marokko und Tunesien auch "weitere Staaten mit einer
regelmäßigen Anerkennungsquote unter fünf Prozent zu sicheren
Herkunftsstaaten" zu erklären. Wissen wollen die Abgeordneten,bis wann
die Bundesregierung beabsichtigt, Vorschläge für eine weitere
Ergänzung der Liste sicherer Herkunftsstaaten vorzulegen. Auch fragen
sie unter anderem, welche Staaten derzeit eine "regelmäßige
Anerkennungsquote" von unter fünf Prozent ausweisen und ab wann die
Bundesregierung eine Anerkennungsquote von unter fünf Prozent als
regelmäßig betrachtet.

 * 

6. Medien mit Bezügen zu russischem Staat

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Eine "mögliche russische Einflussnahme" auf die
öffentliche Meinung in Deutschland thematisiert die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/6202). Darin erkundigt sich die Fraktion
unter anderem danach, welche Erkenntnisse der Bundesregierung über
"Medien mit Bezügen zum russischen Staat" vorliegen, die in
Deutschland operieren.

 * 

7. Nach Visum-Erteilung eingereiste Personen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der Personen, denen von 2013 bis 2017
ein Visum erteilt wurde und die tatsächlich eingereist sind, erkundigt
sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/6228). Auch möchte
sie wissen, wie viele von diesen nach Überschreitung der erlaubten
Aufenthaltsdauer nicht wieder ausgereist sind. Ferner fragt sie unter
anderem, wie viele nach der Einreise den ursprünglich im
Visaantragsverfahren festgestellten Aufenthaltszweck geändert haben.

 * 

8. Straftaten von Asylbewerbern erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der "in den Jahren 2013, 2014, 2015, 2016,
2017 und anteilig in 2018 von Personen mit Migrationshintergrund,
Asylbewerbern und Personen mit abgelehnten Asylanträgen" begangenen
Straftaten möchte die AfD-Fraktion von der Bundesregierung erfahren.
Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/6230) danach, aus
welchen Herkunftsstaaten diese Personen nach Kenntnis der
Bundesregierung stammen. Ferner fragt sie unter anderem, welche
Straftaten durch sie begangen wurden.

 * 
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BUNDESTAG/7805: Heute im Bundestag Nr. 957 - 06.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 957

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 6. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 15.39 Uhr

1. Nutzung von Kaspersky-Software

2. In der Türkei inhaftierte Deutsche

3. Grundgesetz und europäische Integration

4. Inhalte von Integrationskursen

5. Konvertierungen bei Zahlungen

6. Zukunftsdialog Soziale Netzwerke

7. EU-Urheberrechtsreform



1. Nutzung von Kaspersky-Software

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Dem Bundesamt für Sicherheit in der
Informationstechnik (BSI) liegen keine Erkenntnisse vor, "die eine
Manipulation von Kaspersky-Software belegen". Dies geht aus der
Antwort der Bundesregierung (19/6048) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/5672) hervor. Wie die Fraktion darin ausführte,
warnte die in Großbritannien für die IT-Sicherheit zuständige Behörde
NCSC im Dezember 2017 britische Ministerien davor, Software des
russischen Herstellers Kaspersky zu verwenden, nachdem die
US-Regierung bereits im September 2017 ihren Bundesbehörden die
Benutzung sämtlicher Software der russischen Firma verboten habe.

In ihrer Antwort verweist die Bundesregierung darauf, dass der Einsatz
von Softwareprodukten je nach Einsatzzweck gegenüber dem damit
zusammenhängenden Risiko abzuwägen sei. Auch die genannten
Nutzungsverbote würden bei der Risikoabschätzung berücksichtigt.
Weiter schreibt die Bundesregierung, sie habe alle ihr vorliegenden
Informationen ausgewertet und nutze diese anlassbezogen. Die dabei
gewonnenen Erkenntnisse böten "bislang keine Grundlage für eine
generelle, öffentliche Warnung vor Kaspersky-Produkten".

 * 

2. In der Türkei inhaftierte Deutsche

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Nach Kenntnis der Bundesregierung sind seit dem
Putschversuch am 15. Juli 2016 in der Türkei 35 deutsche
Staatsangehörige im Zusammenhang mit politischen Tatvorwürfen
inhaftiert worden. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/6173) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/5726) hervor.
16 Personen seien 2016, 13 Personen 2017 und sechs Personen 2018
inhaftiert worden, schreibt die Bundesregierung weiter. In einem Fall
sei ihr eine rechtskräftige Verurteilung bekannt.

 * 

3. Grundgesetz und europäische Integration

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Sicht der Bundesregierung auf das Verhältnis
zwischen Grundgesetz und europäischer beziehungsweise internationaler
Integration Deutschlands" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/6086). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, ob
es in der Bundesregierung Überlegungen gab oder gibt, "eine neue
Verfassung für Deutschland erarbeiten zu lassen, die eine
weitergehendere europäische beziehungsweise internationale Integration
Deutschlands ermöglichen würde". Auch fragt sie unter anderem, ob es
in der Bundesregierung Überlegungen gab oder gibt, "auf anderem Wege
als auf Grundlage einer neuen Verfassung eine weitergehendere
europäische beziehungsweise internationale Integration Deutschlands zu
ermöglichen".

 * 

4. Inhalte von Integrationskursen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Inhalte in Integrationskursen thematisiert die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/6085). Darin schreibt die
Fraktion, "Bild" habe im Oktober berichtet, "dass der Bundesregierung
Erkenntnisse darüber vorliegen, dass insgesamt 14 von 488 Trägern von
Integrationskursen durch verfassungsfeindliche Inhalte aufgefallen
sind". Wissen wollen die Abgeordneten, welche Träger mit
verfassungswidrigen Inhalten aufgefallen sind und welcher Art diese
Inhalte waren. Auch erkundigen sie sich unter anderem danach, ob
Bundesbehörden regelmäßige Kontrollen der Inhalte von
Integrationskursen durchführen.

 * 

5. Konvertierungen bei Zahlungen

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung sieht bei der Konvertierung von
Fremdwährungszahlungen keine Haftungslücke. Das schreibt das
Bundesjustizministerium in der Antwort (19/6077) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/5747) und verweist auf
Paragraf 244 Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches. Probleme mit
unerwünschten Konvertierungen eingehender Fremdwährungszahlungen
spielten weder in der Beschwerdepraxis der Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht noch der Bundesregierung eine Rolle. Von
einer Erörterung rein hypothetischer Problemstellungen werde daher
abgesehen. Die Fragesteller wollten unter anderem wissen, inwieweit es
aus Sicht der Bundesregierung gewährleistet ist, dass es stets zu
einer kundenfreundlichen Auslegung der Vorschriften bei
Fremdwährungsgutschriften kommt. Wie sie schrieben, gibt es offenbar
weiterhin unklare Regeln, unter anderem bezüglich der
Haftungspflichten von Banken, bei der Konvertierung von
Fremdwährungszahlungen.

 * 

6. Zukunftsdialog Soziale Netzwerke

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Seit der Auftaktveranstaltung am 28. September 2018
haben bisher keine weiteren Sitzungen oder Veranstaltungen des
Zukunftsdialogs Soziale Netzwerke stattgefunden. Weitere
Veranstaltungen sind für das Jahr 2019 in Planung. Das geht aus der
Antwort der Bundesregierung (19/6078) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/5740) zu Einzelheiten der Veranstaltungsreihe
hervor. Der Zukunftsdialog Soziale Netzwerke befinde sich derzeit im
Stadium des internen Meinungsaustauschs, bei dem eine offene
Aussprache gewünscht sei. Dies setze eine vertrauliche Behandlung der
Meinungsäußerungen voraus, heißt es weiter in der Antwort, der eine
Auflistung der Teilnehmer an der Auftaktveranstaltung beigefügt ist.

Wie das Bundesjustizministerium in dem Schreiben erläutert, stellt der
Zukunftsdialog Soziale Netzwerke ein neues Gesprächsformat dar, das
dem Austausch mit den beteiligten Kreisen zum
Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) zum Inhalt hat, aber auch weitere
Themen der zivilgesellschaftlichen Debatte rund um das Thema "Hate
Speech" in den sozialen Netzwerken aufnimmt. Die konkreten
Einzelthemen seien noch nicht festgelegt. Die Abgeordneten wollten
auch wissen, welche Ansätze zur Fortentwicklung des NetzDG das
Ministerium derzeit verfolgt, prüft oder erwägt. Dazu heißt es in der
Antwort, der diesbezügliche interne Prüfungs- und Entscheidungsprozess
sei noch nicht abgeschlossen.

 * 

7. EU-Urheberrechtsreform

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung unterstützt das Ziel, die Reform
des europäischen Urheberrechts voranzutreiben, und bringt sich
konstruktiv in die derzeitigen Trilog-Beratungen in Brüssel über den
Vorschlag für eine EU-Richtlinie über das Urheberrecht im digitalen
Binnenmarkt ein. Das schreibt das Bundesjustizministerium in der
Antwort (19/6070) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/5691).
Ziel sei eine Lösung, mit der die Interessen aller Beteiligten in
einen gerechten Ausgleich gebracht werden. Zu den komplexen Fragen des
Urheberrechts in der digitalisierten Plattform-Ökonomie zählen der
Antwort zufolge ein unionsweites Leistungsschutzrecht für
Presseverleger (Artikel 11) sowie die Frage, ob und unter welchen
Bedingungen die Interessen von Rechteinhabern gegenüber bestimmten
Plattformen gestärkt werden, die mit Gewinnerzielungsabsicht die
Darstellung der hochgeladenen Inhalte optimieren und strukturieren
(Artikel 13).

Weiter heißt es in der Antwort, die Bundesregierung setze sich dafür
ein, dass die Richtlinie einen wirksamen Beschwerdemechanismus für die
Nutzer von qualifizierten Upload-Plattformen vorsieht, bei dem eine
neutrale Stelle über die Rechtmäßigkeit der von den Dienstleistern
ergriffenen Maßnahmen entscheidet. Nach Ansicht der Fragesteller sind
bei zwei wichtigen Bestandteilen des Richtlinienvorschlags - nämlich
Artikel 11 und Artikel 13 - großer Unmut und Rechtsunsicherheit bei
den Rechtsanwendern entstanden.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 957 - 6. Dezember 2018 - 15.39 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





VERKEHR/579: Infrastruktur- und Fahrbetrieb bei der Deutschen Bahn trennen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. Dezember 2018

LUKSIC: Infrastruktur- und Fahrbetrieb bei der Deutschen Bahn
trennen 



Zum Prüfbericht des Bundesrechnungshofs zur Deutschen Bahn erklärt
der verkehrspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Oliver Luksic:

"Der Bundesrechnungshof stellt der Deutschen Bahn ein verheerendes
Zeugnis aus: Das Gleisnetz verrottet, weil Milliarden Euro ohne
wirksame Kontrolle eingesetzt wurden. So steht die Bahn kurz vor dem
Kollaps und entwickelt sich immer mehr zu einem Fass ohne Boden.
Dieser Investitionsstau ist die Folge jahrelanger, konzeptloser
Führung, bei der Erhalt und Ausbau des Bahnnetzes und die
Digitalisierung auf der Strecke blieben. Wir brauchen deswegen jetzt
eine Bahnreform mit dem Ziel, Infrastruktur- und Fahrbetrieb
unternehmerisch voneinander zu trennen. So schaffen wir mehr
Transparenz und Wettbewerb im Schienenverkehr und können den Kunden
ein besseres Produkt anbieten. Ob das unter dem aktuellen Vorstand
für Bahn-Infrastruktur gelingen kann, ist jedoch zu bezweifeln.
Ronald Pofalla hat ganz offensichtlich mit der Kohle-Kommission und
dem Petersburger Dialog zu viel zu tun, um sich mit Gleisen, Weichen,
Bahnbrücken und der völlig vernachlässigten Digitalisierung zu
beschäftigen."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1061: Nachtragshaushalt 2018/19 passiert Finanzausschuss (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 134/2018

In der Sitzung am 6. Dezember 2018:

Nachtragshaushalt 2018/19 passiert Finanzausschuss - 134 Anträge
abgearbeitet



Stuttgart. Dem Gesetzentwurf über die Feststellung eines Nachtrags zum
Staatshaushaltsplan von Baden-Württemberg für die Haushaltsjahre
2018/19 hat der Finanzausschuss in seiner Sitzung am Donnerstag, 6.
Dezember 2018, mehrheitlich zugestimmt. Vorausgegangen waren
intensive, lange Beratungen und das Abarbeiten von 134
Änderungsanträgen, wie der Vorsitzende Rainer Stickelberger (SPD)
mitteilte. "Der Ausschuss hat diszipliniert und intensiv beraten",
lobte er.

Wie Stickelberger darlegte, hätten die Regierungsfraktionen Grüne und
CDU 44 Anträge eingereicht. Die AfD als größte Oppositionsfraktion
brachte es auf 46, die FDP/DVP auf 27 und die SPD auf 12. Überdies
seien 5 interfraktionelle Anträge (ohne AfD) dabei gewesen, die sich
allesamt auf den Einzelplan Landtag bezogen hätten. Die meisten
Änderungsanträge (29) hätten jedoch auf die Allgemeine
Finanzverwaltung (Einzelplan 12) gezielt, gefolgt von 18 Anträgen für
den Einzelplan des Innenministeriums und 17 Anträgen für das
Kultusministerium. "Es ist eher unüblich, dass bei einem
Nachtragshaushalt so viele Änderungsanträge gestellt werden, die sich
auch noch auf nahezu alle Ressorts erstrecken. Somit waren fast alle
Einzelpläne Gegenstand unserer Beratungen", bilanzierte der
Ausschussvorsitzende. "Die ausführliche Debatte zum Nachtragshaushalt
findet am bereits am Mittwoch, 12. Dezember 2018 im Plenum statt", so
Rainer Stickelberger.

Finanzministerin Edith Sitzmann (Grüne) hatte den Entwurf des
Nachtragshaushalts am 21. November 2018 ins Plenum eingebracht. Im
Nachtrag werden Mehrausgaben von rund zwei Milliarden Euro
veranschlagt. Zusätzlich sollen implizite wie explizite Schulden in
Höhe von voraussichtlich 1,7 Milliarden Euro getilgt werden.
Schwerpunkte der Ausgaben betreffen etwa die Vereinbarung mit den
kommunalen Landesverbänden, insgesamt 563 Millionen Euro, davon gehen
134 Millionen an die Stadt- und Landkreise für die
Anschlussunterbringung geduldeter Flüchtlinge. Ebenso sind Mittel für
den Pakt für gute Bildung und Betreuung eingeplant: die Betreuung in
den Kindergärten soll ab 2019 stufenweise von derzeit 529 Millionen
Euro auf über eine Milliarde Euro erhöht werden.

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1060: Sozialausschuss befasst sich mit der Suchtrehabilitation von Gefangenen (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 132/2018

Einheitliche Behandlungsweise gewünscht:

Sozialausschuss befasst sich mit der Suchtrehabilitation von
Gefangenen



Stuttgart. "Der Justizvollzug stellt kein geeignetes Umfeld zur
Überwindung einer Abhängigkeitserkrankung dar." Dies erklärte der
Vorsitzende des Ausschusses für Soziales und Integration, Rainer
Hinderer (SPD), in der Sitzung am Donnerstag, 6. Dezember. Der
Ausschuss hat sich auf Antrag der Grünen und der CDU mit der
Suchtrehabilitation Gefangener befasst. "Eine in Haft eingeleitete
medizinische Rehabilitation erhöht die Chance auf ein drogen- und
straffreies Leben", berichtete Hinderer.

Dem Ausschussvorsitzenden zufolge seien bei der letzten Erhebung zu
stoffgebundener Suchtproblematik im Justizvollzug am 31. März diesen
Jahres 171 Untersuchungsgefangene von einer Substanz abhängig gewesen -
 davon 16 von Alkohol. Bei 280 Untersuchungsgefangenen sei zudem
Substanzmissbrauch festgestellt worden, Alkohol habe dabei in 49
Fällen eine Rolle gespielt. Die Unterscheidung zwischen Abhängigkeit
und Missbrauch sei dabei eine medizinische, wobei der Missbrauch die
Stufe unter der Abhängigkeit darstelle, es den Betroffenen also noch
möglich sei, dem Verlangen nach der Substanz zu widerstehen.

"Es ist kein nachhaltiges Verfahren, wenn Gefangene ein Urteil
abwarten müssen, bevor sie in Therapie dürfen", erklärte Hinderer.
Eine Kostenzusage für eine Rehabilitationsbehandlung könne sich
bereits während der Untersuchungshaft im Strafverfahren sowohl
strafmildernd als auch bei der Frage nach einer Strafaussetzung zur
Bewährung positiv auswirken. Hinderer zufolge sollten drogenabhängige
Gefangene möglichst direkt in eine Therapie vermittelt werden:
"Dadurch erhöht sich die Chance, dass die Therapie erfolgreich beendet
wird." Das würde nicht nur in einer besseren und effizienteren
gesundheitlichen Versorgung von drogenabhängigen Gefangenen
resultieren, sondern auch den Justizvollzug im Hinblick auf die
Belegung und die medizinischen Ressourcen entlasten.

Jedoch würden, laut Hinderer, derzeit landesweit vor allem von der
Krankenkasse AOK Baden-Württemberg keine Kostenzusagen für
Rehabilitationsbehandlungen von Untersuchungsgefangenen mit einem
Abhängigkeitsproblem erteilt. Für sie sei es Voraussetzung, dass
bereits eine strafrechtliche Verurteilung vorliege. Dass von einzelnen
Krankenkassen jedoch grundsätzlich keine Kostenzusagen für
Rehabilitationsbehandlungen von Gefangenen mit einem Suchtproblem
erteilt würden, sei nicht bekannt.

Wie der Ausschussvorsitzende zudem mitteilte, sei es aus
suchtbehandlerischer Sicht wünschenswert, in Baden-Württemberg künftig
eine weitgehend einheitliche Handhabung sicherzustellen und mit allen
Kostenträgern von Suchtrehabilitationsmaßnahmen eine Lösung zu
erarbeiten, um die bestehenden rechtlichen Handlungsspielräume im
Sinne der gesetzgeberischen Intention der Maßnahme "Reha vor Strafe"
zu nutzen. "Das Ministerium für Soziales und Integration ist
diesbezüglich mit den Kostenträgern und insbesondere mit der AOK
Baden-Württemberg im Gespräch", so Hinderer abschließend.

 * 
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BAYERN/4977: SPD und FDP wollen Uniklinik für Niederbayern (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 7. Dezember 2018

SPD und FDP wollen Uniklinik für Niederbayern

Passau soll medizinische Fakultät erhalten - Gemeinsamer Antrag der beiden Fraktionen



Niederbayern soll endlich, wie alle anderen bayerischen
Regierungsbezirke auch, eine medizinische Fakultät und eine Uniklinik
bekommen. Dafür machen sich die Landtagsfraktionen von SPD und FDP
gemeinsam stark.

Der Passauer SPD-Abgeordnete und Hochschulpolitiker Christian Flisek
betont: "Niederbayern darf hier nicht länger vernachlässigt werden.
Die Universität Passau mit ihrer fachlichen Ausrichtung auf
Digitalisierung wäre ideal für eine solche medizinische Fakultät und
die dazu gehörige Uniklinik. Gerade die Verbindung von Informatik und
Medizin wäre ein zukunftsträchtiges Alleinstellungsmerkmal. Die Zahl
der Studienplätze für Mediziner muss in Bayern ohnehin dringend
ausgebaut werden. Aus meiner Sicht muss diese Zukunftsinvestition nach
Passau gehen."

Der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Muthmann aus
Freyung sieht das so: "Die Erweiterung der Universität Passau wäre
eine wichtige strukturpolitische Entscheidung. Sie würde einen
wirtschaftlichen Schub für die gesamte Region bedeuten und die
Zielsetzung einer wohnortnahen medizinischen Versorgung befördern."

Gemeinsam haben SPD und FDP einen Antrag (PDF, 93 kB) erarbeitet, mit
dem sich der Landtag nun befassen muss. Sie verlangen darin von der
Staatsregierung bis spätestens Ende 2019 ein Konzept zur
Weiterentwicklung der Hochschullandschaft im Bereich Medizin und einen
Grundsatzbeschluss für Niederbayern als Standort. Eine Expertengruppe
soll zeitnah die Voraussetzungen erarbeiten.

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68
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HAMBURG/4585: Investitionen in studentische Infrastruktur - Ein Tropfen auf dem heißen Stein (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. Dezember 2018

Investitionen in studentische Infrastruktur: Ein Tropfen auf dem heißen Stein



Der Hamburger Senat hat für den Haushalt 2019/2020 Investitionen in
die studentische Infrastruktur angekündigt. "DIE LINKE steht für eine
Wissenschaftsmetropole in sozialer und gesellschaftlicher
Verantwortung. Deshalb fordern wir mit unseren Anträgen zum Haushalt
eine bessere Grundfinanzierung der Hochschulen, den Ausbau der
Friedensforschung und mehr Geld für das Studierendenwerk. Die von
Rot-Grün im Haushaltsplan zusätzlich geplanten Mittel sind dagegen
lediglich ein Tropfen auf dem heißen Stein. Prekäre Lebens- und
Arbeitsverhältnisse von Studierenden und Hochschulmitgliedern bleiben
so absehbar der triste Alltag", kritisiert Martin Dolzer,
wissenschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft.

Die Grundzuweisungen für das Studierendenwerk lägen mit 1,55 Millionen
Euro in 2018 und einer für den Doppelhaushalt 2019/20 jährlichen
Steigerung von 100.000 Euro (anstatt wie bisher vom Senat angedacht
50.000 Euro) immer noch weit unter dem Bundesdurchschnitt. So würden,
wenn es hoch kommt, die zu erwartenden Tarif- und Kostensteigerungen
abgedeckt. "Wir fordern dagegen, die Grundzuweisungen an das
Studierendenwerk Hamburg an den Bundesdurchschnitt von 8,7 Prozent der
Förderung aus Landesmitteln anzugleichen und die Zuweisungen an das
Studierendenwerk 2019 um 1.370.000 Euro und 2020 um 1.365.000 Euro
aufzustocken. Zweckgebunden sollen zudem für die Jahre 2019 und 2020
25 Millionen Euro für die Planung und Bezuschussung eines Neubaus des
Studierendenwerks Hamburg mit 500 Wohnheimplätzen eingestellt werden.
Unsere Forderungen umzusetzen wäre ein erster Schritt zu mehr
Bildungsgerechtigkeit, " erklärt Dolzer.

Der Senat finanziert im Bereich der Wissenschaft zwar einige
Leuchttürme mit hohen, mehrstelligen Millionenbeträgen. In Bezug auf
die Grundfinanzierung führe das Sparprogramm des Senats jedoch in die
Sackgasse. "Mit den von uns für den Haushalt veranschlagten
zusätzlichen Mitteln von rund 24 Millionen Euro im Jahr für die
Grundfinanzierung der Hochschulen könnte das vorhandene strukturelle
Defizit abgemildert werden," sagt Dolzer. "Eine verlässlichere
Grundfinanzierung würde zudem Spielräume zur inhaltlichen
Weiterentwicklung der Hochschulen schaffen, grundmittelfinanzierte
Stellen generieren und Übergänge von befristeten Drittmittelstellen in
reguläre Beschäftigung ermöglichen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 7. Dezember 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de
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HAMBURG/4584: Verkauf Berufsförderungswerk - Privat alles besser? (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. Dezember 2018

Verkauf Berufsförderungswerk: Privat alles besser?



Vor kurzem wurde bekannt, dass die Stadt das Berufsförderungswerk
(BFW) verkaufen will. Genauer gesagt: Die Perspektiv-Kontor GmbH
(PepKo), zu der das BFW gehört. Nun hat die Sozialbehörde die Gründe
näher erläutert. Sie will, dass "die PepKo-Unternehmen flexibel am
Markt agieren können". Es handele sich um eine bewusste und gewollte
Freigabe der Unternehmen in den Markt. Dies ergibt sich aus einer
Anfrage der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft
(Drs. 21/15095).

"Eine weitere Privatisierung ist nicht die Antwort. Gerade in Hamburg
haben wir bei Asklepios gesehen, dass dadurch nichts besser wird. Die
Folgen waren: Schlechte Löhne, Leiharbeit, Honorarkräfte, befristete
Beschäftigung, Arbeitsüberlastung. So ist es auch beim BFW zu
befürchten. Denn wer das BFW kauft, will Konkurrenz loswerden. Da
spielen gute Arbeit und Qualität keine Rolle," erklärt Carola Ensslen,
Sprecherin für Arbeitsmarktpolitik der Fraktion.

Sabine Boeddinghaus, Sprecherin für Bildung und Schule der Hamburger
Linksfraktion ergänzt: "Ein gutes Reha-Angebot in Hamburg ist für
Menschen mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen wichtig. Eine neue
Qualifizierung bedeutet für sie den Weg in Arbeit und Teilhabe. Die
Stadt muss dies als sozialpolitische Aufgabe begreifen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 7. Dezember 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4583: HVV kostenfrei für arme Senior_Innen - Scheinheiliger AfD-Antrag (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. Dezember 2018

HVV kostenfrei für arme Senior_Innen - Scheinheiliger AfD-Antrag



Die AfD behauptet heute in einer Pressemitteilung, sie würde sich für
"freie Fahrt für arme Senioren beim HVV" einsetzen. Am 9. November
2018 hingegen hat die AfD im Verkehrsausschuss der Bürgerschaft einen
Antrag der Fraktion DIE LINKE für ein kostenfreies Senior_innenticket
für alle Grundsicherungsbezieher_innen abgelehnt

(s. https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/vorgang/58301 - Drs.
21/15166: Anlage 3 ist der Antrag der LINKEN, auf S. 15 stehen die
Abstimmungsergebnisse. Die AfD hat den Punkt Nr. 2 mit dem
kostenfreien Senior_innenticket abgelehnt).

"Wie scheinheilig ist das denn? Im November 2018 lehnt die AfD ein
kostenfreies Sozialticket für alle Senior_innen in der Grundsicherung
ab. Nun kopiert die AfD den Antrag der Linken und will sich damit ein
soziales Antlitz geben. Verlogener geht es nicht", stellt Heike
Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE fest.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 7. Dezember 2018
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2364: Shisha-Bars in der Kritik (Li)


Landtag intern 10/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

PLENUM

Shisha-Bars in der Kritik

Landtag debattiert über Gesundheitsgefahren und Kriminalität

von Michael Zabka, Sonja Wand, Wibke Busch



15. November 2018 - Der Landtag hat in einer Aktuellen Stunde über
Gefahren debattiert, die von sogenannten Shisha-Bars ausgehen. Anlass
war ein Vorfall in Bochum am 10. November 2018, bei dem mehrere Gäste
Kohlenmonoxid-Vergiftungen erlitten hatten.

Die Fraktionen von CDU und FDP hatten die Aktuelle Stunde beantragt
("Unsichtbare Gefahren von Shisha-Bars erkennen und konsequent
einschreiten", 17/4164). In der Bochumer Innenstadt sei eine
Shisha-Bar Medienberichten zufolge wegen erhöhter Kohlenmonoxidwerte
komplett geräumt worden. Sechs Menschen hätten Vergiftungen erlitten,
zwei seien in eine Spezialklinik gebracht worden. Allerdings gingen
von den Bars nicht nur gesundheitliche Gefährdungen aus (siehe unten).
Sie seien auch "Rückzugsorte für kriminelle Geschäftsmodelle". Die
Fraktionen nannten in diesem Zusammenhang die "Clankriminalität".

Der Vorfall in Bochum sei kein Einzelfall, sagte Thomas
Schnelle (CDU). In fast allen größeren Städten
Nordrhein-Westfalens sei es in Shisha-Bars bereits zu
lebensgefährlichen Kohlenmonoxid-Vergiftungen gekommen. Betreiber
ignorierten Gesetze und Ordnungsverfügungen. Schnelle sprach von
"undurchsichtigen Milieus" und "immer wiederkehrenden
Rechtsverstößen". Dies sei bei Razzien festgestellt worden. Als
Beispiele nannte er u. a. Tabakschmuggel, Verstöße gegen das
Nichtraucherschutzgesetz, Steuerhinterziehung, illegalen
Alkoholausschank, illegale Spielautomaten und Mindestlohn-Verstöße.

Die FDP habe nichts gegen ordnungsgemäß betriebene Shisha-Bars, sagte
Marc Lürbke. Den "Schwarzen Schafen der Branche" müsse man
jedoch "konsequent auf den Füßen stehen", geltendes Recht müsse
umgesetzt werden. Bestimmte Bars seien "Rückzugsorte für diverse
Halbweltgestalten", davor dürfe man nicht die Augen verschließen. Die
"Nordrhein-Westfalen-Koalition" habe der Clankriminalität durch
"spürbaren Kontroll- und Verfolgungsdruck klar den Kampf angesagt". Es
gehe aber nicht darum, eine ganze Branche unter Generalverdacht zu
stellen, betonte Lürbke. Nicht jede Shisha-Bar im Land verstoße gegen
Gesetze.

CDU und FDP seien nun "endlich in der gesellschaftlichen Realität
angekommen", kommentierte Serdar Yüksel (SPD) den Antrag auf
die Aktuelle Stunde. Er forderte, den Nichtraucherschutz in NRW
konsequent durchzusetzen. Die Zigarette in der Eckkneipe sei verboten,
Shisha-Bars hingegen seien erlaubt - "diese Ungleichbehandlung spaltet
die Gesellschaft", warnte Yüksel. Bei der Kontrolle der Bars auf die
Kommunen zu verweisen, sei keine gestalterische Politik. Es gehe um
die Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger in NRW - auch die der
Bar-Angestellten -, deshalb müsse die Landesregierung tätig werden.


"Tödliche Gefahr"

"Der Antrag auf die Aktuelle Stunde ist nichts anderes als ein
Misstrauensvotum gegen die Minister Reul und Laumann", befand
Mehrdad Mostofizadeh (Grüne). Denn die Landesregierung verweise
auf die Zuständigkeit der Kommunen, ohne selbst tätig zu werden. Der
Gebrauch von Shishas sei gefährlich, betonte er. Mangelnder Sauerstoff
bei der CO-Verbrennung führe zu Kohlenmonoxid-Vergiftungen. Diese
könnten tödlich enden, selbst Verletzungen schädigten das Gehirn
dauerhaft. Seine Fraktion fordere daher CO-Melder in allen Shisha-Bars
sowie ein Wasserpfeifen-Rauchverbot - nur Dampfen solle erlaubt sein.

Für die AfD-Fraktion kritisierte Dr. Martin Vincentz den
Zeitpunkt der Landtagsdebatte. Er betonte, dass die Gefahr von
Kohlenmonoxid-Vergiftungen in Shisha-Bars seit Langem bekannt sei. Die
Ärztekammer beispielsweise habe schon vor Jahren davor gewarnt. Das
Problem entstehe, wenn Kohlenstoff bei zu wenig Frischluftzufuhr
verglühe und dabei Kohlenmonoxid entstehe. Es sei unverständlich, dass
es erst einer traurigen Aktualität bedürfe, um eine "wissenschaftliche
Banalität" im Plenum zu diskutieren. Dennoch sei es gut, dass diese
Diskussion nun überhaupt stattfinde.

Innenminister Herbert Reul (CDU) sagte, Shisha-Bars schössen
wie Pilze aus dem Boden, weil in ihrem Umfeld Kriminalität durch
Familienclans gedeihe. Um das Problem dieser Familienclans, die ganzen
Stadtvierteln ihre Regeln aufzwängten, habe sich aber jahrelang
niemand gekümmert. Reul kündigte an, dass er diese Kriminalität "mit
aller Konsequenz" bekämpfen wolle. Dazu seien drei Schritte notwendig:
der Kampf gegen die organisierte Kriminalität, das konsequente
Durchführen von Razzien, um die Kontrolldichte zu erhöhen, und
Angebote an Clanmitglieder, die aussteigen wollten.




SHISHA-BARS





In Shisha-Bars können Gäste Wasserpfeife rauchen. Dabei wird
 spezielle Kohle eingesetzt. Beim Verglühen der Kohle entsteht
 Kohlenmonoxid (CO). Vor allem in geschlossenen Räumen kann die
 CO-Konzentration für Menschen gefährlich werden. Das giftige Gas
 ist farb-, geruch- und geschmacklos.



 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5002: Wanderungsentwicklung von Studierenden (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
06.12.2018

Wanderungsentwicklung von Studierenden

Marion Schneid: Hochschulstandort Rheinland-Pfalz verliert massiv an
Attraktivität



Die hochschulpolitische Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion, Marion
Schneid, erklärt zu den heute veröffentlichten Zahlen des
Statistischen Landesamt zur Wanderungsentwicklung von Studierenden:

"Die Zahlen des Statistischen Landesamtes belegen erneut, dass der
Hochschulstandort Rheinland-Pfalz zunehmend abgehängt wird. Konnten
die rheinland-pfälzischen Hochschulen vor zehn Jahren noch mehr als
10.000 Studenten aus anderen Bundesländern zusätzlich gewinnen, hat
sich dieser Trend vollkommen umgekehrt. Mittlerweile verliert
Rheinland-Pfalz jährlich fast 8.000 Studenten netto an andere
Bundesländer. Eine Entwicklung die sich seit Jahren verschärft.
Besonders auffällig ist, dass überwiegend männliche Studenten aus
Rheinland-Pfalz zum Studium in andere Bundesländer gehen.[1] Dies legt
nahe, dass gerade im naturwissenschaftlich-mathematischen Bereich mehr
Studienangebote geschaffen werden müssen.

Offensichtlich finden Studenten in anderen Bundesländern bessere
Studien- und Forschungsbedingungen als in Rheinland-Pfalz. Gründe
hierfür sind verschleppte Hochschulbauten, eine deutliche
Unterfinanzierung und noch immer eine viel zu engmaschige
Ministerialbürokratie. Dies ist eine miserable Bilanz nach mehr als 20
Jahren SPD-geführter Hochschulpolitik.

Im Rahmen der aktuellen Haushaltsberatungen fordern wir erneut eine
Personalaufstockung, eine berechenbare und auskömmliche
Hochschulfinanzierung, neue Innovationsimpulse für die Fachhochschulen
und mehr Autonomie für unsere Hochschulen."

Die Zahlen des Statistischen Landesamt zur Wanderungsentwicklung von
Studierende finden Sie hier: 

https://www.statistik.rlp.de/no_cache/de/einzelansicht/news/detail/News/2606/

Anmerkung:

[1] Im Wintersemester 2017/18 entschieden sich 7 300 Männer für ein
Studium in einem anderen Bundesland. Bei den Frauen waren es nur 600.

 * 
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LATEINAMERIKA/1837: Mexikos neuer Präsident ist kein Linker (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexikos neuer Präsident ist kein Linker

Von Wolf-Dieter Vogel
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Andrés Manuel López Obrador 

Bild: Agencia de Noticias ANDES 

[CC BY-SA 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0)], via
Wikimedia Commons



(Mexiko-Stadt, 30. November 2018, taz) - Fünf Monate hat Mexikos
gewählter Präsident bereits faktisch mitregiert. Am 1. Dezember hat
Andrés Manuel López Obrador, kurz AMLO, nun auch offiziell sein Amt
übernommen. Gleich nachdem ihm die Mexikaner*innen am 1. Juli
mehrheitlich ihre Stimmen gegeben haben, legte der 64-Jährige los.
Seine Vertreter diskutierten mit, als es galt, mit US-Präsident Trump
einen neuen Freihandelsvertrag zu vereinbaren. AMLO initiierte Foren,
auf denen Angehörige von Gewaltopfern mit künftigen
Regierungsmitgliedern über die katastrophale Menschenrechtslage
sprachen. Seine Morena-Partei (Movimiento Regeneración Nacional)
organisierte Volksbefragungen, in denen das Ende eines im Bau
befindlichen Flughafens beschlossen wurde. Niemand interessierte sich
noch für seinen regierenden Vorgänger Enrique Peña Nieto von der
ehemaligen Staatspartei PRI (Partido Revolucionario Institucional).
AMLO stahl ihm die Show.


AMLO hat allen alles versprochen

Dazu gehört nicht viel. 125.000 Menschen sind in Peña Nietos Amtszeit
ermordet worden, Zigtausende verschwunden. Der Drogenkrieg ging in
unverminderter Härte weiter, die Lebenshaltungskosten stiegen immens.
Zudem war er in einen Korruptionsskandal verwickelt und verhinderte
gezielt, dass die Rolle von Soldaten und Bundespolizisten bei der
Verschleppung von 43 Studenten des Lehrerseminars Ayotzinapa
aufgeklärt wird. Peña Nietos Beliebtheitsgrad war vor den Wahlen in
den einstelligen Bereich gesunken. Das sind die Gründe dafür, dass
López Obrador 53 Prozent aller Stimmen gewinnen konnte und seine
Morena-Partei Parlament und Senat dominiert. Er hat allen alles
versprochen: den Opferangehörigen, dass ihre Fälle aufgeklärt und die
Straflosigkeit beendet wird; indigenen Gemeinden, dass sie über die
Nutzung ihres Lebensraumes bestimmen können: Unternehmern, dass sie
weiterhin zum Zug kommen, internationalen Investoren, dass sie in
ihren Fabriken günstig produzieren können. Und dass Korruption und
Militarisierung des Landes beendet werden. Das Militär werde zu einer
"Friedensarmee", behauptete er.


Nein, López Obrador ist kein Linker

Nein, López Obrador ist kein Linker. Auch wenn aufgeregte Konservative
ihn mit Venezuelas Ex-Präsident Hugo Chávez vergleichen und linke
Aktivist*innen ihn gern so gesehen hätten. AMLO glaubt an einen
ehrlichen Kapitalismus, seine Beliebtheit ist nicht zuletzt auf seine
protestantische Ethik zurückzuführen. Man hält ihn für eine ehrliche
Haut, und in der Tat ist er einer der wenigen hochrangigen Politiker,
dem keine Korruption vorgeworfen werden kann. Er will nicht in den
Präsidentenpalast einziehen, verzichtet auf die Hälfte seines Gehalts
und eine militärische Leibgarde. Diese Austerität fordert er auch von
der Verwaltung. Wer dem Volk dient, muss künftig sechs Tage die Woche
arbeiten und auf Privilegien wie eine bessere Sozialversicherung
verzichten. Viele Stellen des aufgeblähten Apparats sollen abgebaut
werden. Die Aufregung, die das unter staatlichen Angestellten
hervorruft, gehört zu den kleineren Problemen, die AMLO haben wird.
Der Versuch, Unternehmerinteressen und die Respektierung der
Menschenrechte unter einen Hut zu bekommen, wird seine Amtszeit
dominieren. Um Arbeitsplätze zu schaffen, will er wirtschaftliche
Sonderzonen für internationale Investor*innen entwickeln. Indigene
Gemeinden wehren sich schon lange gegen solche Projekte auf ihrem
Boden. Für linke Basisorganisationen ist das ein Grund, ihm den Rücken
zu kehren, denn Weltmarktfabriken, Bergbau- und andere Megaprojekte
führen oft zu Menschenrechtsverletzungen.


AMLO kommt aus der alten PRI-Schule

Zugleich lässt der Politiker noch vor Amtsantritt entscheiden, dass
ein Flughafen nicht gebaut wird - per Volksbefragung ohne
verfassungsrechtliche Legitimität. Unternehmer, die bereits Millionen
investiert haben, stehen Kopf. Indigene und Linke, denen das Projekt
schon lange ein Dorn im Auge ist, sind dagegen zufrieden. Angesichts
der parlamentarischen Mehrheitsverhältnisse kann López Obrador tun,
was er will. Zumindest, solange die Morena-Partei mitmacht, die ihre
Existenz im Wesentlichen ihm verdankt. Das birgt große Gefahren, zumal
AMLOs Legitimität vor allem eine moralische ist. Viele haben ihn
gewählt, weil sie ihn für einen guten Menschen halten, der das Beste
für seine Bevölkerung will. AMLO kommt aus der alten PRI-Schule, einer
autoritären Struktur, in der demokratische Entscheidungsfindungen
keine Rolle spielen. Auch er ließ bislang nicht erkennen, dass er
darauf Wert legt. Menschenrechtsverletzungen sollen konsequenter
verfolgt werden, weil er oder "das Volk" es will, nicht weil eine
demokratische Institution das einklagt. Wer seine Forderungen
durchsetzen will, ob Flughafengegner oder Investoren, muss sich mit
dem Präsidenten gut stellen.


Militäreinheit gegen Kriminalität

Die Konsequenzen dieser Haltung sind schon jetzt zu spüren. So weigert
sich AMLO, der Generalstaatsanwaltschaft einen autonomen Status
zuzugestehen - deren Regierungsnähe blockierte alle Ermittlungen über
das Verschwinden der Ayotzinapa-Studenten. López Obrador will
stattdessen für diesen Fall eine Wahrheitskommission ins Leben rufen.
Zugleich wird er entgegen seinen eigenen Versprechen das Land weiter
militarisieren und eine neue, 50.000 Personen starke militärische
Einheit gründen, die gegen die kriminellen Kartelle vorgehen soll.

Indigene, soziale, feministische und andere Bewegungen werden also
weiter Druck machen müssen, um ihre Anliegen durchzusetzen. Im
Gegensatz zu seinem Vorgänger dürfte AMLO ein offenes Ohr für deren
Forderungen haben, zumal einige Vertreter*innen seiner Regierung
diesen Gruppen nahestehen. Die zweite gute Nachricht: López Obrador
ist kein aufgeregter Demagoge wie Chávez. Er wird nicht versuchen,
Widersprüche zuzuspitzen, und bestenfalls für mehr Gerechtigkeit
sorgen. In einem Land, das durch den Terror der organisierten
Kriminalität und andere strukturelle Gewalt ständig zu explodieren
droht, hat das fast etwas Beruhigendes.


URL des Artikels:
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LATEINAMERIKA/1836: Mexiko - Die Rechte der Campesinxs und Befragungen ohne Rechte (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

International / Mexiko

Die Rechte der Campesinxs und Befragungen ohne Rechte

Von Silvia Ribeiro



(Mexiko-Stadt, 24. November 2018, La Jornada/poonal) - Im September
2018 traf der UNO-Menschenrechtsrat in Genf eine historische
Entscheidung. Er verabschiedete die Erklärung über die Rechte der
Bauern und Bäuerinnen und Landarbeiter*innen, den Vía Campesina [1]
vor 17 Jahren eingebracht hatte. Zum ersten Mal wird auf
internationaler Ebene ein Bündel von Rechten für Kleinbäuerinnen und
-bauern und Landarbeiter*innen (einschließlich Schäfer*innen,
Migrant*innen und Landlose) festgeschrieben. Dazu gehört unter anderem
das Recht auf Nichtdiskriminierung, auf gesunde Ernährung, Land,
Schutz der Böden und Territorien, darauf, keinen Agrargiften bei der
Arbeit ausgesetzt zu sein sowie der Zugang zu Agrarkrediten, Bildung
und Information. Der oben genannte Personenkreis hat außerdem das
Recht bei geplanten Projekten, Gesetzesänderungen und sonstigen
Programmen im Vorhinein informiert und befragt zu werden, bevor sie
ihre Zustimmung für neue Projekte geben oder die Veränderung ablehnen.

Die Erklärung wurde am 20. November 2018 in New York von einer breiten
Mehrheit des entsprechenden UNO-Komitees angenommen und an die
UNO-Generalversammlung weitergeleitet, wo sie im Dezember 2018
schließlich endgültig verabschiedet werden soll. Angesichts der großen
Mehrheit der Länder, die sich bereits für die Erklärung ausgesprochen
haben, gilt die Annahme durch die Generalversammlung als sicher.

In derselben UNO-Sitzung vom 20. November wurde ein weiteres Dokument
verabschiedet, das sich auf das Verfahren der vorherigen, freiwilligen
und informierten Zustimmung der indigenen Völker bezieht. Es legt
fest, dass die Staaten die indigenen Völker "nach bestem Wissen und
Gewissen konsultieren und mit ihnen kooperieren", um ihre Zustimmung
zu erhalten. Dabei müssen die hiesigen Repräsentationsformen der
indigenen Völker genutzt werden. Die Zustimmung bzw. Ablehnung steht
am Ende eines fairen Verfahrens, das vor der Umsetzung von Projekten
oder Gesetzesveränderungen, die sich auf den Lebensraum eben jener
Gruppen auswirken, stattfinden muss.

Beide Beschlüsse, also einmal bezüglich der kleinbäuerlichen und
einmal bezüglich der indigenen Rechte, bekräftigen die Verpflichtungen
der Staaten, die vorherige, freiwillige und informierte Zustimmung von
Indígenas und Campesinxs einzuholen. Die verpflichtenden Befragungen
müssen in Zusammenarbeit mit den von den indigenen Völkern bzw. den
bäuerlichen Gemeinden ernannten Autoritäten durchgeführt werden. Damit
gehen diese Beschlüsse noch über die Konvention 169 der
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) hinaus.


Energische Mahnungen an die Regierungen

Beide Resolutionen sind eine energische Mahnung an die Regierungen,
die diese Rechte nicht respektieren - sei es aufgrund eigener
politischer Programme oder indem sie Konzessionen an unternehmerische
Initiativen im Bergbau, Straßenbau- und Landwirtschaftssektor (z.B.
Gensaaten) vergeben und dabei die Rechte und die Territorien der
indigenen Völker und kleinbäuerlichen Gemeinden missachten. Mexiko
bietet viele Beispiele für Projekte auf indigenen und kleinbäuerlichen
Böden ohne vorherige Befragungen oder Scheinbefragungen. Wie im Fall
der Halbinsel Yucatán, als die indigenen Völker über die Aussaat von
Gensoja befragt wurden und Sol Ortiz, die Funktionärin der
Interministeriellen Kommission für Biosicherheit und Gentechnisch
Veränderte Organismen (CIBIOGEM), sich zur Komplizin der Multis
machte. In anderen Fällen wurde eine Befragung durchgeführt, doch
trotz der Ablehnung durch die Bevölkerung, wurden die Vorhaben
trotzdem fortgeführt, wie z.B. beim Widerstand des Yaqui-Volkes gegen
das Aquädukt Independencia. In allen Fällen werden zudem Landgemeinden
und indigene Völker kriminalisiert, die ihre Rechte einfordern.

In diesem Kontext ist auch die zweite "Konsultation" von Andrés Manuel
López Obrador (AMLO) zu sehen, wo eine breite Öffentlichkeit zur
Errichtung eines Handelskorridors durch den Isthmus von Tehuantepec,
des Maya-Zugs und einer Raffinerie in Tabasco befragt werden soll.
Damit werden aber die Rechte der Menschen umgangen, deren Lebensraum
direkt von den Projekten betroffen ist. Das ist eine offenkundige
Missachtung der "vorherigen Befragung und Zusammenarbeit nach bestem
Wissen und Gewissen" und geht nicht auf die Organisationsformen der
indigenen Völker und kleinbäuerlichen Gemeinden ein. Unabhängig vom
Ausgang dieser zweiten "Konsultation" handelt es sich weder um eine
Befragung der indigenen Völker noch der Kleinbäuerinnen und -bauern.
Genausowenig kann sie deren Zustimmung repräsentieren. Es ist absurd,
dass die Regierung den Baubeginn des Maya-Zuges für Dezember
ankündigt, ohne die kleinsten Schritte für eine Befragung unternommen
zu haben, auf die die indigenen Völker und die Kleinbäuerinnen und
-bauern ein Recht haben.

Zusätzlich müssen auch Gesetzesentwürfen, wie dem
Agrarentwicklungsgesetz [2] oder dem Gesetz zum Schutz kollektiver
geistiger Eigentumsrechte auf traditionelles Wissen Befragungen
vorausgehen. Zudem zeichnen sich in den konkreten Gesetzesentwürfen
[3] schwerwiegende Implikationen ab, da sie auf die Privatisierung von
Territorien, Ejidos und Wissen abzielen.

* Die Autorin Silvia Ribeiro ist Forscherin der Monitoring-ETC Group
[4]


Anmerkungen:

[1] https://de.wikipedia.org/wiki/La_Via_Campesina

[2] https://www.npla.de/poonal/entwurf-des-agrarentwicklungsgesetzes-wer-wind-saet/

[3] https://www.jornada.com.mx/2018/11/13/opinion/018a1pol#

[4] http://www.etcgroup.org/
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FORSCHUNG/1176: Frischfleisch schnell und mobil kontrollieren (idw)


Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) - 06.12.2018

Frischfleisch schnell und mobil kontrollieren



Eine lückenlose und zuverlässige Fleischkontrolle ist wichtig - im Sinne
des Verbraucherschutzes und der Lebensmittelhersteller. Mit einem neuen
mobilen Analysegerät lässt sich die Frische von Fleisch nun schneller
bestimmen und eine höhere Testabdeckung in der Verarbeitungskette
sicherstellen. Das kürzlich abgeschlossene Forschungsprojekt "FriMo"
entwickelte das Gerät zur Marktreife weiter. Der Projektträger der
Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) betreut dieses
Projekt.

Das mobile Analysegerät "freshdetect" ermittelt innerhalb weniger Sekunden
die Keimzahl an der Fleischoberfläche. Es findet dabei eine
Echtzeitmessung statt, die keine Probennahme voraussetzt. Mit den bisher
gängigen Methoden liegen typischerweise erst zwei bis vier Tage nach einer
Probennahme Ergebnisse vor. Zustand und Haltbarkeit von Fleischwaren
können somit wesentlich schneller eingeschätzt werden und die
Prozesshygiene verbessern.

Schnellere Ergebnisse entlang der Verarbeitungskette

Tests unter praktischen Bedingungen in Feinzerlegung und Verarbeitung
zeigen, dass die neuartige Messmethode den Weg von
Stichprobenuntersuchungen hin zur engmaschigen Kontrolle entlang der
Handelskette ebnet. Mitarbeiter in fleischverarbeitenden Betrieben und im
Handel können damit Frische und mikrobiellen Status von Fleisch schnell
vor Ort beurteilen und Warenströme ergebnisbezogen zeitnah steuern.

Über 300 Proben Hackfleisch standardisiert verglichen

Im Forschungsprojekt "Experimentelle Entwicklung und Validierung eines
Handscanners zur Bestimmung der Frische und des Hygienestatus von Fleisch
(FriMo)" wurde die Gesamtkeimzahl von über 300 Proben Hackfleisch unter
standardisierten Bedingungen auf zwei verschiedene Arten bestimmt. Zum
einen wurden klassische Methoden angewandt, zum anderen wurden die
Fluoreszenzspektren mit dem neuen "freshdetect"-Gerät gemessen.
Aus den Wechselbeziehungen beider Messungen wurde eine Berechnung
entwickelt, mit der die Gesamtkeimzahl vorhergesagt werden kann. Das
Handmessgerät erlaubt mit einer Bestimmungsgrenze von etwa 2.500
koloniebildenden Einheiten (KBE) sogar eine Quantifizierung der
Gesamtkeimzahl deutlich unterhalb des Warnwertes.


Hintergrund

Weiterentwicklung und Validierung von "freshdetect" wurden im Projekt
"Experimentelle Entwicklung und Validierung eines Handscanners zur
Bestimmung der Frische und des Hygienestatus von Fleisch (FriMo)" als
Vorhaben der Deutschen Innovationspartnerschaft Agrar (DIP) und mit Mitteln
des Bundesministeriums für Landwirtschaft und Ernährung (BMEL) gefördert.
Der Verbund besteht aus der Universität Bayreuth und der FreshDetect GmbH.

DIP Agrar

Die DIP Agrar fördert neue Ideen aus der Forschung und Entwicklung, um
Produkte und Verfahren aus der Land- und Ernährungswirtschaft zur
Marktreife zu bringen. Die Koordination der DIP-Arbeit erfolgt durch die
vom BMEL eingerichtete Geschäftsstelle in der BLE.

Weitere Informationen unter:

http://www.ble.de/DIP

https://service.ble.de/ptdb/index2.php?site_key=141&stichw=Experimentelle+%2BEntwicklung+%2Bund+%2BValidierung+%2Beines+%2BHandscanners+%2Bzur+%2BBestimmung+%2Bder+%2BFrische+%2Bund+%2Bdes&tKat=0&sLfd=0&foerdrPg=0&lbm=0&lbj=0&lem=0&lej=0&einrtg=&submit=Suche+starten#newContent

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1079

 * 
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE), 06.12.2018
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VERBRAUCHERSCHUTZ/1324: Unnötige Risiken bei Verpflegung in Pflegeheimen und Krankenhäusern (idw)


Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) -
06.12.2018

Unnötige Risiken bei Verpflegung in Pflegeheimen und Krankenhäusern

BVL stellt Schwerpunkte der Lebensmittelüberwachung 2017 vor



Viele Krankenhäuser, Alten- und Pflegeheime setzen ihre Patienten und
Heimbewohner beim Essen unnötigen gesundheitlichen Risiken aus. Oft stehen
risikobehaftete Lebensmittel wie Feinkostsalate, Rohwürste oder
Räucherfisch auf dem Speiseplan. Das ergaben bundesweite Untersuchungen
der Überwachungsämter aus dem Jahr 2017, die das Bundesamt für
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) heute in Berlin auf
seiner Jahrespressekonferenz vorstellte. Die Behörden der Bundesländer
untersuchten in Schwerpunktprogrammen neben Lebensmitteln auch
Kosmetikprodukte. So wurden an Marktständen oft fehlerhaft gekennzeichnete
Produkte angeboten.

Feinkostsalate, streichfähige Rohwurst, Weichkäse mit Oberflächenschmiere,
Räucherfisch und Tiefkühlbeeren gehören zu den Lebensmitteln, die mit
Keimen belastet sein und somit bei empfindlichen Personengruppen schwere
Infektionskrankheiten auslösen können. Nur 10 % der im Rahmen des
Bundesweiten Überwachungsplans (BÜp) 2017 untersuchten Alten- und
Pflegeheime sowie Krankenhaus- und Kureinrichtungen verzichteten bei der
Essensversorgung ihrer Patienten und Heimbewohner ganz auf solche
Risikolebensmittel. "Es ist erschreckend, dass in so vielen Einrichtungen,
in denen man gesund werden soll, das Risiko besteht, am Essen zu
erkranken", erklärte BVL-Präsident Dr. Helmut Tschiersky. Das
Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) hatte bereits im Jahr 2011
Handlungsempfehlungen zum Schutz besonders empfindlicher Personengruppen
vor Lebensmittelinfektionen herausgegeben, die es jährlich aktualisiert.
Nur gut die Hälfte der kontrollierten Einrichtungen (45 %) kannte diese
Empfehlungen. Hier müsse, so der BVL-Präsident, das Bewusstsein für
risikobehaftete Lebensmittel deutlich zunehmen.

Dass risikobehaftete Lebensmittel Krankheitsausbrüche auslösen können,
zeigen weitere Daten, die dem BVL vorliegen. Bei jeder achten Probe
streichfähiger Rohwurst (12,2 %), die für das Zoonosen-Monitoring 2017
untersucht wurde, fanden die Kontrolleure Listerien - Bakterien, die
schwere Erkrankungen auslösen können. Im gleichen Jahr wurden 389
lebensmittelbedingte Krankheitsausbrüche an das Robert Koch-Institut und
das BVL gemeldet, darunter 49 Ausbrüche, deren Ursache sicher bestimmt
werden konnte. 9 dieser Ausbrüche (18,4 %) betrafen Schulen, Kantinen und
Pflegeheime.

Kennzeichnungsmängel bei Kosmetika im Straßenverkauf

Neben Lebensmitteln stehen auch Kosmetika regelmäßig im Fokus der
Überwachungsbehörden der Bundesländer. 2017 wurden in einem Schwerpunkt
Händler kontrolliert, die Kosmetika auf Wochenmärkten, Flohmärkten oder
Straßenfesten verkaufen. Wie sich zeigte, waren diese Produkte oft nicht
ausreichend gekennzeichnet. Von den 1.291 untersuchten Produkten wurden
252 Produkte (19,5 %) beanstandet - zum Teil wiesen sie gleich mehrere
Kennzeichnungsmängel auf. Am häufigsten (39,7 %) fehlte die
Chargenkennzeichnung auf der Verpackung. Bei 33,7 % der beanstandeten
Produkte war die Angabe des Herstellers/Importeurs nicht vorhanden und bei
weiteren 24,6 % war das Mindesthaltbarkeitsdatum überschritten. "Die
Auswertungen haben gezeigt, dass ein bedeutender Anteil der beanstandeten
Proben aus eigener Herstellung stammte oder durch die Händler aus
Nicht-EU-Ländern bezogen wurde", erläuterte Claudia Schmid von der
Länderarbeitsgemeinschaft Verbraucherschutz (LAV). "Käufern fehlen bei
einer mangelnden Kennzeichnung wichtige Informationen, die sie schützen
sollen."

Smoothies enthalten kaum Keime

Auch neue Entwicklungen beobachtet die amtliche Überwachung verstärkt. So
wurden im Jahr 2017 Smoothies kontrolliert, bei deren Herstellung
vorwiegend frische pflanzliche Zutaten (Gemüse und/oder Obst), aber auch
getrocknete und pulverisierte Pflanzen sowie Tiefkühlprodukte verwendet
werden. Die Zutaten können natürlicherweise oder herstellungsbedingt mit
Krankheitserregern behaftet sein, die sich bei unsachgemäßen Umgang bei
der Herstellung und Abgabe weiter vermehren können. "Die Ergebnisse der
Untersuchung sind jedoch erfreulich", sagte Dr. Georg Schreiber,
stellvertretender Abteilungsleiter Lebensmittelsicherheit im BVL. Von den
158 untersuchten Proben wurden jeweils nur in einer Probe
verotoxinbildende E. coli-Bakterien bzw. Listerien nachgewiesen.
Salmonellen wurden gar nicht gefunden. "Trotzdem sollten Verbraucher
darauf achten, dass sie frisch hergestellte Smoothies bis zum Verzehr
gekühlt bei maximal 7 Grad lagern und am gleichen Tag verbrauchen", so
Schreiber weiter.

Des Weiteren wurde speziell bei grünen Smoothies der Nitratgehalt
untersucht. Für ihre Herstellung werden verschiedene Gemüsesorten wie
Blattsalate, Rucola, Spinat und Grünkohl verwendet. Diese Gemüsesorten
können hohe Gehalte an Nitrat aufweisen, das sich bereits im Lebensmittel
oder im Körper zu gesundheitlich bedenklichem Nitrit umwandelt. In den
meisten der 153 auf Nitrat untersuchten Proben lag der Nitratgehalt bei
unter 200 mg/l. Lediglich bei 12 % der Proben wurden höhere Nitratgehalte
bestimmt. Für Erwachsene stellen alle gemessenen Werte keine
Gesundheitsgefahr dar. Bei einem Kind mit 25 kg Köpergewicht würde mit dem
höchsten gemessenen Wert jedoch die täglich duldbare Aufnahmemenge, der
ADI-Wert, überschritten.

Nikotingehalte von E-Zigaretten

Auch Tabakerzeugnisse werden von den Überwachungsbehörden der Bundesländer
kontrolliert. Dazu gehören auch E-Zigaretten. Nikotinhaltige Liquids für
E-Zigaretten dürfen maximal 20 mg Nikotin pro ml der zu verdampfenden
Flüssigkeit enthalten. Bei 5,5 % der 183 untersuchten Liquids wurden
Nikotinkonzentrationen von zumeist nur etwas mehr als 20 mg/ml gefunden.
Die große Mehrheit der Hersteller hielt sich also an diese gesetzliche
Vorschrift.

Allerdings zeigte sich bei der Auswertung dieses BÜp-Programms, dass fast
die Hälfte der untersuchten Liquids (46 %) anderen gesetzlichen
Anforderungen nicht entsprachen. So fehlten vorgeschriebene Warnhinweise
(z. B. Verbot der Abgabe an sowie der Verwendung durch Kinder und
Jugendliche) oder diese waren unvollständig, die Beschaffenheit der
Nachfüllbehälter war mangelhaft und/oder die Kennzeichnung konnte
Verbraucher täuschen oder irreführen.


Weiterführende Informationen

Hintergrundinformation "Daten zur Lebensmittelüberwachung 2017":

https://bvl.bund.de/lebensmittelueberwachung2017

Präsentation "Lebensmittelsicherheit 2017 in Deutschland":

https://bvl.bund.de/lebensmittelueberwachung2017_praesentation

Rohwürste enthalten häufig Krankheitskeime:

https://bvl.bund.de/pi_zoonosenmonitoring2017

Bundesweiter Überwachungsplan (BÜp) 2017:

https://bvl.bund.de/buep

Zoonosen-Monitoring 2017:

https://bvl.bund.de/zoonosenmonitoring

Ende Spaltenformat


BfR-Merkblatt »Sicher verpflegt: Besonders empfindliche Personengruppen in
Gemeinschaftseinrichtungen«:

https://www.bfr.bund.de/cm/350/sicher-verpflegt-besonders-empfindliche-personengruppen-in-gemeinschaftseinrichtungen.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution914
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DEMOSKOPIE/782: Union gewinnt, Grüne verlieren (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 6. Dezember
2018

ARD-DeutschlandTrend

Union gewinnt, Grüne verlieren



In der Sonntagsfrage gewinnt die Union im Vergleich zum letzten
ARD-DeutschlandTrend 4 Prozentpunkte hinzu und kommt auf 30 Prozent.
Die SPD bleibt stabil bei 14 Prozent. Ebenfalls stabil liegt die AfD
bei 14 Prozent. Die FDP kommt, ebenfalls unverändert zum Vormonat, auf
8 Prozent. Die Linke verliert einen Punkt und erreicht 8 Prozent. Die
Grünen verlieren 3 Punkte und erreichen 20 Prozent. Für die
Sonntagsfrage im Auftrag der ARD-Tagesthemen hat das
Meinungsforschungsinstitut Infratest dimap von Montag bis Mittwoch
dieser Woche 1.502 Wahlberechtigte bundesweit befragt.

Die Arbeit der Bundesregierung wird im Vergleich zu den Vormonaten
besser bewertet: Aktuell sind 36 Prozent der Befragten mit der Arbeit
der Bundesregierung zufrieden bzw. sehr zufrieden. Das sind 11
Prozentpunkte mehr im Vergleich zum Vormonat. Eine deutliche Mehrheit
von 64 Prozent ist jedoch weniger bzw. gar nicht zufrieden (-11). Das
hat eine Umfrage des ARD-DeutschlandTrends von Montag bis Dienstag
dieser Woche ergeben.

Auch mit der Arbeit der Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) sind im
Vergleich zum Vormonat mehr Befragte zufrieden: 57 Prozent sind mit
ihrer Arbeit sehr zufrieden bzw. zufrieden (+7 Prozentpunkte im
Vergleich zum Vormonat). Finanzminister Olaf Scholz (SPD) kommt auf 46
Prozent Zustimmung (+2), Wirtschaftsminister Peter Altmaier (CDU) auf
43 Prozent (-1). Mit der Arbeit von Außenminister Heiko Maas (SPD)
sind aktuell 41 Prozent der Befragten sehr zufrieden bzw. zufrieden
(-4). Die Linken-Fraktionsvorsitzende Sahra Wagenknecht verliert 5
Punkte und kommt auf 35 Prozent Zustimmung. Grünen-Vorsitzender Robert
Habeck erreicht mit 31 Prozent (+3 im Vgl. zu Oktober) einen neuen
Höchstwert im ARD-DeutschlandTrend. Mit der Arbeit des
FDP-Vorsitzenden Christian Lindner sind 30 Prozent (-3 im Vgl. zum
Vormonat) zufrieden bzw. sehr zufrieden. Gesundheitsminister Jens
Spahn (CDU) erreicht 27 Prozent Zustimmung (-1) und SPD-Vorsitzende
Andrea Nahles 25 Prozent (-1). Die Grünen-Vorsitzende Annalena
Baerbock verliert zum Vormonat 6 Punkte und ist mit 23 Prozent
Zustimmung aktuell fast gleichauf mit Bundesinnenminister Horst
Seehofer (22 Prozent, +2). Mit der Arbeit der
AfD-Fraktionsvorsitzenden Alice Weidel sind 11 Prozent der Befragten
sehr zufrieden bzw. zufrieden (-1).


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.002 Befragte; Sonntagsfrage: 1.502

	Erhebungszeitraum: 03.12..2018 bis 04.12.2018, Sonntagsfrage: 03.12.- 05.12.2018

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der Bundesregierung?

Jetzt geht es darum, wie zufrieden Sie mit einigen Politikerinnen und
Politikern sind. Wenn Sie jemanden nicht kennen oder nicht beurteilen
können, geben Sie das bitte an. Sind Sie mit der politischen Arbeit
von...?

Welche Partei würden Sie wählen, wenn am kommenden Sonntag
Bundestagswahl wäre?

 * 

Quelle:
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DEMOSKOPIE/781: Sehr wenig Vertrauen in Staatengemeinschaft beim Klimaschutz (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 6. Dezember
2018

ARD-DeutschlandTrend

Sehr wenig Vertrauen in Staatengemeinschaft beim Klimaschutz



Derzeit findet die UN-Klimakonferenz im polnischen Kattowitz statt.
Dort beraten Delegierte aus 197 Ländern bis zum 14. Dezember über die
Umsetzung des Pariser Abkommens. Ziel ist es, den Temperaturanstieg im
Vergleich zum Vorindustriellen Zeitalter auf unter 2 Grad zu
begrenzen. 55 Prozent sind eher nicht überzeugt, dass die
internationale Staatengemeinschaft die Probleme, die aus dem
Klimawandel resultieren, bewältigen kann. 30 Prozent sind davon
überhaupt nicht überzeugt. Das hat eine Umfrage des
ARD-DeutschlandTrends von Montag bis Dienstag dieser Woche ergeben.
Nur 14 Prozent der Deutschen sind voll und ganz überzeugt bzw. eher
überzeugt davon, dass die internationale Staatengemeinschaft die
Probleme, die aus dem Klimawandel resultieren, bewältigen kann.

Konkrete Maßnahmen zum Klimaschutz werden unterschiedlich beurteilt:
92 Prozent sind der Ansicht, dass der Ausbau erneuerbarer Energien
eine sinnvolle Maßnahme ist, um den Klimawandel zu begrenzen. 90
Prozent halten strengere Umweltschutzauflagen für die Industrie für
sinnvoll, 69 Prozent sagen ein schnellerer Ausstieg aus der Kohle bei
der Stromerzeugung sei sinnvoll. Knapp zwei Drittel (62 Prozent)
betrachten höhere Preise für Flugreisen für eine sinnvolle Maßnahme.
Nur 26 Prozent der Befragten halten es für sinnvoll, die Anschaffung
und den Unterhalt von Autos mit Verbrennungsmotoren teurer zu machen.

Wenn man nach der Veränderung des eigenen Verhaltens mit Blick auf den
Klimaschutz fragt, ergibt sich ein differenziertes Bild: Eine
deutliche Mehrheit von 77 Prozent gibt an, dass sie beim Einkauf von
Waren des täglichen Bedarfs ihr Verhalten mit Blick auf den
Klimaschutz bereits geändert haben. Bei der Nutzung des Autos sagen
das 46 Prozent; bei der Wahl des Stromanbieters 42 Prozent. Bei der
Nutzung des Flugzeugs sagen 25 Prozent, dass sie ihr Verhalten
geändert haben; 40 Prozent sagen, dass sie ihr Verhalten nicht
geändert haben und 34 Prozent der Befragten sagen, dass sie kein
Flugzeug nutzen.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.002 Befragte

	Erhebungszeitraum: 03.12..2018 bis 04.12.2018

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Derzeit findet die UN-Klimakonferenz im polnischen Kattowitz statt.
Wie sehr sind Sie davon überzeugt, dass die internationale
Staatengemeinschaft die Probleme, die aus dem Klimawandel resultieren,
bewältigen kann?

voll und ganz überzeugt

eher überzeugt

eher nicht überzeugt

überhaupt nicht überzeugt

Ich nenne Ihnen einige Maßnahmen, die zum Klimaschutz beitragen
können. Bitte sagen Sie mir jeweils, ob diese Maßnahme Ihrer Meinung
nach sinnvoll oder nicht sinnvoll zur Begrenzung des Klimawandels ist.


	strengere Umweltschutzauflagen für die Industrie

	ein schnellerer Ausstieg aus der Kohle bei der Stromerzeugung

	der Ausbau erneuerbarer Energien

	höhere Preise für Flugreisen

	Anschaffung und Unterhalt von Autos mit Verbrennungsmotor teurer machen

	bei Autos ein Umstieg von Verbrennungs- auf Elektroantrieb



sinnvoll

nicht sinnvoll

Und haben Sie persönlich mit Blick auf den Klimaschutz in den letzten
Jahren Ihr Verhalten [...] bereits geändert?

- bei der Wahl des Stromanbieters

- bei der Nutzung des Flugzeugs

- bei der Nutzung eines Autos

- beim Einkauf von Waren des täglichen Bedarfs

ja
nein
**trifft nicht zu / nutze kein Flugzeug, Auto / nutze, habe kein Auto

 * 
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DEMOSKOPIE/780: Mehrheit für Vermittler-Rolle Deutschlands im Ukraine-Konflikt (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 6. Dezember
2018

ARD-DeutschlandTrend

Mehrheit für Vermittler-Rolle Deutschlands im Ukraine-Konflikt



Der jüngste militärische Zwischenfall im Asowschen Meer hat den
schwelenden Russland-Ukraine-Konflikt wieder ins Bewusstsein der
internationalen Gemeinschaft gerückt. Eine deutliche Mehrheit (74
Prozent) weist Russland eine große Verantwortung für die Eskalation
der Lage in der Ukraine zu. Das hat eine Umfrage des
ARD-DeutschlandTrends von Montag bis Dienstag dieser Woche ergeben.
Zugleich wünschen sich 59 Prozent der Befragten, dass Deutschland eine
führende Vermittlerrolle zwischen beiden Staaten übernimmt.
Demgegenüber unterstützen 44 Prozent verschärfte Russland-Sanktionen
der EU, 50 Prozent der Bundesbürger dagegen nicht. 40 Prozent der
Befragten stimmen der Aussage zu: "Ich kann nachvollziehen, dass sich
Russland vom Westen bedroht sieht." 54 Prozent stimmen dieser Aussage
nicht zu.

Aktuell sehen 23 Prozent der Befragten in Russland einen
vertrauenswürdigen Partner Deutschlands. Das sind sieben Prozentpunkte
weniger als im Mai. In der Ukraine sehen 25 Prozent der Befragten
einen vertrauenswürdigen Partner Deutschlands. Nur knapp jeder fünfte
Bundesbürger (19 Prozent, -6 Punkte im Vgl. zu Mai) sieht aktuell in
den USA einen vertrauenswürdigen Partner Deutschlands, ein neuer
Tiefstand im ARD-DeutschlandTrend. Frankreich gilt weiterhin als ein
verlässliches Partnerland Deutschlands. Ähnlich wie im Mai beurteilen
neun von zehn (87 Prozent; -3) Frankreich als Land, dem man vertrauen
kann. Das Vertrauen der Deutschen in das Vereinigte Königreich liegt
aktuell bei 54 Prozent (-8 Punkte im Vgl. zu Dezember 2017).


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.002 Befragte

	Erhebungszeitraum: 03.12..2018 bis 04.12.2018

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Ich nenne Ihnen jetzt einige Länder und Sie sagen mir bitte, ob das
jeweilige Land ein Partner für Deutschland ist, dem man vertrauen kann
oder nicht.

- die USA

- Russland

- Ukraine

- Frankreich

- Großbritannien

Vergangene Woche gab es eine Konfrontation zwischen russischen und
ukrainischen Marineschiffen vor der Schwarzmeer-Halbinsel Krim. Ich
nenne Ihnen jetzt einige Ansichten zu dem Konflikt und Sie sagen mir
bitte, ob Sie ihnen eher zustimmen oder eher nicht zustimmen.


	Ich kann nachvollziehen, dass sich Russland vom Westen bedroht sieht.

	Russland trägt einen großen Teil der Verantwortung für die Eskalation der Lage in der Ukraine.

	Deutschland sollte eine führende Vermittlerrolle im Ukraine-Konflikt übernehmen

	Ich fände es richtig, wenn die EU die Sanktionen gegenüber Russland weiter verschärfen würde.



Stimme eher zu

Stimme eher nicht zu

 * 
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FRAGEN/030: Dr. Maria Robaszkiewicz von der Uni Paderborn zum Tag der Menschenrechte am 10. Dezember (idw)


Universität Paderborn - 05.12.2018

Tag der Menschenrechte am 10. Dezember

Interview mit Dr. Maria Robaszkiewicz von der Uni Paderborn von Simon Ratmann



Am 10. Dezember wird weltweit wieder der "Tag der Menschenrechte"
begangen. Hier wird an die Verkündung der "Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte" durch die Vereinten Nationen am 10. Dezember 1948
erinnert. 2018 jährt sich die Erklärung zum 70. Mal. Doch was sind solche
Erklärungen und Abkommen angesichts täglicher weltweiter
Menschenrechtsverletzungen überhaupt wert? Für wen und wofür gelten
Menschenrechte? Und wie sollten sie an aktuelle Entwicklungen angepasst
werden? Antworten gibt Dr. Maria Robaszkiewicz vom Institut für
Humanwissenschaften der Universität Paderborn.




[image: Halbporträt - Foto: © Universität Paderborn, Simon Ratmann]

Dr. Maria Robaszkiewicz organisiert aktuell eine internationale Tagung zu Hannah Arendt, die im Dezember an der Uni Paderborn stattfindet.

Foto: © Universität Paderborn, Simon Ratmann




Frau Robaszkiewicz, was genau lässt sich unter "Menschenrechten"
verstehen?

Menschenrechte sind Grundrechte, die jedem Menschen zustehen, die also von
Faktoren wie Staatsangehörigkeit, Geschlecht, ethnischer Herkunft,
sozialem Status, aber auch Alter - denn Kinderrechte sind ebenfalls
Menschenrechte - unabhängig sind. Dazu gehören Rechte, die allen Menschen
eine Existenzgrundlage garantieren sollen, wie beispielsweise das Recht
auf Leben, Arbeit oder auf einen Lebensstandard, der Gesundheit und Wohl
gewährleistet. Menschenrechte umfassen außerdem die rechtliche
Absicherung, vor allem gerechten Zugang zu Justizinstitutionen und Schutz
vor Gewalt - auch seitens des Staates. In diesem Kontext hören wir den
Begriff sehr häufig, denn Folter, Sklaverei oder unrechtmäßige Festnahme
sind Gewaltformen, die nach wie vor verbreitet sind und nicht selten von
Staatsregierungen gebilligt werden. Darüber hinaus regulieren
Menschenrechte die Freiheiten jedes Menschen, sowohl im politischen
Bereich - zum Beispiel Meinungsfreiheit oder Versammlungsfreiheit - als
auch im Privaten - wie Religionsfreiheit oder Freiheit der Wahl eines
Ehepartners. Diese und weitere Grundrechte sind in der "Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte" gesammelt, die 1948 durch die
Generalversammlung der Vereinten Nationen (UN) verkündet wurde und
insgesamt 30 Artikel beinhaltet.

Wichtig ist, dass Menschenrechte einen anderen Status haben als das Zivil-
oder Völkerrecht, das durch Staaten legitimiert wird. Es gibt zwar
innerhalb und außerhalb der UN Institutionen, die Menschenrechte schützen
sollen. Allerdings haben diese nur begrenzte Macht durchzusetzen, dass die
Rechte wirklich befolgt werden. Deshalb haben Menschenrechte auch heute
den Charakter einer normativen Forderung, die im Zweifelsfall mittels
politischer und ökonomischer Sanktionen von Staaten oder Staatenbündnissen
durchgesetzt werden muss.


Menschenrechtsverletzungen sind weltweit an der Tagesordnung und
selbst einige demokratische Staaten wie die USA, Italien, Polen oder Ungarn
haben aktuell Regierungschefs, die offenbar nicht viel von den in der
UN-Menschenrechtscharta festgehaltenen Grundrechten wie "Verbot der
Diskriminierung" oder "Meinungs- und Informationsfreiheit" halten. Hinzu
kommt: die UN-Charta ist völkerrechtlich nicht bindend und zentrale
Menschenrechtsabkommen wie der "UN-Zivilpakt" und "UN-Sozialpakt" von 1966
wurden bis heute von den Großmächten USA und China nicht ratifiziert. Sind
diese Erklärungen und Abkommen nicht zahnlose Tiger?

Die weltweite Menschenrechtslage ist wirklich düster und verschärft sich
gerade aufgrund zahlreicher politischer Krisen. Mit Blick auf die fragile
Legitimation der Menschenrechte ist diese Situation allerdings nicht
überraschend. Es gibt keine supranationale Gewalt, die durchsetzen kann,
dass Menschenrechte eingehalten werden. Außer den von Ihnen genannten
Beispielen ist aktuell vor allem die Situation in Brasilien zu erwähnen.
Sie fällt im internationalen Vergleich dadurch auf, dass die explizite
Ankündigung Jair Bolsonaros, Menschenrechte verletzen zu wollen, durch
demokratische Wahlen bestätigt wurde. So wurden eventuelle künftige
Menschenrechtsverstöße seitens der Regierung durch die Mehrheit des Volkes
legitimiert. Das ist schockierend und stellt das positive Menschenbild,
das in der Präambel zur Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte
vorausgesetzt wird, erneut in Frage.

Es muss aber auch betont werden, dass sich seit der Verkündung der
UN-Menschenrechtscharta sehr viel zum Positiven verändert hat. Vor allem
die internationalen Gerichtshöfe für Menschenrechte bringen neue
Handlungsmöglichkeiten ins Spiel, wie sich zum Beispiel nach den
Jugoslawienkriegen zeigte. Auch Nichtregierungsorganisationen wie die
"Internationale Helsinki-Föderation für Menschenrechte" oder "Amnesty
International" sind in diesem Bereich sehr wirksam. Im Kleinen ist das
zivile Engagement extrem wichtig. Insgesamt wären allerdings effektivere
und verbindliche rechtliche Regelungen auf der Ebene der einzelnen Staaten
sowie durch internationale Verträge notwendig, um die aktuelle
Menschenrechtslage zu verbessern.


Vor dem Hintergrund der Flüchtlingsfrage hat sich auch hierzulande
der politische Ton verschärft. Das in Artikel 14 der UN-Menschenrechtscharta
und im Grundgesetz der Bundesrepublik festgehaltene Recht auf Asyl wurde
2015 und 2016 weiter eingeschränkt. Das führt zu einer grundsätzlichen
Frage: Sollte es erlaubt sein, Menschenrechte einzuschränken?

Aus philosophischer Sicht kommt das nicht infrage, denn Menschenrechte
sind unveräußerlich und sind an die Person jedes Menschen gebunden. Das
Asylrecht sollte allerdings auf nationaler und internationaler Ebene
angepasst werden. Das hat weniger damit zu tun, dass es zu den
UN-Grundrechten gehört, sondern liegt mehr an der Geschichte des Begriffs.
Ursprünglich bezog sich das Asylrecht auf Menschen, die sich im eigenen
Land strafbar gemacht hatten und in ein anderes Land geflohen waren, wo
ihre Tat nicht strafbar war. Das betraf zum Beispiel religiöse oder
politische Flüchtlinge. Es handelte sich somit um Einzelfälle. Die
rechtlichen Regelungen, die daraus resultierten, entsprechen aber nicht
mehr der heutigen Situation. So sollte beispielsweise im Falle eines jeden
Migranten aus einem Kriegsgebiet individuell geprüft werden, warum sich
die administrativen Prozesse verlängern und vermehren, denn das ist sowohl
für die Staaten als auch für die Asylsuchenden sehr belastend.

Zugleich muss gesagt werden, dass die Behauptung, die aktuelle sogenannte
"Flüchtlingskrise" sei ein neues Phänomen, historisch keine Berechtigung
hat. Es kam schon immer zu großen Migrationsbewegungen, die von Kriegen,
politischen oder ökonomischen Krisen sowie Naturkatastrophen verursacht
wurden. Noch nie waren sie aber von einem so gewaltigen medialen Einsatz
begleitet und noch nie waren die Schicksale der einzelnen Betroffenen so
stark rechtlich geregelt. Hier bietet sich den Menschenrechten eine große
Chance, doch sie werden auch herausgefordert, denn es passiert schnell,
dass sie durch realpolitische Ziele beeinträchtigt werden.


Digitalisierung, Klimawandel und Co. - müssen Menschenrechte mit
der Zeit gehen, also laufend an aktuelle Entwicklungen angepasst werden?

Hier muss zwischen den Menschenrechten selbst und ihrer Umsetzung
unterschieden werden. So wie sie konzipiert sind, sind Menschenrechte als
stabile Bausteine der rechtlichen Grundordnung zu verstehen, die jedem
Menschen minimale Sicherheit und Freiheit gewährleisten sollen -
unabhängig von den politischen und gesellschaftlichen Umständen, unter
denen er lebt. Aber wie sich diese minimale Freiheit und Sicherheit
umsetzen lassen, ist vom historischen, geographischen, politischen und
gesellschaftlichen Kontext abhängig. Wenn beispielsweise in der
UN-Menschenrechtscharta von Eingriffen in das Privatleben gesprochen wird,
sind diese im Digitalzeitalter anders zu verstehen als früher. Deshalb
sind die Grundrechte zwar ein Fundament, das jeden Menschen rechtlich
absichert, aber eines, das immer wieder neu ausgelegt werden muss.


Wie lassen sich Menschenrechte philosophisch begründen?

Diese Frage lässt sich nicht mit wenigen Sätzen beantworten, denn es gibt
unterschiedliche philosophische Ansätze. Philosophie-historisch gesehen
haben Menschenrechte ihre Wurzeln in der europäischen Aufklärung. Vor
allem Immanuel Kant prägte durch seine rechtsphilosophischen und
moralischen Schriften den Begriff Menschenrecht. Kant begründet die
Menschenrechte mit dem Begriff der Menschenwürde, die an die Person jedes
Menschen gebunden ist. Bei Kant finden wir eine Konzeption des
Freiheitsrechtes, dass für ihn das einzige Recht ist, das jedem Menschen
zusteht und somit als ein ursprüngliches Menschenrecht angesehen werden
kann. Dieses Recht versteht er als "Unabhängigkeit von nötigender Willkür
eines anderen", was in etwa bedeutet, dass jeder Mensch frei
Entscheidungen treffen kann, die an einer vernunftbasierten Moral gemessen
werden. So soll bei diesen Entscheidungen immer die Menschenwürde eines
Jeden respektiert werden. Diese Selbsteinschränkung der moralischen
Autonomie resultiert aus der Anerkennung eines anderen als moralische
Person. Wird aber das Freiheitsrecht von außen eingeschränkt, so haben wir
es mit einer Verletzung des ursprünglichen Menschenrechts zu tun.
Menschenrechte gelten nach Kant universal und sind somit für jeden
Menschen und jeden Staat verbindlich.

Neben dieser philosophie-historischen Begründung gibt es im heutigen
philosophischen Diskurs mehrere Ansätze, um Menschenrechte zu begründen.
Wenn sie moralisch begründet werden, kommen Prinzipien wie universelle
Achtung oder wechselseitige Anerkennung ins Spiel - so beispielsweise bei
den Philosophen Ernst Tugendhat und Rainer Forst. Es wird aber auch
argumentiert, dass Menschenrechte anhand der Grundbedürfnisse, die ein
minimal gutes Leben sichern, bestimmt werden sollten - so sagen es
beispielsweise David Miller und Gillian Brock.

Das Konzept der Menschenrechte ist aber im philosophischen Diskurs nicht
unumstritten - und das nicht nur im Hinblick auf die Möglichkeiten, sie zu
begründen. Eine der prominentesten und bis heute intensiv diskutierten
Kritiken an der Idee der Menschenrechte äußerte 1950 die Philosophin
Hannah Arendt. Vor dem Hintergrund des Zweiten Weltkriegs und totalitärer
Diktaturen argumentierte sie, Menschenrechte hätten sich als Fiktion
erwiesen. Während des Krieges und danach wurde eine beispiellose Zahl von
Menschen zu staatenlosen Flüchtlingen, was die bisher geltenden
Asylpraktiken außer Kraft setzte. Damit scheiterten die Menschenrechte
laut Arendt genau an dem Punkt, an dem sie am meisten gebraucht worden
wären, nämlich dort, wo der Rechtsschutz durch eine Staatsangehörigkeit
fehlte und der Betroffene als bloßer Mensch dastand. Hier forderte Arendt
"das Recht, Rechte zu haben", also das Recht, einer politischen
Gemeinschaft anzugehören - für die Philosophin konnte nur dies Grundrechte
garantieren. Diese Position gehört bis heute zu zentralen kritischen
Ansätzen des philosophischen Diskurses um Menschenrechte, sowohl kritisch,
wie zum Beispiel bei Jacques Rancière, als auch konstruktiv, wie bei Ayten
Gündoğdu.


Weitere Informationen unter:

https://www.upb.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution98

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Paderborn, 05.12.2018
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RAUB/1174: Tierschmerzen - bis zu den Betäubungsfristen ... (SB)




Die Tiere wollen sich einfach nicht fügen, sie verströmen unangenehme Gerüche,
wenn sie unkastriert heranwachsen und als Eber geschlachtet werden, oder
schreien laut vor Schmerzen, wenn ihnen kurz nach der Geburt die Hoden ohne
Betäubung abgezwackt werden. Da die Kundschaft weder eberspezifischen Geruch an
ihrem Kotelett noch die Folterung unter acht Tage alter Ferkel goutiert, soll
nun bis Ende 2020 nachgebessert werden. Ursprünglich sollte die betäubungslose
Ferkelkastration laut Reform des Tierschutzgesetzes 2015 schon Ende dieses
Jahres verboten werden. Doch der intensive Druck der Fleischlobby sorgte dafür,
daß in den nächsten zwei Jahren noch bis zu 40 Millionen männliche Ferkel dieser
Tortur ausgesetzt werden.

Die Frist von drei Jahren soll nicht ausgereicht haben, um in den
Schweinemastbetrieben eine der bekannten Alternativen zu etablieren. Ob
Kastration unter Vollnarkose oder lokale Betäubung, ob Ebermast oder
Immunokastration, all diese in anderen Ländern längst eingeführten und erprobten
Verfahren haben Vor- und Nachteile, doch richten sie vor allem
betriebswirtschaftlichen Schaden an - die Kostenlast bei der Schweinemast
steigt. Vom Fleisch der knapp 58 Millionen Schweine, die in der Bundesrepublik
2017 geschlachtet wurden, werden rund 20 Prozent ins Ausland exportiert. Um
derartige Exportquoten aufrechtzuerhalten, ist keine Rationalisierungsmaßnahme
zu gering, um nicht als Kostenvorteil ausgenutzt zu werden. Die Ausbeutung
billigster Lohnarbeit vor allem aus den osteuropäischen EU-Staaten ist ein
wesentlicher Faktor dieser Exportoffensive, und auch das geht zu Lasten der zu
Fleisch und Wurst verarbeiteten Schweine. Über 500.000 von ihnen bluten nicht
vollständig aus, bevor sie ins Brühbad gesteckt werden, so daß sie das kochende
Wasser nachgewiesenermaßen noch bei lebendigem Leib erleiden.

Doch geht es um den guten Geschmack, scheint keine Tortur qualvoll genug zu
sein. In archaischer Sicht untermauert der Todesschmerz des Tieres die
Vorherrschaft des Menschen, der es tötet und verspeist. Was an Angst und Schmerz
in Form hormoneller Abbauprodukte im Fleisch verbleibt, muß nicht, wenn
überhaupt, ähnliches beim Menschen auslösen. Genausogut könnten die
biochemischen Agentien des lediglich sechs bis sieben Monate währenden Lebens
dieses zur Schlachtung vorgesehenen Säugetiers zu dem erhebenden Gefühl
beitragen, als Mensch am Ende der Freßkette keinen größeren Räuber mehr über
sich zu wissen.

Auch wenn derartige Überlegungen im Bereich von Mutmaßungen bleiben, sind sie in
ihrer symbolischen und metaphorischen Stichhaltigkeit nicht weniger relevant als
der Glaube, das Umbringen eines Tieres habe weniger qualvolle Konsequenzen 
als das eines Menschen. Nur die Dichotomie des Mensch-Tier-Verhältnisses kann
die Tötung des Schweins legitimieren, ansonsten unterschiede sie sich nicht von
der Tötung des Menschen. Wenn bloße Geschmacksfragen darüber entscheiden, ob
einem Schwein größte Schmerzen bereitet werden oder nicht, muß es sich in den
Augen derjenigen, die diese Tortur vollziehen, um einen Produktionsfaktor oder
um eine Sache handeln.

Dennoch lebt das "Schlachtvieh" so sehr, daß es seine Tötung nicht ungerührt und
demütig hinnimmt. Weil es sich wehrt, wird es mit allen möglichen Einrichtungen
daran gehindert, beim Weg vom LKW zur Schlachtstation einen anderen Weg als den
durch Absperrgitter und Gänge vorgezeichneten zu nehmen. Freiwillig betritt kein
Schwein den Ort, an dem es mit Bolzenschußgerät getötet oder CO2 vergast wird. 
Die ganze Situation könnte nicht unnatürlicher sein, und doch wird sie von der
Kundschaft hingenommen. Das Verfahren, das Ferkel mit immunologischen Mitteln an
der Geschlechts- und damit Geruchsentwicklung zu hindern, hingegen hat in
manchen Ländern zu Importverboten geführt, weil ein solcher Eingriff in den
Hormonhaushalt der Schweine als unnatürlich und womöglich gesundheitsschädlich gilt.

Zugleich ist bekannt und Gegenstand wissenschaftlicher Untersuchung, daß beim
Schlachten Reaktionen physiologischer Art provoziert werden, die sich auf die
Qualität des Produktes auswirken [1]. Was nicht ausschließt, daß gerade dieser
Prozeß Fleisch und Wurst lecker macht. So wurde der spezifische, manche Menschen
an Schweiß und Urin erinnernde Ebergeruch von anderen KundInnen bei
Probeverkostungen gar nicht wahrgenommen oder als störend empfunden. Da nur rund
fünf Prozent der heranwachsenden Eber diese beim Braten zu riechenden
Ausdünstungen überhaupt entwickeln, wäre es vielleicht am einfachsten, ihn unter
dem Oberbegriff Natur zu verbuchen und nicht weiter zum Anlaß für schmerzhafte
Interventionen zu nehmen.

Jenseits aller Geschmacksfragen bestände schließlich die Möglichkeit, sich vom
Fleisch der Schweine und damit all den mit ihrer Zucht und Verwertung
verbundenen Grausamkeiten zu verabschieden. Im Unterschied zu eierlegenden und
milchproduzierenden "Nutztieren" gibt das Schwein keine Fortpflanzungsagentien
ab, die der Mensch gerne auf seinem Teller hat. Wenn es nur noch Bedeutung für
die Lederproduktion und die Nutzung von Nebenprodukten der Tierverarbeitung im
chemischen, kosmetischen und nahrungsmitteltechnischen Verfahren besäße, würde
die Zahl der zu tötenden Tiere wohl stark verringert werden. Bis dahin bleibt
vermeintliches "Tierwohl" eine Chiffre für kulinarische Zubereitungsformen,
denen die Leidenschaften, Eigenheiten und Schmerzen individueller Lebewesen
zugrundeliegen, die sich niemals vollständig aus den Substanzen menschlichen
Verzehrs entfernen lassen.


Fußnote:

[1] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/raub1110.html

7. Dezember 2018
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MELDUNG/019: Drei neue und sechs beendete kriegerische Konflikte (idw)


Universität Hamburg - 06.12.2018

Drei neue und sechs beendete kriegerische Konflikte

Hamburger Arbeitsgemeinschaft Kriegsursachenforschung zieht Bilanz für
2018



Die Zahl der kriegerischen Auseinandersetzungen weltweit ist 2018
zurückgegangen. Das geht aus Untersuchungen der Hamburger
Arbeitsgemeinschaft Kriegsursachenforschung (AKUF) der Universität Hamburg
hervor. Demnach wurden 2018 insgesamt 28 Kriege und bewaffnete Konflikte
geführt. Gegenüber dem Vorjahr verzeichnete die AKUF damit einen Rückgang
von 31 auf 28 kriegerische Konflikte.

Insgesamt registrierte die AKUF im Jahr 2018 das Ende von zwei Kriegen und
vier bewaffneten Konflikten. Demgegenüber begannen ein Krieg und zwei
bewaffnete Konflikte neu. In Russland ging der fast 20 Jahre währende
Krieg im Nordkaukasus zu Ende und in der Demokratischen Republik Kongo
endete der erst 2016 begonnene Krieg in der Provinz Kasai. Trotz
anhaltender Vertreibungen waren bewaffnete Auseinandersetzungen zwischen
der Armee Myanmars und Rohingya-Rebellen nur sporadisch zu verzeichnen.
Beendet wurden des Weiteren die bewaffneten Konflikte in Algerien und
Tunesien sowie zwischen Armenien und Aserbeidschan. In Kamerun hingegen
mündeten die separatistischen Bestrebungen der englischsprachigen
Minderheit im Norden des Landes in einen Krieg. Mehr Aufmerksamkeit
erhielt der erneut eskalierte bewaffnete Konflikt zwischen Israel und
Palästinensern in Gaza. Darüber hinaus eskalierte auch der Konflikt in
Burundi erneut.

Afrika war mit zehn Kriegen und bewaffneten Konflikten die 2018 von
Kämpfen zahlenmäßig am stärksten betroffene Weltregion. Es folgten der
Vordere und Mittlere Orient und Asien mit neun bzw. sieben kriegerischen
Konflikten. In Lateinamerika und in Europa war jeweils ein Krieg zu
verzeichnen (Kolumbien und Ukraine).

Am meisten Aufmerksamkeit erhielt 2018 der Krieg in Syrien. Trotz weiterer
Erfolge der syrischen Regierungstruppen von Staatspräsident Baschar
al-Assad ist ein Ende des Krieges nicht in Sicht. Der Krieg mit dem
"Islamischen Staat" (IS) dauert auch nach dessen territorialen Verlusten
in Irak und Syrien noch an.

Weitere wesentliche Austragungsorte von Kriegen im Jahr 2018 waren
Afghanistan, der Jemen, die Demokratische Republik Kongo, Libyen, Südsudan
und die Zentralafrikanische Republik. Die Kriege in Mali, Nigeria und
Somalia erstreckten sich auch auf Nachbarländer dieser Staaten.

Die AKUF führt die jährliche Erhebung seit 1986 durch. Krieg definiert die
AKUF als einen gewaltsamen Massenkonflikt, der sämtliche folgende Merkmale
aufweist:

An den Kämpfen müssen zwei oder mehr bewaffnete Streitkräfte beteiligt
sein, wobei es sich bei einer Seite um reguläre Streitkräfte (Militär,
paramilitärische Verbände, Polizeieinheiten) der Regierung handeln muss.
Zudem muss auf beiden Seiten ein Mindestmaß an zentralgelenkter
Organisation der Kriegführenden und des Kampfes gegeben sein. Dazu zählen
beispielsweise auch bewaffnete Verteidigung oder planmäßige Überfälle
(Guerillaoperationen, Partisanenkrieg usw.). Zuletzt muss auch das Merkmal
einer gewissen Kontinuierlichkeit erfüllt sein. Das heißt, beide Seiten
operieren nach einer planmäßigen Strategie, gleichgültig ob die Kämpfe auf
dem Gebiet einer oder mehrerer Gesellschaften stattfinden und wie lange
sie dauern. Gelegentliche oder spontane Zusammenstöße werden damit für die
Definition eines Krieges explizit nicht mit einbezogen.

Bewaffnete Konflikte sind gewaltsame Auseinandersetzungen, bei denen die
Kriterien der Kriegsdefinition nicht in vollem Umfang erfüllt sind. In der
Regel handelt es sich dabei um Fälle, in denen eine hinreichende
Kontinuierlichkeit der Kampfhandlungen nicht gegeben ist.

Ende Pressemitteilung


Eine Übersicht der kriegerischen Konflikte im Jahr 2017 befindet sich im
PDF der Pressemitteilung:

https://www.uni-hamburg.de/newsroom/presse/2018/pm70/pm-70-18.pdf

Weitere Informationen unter:

http://www.akuf.de 

- Hamburger Arbeitsgemeinschaft Kriegsursachenforschung (AKUF)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg, 06.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Dezember 2018 
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INTERVIEW/423: Treff für den Frieden - Es macht Sinn sich zu stellen ...    Ajamu Baraka im Gespräch (SB)


Interview mit dem US-Politaktivisten und -Bürgerrechtler Ajamu
Baraka 18. November 2018 in Dublin



2016 bewarben sich nicht nur für die Demokraten Hillary Clinton und
für die Republikaner Donald Trump um die Präsidentschaft, sondern für
Amerikas Grüne auch die Ärztin und langjährige Friedensaktivistin
Jill Stein. Im August jenes Jahres erkor Stein den schwarzen
Bürgerrechtler und Politaktivisten Ajamu Baraka zu ihrem
Vizepräsidentschaftkandidaten. Zwar konnten Stein und ihr
vermeintlich "radikaler" Kampfgefährte durch spektakuläre Aktionen wie
die Teilnahme an Protesten gegen den Bau der Dakota Access Pipeline
durch das Indianerreservat Standing Rock für Schlagzeilen sorgen,
trotzdem haben sie am Wahltag lediglich ein Prozent der abgegebenen
Stimmen auf sich vereinen können. Nach der Wahl wurde Stein im
Rahmen der Fake-News-Posse namens "Russiagate" seitens einiger Medien
und Kongreßmitglieder zur Agentin des Kremls aufgebauscht, nur weil
sie im Wahlkampf einige Male beim russischen Nachrichtensender RT
aufgetreten war. An der "International Conference Against US/NATO
Military Bases", die Mitte November in Dublin stattfand, nahm Baraka
als Nationalorganisator der Black Alliance for Peace teil. Die
Gelegenheit, mit dem Redakteur und Kolumnisten der Zeitschrift Black
Agenda Report über die politische Lage in den USA zu sprechen, hat
sich der Schattenblick nicht entgehen lassen.
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Ajamu Baraka und Jill Stein beim Wahlkampfauftritt im August 2016

Foto: 2016 by Voice of America, freigegeben als public domain



Schattenblick: Viele Leute, die Ihre kritische Haltung gegenüber dem
Politbetrieb in den USA aus Ihren Schriften kennen, waren wirklich
überrascht, als Sie die Einladung von Jill Stein annahmen, deren
"running mate" bei der Bewerbung um die Präsidentschaft der USA als
Kandidatin der Grünen beim Wahlkampf 2016 zu werden. Wie kam es zu dem
Entschluß und was haben Sie sich von Ihrer Teilnahme am wenig
aussichtsreichen Kampf Steins um den Einzug ins Weiße Haus gegen die
Demokratin Hillary Clinton und den Republikaner Donald Trump
versprochen?

Ajamu Baraka: Ich habe die Einladung Steins angenommen und mich am
parteipolitischen Prozeß deshalb beteiligt, weil ich das Gefühl hatte,
2016 könnte zu einem ganz wichtigen Wahljahr werden. Ich dachte, der
Wahlkampf in jenem Jahr bot eine großartige Gelegenheit, den Stimmen
der Menschen, die schon länger von den Demokraten und Republikanern
einfach angewidert sind, Gehör zu verschaffen. Die einzige Partei, die
meines Erachtens Chancen hätte, das Monopol der Demokraten und
Republikaner auf das politische System der USA zu durchbrechen, sind
die Grünen. Als Jill Stein mir das Angebot machte, sie als
Vizepräsidentschaftskandidat zu unterstützen, mußte ich kurz
überlegen, ob ich die Strapazen auf mich nehmen wollte. Doch die
Chance, mich am Aufbau einer echten politischen Alternative zu den
Demokraten und Republikanern zu beteiligen, war zu verlockend. Ich
mußte mitmachen. Darum hatte ich Ja gesagt.

SB: Sind sie rückblickend der Ansicht, daß sich der Einsatz für Sie,
für die Grünen und Jill Stein gelohnt hat oder war das Ganze
Zeitverschwendung, weil Teil einer politischen Scharade?

AB: Ich denke schon, daß es sich gelohnt hat. Im Rahmen der begrenzten
Demokratie, die es in den USA gibt, war die landesweite Kampagne der
Grünen wichtig, weil sie den Menschen, die mit Demokraten und
Republikanern nichts am Hut haben, eine Wahlalternative und eine
Plattform bot, wo auch sie sich Gehör verschaffen konnten. Die vielen
Kriegsgegner oder die Menschen, die stärkere Maßnahmen zur Bekämpfung
des Klimawandels fordern, hatten zum ersten Mal seit langem wieder
eine Präsidentschaftskandidatin, der sie ihre Stimmen geben konnten.
Der Wahlkampf der Grünen hat viele Menschen zusammengebracht, die das
vorherrschende Zwei-Parteien-System zu Fall bringen wollen. Es sind
Energien freigesetzt und Ideen ausgetauscht worden, die den Kampf um
ein anderes politisches System lange beflügeln werden. Jill Stein und
ich haben Probleme im Wahlkampf beim Namen genannt und thematisiert,
die ansonsten in der Diskussion gar nicht aufgetaucht wären, wie zum
Beispiel Erlaß der Schulden aus den Studiengebühren vieler
Hochschulabsolventen, den Bau bezahlbaren Wohnraums, um die
Obdachlosigkeit zu beenden, die Schaffung einer nationalen
Krankenversicherung für alle, damit jeder die medizinische Betreuung
erhält, die er braucht, sowie den Umbau der Wirtschaft Richtung
erneuerbarer Energien. Von daher denke ich schon, daß unser Einsatz im
Wahlkampf etwas gebracht hat.

SB: Aber die von Ihnen erhoffte Schwächung des faktischen Monopols der
Demokraten und Republikaner auf politische Ämter in den USA scheint
nicht eingetreten zu sein. Bei den Zwischenwahlen 2018, die Anfang
November stattfanden, haben die Kandidaten der Grünen keinen einzigen
Sitz im Repräsentantenhaus in Washington erobern können - von
Senatssitzen ganz zu schweigen. Was sagen Sie dazu?

AB: Sie haben recht. Was gewählte Volksvertreter betrifft, haben die
Grünen auch diesmal keinen Durchbruch erzielt. Das liegt vielleicht an
strategischen Mängeln bei der Präsidentschaftskampagne der grünen
Partei 2016. Damals haben die Grünen nicht in ausreichendem Maße die
Mobilisierung der eigenen Wählerschaft und das Interesse potentieller
Wähler an der Partei in den Aufbau entsprechender Strukturen auf der
Ebene der Landkreise und der Bundesstaaten kanalisiert. Bevor man in
Washington erfolgreich sein will, muß man sich erst einmal in den
Kongreßhäusern der einzelnen Bundesstaaten etablieren. Da sind die
Grünen erst am Anfang. Die Partei muß aus ihren Versäumnissen lernen
und sich überlegen, wie man das große öffentliche Interesse, das die
Teilnahme am präsidialen Wahlkampf mit sich bringt, besser nutzen
kann, um das eigene Profil zu schärfen und mehr Wechsel- bzw.
Nichtwähler für die Grünen zu gewinnen.
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Ajamu Baraka auf der Anti-US/NATO-Basen-Konferenz in Dublin
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SB: Wesentliche Mittel zur Aufrechterhaltung des Machtmonopols der
Demokraten und Republikaner im amerikanischen Politsystem sind erstens
das Gerrymandering, die Manipulation bei dem Zuschnitt der
Wahlbezirksgrenzen, um die eine oder andere der beiden großen
US-Parteien zu bevorteilen zuungunsten aller möglichen Drittbewerber,
und zweitens die Wahlunterdrückung, das heißt der Einsatz
bürokratischer Hürden, um Menschen aus den ärmeren
Bevölkerungsschichten an der Wahlbeteiligung zu hindern. Es hat den
Anschein, als sei es Demokraten und Republikanern wichtiger, das
gemeinsame Betrugssystem aufrechtzuerhalten, als wer von ihnen die
eine oder andere Abstimmung am Ende gewinnt. Als nach der
Präsidentenwahl Jill Stein mehrere Gerichtsklagen wegen ungezählter
Wählerstimmen in den Bundesstaaten Michigan, Pennsylvania und
Wisconsin einreichte, haben die Demokraten sie demonstrativ nicht
unterstützt, obwohl eine Zulassung dieser Stimmen bzw. eine
Neuauszählung in den drei genannten Bundesstaaten Hillary Clinton doch
noch den Sieg über Donald Trump beschert hätte. Können Sie uns das
bitte erklären?

AB: Ihre Beschreibung des Verhaltens der Clinton-Kampagne in bezug auf
die Gerichtsklagen der Grünen trifft nicht ganz zu. Als Jill Stein das
Ergebnis in den drei genannten Bundesstaaten wegen Unregelmäßigkeiten
gerichtlich anfocht, war im Hintergrund die Unterstützung für ihre
Klagen seitens der demokratischen Parteiführung weit stärker als es
öffentlich den Anschein hatte. Ohne die Hilfe einiger demokratischer
Großspender hätten die Grünen die Klagen nicht einreichen und
durchfechten können, denn so etwas kostet in den USA bekanntlich viel
Geld. Von daher gab es sehr wohl bei den Demokraten Kräfte und
Personen, die stark daran interessiert waren, den Wahlsieg Trumps für
nichtig erklären und Clinton doch noch erste Präsidentin der USA
werden zu lassen.

Dies wiederum hat eine heftige Diskussion innerhalb der Grünen
ausgelöst, denn einigen Mitgliedern war nicht ersichtlich, warum sich
ihre Partei für die Demokraten in die Schlacht werfen sollte.
Schließlich würde eine Neuauszählung nichts an der Tatsache ändern,
daß Stein weit ab auf dem dritten Platz hinter Trump und Clinton
gelandet war. Die Gegner der Klagen bei den Grünen machten sich
Sorgen, ihre Partei könnte sich durch den gerichtlichen Vorgang den
Ruf einhandeln, Steigbügelhalter der Demokraten zu sein. Bei den
Demokraten war man der Meinung, Hillary Clinton sollte nicht den
Eindruck erwecken, eine schlechte Verliererin zu sein; gleichwohl hat
die Parteiführung den juristischen Vorstoß Steins unterstützt und das
nicht zu knapp.

SB: Einige Beobachter befürchten, daß durch die Wahl Donald Trumps zum
Präsidenten und die damit einhergehende Stärkung des weißen Rassismus
in den USA die Schikanen, mit denen vor allem in den Südstaaten die
Republikaner regelmäßig die Teilnahme weiter Teile der schwarzen
Bevölkerung bei Wahlen zu blockieren versuchen, drastisch zunehmen
werden. Sehen Sie das auch so?

AB: Absolut. Schauen wir die Vorgänge im Bundesstaat Georgia an, wo
bei den Wahlen Anfang November die erstmalige Wahl einer schwarzen
Person in das Amt des Gouverneurs mittels Tricks wie der Streichung
zahlreicher Namen von der Wählerliste verhindert wurde. Der
Republikaner Brian Kemp hat die Demokratin Stacey Abrams am Ende nur
ganz knapp geschlagen. Tausende nicht gezählte bzw. nicht
zugelassene Stimmen haben Abrams den Sieg gekostet. Am Wahltag hat
in vielen Wahllokalen in mehrheitlich schwarzen Bezirken die
Wahlmaschine nicht richtig funktioniert oder ganz den Geist abgegeben.
Das lag daran, daß die neuen Maschinen alle zu den Wahllokalen in
mehrheitlich weißen Bezirken, die alten und defekten in die schwarzen
Gemeinden geschickt wurden. Kein Mittel ist den weißen Rassisten
offenbar zu schäbig, wenn es darum geht, die schwarzen Mitbürger an
der Ausübung ihres Wahlrechts zu hindern.

Das Problem wird zunehmen und das nicht nur wegen Trump und seiner
Anhänger. 2013 hat der Oberste Gerichtshof in Washington Section 5 des
Voter Registration Act, das den Bundesbehörden die Befugnis einräumte,
den Ablauf der Wahlen in den einzelnen Bundesstaaten zu kontrollieren,
Mißstände anzuprangern und zu beseitigen, für nicht verfassungskonform
erklärt. Seitdem haben die Parteibonzen der Demokraten und
Republikaner in den Bundesstaaten wieder freie Hand und ergreifen
erneut zahlreiche Maßnahmen zum praktischen Ausschluß armer und
schwarzer Bürger von den Wahlen.

SB: Eine wissenschaftliche Studie zur Präsidentenwahl 2016 hat
ergeben, daß Donald Trump in jenen Gemeinden einen besonders hohen
Stimmenanteil erzielt hat, in denen viele Irak- und
Afghanistankriegsveteranen und ihre Angehörigen leben. Das hängt
vermutlich mit der Tatsache zusammen, daß Trump im Wahlkampf in
Fragen der Außen- und Sicherheitspolitik eine "isolationistische"
Position bezog, das heißt Amerika sollte sich um die Gesundung der
eigenen Wirtschaft kümmern, seine Soldaten aus Afghanistan, dem Irak
und Syrien abziehen und bessere Beziehungen zu Rußland pflegen.
Hiervon ist seit dem Einzug Trumps ins Weiße Haus - von den
Friedensgesprächen mit Nordkorea einmal abgesehen - wenig zu spüren
gewesen. Wie schätzen Sie vor diesem Hintergrund die Chancen ein, daß
die nicht wenigen Wähler, die wegen seiner Kritik an unsinnigen
Militärinterventionen der USA im Ausland pro Trump gestimmt haben, für
eine progressivere Politik, meinetwegen für eine Stimmabgabe für die
Grünen, gewonnen werden können?
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AB: Ich halte das für durchaus möglich. Ein wichtiger Grund für die
Niederlage Hillary Clintons liegt im Verhalten der demokratischen
Partei. Die Unfähigkeit, man könnte vielleicht sogar sagen die
Weigerung der Demokraten, ein Programm anzubieten, das den
wirtschaftlichen Sorgen und Nöten weiter Teile der Gesellschaft
Rechnung trägt, hat sich gerächt.

2012 hatten neun Millionen mehr Wähler aus der Arbeiterklasse für
Barack Obama gestimmt und diesem damit eine zweite Amtszeit als
Präsidenten beschert, als für Hillary Clinton vier Jahre später
gestimmt haben. Die Demokraten und Hillary Clinton haben diese Leute
nicht erreicht, nicht mobilisieren können - und deshalb die
Präsidentenwahl verloren. Woran liegt das? 2012 bestand noch die
Hoffnung, daß die Demokraten die schlimmsten Auswirkungen der 2008
hereingebrochenen Finanz- und Wirtschaftskrise würden abfedern können
und sie nicht auf die einfachen Menschen abwälzen. 2016 war diese
Hoffnung längst verflogen. Die Demokraten hatten sich in der
Zwischenzeit unter der Führung der Obama-Regierung mittels
Bankenrettungen und Steuererleichterungen für die Schwerreichen als
genauso gehorsame Diener des Großkapitals wie die Republikaner
erwiesen.

Im Wahlkampf trafen Jill Stein und ich dauernd auf Leute, die sich
von den Demokraten regelrecht im Stich gelassen fühlten. Also haben
wir frühzeitig gespürt, daß die Clinton-Kampagne in großen
Schwierigkeiten, was die Mobilisierung ihrer traditionellen
Wählerschaft betrifft, steckte. Viele der Leute, die sich bei
Wahlkampfveranstaltungen uns gegenüber über die Demokraten und ihr
wenig arbeiterfreundliches Programm beschwerten, hatten Bedenken, Jill
Stein ihre Stimme zu geben, weil sie nicht glaubten, daß die grüne
Präsidentschaftskandidatin eine realistische Chance zu gewinnen hatte.
Viele dieser Menschen und Leute haben deshalb Donald Trump gewählt,
weil sie in ihm ein Mittel - wie mangelhaft auch immer - sahen,
Veränderung im Washingtoner Politbetrieb herbeizuführen. Trump
hat viele Protestwähler für sich gewinnen können, weil er im
Vergleich zu Clinton immerhin die Themen, die sie beschäftigten, wie
Arbeitslosigkeit und sinkende Lebensstandards, in seinen Reden
ansprach und Verbesserung versprach.

SB: Wenn man die Berichterstattung der großen amerikanischen
Konzernmedien wie der New York Times seit dem Wahlsieg Trumps
verfolgt, bekommt man den Eindruck, in den USA herrscht eine seit dem
Bürgerkrieg Mitte des 19. Jahrhunderts niemals dagewesene Krise, die
Bevölkerung wäre zutiefst gespalten, Demokraten und Republikaner bis
aufs Blut verfeindet und zu einer produktiven Zusammenarbeit unfähig.
Stimmt dieses Bild überhaupt oder wird nicht die Öffentlichkeit mit
einer Art Politzirkus gefüttert, deren Inszenierer auf Mittel des
beliebten Fernsehprofiwrestlings à la WWE zurückgreifen?
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AB: Ich glaube, die Wahrheit liegt irgendwo in der Mitte. Unter den
Eliten tobt ein heftiger Streit, der natürlich durch die hysterische
Art der Berichterstattung um eventuelle Kontakte des Wahlkampfteams
von Trump zum Kreml völlig überhöht wird. Der Streit hat aber
handfeste Gründe. Donald Trump vertritt jenen Teil des amerikanischen
Kapitals, der traditionell auf den Binnenmarkt orientiert gewesen ist.
Das sind große und mittelgroße Unternehmen, die weit weniger als die
international agierenden US-Großkonzerne von der Globalisierung
profitiert haben. Die Inhaber und Leitungen ersterer Unternehmen
haben das Gefühl, sie hätten vom neoliberalen Kurs, den die USA
wirtschaftlich seit den siebziger Jahren verfolgen, nur Nachteile
gehabt. Wenn Donald Trump verspricht, er werde Amerika wieder "great"
machen, so ist damit gemeint, daß er die Industriearbeitsplätze, die
in den letzten dreißig, vierzig Jahren von den USA nach Mexiko, China
und in andere Billiglohnländer ausgelagert worden sind, zurückholt.
Die Maßnahmen, die er ergreift, um dies zu verwirklichen, wie
zum Beispiel Strafzölle, bedrohen die Interessen jener US-Konzerne,
die global tätig sind. Also gibt es zwischen ihnen und den Verfechtern
eines wirtschaftlichen Nationalismus starke Spannungen. Das ist der
Hintergrund der politischen "Krise", denn die Interessensvertreter
beider Lager bekämpfen sich in Politik und Medien tatsächlich mit
harten Bandagen.

Als Trump bei seiner Rede vor der UN-Vollversammlung Ende September
vollmundig erklärte, er sei ein "Nationalist", hat er in erster Linie
gemeint, er wolle die Binnenwirtschaft der USA ankurbeln, die hier
agierenden Unternehmen stärken und Beschäftigungsmöglichkeiten für die
Arbeiter- und Mittelschicht schaffen. Seine Wähler und seine
Unterstützerkreise in Teilen der US-Wirtschaft haben die Botschaft
sehr wohl verstanden. Seine Gegner haben die Äußerung dahingehend
ausgelegt, daß er ein Bekenntnis zum weißen Rassismus abgelegt hätte.
Dieser Unterton war möglicherweise auch von Trump gemeint. Das will
ich nicht bestreiten. Aber es ging ihm in erster Linie um den
Wirtschaftsnationalismus, dem er sich verpflichtet fühlt. Die
multinationalen Großkonzerne sehen diesen Kurs von Trump mit
Unbehagen, denn sie erwarten dadurch für ihre eigenen Geschäfte nur
Nachteile und Schwierigkeiten. Darum sind sie und ihre Freunde in den
Medien dauerhaft bemüht, Trump schlecht zu machen und ihn als Idioten
aussehen zu lassen. Gleichwohl sind praktisch alle amerikanischen
Wirtschaftskapitäne und Politiker auf Trumps Seite, wenn er die, aus
ihrer Sicht, unfairen Handelspraktiken Chinas anprangert und
entsprechende Gegenmaßnahmen ergreift.

Gleichzeitig ist das von Ihnen angesprochene Phänomen der Verflachung
der politischen Berichterstattung auf das Kasperletheaterniveau
unbestreitbar und gleichzeitig erschreckend. Einerseits bauschen die
liberalen, pro-demokratischen Medien wie die New York Times Trump zum
Chaos-Kandidaten, zum Rüpelpräsidenten auf. Andererseits lebt Trump
diese Rolle voll aus, indem er provokante Stellungnahmen oder
Twitter-Meldungen von sich gibt und gezielt Reizthemen auf eine
plumpe Art anspricht, um die eigene Wählerbasis zu mobilisieren und
die Gegner in Rage zu versetzen. Dadurch entsteht der Eindruck, daß in
Washington politisches Durcheinander herrscht und daß die
traditionellen Regeln und Gepflogenheiten nicht mehr gelten.

Macht man sich die Mühe, sich von dem ganzen Polittheater und
Mediendonner nicht blenden zu lassen, so wird ersichtlich, daß
hinter den Kulissen tatsächlich ein ganz schwerer Kampf tobt, bei
dem es um die politische und wirtschaftliche Ausrichtung der USA geht.
Dessen ungeachtet sind sich die Globalisierer und die
Wirtschaftsnationalisten vollkommen einig, was das Bestreben
Washingtons betrifft, die militärische, politische und wirtschaftliche
Vorherrschaft der USA auf der internationalen Ebene
aufrechtzuerhalten. Deswegen haben Republikaner und Demokraten vor
kurzem ohne nennenswerte Debatte im Kongreß gemeinsam den Wehretat für
2019 auf sage und schreibe 760 Milliarden Dollar - und damit sogar auf
mehr als die Trump-Regierung ursprünglich beantragt hatte - erhöht.
Und als Trump nach nur wenigen Monaten im Weißen Haus wegen des
angeblichen Einsatzes von Giftgas durch die Truppen Baschar Al Assads
Raketen auf syrische Militäreinrichtungen abfeuern ließ, jubelten alle
im Kongreß und befanden, der neue Präsident würde Amerika wieder
Respekt in der Welt verschaffen. Beide Parteien, Demokraten und
Republikaner, unterstützen bedingungslos die Agenda des Pentagons und
den Dauerkrieg, den die USA unter verschiedenen Vorwänden seit dem 11.
September 2001 praktisch auf allen Kontinenten führt, denn sie sehen
darin die einzige Chance, die globale Hegemonie Amerikas
aufrechtzuerhalten. Demokraten und Republikaner in Washington treiben
ein Spiel, das zu durchschauen wir, die Opfer des Spiels, angehalten
sind.

SB: Wir bedanken uns herzlich für dieses Interview, Ajamu Baraka.
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RENTE/722: Ein Fünftel der langjährig Versicherten hat geringe Ansprüche - Frauen besonders betroffen (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 06.12.2018

Rente: Ein Fünftel der langjährig Versicherten hat geringe Ansprüche,
Frauen besonders betroffen

Neue Studie



20 Prozent der Versicherten in der gesetzlichen Rentenversicherung haben
trotz langjähriger Versicherungszeiten nur geringe Rentenansprüche, zeigt
eine neue, von der Hans-Böckler-Stiftung geförderte Veröffentlichung.*

90 Prozent davon sind Frauen, viele haben lange in Teilzeit gearbeitet und
zwischenzeitlich die Berufstätigkeit unterbrochen. Ein stärkerer sozialer
Ausgleich in der gesetzlichen Rente würde das Risiko von Altersarmut
ebenso reduzieren wie mehr und besser bezahlte Beschäftigung, ergibt die
Untersuchung des Instituts Arbeit und Qualifikation (IAQ) der Universität
Duisburg-Essen. Parallel kapitalgestützte Vorsorgeformen, etwa
Aktiensparpläne, zu fördern, halten die IAQ-Forscher nicht für sinnvoll,
weil sie die Menschen mit dem größten Risiko von Niedrigrenten nicht
erreichen würden.

Geringe gesetzliche Renten bedeuten nicht in jedem Fall Armut. Wenn
Ansprüche aus anderen Versorgungswerken bestehen, der Partner besser
verdient hat oder Vermögen vorhanden ist, können auch Menschen mit kleiner
Rente im Alter ihren Lebensstandard halten. Doch weil die gesetzliche
Rentenkasse für die große Mehrheit in Deutschland das finanzielle
Fundament der Altersvorsorge ist, erhöhen geringe Ansprüche das Risiko
stark, sich nach Erreichen der Altersgrenze finanziell einschränken zu
müssen. Außerdem gerät das Rentensystem in eine Legitimationskrise, wenn
zu viele langjährig Versicherte nur dürftige Leistungen erhalten.

Welche Gruppen besonders häufig Niedrigrenten beziehen, obwohl sie lange
Versicherungszeiten aufweisen, haben Prof. Dr. Martin Brussig und Lina
Zink vom Institut Arbeit und Qualifikation (IAQ) der Universität
Duisburg-Essen mithilfe von Datensätzen von Rentenversicherung und
Arbeitsagentur analysiert. Genauer: Wer von den zwischen 1940 und 1947
Geborenen nach wenigstens 30 Versicherungsjahren - die auch beitragsfreie
oder beitragsgeminderte Zeiten enthalten können - eine Rente bekommt, die
nicht wenigstens zehn Prozent über dem Existenzminimum liegt.

Das ist bei insgesamt jedem Fünften der langjährig Versicherten der Fall.
90 Prozent der Betroffenen sind Frauen. Bei westdeutschen Frauen sind
niedrige Rentenansprüche vor allem eine Folge von langen
Kindererziehungszeiten, oft in Kombination mit Minijobs oder langjähriger
Teilzeit. Bei ostdeutschen Versicherten beruhen sie oft auf langer bzw.
wiederholter Arbeitslosigkeit in den Jahren nach 1990. Weitere
Risikofaktoren sind diskontinuierliche Erwerbsbiografien, die durch späte
Berufseinstiege, Arbeitslosigkeit, Krankheit und Kindererziehungszeiten
geprägt sind. Je mehr Faktoren zusammenkommen, desto höher der Anteil der
geringen Rentenansprüche. So liegt in einer relativ kleinen Gruppe von
westdeutschen Frauen, bei denen langjährige Teilzeitbeschäftigung in
geringem Umfang, Arbeitslosigkeit oder Ausstieg aus der Erwerbstätigkeit
nach der Kinderbetreuungsphase zusammenkommen, der Anteil der
Niedrigrenten bei 93,5 Prozent - trotz mindestens 30 Versicherungsjahren
(zu diesem und anderen stark betroffenen Erwerbstypen siehe auch die
Infografik im neuen Böckler Impuls; Link unten).

Das Risiko, im Alter mit einer Niedrigrente dazustehen, ließe sich nach
Auffassung der IAQ-Forscher deutlich verringern. Ein stärkerer sozialer
Ausgleich in der Rentenversicherung und Maßnahmen, die eine stabile
vollzeitnahe Beschäftigung bei guter Bezahlung ermöglichen, würden den
Betroffenen helfen. Und nicht nur ihnen: Auch der demografische Wandel
wäre leichter zu bewältigen, wenn Teilzeitbeschäftigte ihre Arbeitszeit
ausweiten könnten und der Niedriglohnsektor eingedämmt würde. Parallel zur
gesetzlichen Rentenversicherung neue kapitalgestützte Vorsorgeformen, etwa
Aktiensparpläne, zu fördern, hält IAQ-Experte Brussig dagegen nicht für
sinnvoll.


Originalpublikation:

(*) Martin Brussig, Lina Zink:

Erwerbsverlaufsmuster von Frauen und Männern mit Niedrigrenten,

Altersübergangsreport 2/2018, November 2018. 

Download: http://www.iaq.uni-due.de/auem-report/2018/auem2018-02.pdf

Infografik zum Download im Böckler Impuls 19/2018:

https://www.boeckler.de/fotostrecke_boeckler_impuls-r.htm?id=117439&chunk=1

Hintergrund: PM zur IMK-Studie "Den demografischen Wandel bewältigen: Die
Schlüsselrolle des Arbeitsmarkts":

https://www.boeckler.de/pdf/pm_imk_2018_04_18.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 06.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/2350: Energiewende belastet einkommensschwache Haushalte besonders stark (idw)


RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung - 05.12.2018

Energiewende belastet einkommensschwache Haushalte besonders stark



Im Zuge der Energiewende ist der Strompreis in Deutschland in den
vergangenen Jahren stark angestiegen. Unter diesen Lasten der Energiewende
haben einkommensschwache Haushalte besonders zu leiden, weil sie einen
größeren Anteil ihres Einkommens für die Finanzierung ihres Energiebedarfs
aufwenden müssen als wohlhabende Haushalte. Das zeigt eine aktuelle Studie
des RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung.

Im Zuge der Energiewende ist der Strompreis in Deutschland in den
vergangenen Jahren stark angestiegen. Seit dem Jahr 2000 haben sich die
Strompreise für private Haushalte mehr als verdoppelt. Unter diesen Lasten
der Energiewende haben einkommensschwache Haushalte besonders zu leiden,
weil sie einen größeren Anteil ihres Einkommens für die Finanzierung ihres
Energiebedarfs aufwenden müssen als wohlhabende Haushalte. Das zeigt eine
aktuelle Studie des RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung.

Die wichtigsten Ergebnisse:

• Die Belastung armutsgefährdeter Haushalte durch Stromkosten hat
relativ zu ihrem Einkommen in den Jahren 2006 bis 2016 erheblich zugenommen.
Sie haben im Jahr 2016 mehr für Strom ausgegeben als zur Deckung ihres
Energiebedarfs zum Heizen und zur Warmwassererzeugung. So musste ein
armutsgefährdeter alleinstehender Rentner im Jahr 2016 rund 50 Prozent
mehr pro Monat für Strom bezahlen als noch im Jahr 2006.

• Während der Anteil der Stromkosten am Einkommen bei wohlhabenderen
Haushalten rund 1,5 Prozent beträgt, musste ein armutsgefährdete
Dreipersonenhaushalt im Jahr 2016 knapp 5 Prozent des Einkommens zur
Begleichung der Stromkosten aufwenden. Die Verdopplung der Strompreise
seit Einführung des EEG im Jahr 2000 hatte daher erhebliche
Verteilungswirkungen zur Folge.

• Im Fokus der Studie stehen drei Typen armutsgefährdeter Haushalte:
armutsgefährdete alleinstehende Rentner, die keine staatlichen Hilfen in
Anspruch nehmen bzw. erhalten, Arbeitslosengeld II beziehende
Einpersonenhaushalte sowie armutsgefährdete Drei-Personen-Haushalte. Es
werden sämtliche der Energiewende geschuldeten Abgaben, Umlagen und
Steuern, inklusive der auf alle diese Preiskomponenten entfallenden
Mehrwertsteuer, betrachtet. Grund hierfür ist nicht zuletzt, dass die
insbesondere auf die EEG-Umlage zu zahlende Mehrwertsteuer mittlerweile
ein Volumen von mehreren Milliarden Euro pro Jahr angenommen hat. Diese
Tatsache verschärft die Gerechtigkeitslücke bei der Verteilung der Kosten
der Energiewende.

Der Leiter des Kompetenzbereichs "Umwelt und Ressourcen" am RWI, Manuel
Frondel, sagt: "Um künftige Strompreisanstiege zu dämpfen, sollte die
Kosteneffizienz beim künftigen Ausbau der regenerative Energietechnologien
oberste Priorität haben. Vor allem sollte der Ausbau der Erneuerbaren mit
dem Netzausbau synchronisiert werden, um unnötig hohe Kosten bei der
Aufrechterhaltung der Netzstabilität und weitere Ineffizienzen zu
vermeiden."

Für die Studie wurde ein umfangreicher Panel-Datensatz verwendet, den das
RWI gemeinsam mit dem Marktforschungsinstitut forsa in jahrelanger
Zusammenarbeit im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Energie (BMWi) und des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF)
aufgebaut hat. Dieser deckt die Jahre 2006 bis 2016 ab und beruht auf
zahlreichen Erhebungen, in denen im Lauf der Jahre die Mitglieder des
Haushaltspanels von forsa befragt wurden. Das forsa-Panel ist
repräsentativ für die deutschsprachige Bevölkerung ab 14 Jahren.


Originalpublikation:

RWI Materialien, Heft 128,

Manuel Frondel und Stephan Sommer,

Diskussionspapier: Der Preis der Energiewende - Anstieg der Kostenbelastung
einkommensschwacher Haushalte

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution145

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung, 05.12.2018
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KIRCHE/2157: "Die Würde des Menschen ist unantastbar" (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 06.12.2018

"Die Würde des Menschen ist unantastbar"

EKD veröffentlicht Wort zum Tag der Menschenrechte.

Rat begrüßt UNO-Migrationspakt



Aus Anlass des 70. Jahrestages der Verkündung der Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte durch die Vereinten Nationen am 10. Dezember 1948
veröffentlicht die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) ein "Wort des
Rates zum Tag der Menschenrechte 2018". Darin begrüßt der Rat ausdrücklich
die am Montag in Marrakesch durch die Generalversammlung der Vereinten
Nationen zu verabschiedenden UNO-Abkommen zu Flucht und Migration: "Der Rat
begrüßt den Migrations-sowie den Flüchtlingspakt der Vereinten Nationen zur
Schaffung besserer internationaler Regelungen für Flucht und Migration",
heißt es in der nachfolgenden Erklärung des Rates.


Wort des Rates der EKD zum Tag der Menschenrechte 2018:

"Am 10. Dezember 1948 verkündete die Generalversammlung der Vereinten
Nationen die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte. Angesichts der
Erfahrungen zweier Weltkriege und ihrer Folgen und damit der beispiellosen
"Nichtanerkennung und Verachtung der Menschenrechte", wie es in der
Präambel der Allgemeinen Menschenrechte heißt, bedeutete die Annahme der
Resolution durch die Staatengemeinschaft eine fundamentale Errungenschaft.

Die Beachtung dieser grundlegenden Menschenrechte ist selbst heute - 70
Jahre später - immer noch nicht selbstverständlich. Die internationale
Staatengemeinschaft hat sie zwar durch viele völkerrechtliche Verträge, wie
zum Beispiel durch die Genfer Flüchtlingskonvention und die Europäische
Menschenrechtskonvention, als verbindlich anerkannt. Im Vertrag über die
Europäische Union heißt es: "Die Werte, auf die sich die Union gründet,
sind die Achtung der Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit,
Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschenrechte einschließlich der
Rechte der Personen, die Minderheiten angehören. Diese Werte sind allen
Mitgliedstaaten in einer Gesellschaft gemeinsam, die sich durch
Pluralismus, Nichtdiskriminierung, Toleranz, Gerechtigkeit, Solidarität und
die Gleichheit von Frauen und Männern auszeichnet."

Dennoch müssen wir diese Rechte immer wieder in Erinnerung rufen und
verteidigen. Dies gilt aktuell etwa angesichts von Auseinandersetzungen in
Fragen des Zusammenlebens in einer Welt, in der an vielen Orten nach einer
neuen Balance zwischen nationaler Identität und den Veränderungen durch
globale Handelsbeziehungen, digitale Vernetzung und Zuwanderung gesucht
wird. Ungelöste politische oder wirtschaftliche Konflikte haben in den
letzten Jahren auch in Europa dazu geführt, dass um die konkrete
Ausgestaltung von Demokratie gerungen wird. Teilweise wurde insbesondere
das Recht auf Meinungs- und Pressefreiheit massiv eingeschränkt oder
verletzt. Gerade die Meinungs- und Pressefreiheit sind aber für den
demokratischen Rechtsstaat schlechthin konstitutiv. Ist dieses Recht nicht
geschützt, so hat das unmittelbare Auswirkungen auf die gesamte
Gesellschaft.

In engem Zusammenhang mit dem Recht auf Meinungsfreiheit steht die schon in
der Präambel der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte genannte
Religionsfreiheit. Beide Rechte bedingen einander. Religionsfreiheit
beinhaltet das Recht, eine Religion zu haben oder nicht zu haben, sie
beinhaltet das Recht, seine Religion zu wechseln und auch die Möglichkeit
zur Kritik an Religion, die zum offenen Diskurs in der Gesellschaft gehört.
Umgekehrt ist Meinungsfreiheit nur dann umfassend garantiert, wenn
religionsbezogene Kritik geäußert und religiöse Fragen offen diskutiert
werden können. Damit ist die Verantwortung verbunden, der Diskriminierung
von religiösen Gemeinschaften und Gruppen entgegenzuwirken. Um den
gesellschaftlichen Zusammenhalt zu stützen und zu stärken, braucht es
deshalb den respektvollen Umgang von Menschen unterschiedlicher religiöser
und nicht religiöser Überzeugungen, in Europa und auch in Deutschland.

Weiterhin gilt es, das Recht auf Asyl als Menschenrecht und die
individuellen Rechte von Geflüchteten zu verteidigen.

Wir erinnern daran, dass Menschenrechte universell sind. Sie beruhen auf
der Würde des Menschen und kommen allen Menschen aufgrund ihres Menschseins
zu. Die Universalität der Menschenrechte gewinnt ihre Geltung in ihrer
konkreten Anwendung. Dazu gehört die Gewährleistung der Rechte Geflüchteter
gemäß der Genfer Flüchtlingskonvention und der Europäischen
Menschenrechtskonvention. Ebenso gehört dazu das Eintreten gegen alle
Formen der Menschenverachtung, seien sie rassistisch oder populistisch
bedingt, sei es, dass sie aus politischem Kalkül geschehen. Schutzsuchende
und Migranten dürfen nicht zur Ursache von gesellschaftlichen Problemen
erklärt werden, deren Lösung Aufgabe der Politik ist.

Nach Angaben des UNHCR waren Ende des Jahres 2017 24,5 Millionen Menschen
auf der Flucht; hinzu kommen etwa 40 Millionen Binnenflüchtlinge. Die Zahl
der in der Europäischen Union (EU) Schutzsuchenden ist vergleichsweise
gering. In dieser Situation steht die EU als Staatengemeinschaft vor der
Aufgabe, gemeinsam Verantwortung für Flüchtlinge zu übernehmen und nach
Lösungsansätzen für eine nachhaltige, zukunftsweisende und vor allem
menschen- und völkerrechtlich basierte Asyl- und Migrationspolitik zu
suchen. Dazu muss trotz aller Schwierigkeiten weiter an dem Aufbau eines
echten Gemeinsamen Europäischen Asylsystems gearbeitet werden. Solidarität
und Verantwortung bei der Flüchtlingsaufnahme müssen in ein ausgewogenes
Verhältnis gebracht und möglichst hohe Verfahrens- und Aufnahmestandards
etabliert werden. Die Sicherung der Außengrenzen Europas ist nicht nur
legitim, sondern notwendig. Sie darf jedoch nicht zur Abschottung führen
und die Wahrnehmung des Rechtes auf Asyl oder Schutz unmöglich machen, wie
aufgrund des EU-Türkei-Abkommens derzeit in den völlig überfüllten
"Hotspots" auf den griechischen Inseln zu beobachten ist. Deshalb muss die
Sicherung der Außengrenzen mit der Schaffung legaler Zugangswege für
Schutzsuchende zur Europäischen Union einhergehen. Zudem ist die
Unterbringung von Geflüchteten in geschlossenen Lagern nicht mit
humanitären oder rechtlich verbindlichen Standards, wie beispielsweise der
Europäischen Menschenrechtskonvention, vereinbar.

Die Integration von Geflüchteten, die in Deutschland leben, und sei es nur
auf Zeit, muss und kann besser und schneller ermöglicht werden, als dies
bisher der Fall ist. Familiennachzug unterstützt die Integration. Seit
Inkrafttreten des Gesetzes zur Neuregelung des Familiennachzugs zu
Subsidiär Geschützten wurden von August bis Mitte September 2018 jedoch
lediglich 112 Visa erteilt, obwohl 1.000 Personen pro Monat die rechtliche
Möglichkeit dazu bekommen sollten. Dies ist ein nicht nachvollziehbares
Versäumnis.

Schließlich stellen wir fest: Wo legale Einreisemöglichkeiten nicht gegeben
sind und gleichzeitig keine effektive staatliche Seenotrettung vorgehalten
wird, wird letztlich das Sterben von Menschen billigend in Kauf genommen.
Die EKD unterstützt deshalb die zivile Seenotrettung ideell und finanziell.
Dass diese inzwischen massiv behindert, die Helfenden kriminalisiert und
Häfen für Schiffe, die Schutzsuchende an Bord genommen haben, geschlossen
werden, ist skandalös. Der Rat der EKD hat im Juni 2018 gesagt: "Es ist ein
Gebot christlicher Nächstenliebe, Menschen, die aus ihren Heimatländern vor
Krieg und Elend fliehen und in der EU Schutz suchen, nicht ihrem Elend zu
überlassen."

Weltweite Migration geschieht aus vielen verschiedenen Ursachen und wird
eine Tatsache der nächsten Jahre und Jahrzehnte bleiben. Wir setzen uns
dafür ein, dass Fluchtursachen untersucht und bekämpft werden. Die "Ziele
für nachhaltige Entwicklung" ("Sustainable Development Goals", SDGs), die
von den Vereinten Nationen 2015 beschlossen wurden, konkretisieren die
Menschenrechte, indem sie diese Rechte unter anderem auf die Felder der
Armutsbekämpfung, der Ernährungssicherheit, der Gesundheit, des Zugangs zu
sauberem Wasser und Bildung beziehen. Umgekehrt ist die Umsetzung der
"Ziele für nachhaltige Entwicklung" ein Beitrag zur Bekämpfung der
Fluchtursachen. Das bedeutet auch, dass Standards der
Entwicklungszusammenarbeit und Regeln des Waffenexports und seiner
Kontrolle sowie der Agrar-, Handels- und Fischereipolitik unbedingt
einzuhalten sind. Diese Politikfelder Deutschlands und der EU bedürfen
einer grundsätzlichen Änderung, da sie bisher zu einseitig an unseren
Interessen ausgerichtet sind und der eigenständigen wirtschaftlichen
Entwicklung in Afrika schaden bzw. sie zerstören.

Der Rat begrüßt den Migrations- sowie den Flüchtlingspakt der Vereinten
Nationen zur Schaffung besserer internationaler Regelungen für Flucht und
Migration. Die Evangelische Kirche unterstützt das Ziel des
Flüchtlingspakts, die vielfältigen völkerrechtlichen Verpflichtungen zum
Schutz von Geflüchteten zu stärken. Dazu zählen insbesondere die
humanitären Aufnahmeprogramme, auf die sich Deutschland national und
international längst festgelegt hat. Ebenfalls unterstützen wir die im
Migrationspakt festgeschriebenen Standards für sichere, geregelte und
legale Migration sowie eine verstärkte Kooperation in der internationalen
Migrationspolitik.

Unser wirtschaftlich starkes Land ist seit Langem ein Einwanderungsland.
Die EKD fordert schon seit vielen Jahren ein Einwanderungsgesetz. Wir
begrüßen, dass die Bundesregierung nun ein Eckpunktepapier für ein solches
Gesetz vorgelegt hat. Aus Sicht der EKD kommt es darauf an, nicht nur
hochqualifizierte Arbeitskräfte anzuwerben, sondern auch Perspektiven für
Geringqualifizierte aus wirtschaftlich schwächeren Staaten zu eröffnen. Die
Anwerbung qualifizierter Arbeitskräfte sollte eng mit
entwicklungspolitischen Maßnahmen verknüpft werden, damit sie nicht auf
Kosten der Herkunftsländer erfolgt. Wir treten auch für den sogenannten
"Spurwechsel" ein, der sowohl Geduldeten sichere Perspektiven gibt als auch
dem einheimischen Arbeitsmarkt nutzen kann.

"Die Würde des Menschen ist unantastbar." Ohne die Wahrung der
Menschenrechte ist die Würde des Menschen nicht zu schützen. Im 70. Jahr
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte engagiert sich die EKD deshalb
im Bereich "Menschenrechtsbildung" mit ihrer
Menschenrechtsinitiative #freiundgleich und will damit Kirchen und
Zivilgesellschaft in ihrer Arbeit vor Ort unterstützen."


Das Ratswort ist im Internet unter www.ekd.de/Ratswort-Menschenrechte
abrufbar.

Weitere Informationen zur Menschenrechtsinititative der EKD unter
www.freiundgleich.info.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 167/2018 vom 06.12.2018

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Dezember 2018 
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BUNDESLIGA/551: Männer - 3. und 4. Runde (SB)




Die 3. und 4. Runde der Männerbundesliga verlief ohne allzu große
Überraschungen. Im großen und ganzen setzten sich die Favoriten
durch, und so verwundert es nicht, daß Baden-Baden, Solingen,
Hockenheim, Bremen und Deizisau ganz vorne im Klassement mitmischen.
Doch auch die Aufsteiger hielten zum Teil gut mit und konnten gar
erste Siege erringen.

Im Spielort Viernheim mußte der Gastgeber in Runde 3 wegen des
Rückzugs von DJK Aachen pausieren. Der SV Hockenheim, bis dahin noch
Tabellenführer, trat gegen Hofheim an und hatte es gar nicht leicht,
auch wenn am Spitzenbrett Ex-Weltmeister Anatoly Karpov an den Start
ging. Sein Kontrahent, der junge deutsche Großmeister Jan-Christian
Schröder, konnte dem 12. Weltmeister in der Schachgeschichte gar
einen Bauern abnehmen, aber Karpov hielt bis zuletzt die Remisbreite.
Ohne vollen Punkt am ersten Brett mußte Hockenheim an den übrigen
Brettern hart um den schlußendlich knappen 4,5:3,5-Sieg ringen. Der
Kampf hielt sich lange in der Balance. Auf Hockenheimer Seite konnten
Ivan Saric und Tamasz Banusz Siege einfahren, aber Hofheim hielt über
Siege von Vladimir Gurevich und Gennadi Ginsburg mit. Gut, daß
Hockenheim sich auf Arik Braun verlassen konnte, der seinen
Endspielvorteil gegen Matthias Womacka verwertete. Dennis Wanger
hätte den Sieg noch runder machen können, da er in einem
Damenendspiel einen Mehrbauern besaß, aber Erik Zude konnte nach
siebeneinhalb Stunden und 154 Zügen die Punkteteilung sichern.

Hamburg mußte in Augsburg am Samstag gegen den Gastgeber ran, und
auch hier fiel das Resultat denkbar knapp aus. Jedenfalls machte es
die BCA Augsburg den Hamburgern nicht leicht. Die Hanseaten gingen
mit einem Sieg von Niclas Huschenbeth, der Viktor Laznicka mit einem
Qualitätsopfer niederrang, in Führung, die Dirk Sebastian auf 3:1
erhöhte, da sein Kontrahent Nikola Nestorovic in Zeitnot nicht die
besten Zügen fand. Der Vorsprung schrumpte jedoch zusammen, als
Eduardas Rozentalis und Gregory Pitl für Augsburg punkteten, so daß
sich das Spielgeschehen auf die Partie zwischen Sipke Ernst und Petar
Arnaudov konzentrierte. Für eine Zeitlang schien Arnaudov für
Augsburg einen vollen Punkt herausholen zu können, doch im Laufe der
Verwicklungen setzte sich Ernst mehr und mehr durch, so daß die
Norddeutschen an diesem Tag das glücklichere Händchen gegen den
Aufsteiger hatten.

Parallel dazu konnte Aufsteiger Kiel, ohnehin an allen Brettern
stärker besetzt, einen wichtigen Sieg um den Klassenerhalt gegen die
Münchener MSA Zugzwang unter Dach und Fach bringen. Am Ende hieß es
5:3 für das Team aus dem Norden der Republik, aber der Erfolg mußte
hart umkämpft werden. Jonny Hector brachte die Kieler mit einem
Siegpunkt gegen Erasmus Gerigk in Führung, doch die Münchener
schlugen über Teamchef Markus Lammers zurück, der Thorbjorn Bromann
das Nachsehen gab. Erst als Allan Stig Rasmussen gegen Stefan
Bromberger die Oberhand behielt und Igor Khenkin sich gegen Robert
Zysk durchsetzte, war am Kieler Jubel nicht mehr zu rütteln.

Gastgeber Baden-Baden bot eine Riege rein internationaler Topstars
auf, um Dresden in die Knie zu zwingen, was auch gelang. Der
amtierende Champion und Titelverteidiger konnte im Kulturhaus LA8
einen ungefährdeten 6:2-Sieg einfahren. Dies fiel um so leichter, als
Michael Adams für Baden-Baden einen kampflosen Sieg zugesprochen
bekam, da Maximilian Neef wegen Erkrankung nicht antreten konnte.
Richard Rapport, Hou Yifan, Sergei Movsesian und Etienne Bacrot
siegten dagegen direkt am Brett. Für Dresden kam nur Jakov Loxine -
immerhin gegen Alexei Shirov - zum Erfolg.

Im Parallelduell sicherte sich Deizisau einen ebenfalls klaren
5,5:2,5-Erfolg gegen die SF Berlin. Während die Hauptstädter mit fünf
Remisen zufrieden sein mußten, sorgten Vincent Keymer, Zdenko Kozul
und Alexander Graf für den Unterschied.

Düsseldorf war zwar am vergangenen Spielwochenende Gastgeber, aber
der Aufsteiger blieb in Runde 3 weiterhin ohne Punkte, da das Duell
gegen die starken Bremer mit 2,5:5,5 endete. Romain Edouard,
Vlastimil Babula, Gerlef Meins und Zahar Efimenko überspielten ihre
Konkurrenz, so daß lediglich Alexander Berelowitsch für die
Hausherren einen vollen Zähler beisteuern konnte.

Das Match zwischen Solingen und Mülheim ging zwar zu Gunsten des
Favoriten aus, gleichwohl hatte Solingen einige Mühen durchzustehen.
Mülheim ist immer ein harter Gegner, zumal das Team mit Spitzenmann
David Navara einen nahezu sicheren Garanten für einen Siegpunkt
besitzt. Doch zunächst gingen die Klingenstädter über Mads Andersen
in Führung, der Patrick Zelbel eine Niederlage bereitete. Doch dann
sorgte Navara für den Ausgleich mit einem Sieg am Spitzenbrett über
Markus Ragger. Die erneute Führung für Solingen besorgte Surya
Shekhar Ganguly, der Daniel Fridmans Russische Verteidigung
durchlöcherte. Aber wieder schlug Mühlheim zurück, diesmal über
Volkmar Dinstuhl, der jedoch das Glück auf seiner Seite hatte, weil
Jan Smeets, der eigentlich auf Gewinn stand, einen Turm einstellte.
Solingen kam über Erwin L'Ami wieder auf die Sonnenseite, aber in der
letzten noch zu spielenden Partie besaß Mühlheim mit Amir Rezasade am
Jugendbrett gegen Kevin Schröder das bessere Endspiel. Die Hoffnung
auf ein Gesamtremis ging jedoch unter, als Rezasade einen wichtigen
Bauern verlor und schließlich kapitulieren mußte. Solingen gewann so
mit 5:3.

Im Spitzenspiel am Sonntag mußte der SV Werder Bremen zwar eine
hauchdünne Niederlage gegen Solingen quittieren, wodurch sich die
Klingenstädter Baden-Baden als neuem Tabellenführer eng auf die
Fersen hefteten, aber die Aufsteiger Düsseldorf und Augsburg
verbuchten ihren ersten Erfolg in der Bundesliga. Verlustpunktfrei
sind nach dem Spielwochenende der 3. und 4. Runde neben Baden-Baden
und Solingen auch Hockenheim und Viernheim. Beide Mannschaften
absolvierten jedoch ein Spiel weniger, so daß sie in der Tabelle
etwas nach hinten zurückfielen.

In Viernheim hatte Hockenheim einen spielfreien Tag, weil Aachen
nicht mehr Mitglied im Oberhaus ist, so daß sie die Tabellenführung
nicht verteidigen konnten. Dafür bewahrte der Gastgeber gegen Hofheim
die weiße Weste und bilanziert nunmehr mit 6:0-Mannschaftspunkten,
während Hofheim nach der vierten Liga-Pleite tief in der Abstiegszone
festsitzt. Gleichwohl hielt sich Hofheim bei der 3:5-Niederlage gegen
den starken Aufsteiger ganz tüchtig. An sechs Brettern gab es
Entscheidungen, was den Kampfeswillen beider Mannschaften
unterstrich. Allein, an der Überlegenheit der Gastgeber war nicht zu
rütteln, die mit Bassem Amin, David Anton Guijarro und Konstantin
Tarlev die Führung sicherstellten, ehe Arno Zude gegen Günther
Beikert den ersten Brettsieg des Tages für Hofheim einholte. An eine
Aufholjagd war jedoch nicht zu denken, als Igor Kovalenko für
Viernheim punktete, so daß Ulrich Weber am Schlußbrett nur
Ergebniskosmetik betreiben konnte.

Am Sonntag holte sich Hamburg den zweiten Matchsieg in Augsburg,
diesmal klarer mit 6:2 gegen die MSA Zugzwang, die weiterhin mit null
Punkten bilanzieren. Besser machte es der Gastgeber im
Aufsteigerduell gegen Kiel und strich damit die ersten Liga-Punkte
ein. Vor heimischer Kulisse bezwang die BCA Augsburg ihren Nordgegner
klar mit 5,5:2,5. Entscheidend waren die Siege von Viktor Laznicka,
Michael Prusikin und Petar Arnaudov, während die Kieler nur fünf
Remisen einfahren konnten.

Für Dresden war das Spielwochenende in Baden-Baden eine einzige
Pleite. Nach der deutlichen Niederlage gegen den Champion kassierte
die Mannschaft auch am Sonntag eine Abfuhr gegen die Schachfreunde
Deizisau mit 2,5:5,5. An den ersten vier Brettern konnten die
Dresdner zwar durchweg Remisen einfahren, aber als Andreas Heimann
und Dmitrij Kollars für Deizisau eine sichere Führung herausspielten,
war das Match schon entschieden. Alexander Graf besorgte dann den
letzten Siegpunkt für Deizisau.

Auch der Deutsche Meister hatte keine Probleme beim 7:1-Sieg gegen
die Schachfreunde aus Berlin, die lediglich über Dennes Abel und Jan
Michael Sprenger zu einem Remis kamen.

Die Bremer Niederlage in Düsseldorf gegen Solingen fiel knapp aus,
auch wenn die Nordlichter zunächst über Romain Edouard, der Erwin
L'Ami überspielte, in Führung gingen. Doch nicht für lange, denn der
dänische Großmeister Mads Andersen besorgte den Solinger Ausgleich.
Nach etlichen Remisen war es schließlich Markus Ragger, der am
Spitzenbrett seinen englischen Kontrahenten Luke McShane im
Turmendspiel dank eines Mehrbauern besiegte und so den knappen Sieg
für die Klingenstädter sicherstellte.

Parallel dazu kam der Düsseldorfer SK zu seinem ersten Saisonsieg.
Der Aufsteiger konnte sich im Kellerduell gegen den SV Mülheim Nord
mit 4,5:3,5 durchsetzen. Zum Matchwinner avanchierte der Niederländer
Jan Timman gegen Michael Feygin in der übrigens einzigen Gewinnpartie
der Begegnung. Mühlheim bleibt so weiterhin ohne Punkt in der Liga.

Die nächste Doppelrunde findet am 15. und 16. Dezember mit
Hockenheim, Dresden, Deizisau und Hofheim als Gastgeber statt.



Runde 3, am 24.11.2018

SC Viernheim - DJK Aachen -

SV Hockenheim - SV Hofheim 4,5:3,5

BCA Augsburg - Hamburger SK 3,5:4,5

MSA Zugzwang - SG Turm Kiel 3:5

OSG Baden-Baden - USV TU Dresden 6:2

SF Deizisau - SF Berlin 5,5:2,5

Düsseldorfer SK - SV Werder Bremen 2,5:5,5

SG Solingen - SV Mülheim Nord 5:3



Runde 4, am 25.11.2018

DJK Aachen - SV Hockenheim -

SV Hofheim - SC Viernheim 3:5

Hamburger SK - MSA Zugzwang 6:2

SG Turm Kiel - BCA Augsburg 2,5:5,5

USV TU Dresden - SF Deizisau 2,5:5,5

SF Berlin - OSG Baden-Baden 1:7

SV Werder Bremen - SG Solingen 3,5:4,5

SV Mülheim Nord - Düsseldorfer SK 3,5:4,5




	
 Stand nach der 4. Runde: 



	
1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

8.

9.

10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.


	
OSG Baden-Baden

SG Solingen

SF Deizisau

SV Hockenheim

Hamburger SK

SC Viernheim

SV Werder Bremen

SG Turm Kiel

Düsseldorfer SK

BCA Augsburg

USV TU Dresden

SF Berlin

SV Mülheim Nord

SV 1920 Hofheim

MSA Zugzwang

DJK Aachen


	
4

4

4

3

4

3

4

4

4

4

3

3

4

4

4

 


	
8

8

6

6

6

6

4

4

2

2

2

2

0

0

0

 


	
24  

22  

18,5

18  

17  

14,5

17  

13,5

14  

12,5

9,5

9  

12  

12  

10,5
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BUNDESLIGA/550: Frauen - 3. und 4. Runde (SB)




Nach der Doppelrunde am 17. und 18. November hat sich der amtierende
Champion der Frauenliga, wie nicht anders zu erwarten, wieder an die
Spitze gesetzt. Besonders schwer hatte es Baden-Baden beim Ausrichter
Karlsruhe indessen nicht. Am Samstag traf der Titelverteidiger auf
Lehrte und siegte an allen Brettern. Und tags darauf gegen Aufsteiger
Rotation Pankow gab es ein 5:1. Allein Iamze Tammert mußte sich an
Brett 5 Iris Mai geschlagen geben. Die deutliche Punktausbeute des 3.
und 4. Spielwochenende brachte den Spitzenplatz für Baden-Baden
zurück, wenngleich nur nach Brettpunkten vor Hamburg.

Die Hamburgerinnen hatten ein Heimspiel gegen Hofheim und Bad
Königshofen zu absolvieren. Gegen Hofheim konnten die Hanseatinnen
ihre Überlegenheit an den ersten vier Brettern reklamieren, wo
Sarasadat Khademalsharieh, Sarah Hoolt, Filiz Osmanodja und Judith
Fuchs ihre Konkurrenz ausschalteten, aber die Hofheimerinnen siegten
dafür an den beiden letzten Brettern durch Ulrike Rößler und Alena
Kushka, so daß der 4:2-Sieg von Hamburg am Samstag ein wenig
angekränkelt war. Am Sonntag gegen die Damen aus Bad Königshofen, die
zuletzt Baden-Baden ein 3:3 abgenommen hatten, ging es voll zur
Sache. Wieder zeigte sich Hamburg an den beiden Spitzenbrettern
überlegen. Hier konnten Monika Socko und Sarasadat Khademalsharieh je
einen Sieg einfahren. Doch an den nächsten Brettern mußte Hamburg
Wegzoll zahlen, denn hier setzten sich Polina Shuvalova, Tatjana
Melamed und Alexandra Obolentseva für Bad Königshofen durch, und wäre
nicht Diana Baciu am Schlußbrett gewesen, die ihre Kontrahentin Anna
Gvanceladze bezwingen konnte, dann hätte das Mannschaftsremis auch
anders ausgehen können. So konnte Hamburg immerhin Platz 2 im
Klassement halten.

Bad Königshofen behauptete den 3. Platz, da die Mannschaft am Samstag
einen 4:2-Sieg gegen Harksheide einfuhr. Allerdings mußte sich Olga
Girya am Spitzenbrett Laura Unuk geschlagen geben, was für den
Aufsteiger sicherlich einen Prestigegewinn bedeutete. Die Rodewischer
Schachmiezen büßten zwei Plätze ein. Gegen Schwäbisch Hall mußte man
sich zwar im Spielort Bayern München mit 2,5:3,5 geschlagen geben -
nur Stavroula Tsolakidou gelang es, einen vollen Punkt einzufahren -,
aber im Gegenzug zeigten sich die Schachmiezen am Tag darauf gegen
Deizisau von ihrer besten Seite und siegten mit 4:2. Einen Platz
herunter kletterte Deizisau, weil der 6:0-Kantersieg gegen Bayern
München durch die 2:4-Niederlage gegen Rodewisch verleidet wurde.

Die zweite Hälfte der Tabelle führt Lehrte auf Rang 7 an, was einen
Zuwachs von zwei Rängen bedeutete. Die herbe Niederlage gegen
Baden-Baden konnte am Sonntag mit einem 4:2-Erfolg gegen Karlsruhe
wieder wettgemacht werden. Für Aufsteiger Rotation Pankow war das
Spielwochenende durchwachsen. Die 1:5-Niederlage am Sonntag gegen den
amtierenden Champion wurde immerhin durch das 3:3-Mannschaftsremis
gegen Karlsruhe ein wenig versüßt. Karlsruhe selbst hätte sich gegen
Pankow gerne mehr gewünscht, zumal am Sonntag die 2:4-Pleite gegen
Lehrte aufs Selbstbewußtsein drückte. So verschlechterte sich
Karlsruhe um einen Platz auf Rang 9. Hofheim trug am Spielwochenende
in Hamburg ein Janusgesicht. Gegen den Gastgeber gab es eine
2:4-Niederlage, im umgekehrten Verhältnis genauso hoch war der Sieg
gegen Aufsteiger Harksheide. Mehr als ein Trost konnte es allerdings
nicht sein. Zwei 0:6-Niederlagen gegen Deizisau und Schwäbisch Hall
ließen Bayern München auf den vorletzten Platz fallen vor der Roten
Laterne aus Harksheide. Das Mädchenteam wartet immer noch auf den
ersten Erfolg in der laufenden Saison.



Runde 3, am 17.11.2018

Karlsruher SF - SC Rotation Pankow 3:3

OSG Baden-Baden - SK Lehrte 6:0

Hamburger SK - SV Hofheim 4:2

TuRa Harksheide - SC Bad Königshofen 2:4

FC Bayern München - SF Deizisau 0:6

Rodewischer Schachmiezen - SK Schwäbisch Hall 2,5:3,5



Runde 4, am 18.11.2018

SK Lehrte - Karlsruher SF 4:2

SC Rotation Pankow - OSG Baden-Baden 1:5

SC Bad Königshofen - Hamburger SK 3:3

SV Hofheim - TuRa Harksheide 4:2

SK Schwäbisch Hall - FC Bayern München 6:0

SF Deizisau - Rodewischer Schachmiezen 2:4




	
 Stand nach der 4. Runde: 
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OSG Baden-Baden

Hamburger SK

SC Bad Königshofen

Rodewischer Schachmiezen
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SF Deizisau

SK Lehrte

SC Rotation Pankow

Karlsruher SF

SV Hofheim

FC Bayern München

TuRa Harksheide
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SCHACH-SPHINX/06769: Verwandtschaft von Sehen und Zählen (SB)


Der Tumult hatte sich gelegt, die Staubwirbel stürzten erschöpft zu
Boden und offenbarten eine Stellung, in der Schwarz als einzigem Trost
auf seine beiden Türme auf der g-Linie blicken konnte. Sein König saß
indessen verschreckt im äußersten Eckfeld und sah mit Bangen, daß die
Grundreihe unbewacht war. Noch dazu war Weiß am Zuge, und dieser stieß
nun mit seinen Augen von der Höhe seines nahenden Triumphes auf die
schwarzen Königsburg herab, zumindest auf das, was nach dem
vorangegangenen Schlachtenlärm davon übriggeblieben war. Ein Matt
glitzerte da in seiner Pupille auf und lange Schatten fielen auf den
schwarzen König herab. Nun, Wanderer, Sehen und Zählen sind sich
erstaunlich verwandt. Dies gilt auch im heutigen Rätsel der Sphinx,
denn alle Nußknacker wissen, daß vor der Zahl das Teilen kam, ein
Schicksal, dem keiner enteilen kann, und der schwarze König in seinem
Schlupfloch hatte nur noch wenige Augenblicke zu leben. Kannst du
seine Herzschläge zählen, Freund endloser Wanderschaft durch die
kombinatorischen Gefilde der hehren Schachkunst?






[image: SCHACH-SPHINX/06769: Verwandtschaft von Sehen und Zählen (SB)]



Kristensen - Fromm

Randers 1990


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Wer mit der Blindheit flirtet, wird den Sieg nie sehen, und dabei war
alles so schön vorbereitet gewesen. Mit 1.Tf1xf6! g7xf6 2.Sg5xh7!
hätte sich Weiß selbst den größten Gefallen getan. Der schwarze König
hätte dann nicht mehr aus der Mausefalle entkommen können, da ihm das
Feld f8 genommen war. Und schlagen durfte er den Springer ebenfalls
nicht, denn nach 2...Kg8xh7 3.Dd1-g4 war gegen 4.Td3-h3# nichts zu
erfinden.



Erstveröffentlichung am 8. Dezember 2005
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





FORSCHUNG/235: Ethische Verantwortung beginnt bei der Planung von Studien (idw)


Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs) - 06.12.2018

Ethische Verantwortung beginnt bei der Planung von Studien



Die Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs) hat Empfehlungen für
"Ethisches Handeln in der psychologischen Forschung" veröffentlicht. Die
Empfehlungen richten sich an Forschende, Studierende und Lehrende aus
allen Bereichen der Psychologie, und damit auch an Antragstellende und
Begutachtende in Ethikkommissionen. "Qualität in der psychologischen
Forschung kann nur dann gewährleistet sein, wenn sie ethischen Prinzipien
folgt", sagt Birgit Spinath, Präsidentin der DGPs. "Mit unseren
Empfehlungen setzen wir ein Zeichen für Qualitätssicherung und bieten
Forschenden eine klare Orientierung für ihren Forschungsprozess."

Welche Auswirkungen hat die Nutzung von Smartphones auf die Stimmung von
Jugendlichen? Wie gut können wir unliebsame Gewohnheiten verändern? Ab
wann verstehen Babys unsere Sprache? Wie verändern sich unsere Emotionen
im Alter? Diese und ähnliche Fragen berühren den Kern psychologischer
Forschung: das Erleben und Verhalten des Menschen. "Psychologische
Forschung ist in den allermeisten Fällen auf die Teilnahme von Menschen
als ?Untersuchungsobjekt? angewiesen. Wir Forschenden tragen die
Verantwortung dafür, dass unsere Versuchspersonen respektvoll behandelt
werden und durch die Untersuchungen keinen Schaden nehmen", erklärt
Annette Schröder, Professorin für Klinische Psychologie und Psychotherapie
an der Universität Koblenz-Landau und Zweite Vizepräsidentin der DGPs.
Im Forschungsprozess beginnt diese Verantwortungsübernahme bereits bei der
Studienplanung: Wer muss bei Untersuchungen mit Jugendlichen zur
Smartphone-Nutzung und Stimmungsbeeinflussung einwilligen - nur die
Jugendlichen selbst, nur die Eltern, oder beide? Gibt es Risiken bei der
Teilnahme an bestimmten psychologischen Experimenten, zum Beispiel durch
das Ausfüllen von Selbsteinschätzungsfragebögen - und falls ja, muss man
darüber aufklären?

"Wir haben das Wissen über gute ethische Forschungspraxis in unseren
Empfehlungen gebündelt", sagt Annette Schröder. Auf Basis der bereits 2004
formulierten berufsethischen Richtlinien, die Leitlinien sowohl für die
berufliche Praxis als auch für die Forschung formulieren, behandelt die
Broschüre vor allem die ethischen Prinzipien, die in der Forschung mit
Menschen relevant sind. "Neben einer Reihe von Good Practice-Beispielen
für ethische Entscheidungen bieten wir unseren Forschenden auch konkrete
Hilfestellungen durch Checklisten und Musterbeispiele an, die sie für ihre
Ethikanträge nutzen können". In den Empfehlungen werden vier international
anerkannte elementare Prinzipien beschrieben, nach denen ethisch
vertretbare Forschung erfolgen sollte:

Respekt vor Selbstbestimmung: Die Freiwilligkeit der Teilnahme von
Versuchspersonen muss in allen Phasen und Teilen einer wissenschaftlichen
Untersuchung respektiert werden.

Nichtschädigung: Die Privatsphäre von Versuchspersonen muss gesichert
werden und erhaltene Informationen müssen vertraulich behandelt werden.

Fürsorge: Die Würde und Integrität von Versuchspersonen muss gewahrt
werden.

Gerechtigkeit: Versuchspersonen müssen fair behandelt werden.

Die Empfehlungen der DGPs verdeutlichen, unter welchen Bedingungen eine
Studie als ethisch unbedenklich einzustufen ist. Dazu werden insbesondere
auch die Kriterien transparent gemacht, die bei der Beurteilung von
Anträgen von der Ethikkommission der DGPs angelegt werden. Sie dienen
dadurch als Unterstützung für Antragstellende und für Vertreterinnen und
Vertreter lokaler Ethikkommissionen an den Universitäten.


Über die DGPs:

Die Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs e.V.) ist eine Vereinigung
der in Forschung und Lehre tätigen Psychologinnen und Psychologen. Die
über 4500 Mitglieder erforschen das Erleben und Verhalten des Menschen.
Sie publizieren, lehren und beziehen Stellung in der Welt der
Universitäten, in der Forschung, der Politik und im Alltag.


Originalpublikation:

https://www.hogrefe.de/shop/ethisches-handeln-in-der-psychologischen-forschung-75906.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution599

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs), 06.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/509: Einfach mal abschalten - Die schnelle Erholung zwischendurch (idw)


Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund - 06.12.2018

Einfach mal abschalten: Die schnelle Erholung zwischendurch



"Im Urlaub kann ich mich dann endlich erholen" - mit diesem Gedanken
trösten sich viele Arbeitnehmer, wenn es im Job zu viel wird. In
Wirklichkeit sind die Wechselwirkugen zwischen Arbeitsbelastung,
Erschöpfung und Erholung deutlich dynamischer: Ein anstrengender
Arbeitstag bereits am selben Tag zu Erschöpfung führen und das
Wohlbefinden am Feierabend beeinträchtigen. Genauso kurzfristig wie die
Erschöpfung kommt, sollte auch Zeit für die Erholung eingeräumt werden:
Bewusstes Abschalten zu Hause fördert die Regeneration und verhindert,
dass der Arbeitstag die anschließende Freizeit beeinflusst. Das zeigt eine
Tagebuch-Studie des Leibniz-Instituts für Arbeitsforschung an der TU
Dortmund.

Ablenkungen im Großraumbüro ausblenden, ungeliebte Projekt-Aufgaben
angehen und im Kundenkontakt stets freundlich sein: Solche Anforderungen
sind selbstverständlich geworden in der modernen Arbeitswelt. Laut einer
Eurofond-Erhebung geben 68 Prozent der Angestellten in der EU an, von
Anfragen Dritter wie etwa Kunden abhängig zu sein. 31 Prozent müssen ihre
wahren Emotionen bei der Arbeit zugunsten zielorientierten Verhaltens
unterdrücken. Das strengt an und kann auf Dauer die Gesundheit und
Leistungsfähigkeit beeinträchtigen.

IfADo-Arbeitspsychologinnen und Arbeitspsychologen haben nun untersucht,
ob und wie sich solche Anforderungen noch am selben Tag auf das
Wohlbefinden von Arbeitnehmern auswirken - und ob kurzfristig erfolgende
Erholung davor schützt. Die Forschenden führten eine Online-Befragung mit
insgesamt 86 berufstätigen Probandinnen und Probanden durch. An zehn
aufeinanderfolgenden Arbeitstagen beantworteten diese zweimal pro Tag
einen Fragebogen. Am Nachmittag wurde die gerade erlebte Arbeitsbelastung
abgefragt. Am Abend bewerteten die Studienteilnehmer ihr Wohlbefinden.
Zudem gaben sie an, wie gut es ihnen an diesem Abend gelang, von der
Arbeit abzuschalten.

Freiräume für Erholung nach Feierabend

"Auf Grundlage der Befragung konnten wir bestätigen, dass sich ein
anstrengender Arbeitstag direkt auf das Wohlbefinden nach der Arbeit
auswirkt. Man bringt die Last quasi mit nach Hause", sagt 
IfADo-Studienautorin Lilian Gombert. "Zuhause angekommen fühlt man sich
erschöpft und antriebslos, Verabredungen werden abgesagt, die Laune
sinkt." Dabei sind es gerade Freizeitaktivitäten, die entgegenwirken:
"Wenn man am Feierabend einem Hobby nachgeht, Sport treibt oder Freunde
trifft, rückt das bei der Arbeit Erlebte in den Hintergrund. Das schafft
nach einem anstrengenden Arbeitstag die benötigten Freiräume für
Erholung", so Gombert weiter.

Gerade an Tagen mit hoher Belastung gilt: Nicht immer ins Schneckenhaus
zurückziehen, sondern aktiv werden und bewusst von der Arbeit abschalten.
Das sollte auch von Arbeitgebern gefördert werden, zum Beispiel durch
vereinbarte Regeln im Umgang mit beruflichen E-Mails und Anrufen auf dem
Smartphone nach Feierabend.

Das IfADo - Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund
erforscht die Potenziale und Risiken moderner Arbeit auf lebens- und
verhaltenswissenschaftlicher Grundlage. Aus den Ergebnissen werden
Prinzipien der leistungs- und gesundheitsförderlichen Gestaltung der
Arbeitswelt abgeleitet. Das IfADo hat mehr als 220 Mitarbeiter/innen aus
naturwissenschaftlichen und technischen Disziplinen. Das Institut ist
Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft, die 93 selbstständige Einrichtungen
umfasst. Die Leibniz-Institute beschäftigen rund 19.100 Personen, darunter
9.900 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler.


Originalpublikation:

Gombert, L., Rivkin, W., & Schmidt, K.-H. (2018).

Indirect Effects of Daily Self-Control Demands on Subjective Vitality via
Ego Depletion: How Daily Psychological Detachment Pays Off.

Applied Psychology: An international Review, S. 1-26.

doi: 10.1111/apps.12172

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution670

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund, 06.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GASTSPIEL/350: Lübeck - Musical Night mit Chris Murray am 12.01.2019


Theater Lübeck

Musical Night mit Chris Murray

Der Zauber des Moments · Eine weihnachtliche Mischung aus
Musicalsongs, Weihnachtsliedern und Filmmusik



Was ist »Classics«? Klassiker und solche, die es vielleicht mal
werden. Musicals, klassische Arien und Rocksongs in modernen poppigen
Arrangements - mit Femke Soetenga und Chris Murray geben sich zwei der
profiliertesten deutschsprachigen Musicalsänger ein Stelldichein.

»Classics«: Angefangen von Bach über Puccini bis zu Led Zeppelin, von
der »Rocky Horror Show« über »Jesus Christ Superstar« und »We will
rock you« bis zu den Werken Frank Nimsgerns wie z. B. »Der Ring«,
»Snowhite« »Paradise of Pain« etc. Femke Soetenga brillierte sowohl in
düsteren Dramen wie »Rebecca« und »Dracula« als auch in Rock-Musicals
wie »Jesus Christ Superstar« und »Chess«. Chris Murray ist vielleicht
der vielseitigste Musical-Darsteller in Deutschland mit einem
Repertoire, das die Hauptrollen in Klassikern wie »Les Misérables«,
»Jesus Christ Superstar«, »Evita« und »Jekyll & Hyde« ebenso umfasst
wie solche in Rock-Musicals (»Rocky Horror Show«, »Chess«, Frank
Nimsgerns »Ring«, »Everyma«/Vanden Plas), Uraufführungen (u.a.
»Friedrich - Mythos und Tragödie«, »ChristO«, »Herz aus Gold«) und
sogar in Opern von Wagner bis Bernstein. Beide sind dem Lübecker
Publikum aus der Erfolgsproduktion »Oliver!« gut bekannt.

»Unplugged« begleitet von Frank Nimsgern, garantieren diese Künstler
für ein außergewöhnliches Konzert, das von Musicalsongs über
Rock-Klassiker bis zu klassischen Stücken alles bietet.

Mit C. Murray, F. Soetenga, F. Nimsgern

Termin 12/01, 20.00 Uhr, Kammerspiele

Eintritt 29,50 Euro (ermäßigt 24,50 Euro)

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformationen Januar 2019

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Internet: www.theaterluebeck.de
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KLEINKUNST/900: Hamburger Sprechwerk - "Teilzeitrebellin - Weihnachtswahnsinn", 14.12.2018


Teilzeitrebellin - Weihnachtswahnsinn

Musikkabarett und Politchansons mit Turid Müller

Piano & Arrangements: Stephan Sieveking

Sprechwerk Hamburg: Fr 14.12.2018 um 20 Uhr



Die Schoko-Männer überfallen die Supermärkte schon ab Spätsommer - und
trotzdem kommt es immer früher als man denkt: Weihnachten! -
Da hilft nur eins: Prävention! Und: Eine Extra-Portion Ironie.

Zwischen Welt und Wohnzimmer spießt die lächelnde Blondine im
Festtagsgewand treffsicher auf, was wir nur allzu gern unter den
Teppich unserer eigenen Prinzipien kehren. Die Songs stammen aus
eigener akribisch gespitzter Feder. Und die hat sie schon seit Jahren
auf das "Fest der Liebe" angesetzt; jedes Jahr legt traditionell ein
neues satirisches Weihnachtslied den Finger in die weihnachtlichen
Wunden.

Wer hat nicht als Kind davon geträumt, alle 24 Türchen auf einmal zu
öffnen?! Turid Müller schaut hinter Türen, die sonst verschlossen
bleiben: Doppelmoral, Konsumschlacht, Familienfehden? äh -frieden?

Weihnachten ist wie Wählen - man kriegt nie, was aufm Wunschzettel
steht.

Das X-Mass-Special eignet sich hervorragend zur vorweihnachtlichen
Psychohygiene. Es stärkt die Abwehrkräfte gegen Winterdepression und
Weihnachtsstress. Und eignet sich darüber hinaus als Firmenfeier oder
als Weihnachtsgeschenk. - Nicht nur für Weihnachtsmuffel.

Kartenpreise:

VVK: 19,40, ermäßigt 12,80 Euro (incl. VVK-Gebühren)

AK: 21, ermäßigt 13,50 Euro

Hamburger Sprechwerk

Klaus-Groth-Str. 23, 20535 Hamburg

FON Tickets: 040 - 69 65 05 05

E-mail: info@hamburgersprechwerk.de

Internet: www.hamburgersprechwerk.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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MUSIKTHEATER - OPER/795: Lübeck - Boris Godunow, Termine 14.01.-22.02.2019


Theater Lübeck

Boris Godunow

Oper von Modest Mussorgsky (Urfassung von 1869)

- Libretto vom Komponisten

- nach dem gleichnamigen Drama von Alexander Puschkin

- Deutsch von Bettina Bartz und Werner Hintze

Eine Kooperation des Theater Lübeck mit dem Staatstheater Nürnberg und
der GöteborgsOperan



Nach dem Tod des Zaren herrschen in Russland politische Wirren und
Orientierungslosigkeit. Das Volk von Moskau bittet inbrünstig, dass
der mächtige Adelige Boris Godunow die Herrschaft übernehmen soll -
jedenfalls solange die Polizei mit der Knute hinter ihm steht. Boris
selbst will die Krone eigentlich ablehnen, doch innerlich giert er
nach Macht. Angeblich hat er den kleinen Sohn des alten Zaren ermorden
lassen, um an die Krone zu gelangen. Oder ist die Geschichte vom toten
Zarewitsch, dessen Knochen in seinem Sarg auf wundersame Weise
leuchten, nur ein von Boris' Gegnern aufgebrachtes Gerücht? Und wer
ist dann jener Dimitri, der behauptet, der Thronfolger zu sein und der
im Grenzgebiet Truppen gegen Boris aufstellt?

»Boris Godunow« ist ein Stück über Wahrheit und Lüge in der Politik,
über die Gier nach Macht und über die Last politischer Verantwortung.
Als Vorlage zu seiner Oper dienten Modest Mussorgsky sieben Szenen aus
Alexander Puschkins gleichnamigem Drama. Die Geschichte des Zaren
Boris ist nur einer von mehreren Erzählsträngen dieser Oper, die auf
0eine geschlossene Handlung verzichtet und stattdessen wie in einem
großen Bilderbogen eine ganze Gesellschaft vorführt, vom Zaren und dem
hohen Adel über politisch intrigierende Mönche bis zum Volk, das sich
von den Mächtigen willig verführen lässt. Passend dazu nahm Mussorgsky
sowohl russische Volksmusik als auch die Musik der russischen
Ostkirche in seine Partitur auf, sodass die Oper zu einer Art
musikalischer Chronik wird. Dies war 1869, zur Zeit der Entstehung, so
neuartig, dass Mussorgsky sein Werk mehrfach überarbeiten musste. In
der geglätteten Bearbeitung von Nikolai Rimsky-Korsakow wurde »Boris
Godunow« schließlich zur russischen Nationaloper. Erst in den letzten
Jahren sind die meisten Theater zu Mussorgskys Urfassung
zurückgekehrt, die auch am Theater Lübeck zu erleben sein wird.

Musikalische Leitung R. Numajiri

Inszenierung P. Konwitschny

Ausstattung T. Dentler/O. Peter

Chor J.-M. Krüger Kinderchor G. Schröder

Mit J. Grote, W. Hebrowska/I. Tarasova, E. Metaxaki/A. Shin; M. An,
A. J. Edwards, T. Hächler/T. Unger, S. Kubach, E. Morillo/T.
Konoshchenko, H. Song, D. Velev; Chor und Extrachor des Theater
Lübeck; Kinder- und Jugendchor Vocalino des Theater Lübeck und der
Musik- und Kunstschule Lübeck; Statisterie; Philharmonisches Orchester
der Hansestadt Lübeck

Kostprobe 14/01, 18.30 Uhr, Großes Haus (Eintritt frei)

Premiere 25/01, 19.30 Uhr, Großes Haus

Weitere Termine 02/02, 15/02, 22/02, jeweils 19.30 Uhr, u.a.

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformationen Januar 2019

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Internet: www.theaterluebeck.de
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TREFF/453: Theater Lübeck - Nosferatu-Stadtspaziergang am 18.01.2019


Theater Lübeck

SONDERVERANSTALTUNGEN

Nosferatu-Stadtspaziergang

Lübeck auf den Spuren von Vampir und Pest im Rahmen der Produktion

»DIE TONIGHT, LIVE FOREVER oder DAS PRINZIP NOSFERATU«



Am Tag nach den Vorstellungen sind Sie herzlich eingeladen, die Stadt
Lübeck mit Ulrich Nieschalk auf den Spuren von Vampir und Pest zu
erkunden. Kenntnisreich und unterhaltsam führt Nieschalk an die
Drehorte der beiden Nosferatu-Filme und erzählt en passant, wie in den
Pestjahren die Vorstellung vom Vampir lebendig wurde, wie die Kirche
die Idee vom Untoten aufnahm sowie für die Unerlösten das Fegefeuer
erfand und wie sich die Kulturgeschichte in der Stadtarchitektur
manifestiert. Als Professor der Architektur und Kenner des
Vampirismus, der Schauerliteratur und als Cineast verortet Nieschalk
»DIE TONIGHT, LIVE FOREVER oder DAS PRINZIP NOSFERATU« in der Stadt.

Mit Prof. U. Nieschalk

Termin 18/01, 17.00 Uhr, Treffpunkt St.-Aegidien-Kirche (Dauer: ca.
2 Stunden)

Eintritt 11 Euro (maximale Teilnehmerzahl: 20 Personen)

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformationen Januar 2019

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Internet: www.theaterluebeck.de
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AKTION/355: NABU ruft zur Wintervogelzählung auf (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 7. Dezember
2018

NABU ruft zur Wintervogelzählung auf

Die Stunde der Wintervögel könnte zeigen, wie sich Dürresommer auf
Vogelzahlen auswirkt/Online-Vogeltrainer startet



Berlin - Wer flattert denn da ans Futterhaus? Der NABU ruft zusammen
mit seinem bayerischen Partner Landesbund für Vogelschutz (LBV) vom 4.
bis zum 6. Januar 2019 zur neunten "Stunde der Wintervögel" auf. "Nach
dem Jahrhundertsommer 2018 dürfte die Zählung besonders spannend
werden", sagt NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller, "bisher können
wir mangels Daten nur spekulieren, wie sich die Dürre auf die
Vogelwelt ausgewirkt hat. Je mehr Meldungen wir bekommen, um so
genauer können wir uns ein Bild von der Lage machen."

Durch den warmen Sommer tragen wilde Bäume und Sträucher in diesem
Jahr besonders viele Früchte. "Die Wintervögel finden also einen reich
gedeckten Tisch vor. Wenn es, wie schon in den vergangenen Jahren, ein
milder Winter wird, ist das eine gute Voraussetzung, dass
Kurzstreckenzieher wie Rotkehlchen und Star bei uns häufig im
heimischen Garten zu beobachten sind", sagt NABU-Vogelschutzexperte
Marius Adrion, "Sollte es jedoch einen frühen Wintereinbruch mit viel
Schnee in Skandinavien geben, können wir mit vielen Erlenzeisigen und
Birkenzeisigen rechnen, die von dort zu uns kommen."

Damit Vogelfreunde sich optimal auf die Zählung vorbereiten können,
bietet der NABU erstmals ein eigenes Lernprogramm für die Stunde der
Wintervögel an. Welcher Vogel ist in Deutschland am häufigsten zu
finden? Bekommen Vögel im Winter kalte Füße? Mit dem neuen kostenlosen
E-Learning-Tool "NABU Vogeltrainer" erfährt man spielerisch alles über
15 häufige Vögel, die im Winter in unseren Gärten zu finden sind.
Unter www.vogeltrainer.de kann sich ab sofort jeder fit machen.

Die "Stunde der Wintervögel" ist Deutschlands größte wissenschaftliche
Mitmachaktion und findet bereits zum neunten Mal statt. Jeder, der
Lust hat mitzumachen, kann eine Stunde lang die Vögel am
Futterhäuschen, im Garten, auf dem Balkon oder im Park Vögel zählen
und dem NABU zu melden. Von einem ruhigen Beobachtungsplatz aus wird
von jeder Art die höchste Anzahl notiert, die im Laufe einer Stunde
gleichzeitig zu beobachten ist. Die Beobachtungen können unter
www.stundederwintervoegel.de bis zum 15. Januar gemeldet werden. Zudem
ist für telefonische Meldungen am 5. und 6. Januar jeweils von 10 bis
18 Uhr die kostenlose Rufnummer 0800-1157-115 geschaltet.

Das pure Interesse und die Freude an der Vogelwelt reichen zur
Teilnahme aus, eine besondere Qualifikation ist für die
Wintervogelzählung nicht nötig. Bei der letzten großen Vogelzählung im
Januar 2018 beteiligten sich über 136.000 Menschen. Insgesamt gingen
Meldungen aus 92.000 Gärten und Parks ein. Der Haussperling ergatterte
damals den Spitzenplatz als häufigster Wintervogel in Deutschlands
Gärten, Kohlmeise und Blaumeise folgten auf Platz zwei und drei.

Im Rahmen der "Schulstunde der Wintervögel" vom 7. bis 11. Januar
bietet die NAJU auf www.NAJU.de/SdW Zählkarten, ein Poster und ein
Wintervogel-Quiz für Kindergruppen und Schulklassen an. Bei fünf
Aktionen lernen sie Vögel und ihre Anpassungsstrategien an die kalte
Jahreszeit kennen. Die Zählergebnisse der Kinder fließen ebenfalls in
die NABU-Auswertung ein.

Infos zur Aktion unter

www.stundederwintervoegel.de

E-Learning-Tool Vogeltrainer unter:

www.vogeltrainer.de

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, PM Nr. 134, 07.12.2018

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

Tel.: 030/284 984-1510, -1520, Fax: 030/284 984-84

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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MELDUNG/478: Gefahr für Fledermäuse durch Offshore-Windräder? - Erste Ergebnisse (Naturschutz heute)


NATURSCHUTZ heute - Herbst 2018

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Erste Ergebnisse

Gefahr für Fledermäuse durch Offshore-Windräder?



Der NABU Mecklenburg-Vorpommern erforscht die Auswirkungen von
Offshore-Windparks auf den Fledermauszug über dem Meer. Im vom
Bundesamt für Naturschutz geförderten Projekt "Batmove" wurden während
der Wanderzeiten an nahezu allen Offshore-Standorten Fledermäuse
nachgewiesen. "Vor allem über der Ostsee in der Kadetrinne nördlich
von Rostock und am Arkonabec ken sowie über der Nordsee auf Helgoland
waren starke Aktivitäten zu verzeichnen", sagt die Projektleiterin
Antje Seebens-Hoyer. Angesichts des hohen Kollisionsrisikos von
Fledermäusen an Windenergieanlagen an Land ist dieses Ergebnis im
Hinblick auf den weiteren Ausbau der Offshore-Windenergie
besorgniserregend. Ziel des Projektes ist es, Grundlagen für die
Entwicklung geeigneter Maßnahmen zur Kollisions-Vermeidung und
-Minderung zu schaffen.

 * 

Quelle:

Naturschutz heute - Heft 3/18, Seite 17

Verlag: Naturschutz heute, 10108 Berlin

Tel.: 030/284984-1530, Fax: 030/284984-2500

Hausanschrift: Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: naturschutz.heute@nabu.de

Internet: www.naturschutz-heute.de

Herausgeber: NABU, 10108 Berlin

Tel.: 030/284984-0, Fax: 030/284984-2000
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ÖKOSYSTEME/124: Mehr Diversität als zuvor (idw)


Universität Konstanz - 04.12.2018

Mehr Diversität als zuvor

Eine Studie der Universitäten Konstanz und Glasgow findet Hinweise auf
die Erholung eines Ökosystems nach einer Verschmutzung



Die durch menschliche Aktivitäten verursachte Umweltzerstörung kann zu
dramatischen Verlusten von Arten in der Tier- und Pflanzenwelt führen.
Es ist jedoch nur sehr wenig darüber bekannt, ob und wie sich die
biologische Vielfalt nach dem Stopp der Verschmutzung und der
Säuberung der Ökosysteme erholen kann. Wie viele Süßwasserseen litt
auch der Bodensee, einer der größten Seen Europas, Mitte des 20.
Jahrhunderts unter sogenannter Eutrophierung, der hohen
Nährstoffbelastung durch Landwirtschaft und Abwasser. Eine Studie der
Universitäten Konstanz und Glasgow (Schottland, Großbritannien) unter
Leitung der Konstanzer Biologin Dr. Jasminca Behrmann Godel und ihrer
Fachkollegin Dr. Kathryn R. Elmer von der Universität Glasgow, die in
der aktuellen Ausgabe des Wissenschaftsjournals Nature Ecology and
Evolution veröffentlicht wurde, ergab nun, dass der Gangfisch
(Coregonus lavaretus macrophthalamus) - eine europäische Felchenart -
seine genetische Vielfalt durch Hybridisierung mit anderen
Felchenarten während der Eutrophierung erweiterte. Diese genetische
Mischung trug nach der Erholung des Ökosystems dazu bei, die
ökologische Vielfalt wieder zu erweitern.




[image: Foto: © Reiner Eckmann]

Bodenseefelchen

Foto: © Reiner Eckmann



Die aus der Eutrophierung resultierenden Auswirkungen auf die
Wasserqualität des Bodensees führten zum Zusammenbruch der natürlichen
Lebensräume, zum Aussterben von zwei der fünf nur hier ansässigen
Felchenarten sowie zur Hybridisierung der übrigen Arten. Dies hatte
Auswirkungen auf die kommerzielle Fischerei des Sees. Die
Anstrengungen der 1980er Jahre zur Reduzierung der umweltbelastenden
Nährstoffeinträge versetzten den Bodensee in kurzer Zeit in seinen
ursprünglichen Zustand zurück.




[image: Foto: © Jasminca Behrmann-Godel]
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Durch die Untersuchung der funktionellen phänotypischen und
genetischen Vielfalt konnten die Biologinnen und Biologen zeigen, dass
der Gangfisch nach der Erholung des Ökosystems seine ökologische
Vielfalt in kurzer Zeit erweitert hat. In weniger als zehn
Generationen entwickelte der Gangfisch beispielsweise eine große
Variation der Anzahl an Kiemenreusendornen - sie dienen zur Filterung
der Nahrung (Plankton) aus dem Wasser -, um eine breitere ökologische
Nische zu erschließen als vor der Eutrophierung. Dies ist eine der
schnellsten Evolutionsraten, die im Tierreich bisher verzeichnet
werden.

Die Studie geht davon aus, dass diese schnelle Nischenexpansion
aufgrund der genetischen Vielfalt möglich war, die durch
Hybridisierungen während der Eutrophierung stattfanden. "Diese neue
Vielfalt an Gangfischen ist eine Variation innerhalb einer Art und
ersetzt nicht den Verlust des Artenreichtums durch Eutrophierung",
sagt Dr. Jasminca Behrmann-Godel.

Die Ergebnisse belegen, dass sich funktionale Vielfalt nach der
Wiederherstellung von Lebensräumen schnell erholen kann. Dieses
Potenzial, so die Vermutung der Forschenden, hängt jedoch von der
genetischen Architektur, dem ökologischen Kontext und der
Evolutionsgeschichte ab.



Originalpublikation: 

Arne Jacobs, Madeleine Carruthers, Reiner Eckmann, Elizabeth
Yohannes, Colin E. Adams, Jasminca Behrmann-Godel, & Kathryn R. Elmer:
Rapid niche expansion by selection on functional genomic variation
after ecosystem recovery. Nature Ecology and Evolution (2018). Advance
Online Publication. 

https://www.nature.com/articles/s41559-018-0742-9?WT.feed_name=subjects_ecology

- Studie der Universitäten Konstanz und Glasgow zur Erholung eines
Ökosystems nach einer Verschmutzung

- Gefördert vom Erasmus+-Programm der Europäischen Union für den
wissenschaftlichen Austausch zwischen den Universitäten Glasgow und
Konstanz.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news707309

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1282

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Konstanz - 04.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHADSTOFFE/292: Chemikalien im Eisbärblut (idw)


Gesellschaft Deutscher Chemiker e.V. - 04.12.2018

Chemikalien im Eisbärblut

Hunderte neue halogenierte Substanzen in Eisbärenserum entdeckt



In Eisbärenserum konnten kanadische und US-amerikanische
Wissenschaftler jetzt mit einer neuen, empfindlicheren Messmethode
zahllose chlorierte und fluorierte Substanzen nachwiesen, darunter
viele bislang unbekannte polychlorierte Biphenyle. Die Konzentration
dieser Metabolite im Serum ist laut der Arbeit, die in der Zeitschrift
Angewandte Chemie veröffentlicht wurde, während der letzten Jahrzehnte
entgegen den Erwartungen nicht zurückgegangen. Bei vielen langkettigen
fluorierten Alkylsulfonsäuren wurde sogar ein steter Anstieg
beobachtet.




[image: Bild: © Wiley-VHC]

ie Konzentration der im Eisbärenserum gefundenen Metabolite ist nicht
wie erwartet zurückgegangen, sondern teilweise sogar angestiegen.


Bild: © Wiley-VHC



Eisbären sitzen am oberen Ende der arktischen Nahrungskette. Was immer
Fisch und andere Meeresbewohner aufnehmen, kann sich letztlich in
Eisbären anreichern, die diese Tiere fressen. Halogenierte Substanzen
wurden in den 1970er Jahren zum ersten Mal in Eisbären nachgewiesen.
Seitdem verfolgt man die Entwicklung regelmäßig, denn diese
menschengemachten Chemikalien und ihre Metabolite werden mit Störungen
im Immunsystem oder dem Hormonhaushalt in Verbindung gebracht. Die
aktuelle Studie mit Jonathan W. Martin von der University of Alberta
in Edmonton (Kanada) als Hauptautor, jetzt an der Universität
Stockholm, gibt einen Überblick über die neu entdeckten halogenierten
Substanzen und beleuchtet die zeitliche Entwicklung seit mehr als
zwanzig Jahren.

Martin und seine Doktorandin Yanna Liu wählten zwei Eisbärpopulationen
für diese Untersuchung aus, eine aus der Hudson Bay und die andere aus
der Beaufortsee im Nordpolarmeer. Serum aus jeder Gruppe wurde
vereinigt und durch chromatographische und massenspektrometrische
Hochleistungstechniken analysiert. Vor der Analyse wurden im Serum
vorhandenes Protein und Phospholipide abgetrennt, dann die Metaboliten
in Plastikkapillaren extrahiert. Frühere Studien beruhten dagegen auf
gaschromatographischen Analysetechniken, die mehr Reinigungsschritte
unter harscheren Bedingungen erfordern, erläutern die Autoren.

Einen großen Anteil unter den entdeckten Substanzen machten die
polychlorierten Biphenyle (PCBs) aus. Dass sich diese Verbindungen in
Eisbären anreichern, weiß man seit den 1970er Jahren. Allerdings wurde
deren Produktion weltweit in den 1980er Jahren verboten, nachdem man
ihre gesundheitsschädigende Wirkung erkannt hatte. Wegen ihrer
Langlebigkeit lassen sich diese Substanzen aber immer noch überall auf
der Welt nachweisen. Außer den bereits bekannten PCB-Metaboliten
entdeckten die Wissenschaftler auch bisher unbekannte Metabolite.
Sämtliche neue Substanzen wiesen die Wissenschaftler auch im
Mausmodell nach. Das bedeutet, dass auch andere Säugetiere diese
Chemikalien aufnehmen und Metabolite bilden können.

Daneben entdeckten die Wissenschaftler verschiedene perfluorierte
Alkylsulfonsäuren (PFSAs), darunter perfluorierte Alkylethersulfate.
Trotz gesundheitlicher Bedenken werden PFSAs zum Teil immer noch
industriell genutzt. Besonders bei den langkettigen PFASs hat man
negative Auswirkungen auf Reproduktion und Entwicklung festgestellt.
Anhand von früheren Proben konnten die Wissenschaftler seit 1984 immer
höhere PFSA-Konzentrationen im Eisbärenserum nachweisen. Besonders
betroffen waren die Eisbären aus der Beaufortsee. Diese leben näher an
den großen Industrieregionen Chinas, die nach wie vor PFSAs im großen
Maßstab in die Umwelt freisetzen, wie immer wieder berichtet wurde.

Noch weitere polychlorierten Verbindungen wiesen die Wissenschaftler
zum ersten Mal in Eisbärenserum nach, darunter mehrere chlorierte
aromatische Verbindungen. Vor allem wegen der besorgniserregenden
Zunahme dieser stabilen Metabolite empfehlen die Autoren dringend eine
Neubewertung der Gesundheitsgefahren. Denn trotz Verboten und
teilweise starker Regulierung der Produktion der Ausgangschemikalien
ging die Konzentration im Eisbärenblut offenbar nicht zurück. Im
Gegenteil reichern gefährdete Tierarten selbst an den Außenposten der
Erde wie im Nordpolarmeer immer mehr von diesen Stoffen an.

Angewandte Chemie: Presseinfo 39/2018

Weitere Informationen finden Sie unter

http://presse.angewandte.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news707260

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution122

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Gesellschaft Deutscher Chemiker e.V. - 04.12.2018
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VERBRAUCHER/107: Wenn die Stille Nacht im Halse kratzt (NABU HB)


NABU Landesverband Bremen - 5. Dezember 2018

Wenn die Stille Nacht im Halse kratzt?

- Perfekte Weihnachtsbäume nur dank Chemie

- Insektizide, Herbizide und Fungizide als Cocktail

- Ausgasungen in die Raumluft

- prekäre Lage der Zapfenpflücker

- Biobäume als Alternative



(Bremen, den 5.12.18) Knapp 30 Millionen Nadelbäumchen gehen jedes
Jahr in Deutschland über den Ladentisch. Aus ökologischer Sicht stört
weniger die schiere Masse der Bäume sondern deren giftiges Vorleben.
Hat eine Tanne oder Fichte nach einem bis anderthalb Jahrzehnten die
"Schlachtreife" erreicht, hat sie manch eine Pestiziddusche gegen
Triebläuse und Konkurrenz hinter sich, warnt der NABU.

"Wer den billigen Baumarktsbaum kauft, holt sich mit hoher
Wahrscheinlichkeit eine Giftschleuder ins Wohnzimmer", stellt
NABU-Geschäftsführer Sönke Hofmann fest. Über Dreiviertel der
Weihnachtsbäume sind bei Tests regelmäßig mit mindestens einem
Pestizid belastet. Im warmen Wohnraum können die Chemikalien dann in
die Raumluft entweichen.

Der gelernte Förster Hofmann klärt auf: "In meiner Praktikantenzeit
habe ich selbst noch Glyphosat gegen Unkräuter in
Weihnachtsbaumkulturen spritzen müssen." Das unter "Round up" bekannte
Totalherbizid ist verantwortlich für massive Nierenschäden und
ziemlich sicher krebserregend. Doch auch Nervengifte wie
Lambda-Cyhalothrin finden fröhlich gegen Insekten Anwendung im
Schmuckreisig. "Angeknabberte und braune Nadeln verkaufen sich halt
schlecht", so Hofmann trocken.

Damit die gut gedüngten Bäume einerseits die perfekte Farbe bekommen,
andererseits aber auch nicht zu hoch hinaus schießen, kommen noch
Wachstumshemmer zum Einsatz. "Hochgiftiges und ätzendes Camposan sorgt
für den schön gedrungenen Wuchs, na herzlichen Glückwunsch", zeigt
sich Sönke Hofmann verständnislos.

Und schließlich runden Fungizide den Cocktail der - zwar zugelassenen -
 deshalb aber nicht ungiftigen Pestizide ab. "Wenn die Bäume ab
Oktober geschlagen und im Kühlhaus gelagert werden, müssen selbst
diese Chemiebomben noch mit Pilzmitteln gegen Schimmel geschützt
werden", so der NABU. Aus einem unschuldigen Brauch sei längst eine
sauber kalkulierbare Umsatzspitze der Baum- und Chemie-Industrie
geworden.

Dazu kommen die unhaltbaren sozialen und arbeitstechnischen Zustände
der Zapfenpflücker in Georgien. Dort ist die eigentliche Heimat von
Dreiviertel unserer Weihnachtsbäume, den Nordmanntannen. In bis zu 60
Metern Höhe und mit kaum mehr als einem Seil gesichert wird ein großer
Teil der Samen für die Weihnachtsbaumkulturen geerntet. "Da werden auf
Kosten von Menschenleben Centbeträge gespart", berichtet Hofmann
bitter.

"Natürlich gehört der Baum zum Fest wie Kerzen und Geschenke, aber
muss es immer der perfekt geformte, überall benadelte Superbaum
sein?", fragt der Naturschützer. Die Kosten für solche hochkünstlichen
Accessoires seien für Mensch und Natur immens. Der NABU empfiehlt
deshalb Bio-zertifizierte Bäume oder wenigstens Bäume aus lokalen
Gärtnereien. "Dann sollte man aber sehr kritisch nach Pestiziden
fragen und bei dummen Ausreden lieber weitersuchen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 05.12.2018

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland

Landesverband & Stadtverband Bremen e. V.

Vahrer Feldweg 185, 28309 Bremen

Tel.: 0421/33 98 77 2, Fax: 0421/33 65 99 12

E-Mail: Info@NABU-Bremen.de

Internet: www.NABU-Bremen.de
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CHEMIE/425: Hormonelle Schadstoffe - Wal, Ameise, Mensch (BUND MAGAZIN)


BUND MAGAZIN - 4/2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

Hormonelle Schadstoffe

Wal, Ameise, Mensch

von Manuel Fernandez



Obwohl hormonelle Schadstoffe weltweit als besonders riskant gelten,
kann sich die EU bislang nicht dazu durchringen, sie wirksam
einzuschränken.


In Industrieländern nehmen hormonell bedingte Erkrankungen seit
30 Jahren zu: seien es Hoden-, Brust- oder Schilddrüsenkrebs,
fehlgebildete Geschlechtsorgane, Unfruchtbarkeit, verfrühte Pubertät,
Lern- und Verhaltensstörungen bei Kindern oder chronisches
Übergewicht, Immunschwäche und Diabetes. Hormonelle Schadstoffe
treffen auch diverse Tiere: von Meeresschnecken über Greifvögel bis zu
Eisbären und Walen.

Als Ursache gilt die Belastung der Umwelt mit Chemikalien, die das
Hormonsystem beeinträchtigen. Diese »endokrinen Disruptoren« dienen
als Zusatzstoffe in unzähligen Kunststoffprodukten: als Weichmacher in
Teppichen, Kunstleder, Duschvorhängen oder Spielzeug aus PVC, in der
Innenbeschichtung von Konservendosen, in Kassenbons oder als
Flammschutzmittel in Polstermöbeln und Computergehäusen. Wir nehmen
sie über die Nahrung, die Haut und die Atemluft auf.

Endokrine Schadstoffe bedrohen Föten, Kleinkinder und Pubertierende
sowie Tiere in ihrer Entwicklung. Indem sie körpereigene Hormone in
ihrer Funktion als Botenstoffe nachahmen, überlisten sie das
Hormonsystem. Bisphenol A etwa ahmt das weibliche Östrogen so gut
nach, dass es an dessen Rezeptoren in Organen und Gewebe andockt - der
Grundstein für spätere Erkrankungen.

Wenig vorsorglich

Dabei hat sich gezeigt: Hormonelle Schadstoffe wirken schon in
Konzentrationen von Milliardsteln (entspricht einem Wassertropfen auf
50 Millionen Liter Wasser). Sichere Grenzwerte kann es für sie nicht
geben. Dazu kommt: Verschiedene Hormongifte können sich in ihrer
Wirkung verstärken.

Deshalb fordern die Umweltverbände, endokrine Schadstoffe streng nach
dem Vorsorgeprinzip zu regulieren und statt Einzelstoffen Gruppen
verwandter Chemikalien zu erfassen. Über das Wie wird in der EU seit
Jahren gestritten. 2013 zog die EU-Kommission Kriterien für eine
vorsorgende Regulierung zurück, nachdem die Pestizid- und
Chemieindustrie massiv protestiert hatte. Sie fürchtete mögliche
Verbote mit negativen Folgen für das damals beratene Handelsabkommen
TTIP. 2017 legte die Kommission dann deutlich schwächere Kriterien
vor, die wiederum die Umweltverbände ablehnten.

Allgegenwärtig

Über tausend Stoffe wurden bislang als endokrine Disruptoren erkannt -
eine »globale Bedrohung« laut Weltgesundheitsorganisation. Neben neuen
Substanzen sind darunter auch längst verbotene Industriegifte wie das
PCB, das früher in Transformatoren und Dichtungen Verwendung fand und
seiner Langlebigkeit wegen weiter eine ernste Gefahr darstellt.

So drohen die Bestände von Schwertwalen in den Gewässern vor
Brasilien, Gibraltar und den Kanarischen Inseln in den kommenden
Jahrzehnten zu erlöschen. Hier werden kaum noch Jungwale beobachtet.
Der Grund: Bis zu 1300 Milligramm PCB pro Kilo wurde im Fettgewebe der
Orcas gemessen - schon 50 Milligramm reichen aus, um der Fortpflanzung
und dem Immunsystem der Tiere zu schaden. Selbst in Ameisen des
Amazonas wurden unlängst Weichmacher nachgewiesen. Ein weiterer Beleg
für die Allgegenwart hormoneller Schadstoffe. Und die Notwendigkeit,
sie streng zu limitieren.


12 TIPPS - Wie Sie hormonelle Schadstoffe vermeiden

1. Trinken Sie Leitungswasser statt Wasser aus Plastikflaschen.

2. Meiden Sie möglichst in Plastik verpackte Frischware sowie
Konserven, die nicht als Bisphenolfrei gekennzeichnet sind.

3. Bewahren Sie Lebensmittel in Behältnissen aus Glas oder
rostfreiem Stahl auf.

4. Verzichten Sie auf mikrowellenfestes Plastikgeschirr.

5. Bevorzugen Sie Textilien aus natürlichen Rohstoffen wie
Ökobaumwolle und meiden Sie Kleidung mit Kunststoff-Applikationen.

6. Kaufen Sie Möbel aus massivem Holz oder Metall statt Pressspan.

7. Achten Sie beim Möbel- und Textilienkauf auf den Blauen Engel und
andere Qualitätssiegel für Schadstofffreiheit (wie IVN- oder
GOTS-Siegel).

8. Bevorzugen Sie Naturkosmetika und Hygieneprodukte ohne Parfum.

9. Nutzen Sie natürliche Reinigungsmittel wie Essig, Zitrone und
Natron oder zertifizierte Naturprodukte.

10. Bevorzugen Sie Farben auf Mineralbasis mit dem EU-Ecolabel.

11. Meiden Sie Spielzeug aus weichem Kunststoff und Billigspielzeug
aus dunklem Plastik.

12. Lüften Sie Ihre Räume zweimal pro Tag und wischen Sie regelmäßig
(feucht) Staub.


Manuel Fernandez ist BUND-Experte für Chemikalienpolitik.

 * 

Quelle:

BUND MAGAZIN 4/2018, Seite 14 - 15

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Friends of the Earth Germany

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: redaktion@bund.net

Internet: www.bund.net/bundmagazin

 

Das BUNDmagazin ist die Mitgliederzeitschrift

des BUND und erscheint viermal im Jahr



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INTERNATIONALES





KLIMA/537: 2017 bricht Rekorde bei Wetterextremen (GW)


Germanwatch e.V. - 4. Dezember 2018

2017 bricht Rekorde bei Wetterextremen

Globaler Klima-Risiko-Index: Vor allem tropische Wirbelstürme
verheerenden Ausmaßes forderten Tausende Menschenleben und
zerstörten ganze Staaten / Puerto Rico 2017 am schwersten getroffen
/ Orkane und Starkregen in Deutschland - Platz 25 im Langfrist-Index



Katowice (4. Dez. 2018). Mit mehr als 11.500 Todesopfern und über
375 Milliarden US-Dollar (in Kaufkraftparitäten) Schäden geht das
Jahr 2017 als das bisher verheerendste Extremwetterjahr weltweit in
die jüngere Geschichte ein. Die wetterbedingten Sachschäden brechen
damit die bisherigen Rekorde. Tropische Wirbelstürme verheerenden
Ausmaßes trafen vor allem die Inseln Puerto Rico und Dominica hart.
Beide Inseln wurden schwer verwüstet, über 3000 Menschen verloren
ihr Leben. "Allein Puerto Rico verzeichnete Sachschäden von über 82
Milliarden US-Dollar in Kaufkraftparitäten, die Schäden Dominicas
übertreffen das Bruttoinlandsprodukt des Landes um mehr als das
Doppelte. Puerto Rico liegt nach dieser Jahrhundert-Katastrophe
sowohl in unserem Klima-Risiko-Index für 2017 als auch im
Langfrist-Index über die letzten 20 Jahre an der Spitze. Dass die
Stürme an Intensität bei Windgeschwindigkeiten und Niederschlägen
zunehmen, deckt sich mit den Prognosen der Klimawissenschaft", sagt
David Eckstein von Germanwatch, Hauptautor des heute bei der
Weltklimakonferenz in Katowice veröffentlichten
Klima-Risiko-Indexes.

Extremwetter: 526.000 Tote und umgerechnet 3,5 Billionen Dollar
Schäden seit 1998

Weltweit traten in den vergangenen 20 Jahren mehr als 11.500
Extremwetterereignisse auf - also deutlich mehr als ein Ereignis
pro Tag. Dabei kamen insgesamt über 526.000 Menschen zu Tode und
die direkten Sachschäden beliefen sich auf knapp 3,5 Billionen
US-Dollar (gerechnet in Kaufkraftparitäten). Der Klima-Risiko-Index
zeigt in den vergangenen Jahren zwei Trends auf: Zum einen nimmt die
Wucht einzelner Extremwetterereignisse zu. In Gebieten wie den
genannten Puerto Rico oder Dominica führen dann schon wenige solcher
verheerenden Wetterlagen dazu, dass ganze Regionen über Jahre wieder
aufgebaut werden müssen. Zum anderen werden Länder wie Haiti, die
Philippinen, Sri Lanka oder Pakistan so regelmäßig von
Wetterextremen getroffen, dass sie kaum Zeit haben sich zu erholen.
In Südasien sind es vor allem immer öfter wiederkehrende extreme
Monsunregen mit Überschwemmungen und Erdrutschen. "Die wichtigen
Verursacherstaaten müssen einerseits die ärmeren Staaten bei der
Klimawandelanpassung unterstützen. Andererseits müssen sie ihnen
auch beim Umgang mit Schäden und Verlusten helfen", betont Eckstein.
"Diese Forderung wird in Katowice eine große Rolle spielen."

27 Tote und umgerechnet knapp 3,6 Mrd. Dollar Schäden durch
Extremwetter in Deutschland allein 2017

In Deutschland verursachten 2017 vor allem Orkantiefs im Herbst sowie
regional auch Stark- und Dauerregen nach langer Trockenheit im
Frühsommer große Schäden. Insgesamt forderten
Extremwetterereignisse in Deutschland im vergangenen Jahr 27
Todesopfer und richteten Schäden in Höhe von knapp 3,6 Milliarden
US-Dollar in Kaufkraftparitäten an - vor allem durch Sturmschäden
und Überflutungen. Deutschland lag damit im Jahr 2017 auf Rang 40
(Vorjahr 42), im Index für die vergangenen 20 Jahre (1998-2017)
gar auf Rang 25. "Durch die Rekord-Dürre und extreme Hitze in diesem
Jahr ist im nächsten Index damit zu rechnen, dass europäische
Länder noch mehr in den Fokus geraten", sagt Eckstein. Schon jetzt
gehört zum Beispiel Frankreich zu den 20 am stärksten betroffenen
Staaten im Langfrist-Index. Eckstein weiter: "Von den zehn in den
letzten 20 Jahren am stärksten betroffenen Ländern waren acht
Entwicklungsländer mit niedrigem oder niedrigem mittleren Einkommen.
Diese haben die wenigsten Ressourcen um sich vor den Folgen des
Klimawandels zu schützen oder die Verluste zu kompensieren und
benötigen daher besonders große Unterstützung. Aber gerade die
letzten Jahre belegen ebenso: Auch reiche Industrienationen werden
vom Klimawandel immer härter getroffen. Der Klima-Risiko-Index zeigt
sehr eindrücklich, dass Anpassung an den Klimawandel weltweit noch
wichtiger wird, aber eben nicht grenzenlos möglich ist."

Zum Klima-Risiko-Index

Germanwatch erstellt den Globalen Klima-Risiko-Index auf der
Grundlage der NatCatSERVICE-Datenbank des Rückversicherers Munich Re
sowie von sozioökonomischen Daten des Internationalen Währungsfonds
(IWF). Der Index betrachtet die durch Extremwetter verursachten
Todeszahlen und Sachschäden (um Vergleichbarkeit zu ermöglichen in
Kaufkraftparitäten) - sowohl die absoluten Zahlen als auch in
Relation zur Einwohnerzahl bzw. dem Bruttoinlandsprodukt. Wenngleich
die Auswertungen über die steigenden Schäden und Todesopfer keine
einfache Aussage darüber erlauben, welcher Anteil davon auf den
Klimawandel zurückzuführen ist, so lässt sich doch ein Bild der
Verwundbarkeit der Staaten zeichnen. Der Index wird seit 2005
jährlich bei den Weltklimakonferenzen vorgestellt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.12.2018

Herausgeber: Germanwatch e.V.
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STIMMEN/090: Atomkraft kann die Klimakrise nicht lösen (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 5.
Dezember 2018

Atomkraft kann die Klimakrise nicht lösen



(Bonn, Dannenberg, Kattowitz, 05.12.2018) Die Bürgerinitiative
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg unterstützt derzeit anlässlich der
UN-Klimakonferenz vor Ort in Polen eine Kampagne gegen den Neubau von
Atomkraftwerken. Der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz
(BBU), in dem auch die Bürgerinitiative organisiert ist, begrüßt die
Aktivitäten. Der BBU teilt die Auffassung, dass der Neubau von
Atomkraftwerken keine Klimaprobleme löst, auch nicht in Polen.
Atomkraft kann die Klimakrise nicht lösen

Ausführliche Informationen zur internationalen Kampagne "Don't nuke
the climate!" findet man unter 

http://www.dont-nuke-the-climate.org

Weitere Informationen unter

https://www.bi-luechow-dannenberg.de




[image: Raute]




Pressemitteilung der Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg
vom 05.12.2018

COP 24 hat begonnen - wir sind schon da!

Die Weltklimakonferenz in Katowice, mitten im größten Kohlegebiet
Polens, hat begonnen und Aktivisten der Bürgerinitiative Umweltschutz
Lüchow-Dannenberg e.V. (BI) sind schon da. Wie auf den
Vorläuferkonferenzen in Paris und Bonn unterstützt die
Bürgerinitiative die Kampagne "Don't nuke the climate!"

"Den Bestrebungen der Atomwirtschaft, sich als CO2-freie Alternative
zur dreckigen Kohle anzubiedern, soll mit Hilfe dieser internationalen
Kampagne Einhalt geboten werden", erklärt BI-Sprecher Wolfgang Ehmke.

Gerade das Gastgeberland Polen schiele auf die Atomkraft als
Alternative zur Kohle. 2009 schlug die polnische Regierung den Ort
Gryfino an der Oder für den Bau eines Atomkraftwerks vor. Proteste auf
polnischer und deutscher Seite sorgten dafür, dass dieser Standort
kippte. Jetzt bringt die Regierung Zarnowiec ins Spiel, etwa 50
Kilometer nordwestlich von Danzig. Dort war bereits der Bau von vier
russischen Reaktoren in den 80er Jahren begonnen worden. Nach der
Katastrophe von Tschernobyl wurde der Bau nach heftigen Protesten
gestoppt.

Die kommende Dekade wird entscheidend dafür sein, ob die Welt das
1,5-Grad-Limit halten kann. Das zeigt der neue Sonderbericht
https://www.de-ipcc.de/256.php des Weltklimarats. Demnach müssten die
Emissionen in den nächsten zwölf Jahren um drastische 45 Prozent
gegenüber 2010 sinken. Das geht nur durch eine weitest gehende
Dekarbonisierung, d.h. einen grundlegenden Wandel unserer
Wirtschaftsweise.

Höchste Zeit also, dass in Katowice vom 2.-14. Dezember die Staaten -
allen voran die Industriestaaten - nach dem Warnruf des Weltklimarats
viel ambitioniertere Klimaziele und die entsprechenden Maßnahmen auf
den Tisch legen, fordert die BI. Ohne Zusage für einen schnellen und
ambitionierten Kohleausstieg durch die «Kohlekommission» wird auch
Deutschland auf internationaler Bühne erheblich an Glaubwürdigkeit
einbüßen. "Aber Atomkraft, das muss klar werden, ist keine
Alternative".



Quelle: https://www.bi-luechow-dannenberg.de/2018/12/05/die-cop-24-beginnt-wir-sind-schon-da

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 05.12.2018

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn
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FORSCHUNG/549: Blühstreifen als Lebensraum und Pflanzenschutzmittel (idw)


Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) - 05.12.2018

Landwirtschaft: Wenn den Schädlingen Unheil blüht

Richtige Blühstreifenkomposition leistet Pflanzenschutz im Gemüseanbau
- Knapp 125.000 Euro von der DBU



Hannover. Zwischen Raps und Rüben bilden Blühstreifen an Feldrändern
immer häufiger einen Rückzugsort für heimatlos gewordene Tier- und
Pflanzenarten. Doch die bunten Streifen können noch viel mehr: Richtig
"zusammengesetzt" locken sie gezielt Nützlinge an. Das sind Tier- und
Pflanzenarten, die unliebsame Schädlinge wie Blattläuse abwehren. Das
Institut für Gartenbauliche Produktionssysteme - Abteilung
Phytomedizin (IPP) an der Leibniz Universität Hannover hat mit der
Firma Appels Wilde Samen (Darmstadt) eine entsprechende
Saatgutmischung zusammengestellt, die nun zum Kauf angeboten wird.
Fachlich und finanziell wurde das Forschungsprojekt mit knapp 125.000
Euro von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt (DBU) gefördert. "Unsere
Ergebnisse zeigen, dass diese kleinen Oasen nicht nur zum Artenschutz
beitragen, sondern auch aktiven Pflanzenschutz im Anbau ermöglichen.
Damit wird das Anlegen solcher Flächen noch attraktiver für
Landwirte", resümiert Dr. Rainer Meyhöfer vom IPP.

Blühstreifen als Lebensraum und Pflanzenschutzmittel

DBU-Generalsekretär Alexander Bonde: "Seit Jahren beobachten wir einen
Rückgang von Tier- und Pflanzenarten in unserer Kulturlandschaft.
Dieser Rückgang muss aufgehalten werden. Das Schaffen von Lebensräumen
-beispielsweise durch Blühstreifen - kann hier ein effektives Mittel
sein." In verschiedenen Bundesländern werden Landwirte deshalb
finanziell gefördert, wenn sie entlang ihrer Felder Blühstreifen
anlegen, um die Artenvielfalt zu erhöhen. "Ein weiterer Vorteil, der
vor allem für Landwirte interessant ist: Mit einer entsprechend
zusammengesetzten Saatgutmischung für die angrenzenden Blühstreifen
können angebaute Pflanzen aktiv vor Schädlingen geschützt werden", so
Bonde weiter. Das habe das nun abgeschlossene Projekt mithilfe der
entwickelten Saatgutmischung am Beispiel von Rosenkohl aufgezeigt.

Entwickelte Mischung fördert Nützlinge und wehrt Schädlinge
ab

Um dies zu leisten, muss die Pflanzenmischung sogenannten Nützlingen
unter anderem Nahrung und Schutz bieten. "Gibt es beispielsweise mit
Marienkäfern oder Schwebfliegen viele natürliche Feinde von
Blattläusen und anderen landwirtschaftlichen Schädlingen, fressen
entsprechend weniger unliebsame Insekten die angebauten Pflanzen",
erläutert Meyhöfer. "Auf der anderen Seite sollte die ausgesäte
Mischung so konzipiert sein, dass die darin enthaltenen Pflanzen für
Problemschädlinge, wie beispielsweise Schadschmetterlinge, möglichst
unattraktiv sind." Diese Aspekte seien im Umgang mit Blühstreifen im
Rahmen des Projektes erstmals berücksichtigt worden.

Zukünftig Blühstreifen für andere Gemüsesorten entwickeln

"Wichtig ist, dass auch die entwickelte Saatgutmischung verschiedenen
Tier- und Pflanzenarten einen Lebensraum bietet. Somit hilft sie nicht
nur beim aktiven Pflanzenschutz, sondern stärkt generell den
Artenschutz", so DBU-Referent Dr. Holger Wurl. Dank des aktiven
Pflanzenschutzes könne im besten Fall langfristig weniger
Pflanzenschutzmittel zum Einsatz kommen und so die Umwelt zusätzlich
entlastet werden. Wurl: "Da die Mischung nun von Landwirten für ihre
Feldränder genutzt werden kann, sind die Projektergebnisse in der
Praxis angekommen." Zukünftig wollen die Projektpartner weitere
Mischungen erarbeiten, um mit Blühstreifen auch andere Anbauprodukte
aktiv schützen zu können.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dbu.de/123artikel38070_2442.html

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news707337

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution997

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) - 05.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/548: Treibhausgase aus der Landwirtschaft - Vom Messen zum Mindern (idw)


Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 04.12.2018

Treibhausgase aus der Landwirtschaft: Vom Messen zum Mindern

Internationale Konferenz bringt Forscher und Politiker zusammen



Die Auswirkungen des Klimawandels auf die Landwirtschaft traten im
diesjährigen, extrem trockenen Sommer auch für Außenstehende offen
zutage. Die Landwirtschaft ist aber nicht nur Betroffene, sie trägt
durch Treibhausgasemissionen auch selbst zum Klimawandel bei.

Auf der internationalen "AgriGHG"-Konferenz kamen im September 2018
rund 300 Wissenschaftler, Politiker, NGO-Vertreter und Landwirte aus
allen Kontinenten in Berlin zusammen, um gemeinsam Lösungsansätze für
mehr Klimaschutz in der Landwirtschaft zu erarbeiten. Die Konferenz
wurde vom Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL)
und dem Thünen-Institut sowie internationalen Partnerorganisationen
ausgerichtet. Dabei wurden nicht nur technische, sondern auch
politische und sozioökonomische Maßnahmen diskutiert, um die
Produktion von Lebensmitteln ressourcenschonender, klima- und
umweltverträglicher zu gestalten.

Der jetzt veröffentlichte Abschlussbericht stellt die wichtigsten
Ergebnisse vor:

• Die Umsetzbarkeit von Maßnahmen in den Fokus rücken:
Wissenschaftliche Ergebnisse müssen in konkrete Lösungen und
Empfehlungen für Landwirtschaft und Politik übersetzt werden. Dabei
ist es entscheidend, dass die vorgeschlagenen Maßnahmen und
Vorgehensweisen auch von der Gesellschaft und der Praxis akzeptiert
werden. Um die Potenziale für den Klimaschutz auszuschöpfen, ist mehr
Mut zu großflächigen Umsetzungsinitiativen notwendig.

• Der Verbraucher zählt: Jeder und jede Einzelne hat es in der
Hand, Lebensmittelabfälle zu vermeiden und das eigene
Ernährungsverhalten zu reflektieren. Dies kann entscheidend zum
Klimaschutz beitragen und sollte daher verstärkt ins Bewusstsein
gerückt werden.

• Mehr Zusammenarbeit: Die verschiedenen Länder und Regionen
sowie alle relevanten Akteure aus Politik, Wissenschaft,
Finanzinstitutionen, Land- und Ernährungswirtschaft und
Zivilgesellschaft müssen enger zusammenarbeiten, um nachhaltige
Lösungen für den Agrarsektor zu entwickeln.

• Neue Forschungsergebnisse: Es wurden viele Möglichkeiten
vorgestellt, um landwirtschaftliche Treibhausgase zu reduzieren. Zum
Beispiel tragen technische Neuerungen dazu bei, dass bei der Fütterung
von Kühen oder dem Anbau von Reis deutlich weniger Methan ausgestoßen
wird. Aus ökonomischer Perspektive wurden die Vor- und Nachteile von
unterschiedlichen Klimaschutzmaßnahmen vorgestellt und deren Kosten
abgeschätzt. Hinsichtlich der internationalen Klimapolitik wurde
anhand von Berechnungen und Modellen diskutiert, wie
Treibhausgasemissionen gesenkt, aber gleichzeitig die
Ernährungssicherung gewährleistet werden kann.

• Forschungskoordination, Wissensaustausch und
Technologietransfer: Eine verstärkte internationale Zusammenarbeit
wird als wichtiger Schritt gesehen, um gemeinsame Strategien für die
Landwirtschaft im Klimawandel zu entwickeln. Die weltweite
Koordination von Forschungsanstrengungen und der Austausch über die
Erfahrungen bei der Umsetzung der entwickelten Maßnahmen aus Politik
und Praxis sind ausschlaggebend für einen erfolgreichen Klimaschutz.

Die Konferenzergebnisse sind unter www.agrighg-2018.org zu finden. Der
Abschlussbericht (auf Englisch) liegt dort zum Download vor.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news707325

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1208

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für

Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 04.12.2018
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MASSNAHMEN/293: Neue Lebensräume für die Barbe (BfN)


Bundesamt für Naturschutz (BfN): Gemeinsame Pressemitteilung mit dem
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit

Berlin/Bonn, 6. Dezember 2018

Neue Lebensräume für die Barbe

Neues Projekt im Bundesprogramm Biologische Vielfalt



Flüsse und Bäche in Niedersachsen sollen wieder lebenswerter für
Fische werden, so zum Beispiel für die vielerorts in ihrem Bestand
bedrohte Fischart Barbe. Ein vom Bundesumweltministerium mit 1,3
Millionen Euro gefördertes Projekt will die Nebenflüsse der Aller
wieder ihrem natürlichen Zustand näher bringen und damit
"barbenfreundlicher" machen - zum Beispiel durch Kiesbänke und
strömungsarme Zonen. Es handelt sich dabei um das erste Projekt im
Bundesprogramm Biologische Vielfalt zum Schutz einer Fischart.
Inhaltlich wird das Vorhaben vom Bundesamt für Naturschutz begleitet.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Die Barbe steht
stellvertretend für viele Arten, die unter Druck geraten, weil das
Wasser, in dem sie leben, verunreinigt ist, weil ihre Lebensräume
zerstört und ihre Wege versperrt werden. Wenn wir Flüsse und Bäche
wieder ihrem natürlichen Zustand näher bringen, wie es in diesem
Projekt geschieht, helfen wir nicht nur einer Art. Wir tragen dazu
bei, zahlreichen Arten ihre natürlichen Lebensräume zurück zu geben."

BfN-Präsidentin Prof. Beate Jessel ergänzt: "Die Barbe benötigt in
ihren verschiedenen Entwicklungsstadien jeweils unterschiedliche und
spezifische Mikrolebensräume. Die Larven bevorzugen beispielsweise
Gewässerbereiche mit geringen Wassertiefen und Fließgeschwindigkeiten,
wie Kiesbänke, während sich die ausgewachsenen Tiere gerne auch in
schnell fließenden Gewässerabschnitten aufhalten. Diese Vielfalt der
Lebensraumstrukturen wird im Barben-Projekt mit vielfältigen Maßnahmen
im und am Gewässer wieder erhöht. Außerdem kommt Deutschland so seiner
besonderen internationalen Verantwortung zur Erhaltung dieser Art
nach, die bei uns einen Verbreitungsschwerpunkt hat und in
Niedersachsen in ihrem Bestand gefährdet ist."

Im Projektgebiet, den Nebengewässern der Aller, sollen beispielsweise
Kiesbänke, flach abfallende Gewässerabschnitte (sogenannte Rauschen)
und strömungsarme Flachwasserzonen angelegt werden. Durch den Einbau
von Totholz und neu zu schaffende, landwirtschaftlich ungenutzte
Randstreifen wird die Eigendynamik der Flüsse zusätzlich gefördert.
Die Entwicklung, Pflege und Erhaltung von barbenfreundlichen Gewässern
wird in Kooperation mit den Gewässerunterhaltungsverbänden und den
örtlichen Angelvereinen angestoßen.

Die Umsetzung der Maßnahmen wird von einer intensiven Kommunikations-
und Bildungsarbeit begleitet, mit dem Ziel, das Bewusstsein für die
heimischen Fischarten sowie für die Bedeutung und Entwicklung
naturnaher Fließgewässer zu verbessern.

Das Projekt mit dem Titel "Artenvielfalt in der Aller - Neue
Lebensräume für die Barbe. Erhaltung und Entwicklung der
Barbenpopulation im südöstlichen Niedersachsen" wird von Oktober 2018
bis September 2024 vom Verein "Aktion Fischotterschutz" durchgeführt.
Neben der Förderung des Bundesumweltministeriums werden Drittmittel
durch das Niedersächsische Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und
Klimaschutz bereitgestellt.

Projekt-Streckbrief unter: http://bit.ly/barbebfn

Das Bundesprogramm Biologische Vielfalt

Die Umsetzung der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt (NBS)
wird seit 2011 durch das Bundesprogramm Biologische Vielfalt
unterstützt. Gefördert werden Vorhaben, denen im Rahmen der NBS eine
gesamtstaatlich repräsentative Bedeutung zukommt oder die diese
Strategie in besonders beispielhafter Weise umsetzen. Die geförderten
Maßnahmen tragen dazu bei, den Rückgang der biologischen Vielfalt in
Deutschland zu stoppen und mittel- bis langfristig in einen positiven
Trend umzukehren. Sie dienen dem Schutz und der nachhaltigen Nutzung
sowie der Entwicklung der biologischen Vielfalt und gehen über die
rechtlich geforderten Standards hinaus. Akzeptanzbildende Maßnahmen
der Information und Kommunikation tragen dazu bei, das
gesellschaftliche Bewusstsein für die biologische Vielfalt zu stärken.

Weitere Informationen zum Bundesprogramm:

www.biologischevielfalt.bfn.de/bundesprogramm.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 06.12.2018

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Konstantinstr. 110, 53179 Bonn

Tel.: 0228/8491-0, Fax: 0228/8491-9999
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Internet: www.bfn.de
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WALD/717: Fatale Forstwirtschaft - Trauerstück im Spessart (BUND MAGAZIN)


BUND MAGAZIN - 4/2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

Fatale Forstwirtschaft

Trauerstück im Spessart

von Severin Zillich



Nördlich des Mains liegt im bayerisch-hessischen Grenzgebiet der
Spessart. Weite Teile des Mittelgebirges schützt die EU als
Fauna-Flora-Habitat- und Vogelschutzgebiet - darin die größten
zusammenhängenden Laubmischwälder Deutschlands. Diesen Naturschatz
gilt es gut zu hüten. Doch Bayerns Forstwirtschaft verfolgt andere
Ziele.


Herbst im Spessart, wir laufen durch den »Heisterblock«. Auf
etwa 300 Hektar erhebt sich einer der wertvollsten Laubwälder
Deutschlands. Mächtige Buchen und Eichen ragen hier empor, meist viele
hundert Jahre alt. Einige umgestürzte Stämme dienen Pilzen und
Insekten als Nahrung. An einer Buche prangt der schneeweiße
Igel-Stachelbart, abgebrochene Eichenäste überzieht der
Mosaikschichtpilz, eine absolute Rarität. Nirgendwo sonst in Bayern
leben mehr Hirschkäfer, Eremiten und andere »Urwaldkäfer«. Neben
Vögeln wie dem Halsbandschnäpper nisten im Heisterblock die einzigen
baumbrütenden Mauersegler des Freistaats. Eine Perle von Wald also,
immens wichtig für die biologische Vielfalt.

Welch Glück muss es sein, einen solchen Wald in seiner Obhut zu haben
- seine weitere Entwicklung und Entfaltung zu begleiten und ihn und
die umliegenden Wälder des Hochspessarts für die Nachwelt zu erhalten!

Maximaler Gewinn

Die Verantwortung dafür tragen die Bayerischen Staatsforsten. Besser:
sollten sie tragen. Ein Blick auf den - von Baumstümpfen übersäten -
Waldboden verrät: Selbst in diesem Wunder von Wald fielen schon
unzählige große Eichen der Säge zum Opfer. Der Wald wirkt deutlich
aufgelichtet. Von einst 5000 Hektar Alteichen im Spessart ist kaum ein
Zehntel übrig.

Heute gilt der Heisterblock als »Klasse 1-Wald«, sprich: Die
Staatsforsten verzichten freiwillig darauf, hier Holz zu schlagen.
Wirklich als Naturschutzgebiet gesichert ist bisher nur ein Viertel
seiner Fläche. Ringsum schließen sich Wälder der Klasse 2 an, 140 bis
180 Jahre alt. Hier setzen die Staatsforsten auf maximalen Gewinn: Auf
Tausenden Hektar wird der potenziell so wertvolle Laubwald intensiv
genutzt. Der massive Holzeinschlag hinterlässt ein lückenhaftes
Waldbild, plantagenartig werden Eichensetzlinge gehegt, in
Eichenbeständen gar das Totholz abgeräumt. Nur zehn »Biotopbäume« pro
Hektar bleiben unangetastet.

Diese Praxis verstößt gegen das Naturschutzrecht, das
Verschlechterungen in den EU-Schutzgebieten verbietet. Ihr Ziel
lautet: Zuwachs für den Heisterblock, also weitere Wälder der Klasse
1, soll es im Spessart nie mehr geben.

Nationalpark verhindert

Gemeinsam mit dem Waldbesitzer- und Bauernverband taten die
Staatsforsten denn auch alles, um einen Nationalpark im Spessart zu
verhindern. »Regelrecht aufgehetzt hat man die Leute in den
umliegenden Gemeinden«, berichtet Michael Kunkel vom örtlichen BUND.
Halbtags als Gemeindearbeiter beschäftigt, kennt er den Spessart wie
kaum ein anderer. Er war es, der vor Jahren entdeckte, dass die
Förster mitten in dem FFH-Gebiet Hochspessart Lichtungen in den
Laubwald hauten und Douglasien pflanzten - Nadelbäume aus Nordamerika!

Im Rahmen einer Kampagne gelang es BUND und Greenpeace, die
haarsträubende Praxis vom Europäischen Gerichtshof stoppen zu lassen.
Douglasien dürfen die Förster im FFH-Gebiet nun nicht mehr pflanzen
(rundherum schon). Die vor dem Urteil gepflanzten aber hegen sie
weiter. Dieser und anderer Erfahrungen wegen spricht Michael Kunkel
den Staatsforsten schlicht den Willen ab, das Schutzgut
»Spessartwälder« zu bewahren.

Ein Nationalpark im Spessart hätte die wertvollsten Waldbereiche dem
profitorientierten Zugriff entzogen. Jahrelang kämpfte der BUND in der
Bürgerbewegung »Freunde des Spessarts« dafür, fast zwei Drittel der
Menschen in der Region an seiner Seite. Doch die fehlinformierten
sieben Anliegergemeinden entschieden jeweils knapp gegen einen
Nationalpark.

Inzwischen hat die CSU unter Markus Söder das Ziel eines dritten
Nationalparks in Bayern verworfen. Lieber will sie die Spessartnatur
auf ihre Weise fördern, mit einem millionenschweren Bauprojekt (siehe
Kasten). Und bestätigt einmal mehr, dass das Naturerbe der Laubwälder
im Spessart bei ihr in ganz schlechten Händen ist.


KASTEN

Hafenlohrtal: Neuerliche Fehlplanung

Umgeben von Spessartwäldern liegt unweit von Aschaffenburg das
idyllische Hafenlohrtal. Über 30 Jahre ging der BUND hier gemeinsam
mit einer Aktionsgemeinschaft gegen den Plan vor, das Tal auf 15
Kilometer Länge mit einem Speichersee zu fluten. Erfolgreich, seit
2008 ist die Gefahr gebannt.

Teile des Tals stehen heute unter Naturschutz, der Lebensraum von 1600
Tier- und Pflanzenarten scheint gerettet. Doch sind die Freunde des
Hafenlohrtals weiter gefordert. Zuletzt präsentierte die bayerische
Regierung die Idee eines »Eichenzentrums«, inklusive Tagungshotel.
Satte 26,5 Millionen Euro will sie dafür bewilligen. Mit der Ruhe wäre
es in dem abgeschiedenen Tal dann vorbei. Nicht nur der BUND hält das
Ganze für eine Fehlplanung: zu groß, zu teuer, zu wenig Effekt für den
Naturschutz, zu sehr auf die Eiche als »Brotbaum« der Forstwirtschaft
gemünzt ... Im gesamten Spessart regt sich Unmut. Damals wie heute an
der Spitze des Widerstands: Sebastian Schönauer. Der Pädagoge ist seit
40 Jahren Vorsitzender der Aktionsgemeinschaft, zudem Vizevorsitzender
des BUND in Bayern und Sprecher des BUND-Arbeitskreises Wasser.

Mehr zum Thema

www.ag-hafenlohrtal.de



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Waldperle Heisterblock. Früher waren zwei Drittel Deutschlands mit
altem Buchenwald bedeckt - heute dürfen noch zwei Promille älter als
160 Jahre werden.

- Pilzraritäten: Igel-Stachelbart und Mosaikschichtpilz im
Heisterblock.

 * 

Quelle:
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KLIMA/679: CO2 - gefährlicher Mythos ... (SB)




In den USA werden chemische Behandlungsverfahren von Kohle, die
umweltfreundlicher gemacht werden soll, hochsubventioniert. Doch aus
der Verbrennung der Kohle entstehen nicht weniger, sondern mehr
Stickoxide und andere Luftschadstoffe. Darüber hinaus kontaminieren
die verwendeten Chemikalien, die krebserregend sind, schon mal die
Gewässer in der Umgebung der Anlagen. Einige von ihnen wurden wegen
solcher Umweltschäden inzwischen wieder auf unbehandelte Kohle
umgestellt. Vom Regen in die Traufe und von der Traufe zurück in den
Regen.

"Saubere Kohle" ist ein Märchen, das auch bei den laufenden
UN-Klimaverhandlungen in Katowice gerne erzählt wird, um eine
Industrie zu retten, die Profite einstreicht, während durch sie und
ihre Sachwalter in Politik und Gesellschaft die globale Erwärmung und
damit die Vernichtung der Lebensvoraussetzungen vieler Menschen,
Tiere und Pflanzen vorangetrieben wird. Stammt das obige Beispiel
auch aus den USA, so sieht es in anderen Ländern nicht besser aus.

Die Nachrichtenagentur Reuters [1] hat sich einmal dahintergeklemmt
und gefragt, was es denn nun mit der vorgeblich sauberen, veredelten
Kohle auf sich hat. Das Ergebnis fiel ernüchternd aus. Beispielsweise
stellte der Energiekonzern Duke Energy Corp. im August 2012 zwei
seiner Kohlekraftwerke im US-Bundesstaat North Carolina auf "saubere"
Kohle um, die chemisch mit Bromiden behandelt worden war. Dadurch
sollten beim Verbrennen weniger Stickoxide, dem Hauptbestandteil von
Smog und saurem Regen, und andere Luftschadstoffe entstehen.

Knapp drei Jahre später, im Mai 2015, hat der Energiekonzern keine
solche Kohle mehr verfeuert. Das Unternehmen begründet seinen Schritt
damit, daß Calciumbromid, eines der chemischen Behandlungsmittel der
Kohle, in nahegelegenen Gewässern und Seen, aus denen Trinkwasser
gewonnen wird, nachgewiesen worden war. Damit hatte sich das
Krebsrisiko von über einer Million Menschen in Charlotte und Umgebung
erhöht. Einige Monate nach dem Rückzug der "sauberen" Kohle ging die
Bromidbelastung in den Gewässern der Region drastisch zurück.

Innerhalb dieses Zeitraums hat Duke Energy mehrere Millionen Dollar
an Subventionen der Bundesregierung eingestrichen. Allerdings hätten
die Kraftwerke gar nicht weniger, sondern mehr Stickoxide emittiert,
berichtete Reuters, die sich auf Daten der US-Umweltschutzbehörde EPA
beruft. Beispielsweise hat das Kohlekraftwerk Marshall Steam Station
in Sherrills Ford, North Carolina, in jener Zeit, als es "saubere"
Kohle verbrannte, zwischen 33 und 76 Prozent mehr Stickoxide
ausgestoßen als 2011.

Die Subventionierung "sauberer", veredelter Kohle war 2004 als
Bestandteil des American Jobs Creation Act unter Präsident Georg W.
Bush jun. mit einer Laufzeit bis 2021 beschlossen worden. Der heutige
US-Präsident, Donald Trump, pflegt Kohle als "sauber" und
"wunderschön" zu bezeichnen. Im vergangenen Jahr hat er eine
Clean-Coal-Initiative gestartet, um jene Staaten zusammenzubringen,
die Kohle für den Energieträger der Zukunft und den Klimaschutz für
eine Erfindung der Chinesen halten ...

In den USA werden in diesem Jahr voraussichtlich um die 160 Millionen
Tonnen "saubere" Kohle verbrannt. Das entspricht einem Fünftel der
gesamten Kohleverstromung der Vereinigten Staaten. Bei einer
Steuererleichterung von 7,03 Dollar pro Tonne kommen so mehr als eine
Milliarde Dollar an Subventionen für "saubere" Kohle zusammen.

Reuters zufolge haben im vergangenen Jahr 56 US-Kraftwerke "saubere"
Kohle verbrannt. 22 der 56 Kohlekraftwerke wiesen 2017 höhere
Stickoxidemissionen auf als 2009. Nur bei 18 von ihnen war der
Stickoxidgehalt um mehr als 20 Prozent gesunken, und bei 15 dieser 18
Kraftwerke trat der Effekt erst zu einem Zeitpunkt ein, nachdem
technische Verbesserungen vorgenommen worden waren. Deshalb stellt
sich die Frage, ob der positive Effekt auf die behandelte Kohle oder
auf die Modifikation zurückging.

Im Unterschied zu Stickoxiden konnte die Menge an Quecksilber aus den
Abgasen der Kohlekraftwerke durch die Verwendung von "sauberer" Kohle
sowie weitere technische Maßnahmen, wie vom Gesetzgeber gefordert,
verbessert werden. Mit einer 75prozentigen Quecksilberreduktion wurde
sogar die gesetzliche Vorgabe einer 40prozentigen Minderung deutlich
übertroffen. Was nicht bedeutet, daß Kohlekraftwerke überhaupt kein
Quecksilber mehr an die Umwelt abgeben. Man reduziert hier von einem
hohen Niveau aus.

Die Bromide werden auch dafür verwendet, den Quecksilbergehalt zu
verringern. Dabei entstehen nicht nur, wie oben erwähnt, Gefahren für
die Trinkwasserversorgung, sondern es werden auch große Mengen an
Sondermüll produziert, der nun extra "entsorgt" werden muß. Das zählt
zu den für "saubere" Kohlekraftwerke notwendigen vor- und
nachgelagerten Prozessen und müßte ebenso in einer Umweltbilanz
berücksichtigt werden wie die Entsorgung gewaltiger Mengen an Asche,
die toxische Substanzen wie Uran, Quecksilber, Blei, Cadmium, Arsen
enthält.

Abgesehen von der chemischen Veredelung der Kohle erweist sich noch
ein weiteres Konzept, das unter dem Label "Clean Coal" gepriesen wird
und bei dem die Kohlenstoffdioxidemissionen aus der Abluft der
Kohlekraftwerke abgefangen, verflüssigt und gelagert werden
(CCS-Verfahren), als Bestandteil eines gefährlichen Mythos. Der
energetische Aufwand nimmt zu, um die Folgen des Energieaufwands zu
kompensieren. Wie war das noch mit Goethes Zauberlehrling ...?

Der heutigen Generation, die an den Schalthebeln der Macht sitzt,
bleiben nur noch wenige Jahre, um eine Welt zu hinterlassen, die
einigermaßen enkeltauglich ist. Kohlekraftwerke, mit welchem
Feigenblatt auch immer ihnen ein grüner Touch verliehen werden soll,
gehören nicht dazu.


Fußnote:

[1] https://www.reuters.com/investigates/special-report/usa-coal-pollution/

7. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN





BILDUNG/3294: Vortrag "Wie kommt unser Wissen in die Gesellschaft?" - Bremerhaven, 10.12. (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung - 06.12.2018

Wie kommt unser Wissen in die Gesellschaft?

Vortragsreihe "AWI hautnah" am Montag, 10. Dezember 2018



Der Forschungsverbund REKLIM (Helmholtz-Verbund Regionale
Klimaänderungen) und das AWI Klimabüro initiieren seit über zehn
Jahren innovative Projekte an der Schnittstelle zwischen Wissenschaft
und Gesellschaft. Warum diese Arbeit in der modernen Wissenschaft
heute so wichtig ist, wie man solche Projekte umsetzt und welche
spannenden und vielseitigen Ergebnisse die Wissenschaftler gemeinsam
mit Partnern erarbeiten, erfahren Sie an diesem Abend in einem
kompakt, informativ und unterhaltsam gestalteten Vortag von Dr. Renate
Treffeisen. Vor allen Dingen berichtet sie auch, warum diese Arbeit
richtig Spaß macht und wie sie die Wissenschaft positiv beeinflusst.

Dr. Renate Treffeisen leitet seit 2008 das AWI Klimabüro. Davor
arbeitete sie als Wissenschaftlerin in beiden Polargebieten an der
Frage, wie Staubpartikel in die Polargebiete gelangen.

Der Vortrag beginnt um 19:00 Uhr und findet statt im Wegener-Haus des
Alfred-Wegener-Instituts, Am Alten Hafen 26 / Columbusstraße in
Bremerhaven. Die etwa einstündige Veranstaltung ist kostenfrei und der
Besuch ist ohne Anmeldung möglich.



Das Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) forscht in der Arktis, Antarktis und den Ozeanen
der gemäßigten sowie hohen Breiten. Es koordiniert die Polarforschung
in Deutschland und stellt wichtige Infrastruktur wie den
Forschungseisbrecher Polarstern und Stationen in der Arktis und
Antarktis für die internationale Wissenschaft zur Verfügung. Das
Alfred-Wegener-Institut ist eines der 18 Forschungszentren der
Helmholtz-Gemeinschaft, der größten Wissenschaftsorganisation
Deutschlands.

Veranstaltungen des Instituts finden Sie in unserem Online-Kalender
unter: 

https://www.awi.de/ueber-uns/service/veranstaltungen.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news707424

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution188

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und

Meeresforschung - 06.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / COMIC





COMIC STRIP/0105: Hartzes Leiter ... (SB)






[image: Hartzes Leiter ... Copyright 2018 by Schattenblick]
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SPIELE/421: Braunschweig - Spiele-Nachmittag für Senioren am 12.12.2018


Stadt Braunschweig

Spiele-Nachmittag für Senioren



Braunschweig. Den nächsten Spiele-Nachmittag für Senioren bietet die
Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2, am Mittwoch, 12. Dezember,
von 14.30 bis 17.30 Uhr an. Bei der monatlich stattfindenden
Veranstaltung können Spiele wie "Azul", "Blokus" oder "Rummikub"
ausprobiert werden. Bei einem Angebot von mehr als 2.500
Gesellschaftsspielen ist bestimmt für jeden Geschmack etwas dabei.
Auch Zuschauer sind dabei willkommen. Der Eintritt ist frei.

Weitere Informationen unter der Telefonnummer 470-6835. Der nächste
Spiele-Nachmittag ist am 9. Januar 2019 geplant.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 05.12.2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309 - 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TOUR/7381: Mönchengladbach - Weihnachts-Spaziergang am 12.12.2018


Stadt Mönchengladbach

12. Dezember 2018: Weihnachts-Spaziergang



Der Weihnachts-Spaziergang am Mittwoch, 12. Dezember 2018, lädt ein,
die Vorweihnachtszeit in Mönchengladbach konfessionsübergreifend zu
erleben, in den geschmückten Kirchen der Stadt einen Blick auf die
verschiedenen Krippen zu werfen, dem Geheimnis von Weihnachten
nachzuspüren und dabei Geschichte und Geschichten Mönchengladbachs zu
erfahren.

Der Weihnachts-Spaziergang dauert etwa eineinhalb Stunden. Er startet
um 17 Uhr am Parkplatz Geroweiher, Schild "Stadt-Touren". Die Tour
kann auf Wunsch der Teilnehmer am Glühweinstand auf dem
Weihnachtsmarkt ausklingen (warmes Schuhwerk wird empfohlen).

Der Weihnachts-Spaziergang kostet 8 Euro für Erwachsene und 4 Euro für
Kinder zzgl. 2,20 Euro Bearbeitungsgebühr pro Buchung. Buchungen beim
Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim Ticket- und Infoservice
der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-27 41 61) sowie online unter
www.stadttouren-mg.de. (MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 05.12.2018

Stadt Mönchengladbach - Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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